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1. 
Verfaſſung und allgemeine Verwaltung. 


Siehe hierzu: Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (G.⸗S. S. 335) nebſt Novelle vom 
22. März 1881 (G.⸗S. S. 176, 233). Dotationsgeſetze vom 30, April 1873 (G.⸗S. S. 187) 
vom 8. Juli 1875 (G.⸗S. S. 497) und vom 2. Juni 1902 (G.⸗S. S. 167). 


15 
Verordnung über Einrichtung des Landarmenweſens in der 
Provinz Pommern. Vom 27. Dezember 1876. 
(G.⸗S. 1877 S. 2.) (2. P. L. S. 8, 111.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw. verordnen 
über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in Pommern 
auf Grund der §8 27 und 28 des Geſetzes vom 8. März 1871, betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz (Geſetz— 
ſammmlung Seite 130 ff.) unter Zuſtimmung des Provinziallandtages 
von Pommern, ſowie der Kommunallandtage von Altpommern, von Neu- 
vorpommern und Rügen, was folgt: 

8 1. Der Landarmenverband der Provinz nn umfaßt: 

1. den früheren Landarmenverband von Altpommern, 
2. den früheren Landarmenverband von Neuvorpommern und Rügen. 

Der Landarmenverband hat in der Stadt Stettin ſeinen Sitz und 
Gerichtsſtand. 

$ 2. Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes 
wird vom 1. Januar 1877 ab dem Provinzialverbande von Pommern und 
ſeinen Organen nach Maßgabe der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 
übertragen. 

$ 3. Mit dem im 8 2 gedachten Zeitpunkte treten alle entgegen— 
ſtehenden Beſtimmungen außer Kraft. . 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei— 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1876. 

(L. 8.) gez. Wilhelm. 
ggez. Graf zu Eulenburg. 


25 
Verordnung wegen Vereinigung der im Kreiſe Randow belegenen, 
bisher dem Landarmenverbande der Kurmark angehörigen Ort— 
ſchaften mit dem Landarmenverbande der Provinz Pommern. 
Vom 15. März 1877. 
(G.⸗S. S. 95.) (2. P. L. S. 8.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ufm., verordnen 
in Ergänzung unſerer Verordnung über Einrichtung des Landarmenweſens 


Samml. von geſetzl. Beſtimmungen ufw, für Pommern. 


1 


2 J. Verfaſſung und allgemeine Verwaltung. 


in der Provinz Pommern vom 27. Dezember 1876 (Geſetzſammlung von 
1877 Seite 2) auf Grund des 8 27 des Geſetzes vom 8. März 1871, 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs— 
wohnſitz (Geſetzſammlung Seite 130 ff.) unter Zuſtimmung des Provinzial⸗ 
landtages von Pommern, ſowie des Kommunallandtages der Kurmark, 
was folgt: 

Einziger Paragraph. Die früher kurmärkiſchen Ortſchaften Tantow 
und Hohenfelde (Güter), Bismark, Cunow-Anteil, Löcknitz, Plöwen-Anteil 
und Retzin-Anteil (Dörfer), ſämtlich im Kreiſe Randow, ſcheiden mit dem 
1. April 1877 aus dem Landarmenverbande der Kurmark aus und werden 
mit dem Landarmenverbande der Provinz Pommern vereinigt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei— 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. März 1877. 

8) gez. Wilhelm. 
ggez. Graf zu Eulenburg. 


3. 
Geſetz, betreffend die Aufhebung der kommunalſtändiſchen Verbände 
in der Provinz Pommern. Vom 18. Jauuar 1881. 
(G.⸗S. S. 7.) (5. P. L. S. 10, 38.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen uſw. verordnen 
zur Ausführung der Vorſchrift im Schlußſatze des 8 128 der Provinzial⸗ 
ordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und 
Sachſen vom 29. Juni 1875 (Geſetzſammlung Seite 335), mit Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages, was folgt: 

§ 1. Die beiden kommunalſtändiſchen Verbände 

1. von Hinterpommern und Altvorpommern, 
2. von Neuvorpommern und Rügen 
werden aufgehoben. 

Mit der Aufhebung gehen alle Rechte und Pflichten der kommunal⸗ 
ſtändiſchen Verbände, ſoweit dies nicht bereits geſchehen oder nicht anderes 
in dieſem Geſetze beſtimmt iſt, auf den Provinzialverband der Provinz 
Pommern über. 

Die dem Kommunalverbande von Neuvorpommern und Rügen von 
dem Provinzialverbande übertragene Verwaltung und Unterhaltung der 
früheren Staatschauſſeen fällt an den Provinzialverband zurück.!) 

S 2. Die im bisherigen kommunalſtändiſchen Verbande von Neu— 
vorpommern und Rügen beſtehenden Kommunalchauſſeen, deren Unterhaltung 
dem kommunalſtändiſchen Verbande obliegt, gehen mit allem Zubehör in 
das Eigentum des Provinzialverbandes über. Die Koſten der Unterhaltung 
und Verwaltung dieſer Chauſſeen werden beſtritten durch die aufkommenden 
Chauſſeegelder, und das dann noch Fehlende durch eine gleichmäßige 
Mehrbelaſtung der Kreiſe Rügen, Franzburg, Grimmen und Greifswald 
und des Stadtkreiſes Stralſund, welche von denſelben in Gemäßheit 
des $ 110 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 aufgebracht wird.!) 


) Die Verwaltung und Unterhaltung der früheren Staatschauſſeen ſowohl wie 
der früher kommunalſtändiſchen Chauſſeen iſt vertragsmäßig den einzelnen Kreiſen vom 
1. April 1884 ab übertragen. Siehe unter II 6 B. e. 


Aufhebung der kommunalſtändiſchen Verbände. 3 


§ 3. Diejenigen Summen, welche zur Verzinſung und Abtragung 
der Schulden des kommunalſtändiſchen Verbandes von Neuvorpommern 
und Rügen erforderlich ſind, werden durch Wehrbelaſtung der Kreiſe Rügen, 
Franzburg, Grimmen und Greifswald, ſowie des Stadtkreijes Stralſund 
in Gemäßheit des $ 110 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 in 
der Art aufgebracht, daß die Mehrbelaſtung die dem Amortiſationsplan 
zu Grunde gelegte Verzinſung mit vier Prozent und Amortiſation mit ein 
Prozent nicht überſteigen darf.“) 

§ 4. Die von dem kommunalſtändiſchen Verbande von Neuvor⸗ 
pommern und Rügen verwaltete Provinzialhilfskaſſe und der Anteil der 
Kreiſe Dramburg und Schivelbein an der Provinzialhilfskaſſe der Neumark 
werden mit der Provinzialhilfskaſſe von Altpommern vereinigt. 


Die Verwaltung des vereinigten Fonds wird bis zum Erlaſſe eines 
neuen Statuts) nach Maßgabe der für die Provinzialhilfskaſſe von 
Altpommern geltenden Normen geführt. 

Der Zinsgewinn iſt im Intereſſe des Provinzialverbandes der Provinz 
Pommern zu verwenden.“) 


§ 5.) Bei Verwaltung der Neuvorpommerſchen Feuerverjicherungs- 
ſozietät für Gebäude tritt bis zum Erlaſſe eines anderweitigen Reglements 
an die Stelle des ſtändiſchen Ausſchuſſes (der Landkaſtensbevollmächtigten) 
der Provinzialausſchuß, an die Stelle des Kommunallandtages der Pro- 
vinziallandtag, und wird das ſtaatliche Auſſichtsrecht nach Maßgabe der 
Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 ausgeübt. 

Für den Fall, daß eine Auflöſung und nicht blos eine Vereinigung 
mit einer anderen Provinzialſozietät erfolgt, wird der Reſervefonds der 
Sozietät den Kreiſen von Neuvorpommern und Rügen nach dem Maßſtabe 
der beitragspflichtigen Summen der bei der Auflöſung in den Kreiſen ver— 
ſicherten Gebäude überwieſen. 


8 6. In das Kuratorium der in Neuvorpommern und Rügen 
beſtehenden König-Wilhelms-Stiftung treten an Stelle der beiden Land— 
kaſtensbevollmächtigten zwei vom Provinzialausſchuſſe zu wählende Ange— 
hörige von Neuvorpommern und Rügen.“) 


Diejenigen Verwaltungsbefugniſſe, welche bei der Neuvorpommerſchen— 
Wilhelms - Stiftung bisher dem Kommunallandtage beziehungsweiſe dem 


2) Zur Tilgung dieſer Schulden iſt eine mit 4% zu verzinſende und mit 1% 
nebſt zuwachſender Zinserſparnis zu amortiſierende Provinzialanleihe von 1,990,000 Mk. 
aufgenommen (9. 1 L. S. 15, 46 welche mit dem 1. Oktober 1925 amortiſiert ſein wird. 

) Siehe Reglement für die Verwaltung der Provinzialhilfskaſſe unter II 8. 
Über den Zinsgewinn beſtimmt $ 32 daſelbſt. 

9 ie neuvorpommerſche Sozietät iſt vom 1. Januar 1886 ab mit den beiden 
altpommerſchen Sozietäten zu der Pommerſchen Feuerſozietät verſchmolzen. Siehe 
Reglement der Pommerſchen Feuerſozietät (§ 70) unter II 10. A. 

5) Die „König Wilhelms⸗Stiftung“ iſt 1865 zur Erinnerung an die Feier der 
50jährigen Vereinigung von Neuvorpommern und Rügen mit dem preußiſchen Staat 
gegründet. Die Zinſen des durch freiwillige Beiträge zuſammengebrachten Kapitals 
mean dazu verwendet werden, „für arme Kinder aus Neuvorpommern und Rügen zu 
orgen, namentlich Beihilfen zu Pflegegeldern für dergleichen arme Kinder zu gewähren, 
die in Rettungs⸗ und Waiſenhäuſern, Taubjtummen-, Blinden⸗ und Blödſinnigen⸗ 
Bildungsanſtalten, Kinder-Hoſpitalen und ähnlichen Kinder-Pflegeanſtalten unterzubringen 
ſind, welche ſonſt dieſer Wohltat entbehren müßten.“ Das Kuratorium beſteht aus dem 
Regierungspräfidenten zu Stralſund und obigen zwei Mitgliedern. Der Provinzial⸗ 
verband hat, abgeſehen von der Wahl, keine Befaſſung mit der Stiftung. 
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engeren Ausſchuſſe zugeſtanden haben, gehen auf den Provinziallandtag 
beziehungsweiſe den Provinzialausſchuß über ) 

8 7. Der Fonds für die Linderung allgemeiner Notſtände in Neu— 
vorpommern und Rügen darf nur ſeinem urſprünglichen Zwecke gemäß 
verwendet werden.) 

§ 8. Die Meliorationsfonds für den Regierungsbezirk Köslin und 
Stettin werden zu einem Meliorationsfonds für die Provinz vereinigt.“ 

§ 9. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten alle mit den Vorſchriften deſſelben in 
Widerſpruch ſtehenden oder mit demſelben nicht zu vereinigenden geſetzlichen 
Beſtimmungen außer Geltung. 

Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige- 
druckten Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 18. Januar 1881. 

(L. S.) Wilhelm. 

v. Kameke. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Bitter. 

v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
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Statutariſche Anordnungen für den Provinzialverband von 
Pommern. 
a. (I. P. L. S. 11, 31.) 
Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzial-Ordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von Pommern in Aus- 
führung der 88 46, 47 und 93 beſtimmt, was folgt: 
8 Der Provinzialausſchuß beſteht außer dem Vorſitzenden und 
dem Landeshauptmann aus 11 Mitgliedern. 
§ 2. Für die Mitglieder zu § 1 werden 7 Stellvertreter gewählt. 
§ 3. Die Stellvertreter werden abwechſelnd in der Reihenfolge ein- 
berufen, welche nach ihrer Wahl von dem Vorſitzenden des Provinzialland— 
tages durch das Los beſtimmt iſt. 
§ 4. Dem Landeshauptmann) wird zur Mitwirkung bei Erledigung 
der Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung ein oberer Beamter mit 
beratender Stimme zugeordnet. 
Beſchloſſen vom 1. Provinziallandtage am 12. Januar 1876. 


) Siehe Statut unter III 1. 

) Im Jahre 1872 wurde den Kommunalſtänden von Neuvorpommern und Rügen 
als Veſtbeſtand einer Privatſammlung behufs Linderung der Not im Winter 1867/8 
ein Betrag von 555 Talern „zur Gründung eines Fonds zur Linderung allgemeiner 
Notſtände in Neuvorpommern und Rügen“ überwieſen. Der Kommunallandtag akzeptierte 
dieſe Schenkung durch Beſchluß vom 18. Oktober 1872. Der Fonds war bis zum Jahre 
1903 auf 5209 Mk. 18 Pf. angewachſen. Dieſer Beſtand iſt am 15. Juni 1903 an die 
Regierungshauptkaſſe zu Stralſund zur Unterſtützung der durch das Unwetter am 18. und 
19. April 1903 in ihrem Nahrungsſtande gefährdeten Fiſcher überwieſen. Genehmigt 
durch Beſchluß des Provinziallandtages von Pommern vom 18. März 1904. 

) Siehe Reglement für die Verwaltung des Meliorationsfonds unter II 9, 

) Infolge Allerhöchſten Erlaſſes vom 6. April 1895 hat der erſte Beamte der 
kommunalen Provinzialverwaltung von Pommern ſtatt der bisherigen Bezeichnung 
„Landesdirektor“ fortan den Titel „Landeshauptmann“ zu führen. In allen Reglements 
uſw iſt deshalb ſtatt „Landesdirektor“ geſetzt: „Landeshauptmann“. 
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Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 15. Januar 1876. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Nr. 5 S. 25 
Köslin, 5 2 br 1876. 
Stralſund, „ 5 „ 26 


b. (1. P. L. S. 16.) 
Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von Pommern in Ausführung 
en § 93 und in Ergänzung der ſtatutariſchen Anordnung vom 12. Januar 1876 
eſtimmt: 

Dem Landeshauptmann wird zur Bearbeitung der Wege— 
und ſonſtigen Bauſachen ein oberer techniſcher Beamter mit be— 
ratender Stimme beigeordnet. 

Beſchloſſen von dem 1. Provinziallandtage am 13. Januar 1876. 
Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 25. März 1876. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 

Stettin, Nr. 17 S. 81 

Köslin, 1 16 „ 87 für 1876; 

Stralſund, „ 16 „ 72 


c. (2. P. L. S. 5,57.) 

Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von 8 in Aus⸗ 
führung des $ 93 und in Ergänzung der ſtatutariſchen Anordnungen vom 
12. und 13. Januar 1876 beſtimmt: 

§ 1. Dem Landeshauptmann wird zur Mitwirkung bei Erledigung der 
Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung ein zweiter oberer Beamter 
mit beratender Stimme zugeordnet. 

8 2. Die dem Landeshauptmann zur Mitwirkung bei Erledigung der 
Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung zugeordneten oberen Beamten 
führen den Titel „Landesrat“. Der dem Landeshauptmann zur Bearbeitung 
der Wege- und ſonſtigen Bauſachen zugeordnete obere techniſche Beamte 
führt den Titel „Landesbaurat“. 

Beſchloſſen von dem 2. Provinziallandtage am 2. Dezember 1876. 

Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 7. Februar 1877. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Nr. 14 S. 70 
Köslin, „ 15 „ 71 für 1877. 

Stralſund, „ 15 „ 75 


d. & P. L. S. 11.) 

Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird in Ausführung des § 91 J. c. für den Provinzial⸗ 
verband von Pommern beſtimmt: 

Einziger Paragraph. Urkunden und Vollmachten, mittels deren der 
Provinzialverband Verpflichtungen übernimmt, werden, wenn fie den Chauſſee— 
und Wegebau, das Landesmeliorations- und Hilfskaſſenweſen, das Land— 
armenweſen mit Einſchluß der mit demſelben zuſammenhängenden Verwaltungs— 
zweige (Fürſorge für Geiſteskranke, Taubſtumme, Blinde und dergleichen) 
oder die Verwaltung der Provinzialanſtalten betreffen, rechtsgiltig für den 
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Provinzialverband von dem Landeshauptmann unter Beidrückung ſeines 
Amtsſiegels vollzogen. Ausgenommen bleiben Urkunden über die Veräußerung 
oder den Erwerb von Grundſtücken und Immobiliarrechten, ſoweit ſie nicht 
Prioritätsbewilligungen, Exnexuationen und Löſchungen in Meliorations- und 
Hilfskaſſenangelegenheiten betreffen. 

Beſchloſſen von dem 5. Provinziallandtage am 10. März 1880. 

Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. April 1880. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Nr. 21 S. 114 
Köslin, 5 . 1880. = 
Stralſund, „ 21 „ 87 

e. C. P. L. S. 10) Z 

Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 38 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875, in der durch das Geſetz vom 22. März 1881 abgeänderten 
Faſſung, wird für den Provinzialverband von Pommern beſtimmmt: 

Einziger Paragraph. Dem Provinzialausſchuß wird die Befugnis bei⸗ 
gelegt, in der Zeit, während welcher der Provinziallandtag nicht verſammelt 
iſt, über die Veräußerung 

a) von Chauſſeehäuſern und ſonſtigen Chauſſeezubehörungen; ) 

b) von den zur Provinziallandarmenanſtalt zu Neuſtettin gehörigen 
Grundſtücken, ſoweit dieſelben, von der Stadt aus gerechnet, 
jenſeits der Bahnlinie gelegen oder ſonſt zu Bauſtellen geeignet ſind, 

Beſchluß zu fallen. — Von den ſtattgehabten Verkäufen it dem Provinzial⸗ 

landtage bei ſeinem jedesmaligen Zuſammentreten Mitteilung zu machen. 
Beſchloſſen von dem 7. Provinziallandtage am 28. Juni 1881. 
Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 12. Auguſt 1881. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 

Stettin, Nr. 35 S. 212 

Köslin, „ 35 „ 196 “ für 1881. 

Stralſund, , 35 „ẽ 132 


f. (12. P. L. S. 13.) 
Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von Pommern in Ausführung 
des § 93 und in Ergänzung der ſtatutariſchen Anordnungen vom 12. und 
13. Januar 1876, ſowie vom 2. Dezember 1876 beſtimmt: 
Dem Landeshauptmann wird zur Mitwirkung bei Erledigung 
der Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung ein dritter oberer 
Beamter (Landesrat) zugeordnet. 
Beſchloſſen vom 12. Provinziallandtage am 11. März 1886. 
Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 19. April 1886. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 27 S. 181 
Köslin, „ e ei 1886. 
Stralſund, 2 26 „ 148 


„ 


i 8. (17. P. 8x6. 14) 
Au Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von Pommern in Ausführung 


) Wegen der Verwendung des Erlöfes: ſiehe unter II 6 B d Note 9, 
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des § 93 und in Ergänzung der ſtatutariſchen Anordnungen vom 12. und 
13. Januar 1876, vom 2. Dezember 1876 und vom 11. März 1886 beſtimmt. 
Dem Landeshauptmann wird zur Witwirkung bei Erledigung 
der Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung ein vierter oberer 
Beamter (Landesrat) zugeordnet. 
Beſchloſſen vom 17. Provinziallandtage am 11. März 1891. 
Genehmigt mittels Allerhöchſten Erlaſſes vom 7. April 1891. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 19 S. 134 
Köslin, „ 19 „ 176 für 1891. 
Stralfund, „ 19 „ 94 


n. (18. P. L. S. 15.) 
Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von Pommern in Ausführung 
des § 93 und in Ergänzung der ſtatutariſchen Anordnungen vom 12. und 
13. Januar 1876, vom 2. Dezember 1876, vom 11. März 1886 und vom 
11. März 1891 beſtimmt: 
Dem Landeshauptmann wird zur Mitwirkung bei Erledigung 
der Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung ein fünfter oberer 
Beamter (Landesrat) zugeordnet. 
Beſchloſſen vom 18. Provinziallandtage am 9. März 1892. 
Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 6. April 1892. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 27 Nr. 323 
Köslin, „ 27 „ 251 f für 1892. 
Stralfund, „ 27 „ 296 


i. (19. P. L. ©. 16.) 
Auf Grund der SH 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von Pommern in Aus⸗ 
führung des § 93 und in Ergänzung der ſtatutariſchen Anordnungen vom 
12. und 13. Januar 1876, vom 2. Dezember 1876, vom 11. März 1886, 
vom 11. März 1891 und vom 9. März 1892 beſtimmt: 
Dem Landeshauptmann wird zur Mitwirkung bei Erledigung 
der Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung ein ſechſter oberer 
Beamter (Landesrat) zugeordnet. 
Beſchloſſen vom 19. Provinziallandtage am 16. März 1893. 
Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 12. April 1893. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 21 S. 158 
Köslin, „ 22 „ 207 f für 1893. 
Stralfund, „ 22 „ 106 
k. (29. P. L. S. 20.) 
Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von Pommern in Ausführung 
des § 93 und in Ergänzung der früheren ſtatutariſchen Anordnungen beſtimmt: 
Dem Landeshauptmann wird zur Mitwirkung bei der Er⸗ 
ledigung der Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung ein 
ſiebenter oberer Beamter (Landesrat) zugeordnet. 


8 J. Verfaſſung und allgemeine Verwaltung. 


Beſchloſſen vom 29. Provinziallandtage am 13. März 1902. 

Genehmigt mittels Allerhöchſten Erlaſſes vom 9. Mai 1902. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 23 S. 140 
Köslin, „ 23 „ 137 J für 1902. 
Stralſund,, 23 „ 123 

J. 86. P. L. S. 24.) 

Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von Pommern in Ausführung 
des § 93 a. a. O. und in Ergänzung der früheren ſtatutariſchen Anord- 
nungen beſtimmt: 

Dem Landeshauptmann wird zur Mitwirkung bei der Er— 
ledigung der Geſchäfte der geſamten Provinzialverwaltung ein 
achter oberer Beamter (Landesrat) zugeordnet. 

Beſchloſſen vom 36. Provinziallandttage am 17. März 1909. 
Genehmigt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 23. April 1909. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 

Stettin, Stück S. 22 

K für 1909. — 

Stralſund,, „ 21 


m. (39. P. L. S. 22.) 

Auf Grund der SS 8 Nr. 1 und 35 und in Ausführung des & 93 der 
Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 wird für den Provinzialverband von 
Pommern in Ergänzung der ſtatutariſchen Anordnung vom 2. Dezember 1876, 
7. Februar 1877 beſtimmt: 

Demjenigen, der dem Landeshauptmann zugeordneten oberen Beamten 


(Landesräte), der die allgemeinen juriſtiſchen und Verwaltungsangelegenheiten 


bearbeitet, kann durch Beſchluß des Provinziallandtages der Titel „Landes- 
ſyndikus“ verliehen werden. 
Beſchloſſen vom 39. Provinziallandtage am 14. März 1912.7 


5. 


Geſchäftsordnung für den Provinziallandtag von Pommern. 
2. P. L. S. 2, 35.) 

9 4 § 1. Die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung und Schließung 
vinztalland- des BE erfolgt durch den Oberpräſidenten der Provinz 
es als Königlichen Kommiſſarius oder den für ihn in dieſer Eigenſchaft 

ernannten Stellvertreter. N 26 der Prov.⸗Ordn.) 
Vorſit. S 2. Nach der Eröffnung übernimmt das an Jahren älteſte 
Mitglied, welchem die beiden jüngſten Mitglieder als Schriftführer 
und Stimmzähler zur Seite ſtehen, den Vorſitz und bewirkt nach 


*) Der Herr Minifter des Innern hat die Einholung der Allerhöchſten Genehmigung 
zu der Verleihung des Titels „Landesſyndikus“ an einen oberen Beamten nicht für an⸗ 
gezeigt gehalten, „da es den beſtehenden Grundſätzen widerſprechen würde, wenn der 
Provinziallandtag mit der Verleihung des Titels betraut würde“. Er hat anheimgeſtellt, 
die Umwandlung der Stelle eines „Landesrats“ in diejenige eines „Landesſyndikus“ 
ausſprechen zu laſſen, wodurch die Landesratsſtelle ohne weiteres die Amtsbezeichnung 
„Landesſyndikus erhalten würde. Da dieſe Umwandlung durch den Provinzialhaushalts⸗ 
etat für 1912 bereits bewirkt iſt, ſo iſt der Beſchluß hinfällig. 
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Maßgabe des dieſer Geſchäftsordnung beigefügten Wahlreglements 
die Wahl eines Vorſitzenden und Stellvertreters. 

Dieſelben fungieren während der Sitzungsperiode und in der 
darauf folgenden Zwiſchenzeit bis zum Zuſammentritt des nächſten 
Provinziallandtages. ($ 32 der Prov.⸗Ordn.) 

3. Der Vorſitzende, im Falle ſeiner Behinderung der Stell⸗ 

vertreter deſſelben, leitet die Verhandlungen. Er eröffnet und ſchließt 
die Sitzungen. Er handhabt die Ordnung in denſelben. Er kann 
jeden Zuhörer, welcher Zeichen des Beifalls oder Mißfallens gibt 
oder ſonſt eine Störung verurſacht, entfernen laſſen, auch wenn 
im Zuhörerraum ſtörende Unruhe entſteht, denſelben augenblicklich 
ganz räumen laſſen. (§ 33 der Prov.⸗Ordn.) Er iſt befugt, den 
Sitzungen der Kommmiſſionen mit beratender Stimme beizuwohnen. 
Er vertritt den Provinziallandtag nach außen, korreſpondiert im 
Namen deſſelben mit dem Königlichen Kommiſſar und den Behörden, 
eröffnet alle Eingaben an den Provinziallandtag und unterzeichnet 
die Ausfertigung ſeiner Beſchlüſſe. 

4. Der Provinziallandtag wählt vier Schriftführer, welche Fire 
die Protokolle aufzunehmen, die Rednerlijte zu führen, die Schrift⸗ 
ſtücke zu verleſen, den Namensaufruf vorzunehmen und den Vor⸗ 
ſitzenden bei Beſorgung der Geſchäfte zu unterſtützen haben. 

Sie werden in einer einzigen Wahlhandlung — durch Auf- 
ſchreiben von vier Namen auf den Wahlzettel — nach relativer 
Stimmenmehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
Los, welches durch die Hand des Vorſitzenden gezogen wird. 

Sobald die Wahl des Vorſitzenden und der Schriftführer 
erfolgt iſt, wird vom Vorſitzenden die Konſtituierung des Provinzial⸗ 
landtages dem Königlichen Kommiſſar angezeigt. 

§ 5. Die Sitzungen des Provinziallandtages ſind öffentlich. en 
Für einzelne Gegenſtände kann durch beſonderen, in geheimer Sitzung Sigungen. 
gefaßten Beſchluß, die Offentlichkeit ausgeſchloſſen werden. (S 28 der 
Prov.⸗Ordn.) 

8 6. Urlaub kann den „„ bis zur Be 
Dauer von drei Tagen der Borſitzende, für längere Zeit nur der 
Landtag erteilen. 

§ 7. Der Provinziallandtag kann nur beſchließen, wenn mahlen. 
mehr als die Hälfte ſeiner Mitglieder anweſend iſt. Als anweſend 
gelten auch diejenigen Mitglieder, welche ſich der Abſtimmung ent- 
halten. ($ 29 der Prov.⸗Ordn.) 

8. Nach der Wahl der Vorſitzenden und Schriftführer erfolgtsudnng der 
die Verteilung derjeniger Mitglieder des Landtages, welche ausweis⸗ MR 
lich des vorzunehmenden Namensaufrufes anweſend find, in ſieben 
Abteilungen durch das Los. — Die Verloſung geſchieht durch den 
Vorſitzenden unter Aſſiſtenz der Schriftführer. 

Mitglieder, welche nach ſtattgehabter Verloſung in den Land⸗ 
tag eintreten, werden nach der Zeit ihrer Anmeldung im Bureau 


durch Anordnung des Vorſitzenden der Reihe nach den einzelnen 


Abteilungen zugeteilt. 

8 9. Nach erfolgter Verloſung beruft der Vorſitzende des 
Landtages die Abteilungen zu ihrer Konſtituierung. Dieſelben wählen 
einen Vorſitzenden und einen Schriftführer, ſowie für beide Stellvertreter. 
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Waßlen der F 10. Die Vorprüfung der Legitimation der Provinzialland— 
Frovinzia- tagsmitglieder geſchieht durch die Abteilungen, welchen der Vorſitzende 


landtags⸗ 


mitgliede 


Bildung 
ſtändiger 
Roms 
miſſtonen 


Behandlung 
der Vor 
lagen, An⸗ 
träge und 
Geſuche. 


r. ch Landtages eine möglichjt gleiche Anzahl von Wahlakten über— 
weiſet. 

§ 11. Die Abteilungen haben dem Landtage über das Ergebnis 
der Wahlprüfung Bericht zu erſtatten. 

Die Berichterſtattung erfolgt in der Regel mündlich, wenn aber 
ein Einſpruch gegen die Wahl vorliegt oder der Antrag der Abteilung 
auf Ungültigkeitserklärung gerichtet iſt, muß ſchriftlicher Bericht 
erſtattet werden. 

8 12. Der 3 beſchließt im Plenum über die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit jeder einzelnen Wahl, reſp. über die 
Vornahme weiterer Ermittelungen. 

Ein Mitglied, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt, ſcheidet 
ſofort aus und kann erſt durch reformierende Entſcheidung des Ober— 
verwaltungsgerichts oder durch Neuwahl wieder zum Eintritt in den 
Provinziallandtag Berechtigung erlangen. 


§ 13. Zur Vorberatung der an den Landtag gelangenden 
Vorlagen und Anträge werden folgende ſtändige Kommiſſionen gebildet: 
1. für Rechnungs-, Etats- und Kaſſenweſen, beſtehend aus 
14 Mitgliedern, 
2. für Petitionen, beſtehend aus 14 Mitgliedern, 
3. für Chauſſee- und Wegebau, ſowie für Landesmeliorationen, 
beſtehend aus 14 Mitgliedern, 
. für Verſicherungsangelegenheiten, beſtehend aus 7 Mitgliedern, 
für Landarmen-, Korrigenden-, Irren-, Taubſtummen-, 
Blinden- und Idiotenweſen, beſtehend aus 14 Mitgliedern. 
Die Überweiſung der Vorlagen und Anträge an dieſe Kom— 
miſſionen erfolgt durch den Vorſitzenden des Landtages. 


§ 14. Von den Vorlagen der Staatsregierung, den Anträgen 
des Provinzialausſchuſſes, des Landeshauptmanns und der oberen 
Provinzialbeamten, den Geſuchen an den Provinziallandtag und den 
Uranträgen einzelner Mitglieder wird von dem Vorſitzenden bald— 
möglichſt in der Sitzung Mitteilung gemacht, ſei es durch Verleſen, 
jet es durch Hervorhebung des Hauptinhalts. Hierbei hat der Vor— 
ſitende dem Landtage Kenntnis davon zu geben, welcher der ſtän— 
digen Kommiſſionen (§ 13) die Vorlagen uſw. überwieſen ſind. 

Eine Vervielfältigung der Vorlagen uſw. durch den Druck 
erfolgt nur, wenn der Vorſitzende dies für nötig erachtet oder der 
Provinziallandtag dies beſchließt. !) 

§ 15. Unmittelbar nach erfolgter Mitteilung (§ 14) kann jedes 
Mitglied die Vorberatung durch eine andere ſtändige oder durch eine 
beſondere Kommiſſion von 7, 14 oder 21 Mitgliedern beantragen 
und der Provinziallandtag ſolche beſchließen. 

Der Provinziallandtag kann die Verſtärkung der ſtändigen 
Kommiſſionen für die Vorberatung einzelner Vorlagen auf eine 
höhere, durch 7 teilbare Zahl beſchließen. 


Or 


) Mit Zuftimmung des Vorſitzenden pflegt der Landeshauptmann ſchon 
vor dem Zuſammentreten des Landtages die Vervielfältigung anzuordnen, ſoweit 
er ſie für erforderlich hält. 
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8 16. Die Wahl der Kommiſſionsmitglieder erfolgt durch die Wahn der 
Abteilungen mittelſt Stimmzettel dergeſtalt, daß jede Abteilung in miffionen. 


einzelnen Wahlgängen eine gleiche Anzahl von Mitgliedern wählt. 
— Zur Wahl iſt abſolute Mehrheit der Stimmenden erforderlich. 

8 17. Die Kommiſſionen konſtituieren ſich durch die Wahl 
eines Vorſitzenden und Schriftführers, ſowie je eines Stellvertreters 
derſelben, beraten auf den Vortrag eines oder mehrerer vom Bor- 
ſitzenden der Kommiſſion ernannten Referenten den ihnen überwieſenen 
Gegenſtand und machen ſich über die deshalb an das Plenum zu 
richtenden Anträge ſchlüſſig. Dieſe werden dem Vorſitzenden des 
Provinziallandtages immer ſchriftlich überreicht; die Berichterſtattung 
des von der Kommiſſion zu wählenden Referenten im Plenum iſt in 
der Regel mündlich, und nur dann ſchriftlich, wenn die Kommiſſion 
dies für nötig hält oder das Plenum es verlangt. 

Schriftliche Berichte ſind ſtets gedruckt oder metallographiert 
zu verteilen. 

§ 18. Wird die Vorlage uſw. (S 14) weder einer der ſtändigen 
Kommiſſionen, noch einer beſonderen Kommiſſion zur Vorberatung 
überwieſen, ſo erfolgt die Beratung lediglich im Plenum des Pro- 
vinziallandtages. Vom Vorſitzenden wird erforderlichenfalls ein 
Referent eventl. auch ein Korreferent ernannt, der den Bericht münd⸗ 
lich erſtattet, ſeine Anträge jedoch ſchriftlich überreicht. 

§ 19. Der Antrag des Referenten und Korreferenten muß in 
der Regel vor Beratung der Vorlage im Plenum an die Witglieder 
des Landtages gedruckt oder metallographiert verteilt werden.“) 
Geſchieht dies nicht, ſo muß jeder Antrag des Referenten und Kor⸗ 
referenten vor Beginn des Referats vorgeleſen werden. 


Sofortige 
Beratung 
in pleno. 


8 20. Die Tagesordnung für das Plenum wird durch den Lorichriten 


Vorſitzenden vor dem Schluſſe jeder Sitzung für die nächſte Sitzung 


für die 
Plenar⸗ 


verkündet, und falls ſich Widerſpruch dagegen erhebt, durch Beſchluß Sitzungen. 
des Provinziallandtages ſeſtgeſtellt. Die einzelnen Gegenſtände werden en 


in der Reihenfolge der Tagesordnung erledigt. Ein Wechſel in der 
Reihenfolge und ein Abſetzen einzelner Gegenſtände kann vor Beginn 
der Frageſtellung jederzeit beantragt und beſchloſſen werden. 

§ 21. In geeigneten Fällen kann der Vorſitzende einzelnen 
Mitgliedern auch vor der Tagesordnung das Wort geben. 

§ 22. Kein Mitglied darf ſprechen, ohne vorher das Wort 
erbeten und vom Vorſitzenden erlangt zu haben. Die Anmeldung 
zum Wort erfolgt, nachdem die Diskuſſion eröffnet iſt, ſchriftlich bei 
demjenigen Schriftführer, welcher die Rednerlifte führt und als Führer 
derſelben vom Vorſitzenden bei Beginn der Sitzung bezeichnet iſt. 
Bei der Anmeldung wird bemerkt, ob für oder gegen die Vorlage 
uſw. geſprochen wird, und jo lange das möglich iſt, wird das Wort 
den Rednern gegen und für abwechſelnd erteilt. Die Redner ſprechen 
ſtehend von der Tribüne oder vom Platze. 

Das Ableſen von ſchriftlich abgefaßten Reden iſt nicht geſtattet. 

Will der Vorſitzende ſich an der Debatte beteiligen, ſo muß er 

den Vorſitz abtreten. 


2) Geſchieht tatſächlich nur ausnahmsweiſe bei wichtigeren Vorlagen. 


b) Rede⸗ 
ordnung. 


e) Dis⸗ 
kuſſton. 


d) Amende 
ments. 
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§ 23. Sofortige Zulaſſung zum Wort, außerhalb der Reihen- 
folge in der Rednerliſte, können nur diejenigen Witglieder verlangen, 
die zur Geſchäftsordnung ſprechen wollen. Nach dem Schluß der 
Diskuſſion ſind nur noch perſönliche, nicht faktiſche Bemerkungen 
zuläſſig. Referent bezw. Korreferent erhalten aber nach dem Schluß 
noch immer das Wort, wenn ſie es verlangen. 

§ 24. Der Königliche Kommiſſar und deſſen Vertreter müſſen 
auf Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. Nehmen ſie das Wort 
ur nach dem Schlufje der Diskuffion, jo iſt dieſelbe damit wieder 
eröffnet. 

Der Landeshauptmann und die oberen Provinzialbeamten 
erhalten das Wort nur in der Reihenfolge der Rednerliſte. 

8 25. Die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, ſowie der 
Landeshauptmann und die ihm zugeordneten oberen Beamten (8 87 
und 93 der Prov.⸗Ordn. können, ſofern ſie nicht ſelbſt Mitglieder 
des Provinziallandtages find, den Sitzungen desſelben mit beratender 


Stimme beiwohnen. (§ 31 al. 1 der Prov.⸗Ordn.) 


Dieſelben, ſowie auch andere Mitglieder des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes müſſen, wenn ſie mit der Vertretung des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes bei einer zur Verhandlung ſtehenden Vorlage beauftragt find, 
auf Verlangen jederzeit gehört werden. 

Der Provinziallandtag kann jedoch beſchließen, einzelne, die 
Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, den Landeshauptmann oder 
die ihm zugeordneten oberen Beamten perſönlich berührende Gegen— 
ſtände, in deren Abweſenheit und in geheimer Sitzung zu verhandeln, 
ſofern dieſelben nicht Mitglieder des Provinziallandtages ſind. (8 31 
al. 2 der Prov.⸗Ordn.) 

§ 26. Der Vorſitzende iſt berechtigt, Redner, welche ſich von 
dem Gegenſtand entfernen, „zur Sache“, Redner, welche die Ordnung 
verletzen, „zur Ordnung“ zu rufen. Wenn das eine oder das andere 
in der nämlichen Rede zweimal geſchehen iſt, und der Redner ſich 
wiederum von dem Gegenſtand entfernt oder die Ordnung verletzt, 
ſo kann, nachdem der Redner vorher von dem Vorſitzenden auf dieſe 
Folge aufmerkſam gemacht worden iſt, auf des Vorſitzenden Anfrage 
der Provinziallandtag — ohne Debatte — beſchließen, daß dem 
Redner das Wort entzogen werden ſoll. 

$ 27. Über die Prinzipien der Vorlage uſw. erfolgt zuerſt eine 
Generaldiskuſſion, bei der jeder Redner nur einmal das Wort 
erhalten darf. Daran ſchließt ſich ſogleich die Spezialdiskuſſion über 
die einzelnen Paragraphen, Nummern oder Abſchnitte. 

Auf Vorſchlag des Vorſitzenden kann die Generaldiskuſſion 
fortfallen oder mit der Spezialdiskuſſion verbunden werden. 

§ 28. Der Schluß der Diskuffion kann jederzeit nach Eröff⸗ 
nung derſelben von jedem Mitgliede beantragt werden. Nach Ver⸗ 
1 der Rednerliſte wird ohne Debatte über dieſen Antrag abge- 
timmt. 

§ 29. Abänderungsvorſchläge zu den vorliegenden Anträgen 
reſp. Beſchlußentwürfen (Amendements) dürfen bis zum Schluß der 
Diskuſſion jederzeit von jedem Mitgliede geſtellt werden. Sie 
müſſen mit dem Gegenſtand, um den es ſich handelt, in Beziehung 
ſtehen, genau die Worte und Zahlen bezeichnen, welche ſie zu 
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ſtreichen bezw. hinzuzufügen beabſichtigen, und werden immer ſchrift— 
lich eingereicht. 

8 30. Die Rechtfertigung und Anfechtung der zur Dishuſſion 
ſtehenden Amendements erfolgt lediglich in der Reihenfolge der 
Rednerlijte. 

8 31. Nach geſchloſſener Diskuſſion und Anhörung des Refe- 
renten reſp. Korreferenten ſtellt der Vorſitzende die Fragen, und zwar 
ſo, daß ſie mit Ja oder Nein beantwortet werden können. Liegen 
mehrere Fragen vor, ſo muß er ſie (vor Beginn der Abſtimmung) 
ſämtlich der Reihenfolge nach ſtellen und die im Falle der Bejahung 
oder Verneinung möglichen Eventualitäten entwickeln. 

$ 32. Unteramendements kommen vor dem Amendement, 
Amendements vor dem vorliegenden Antrage zur Abſtimmung, aber 
wenn der Unterſchied lediglich in Zahlen beſteht, kommt immer 
die größte Zahl zuerſt zur Abſtimmung. 

8 33. Bezüglich der proponierten Frageſtellung kann jedes 
Mitglied das Wort begehren bezw. Widerſpruch erheben. Iſt ſolcher 
nicht zu beſeitigen, ſo entſcheidet die Majorität über die zu ſtellenden 
Fragen bezw. ihre Reihenfolge. 

Die Teilung der Abſtimmung kann vom Provinziallandtage 
beſchloſſen werden, bei Uranträgen jedoch nur mit Zuſtimmung des 
Antragſtellers. 

§ 34. Unmittelbar vor der Abſtimmung wird die Frage ver- 
leſen. Die Abſtimmung erfolgt durch Aufſtehen oder Sitzenbleiben. 
Iſt das Reſultat auch nach erfolgter Gegenprobe zweifelhaft, jo 
erfolgt Zählung durch die Schriftführer. Wer ſich der Abſtimmung 
enthalten will, muß während derſelben den Sitzungsſaal verlaſſen. 

8 35. Im Falle der Stimmengleichheit gilt die Frage für 
verneint. So weit dies möglich iſt, werden die Fragen auf die 
Affirmative geſtellt. 

§ 36. Namentliche Abſtimmung erfolgt nur, wenn dieſelbe 
von zehn Mitgliedern mittels ſchriftlichen Antrages vor Schluß der 
Diskuſſion gefordert iſt. 

S 37. Die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes reſp. deren 
Stellvertreter, der Landeshauptmann und die demſelben etwa zuge— 
ordneten oberen Beamten und leitenden Beamten einzelner Verwaltungs— 
zweige, desgleichen die für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung 
angeordneten Behörden und Kommiſſionen, wie auch die für Zwecke 
der kommunalen Provinzialverwaltung zu beſtellenden Kommiſſionen 
und Kommiſſare werden nach den Vorſchriften des dieſer Geſchäfts— 
ordnung beigefügten Wahlreglements gewählt. 

Alle übrigen, vom Provinziallandtag vorzunehmenden Wahlen 
erfolgen zwar auch durch Stimmzettel, aber in der 8 4, Abſatz 2, 
vorgeſehenen Weiſe. 


13 


e) Frage⸗ 
ſtellung. 


— 


Wahlen. 


$ 38. Die von Mitgliedern des Provinziallandtages aus- range 
gehenden Anträge, die nicht Amendements find, ſogenannte Uranträge, wutalledern. 


müſſen mit der Eingangsformel verſehen ſein: 

„Der Provinziallandtag wolle beſchließen ꝛc.“ und von 15 Mit- 
gliedern unterzeichnet ſein. 

Ihre geſchäftliche Behandlung erfolgt nach 8 14 und folgende. 
Der Antragſteller wird, wenn eine Kommiſſion mit der Vorberatung 


J. Verfaſſung und allgemeine Verwaltung. 


betraut wird, zu deren Sitzungen mit beratender Stimme zugezogen 
und erhält bei der Beratung im Plenum vor Beginn der Diskufjion 
das Wort zur Begründung, ſowie nach geſchloſſener Diskuſſion das 
Schlußwort, und zwar, wenn ein Referent beſtellt iſt, vor dieſem. (8 23). 

§ 39. Uranträge wie Amendements können von demjenigen 
Mitgliede, welches ſie geſtellt hat, jederzeit zurückgezogen werden, es 
hat aber jedes Mitglied das Recht, ſie wieder aufzunehmen, ohne 
daß ſie einer Unterſtützung bedürfen. 

8 40. Über jede Sitzung des Provinziallandtages wird von 
einem der Schriftführer ein Protokoll geführt, welches den Gang der 
Verhandlungen über die einzelnen Gegenſtände der Tagesordnung 
darſtellt und die gefaßten Beſchlüſſe wortgetreu aufführt. 

§ 41. Das Sitzungsprotokoll wird vom Vorſitzenden und 
zwei Schriftführern unterzeichnet, und während der ganzen nächſt— 
folgenden Sitzung zur Einſicht ausgelegt. 

Erhebt ſich dagegen bis zum Schluß dieſer nächſtfolgenden 
Sitzung kein Einſpruch, jo iſt es damit für genehmigt erachtet. Er- 
hebt ſich Einſpruch, und iſt derſelbe nicht durch den Schriftführer zu 
beheben, ſo entſcheidet darüber der e en: noch in derſelben 
Sitzung und ſtellt dadurch die Faſſung definitiv feſt. 

Das Protokoll der Schlußſitzung wird durch den Vorſitzenden 
und die Schriftführer feſtgeſtellt. 


Wahlreglement. 


Ss 1. Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Vorſitzenden des 
Provinziallandtages, beziehungsweiſe dem vom Oberpräſidenten er— 
nannten Wahlkommiſſar, dem Landrate, dem Bürgermeiſter oder 
deren Stellvertreter, als Vorſitzenden und aus 2 oder 4 Beiſitzern, 
welche von der Wahlverſammlung aus der Zahl der Wähler zu 
wählen ſind. Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Proto— 
kollführer. 

8 2. Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale 
weder Diskuſſionen ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Be— 
ſchlüſſe gefaßt werden. 

Ausgenommen hiervon ſind die Diskuſſionen und Beſchlüſſe 
des Wahlvorſtandes, welche durch die Leitung des Wahlgeſchäfts 
bedingt ſind. 

S 3. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. 

§ 4. Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher ſie 
in der Wählerliſte verzeichnet ſind, aufgerufen. 

Jeder aufgerufene Wähler legt den Stimmzettel uneröffnet in 
die Wahlurne. 

§ 5. Die während des Wahlakts erſcheinenden Wähler können 
an der nicht geſchloſſenen Wahl teilnehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahl— 
vorſtand die Wahl für geſchloſſen. Der Vorſitzende nimmt die 
Stimmzettel einzeln aus der Wahlurne und verlieſt die darauf ver— 
zeichneten, von einem Beiſitzer, welchen der Vorſitzende ernennt, laut 
zu zählenden Namen. 
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S 6. Ungültig ſind: 

1. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen 
enthalten, 

2. Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht 

unzweifelhaft zu erkennen iſt, 

3. Stimmzettel, auf welchen mehr Namen, als zu wählende 
Perſonen, oder der Name einer nicht wählbaren Perſon 
verzeichnet iſt, 

4. Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 

§ 7. Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben 
betrachtet. Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig 
der Wahlvorſtand. Die Stimmzettel find dem Wahlprotokolle bei⸗ - 
zufügen und fo lange aufzubewahren, bis über die gegen das Wahl- 
verfahren erhobenen Einſprüche rechtskräftig entſchieden iſt. 

§ 8. Als gewählt ſind diejenigen zu betrachten, welche die 
abſolute Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten 
haben. 

Ergibt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo wird zu einer 
engeren Wahl zwiſchen denjenigen zwei 1 geſchritten, welche 
die meiſten Stimmen erhalten haben. ei Stimmengleichheit ent- 
ſcheidet das von dem Vorſitzenden zu ziehende Los darüber, wer auf 
die engere Wahl zu bringen, beziehungsweiſe wer als ſchließlich ge— 
wählt zu betrachten iſt. 

§ 9. Die Wahlprotokolle ſind von dem Wahlvorſtande zu 
unterzeichnen. 

§ 10. Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten 
von der auf ſie gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntnis 
zu ſetzen, ſich über die Annahme oder Ablehnung innerhalb längſtens 
fünf Tagen zu erklären. Wer dieſe Erklärung nicht abgibt, wird als 
ablehnend betrachtet. 

f 8 11. Wahlen, welche auf dem Provinziallandtage ſelbſt vor⸗ 

zunehmen find, können auch durch Akklamation ſtattfinden, ſofern 

niemand Widerſpruch erhebt. 

Beſchloſſen von dem zweiten Provinziallandtage am 6. Dezem— 
ber 1876. 


— 
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Geſchäftsordnung des Provinzialausſchuſſes der Provinz Pommern. 
(2. P. L. S. 2, 43.) 

§ 1. Die Berufung zu den Verſammlungen des Provinzialausſchuſſes 
erfolgt durch den Vorſitzenden; ſie muß erfolgen auf ſchriftlichen Antrag des 
Landeshauptmanns oder der Hälfte der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes. 

Durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes können regelmäßige Sitzungs— 
tage feſtgeſetzt werden. ($ 52 der Prov.-Drdn.) 

§ 2. Mit dem Einladungsſchreiben an die Mitglieder, ſpäteſtens aber 
2 Tage vor Beginn der Sitzung, iſt den Witgliedern ein Verzeichnis der zur 
1 ſtehenden Gegenſtände mit kurzer Angabe des Inhalts zuzu— 
tellen. 

Infofern kein Mitglied widerſpricht, kann auch über Gegenſtände ver— 
handelt werden, welche nicht auf der Tagesordnung geſtanden haben. 
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§ 3. Iſt ein Mitglied an Wahrnehmung der anberaumten Sitzung 
behindert, hat daſſelbe davon dem Vorſitzenden rechtzeitig Anzeige zu machen. 
Der Vorſitzende beruft alsdann ſtatt desjelben den nach der ſtatutariſch feſt⸗ 
geſtellten Reihenfolge eintretenden Stellvertreter zur Sitzung ein. 

§ 4. Der Provinzialausſchuß kann nur beſchließen, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden anweſend iſt. (8 53 
der Prov.⸗Ordn.) 

§ 5. Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder oder 
deren Verwandte und Verſchwägerte in auf- und abſteigender Linie oder bis 
zu dem dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der Beratung 

und Abſtimmung nicht teilnehmen. 
? Ebenſowenig darf ein Mitglied bei der Beratung und Beſchlußfaſſung 
über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in welchen es in anderer als öffent⸗ 
licher Eigenſchaft ein Gutachten abzugeben hat, oder als Geſchäftsführer, 
Beauftragter oder in anderer als öffentlicher Stellung tätig geweſen iſt. (8 54 
der Prov.⸗Ordn.) 

8 6. Der Vorſitzende des F und die dem Landes- 
hauptmann zugeordneten oberen Beamten (88 87 und 93 der Prov.⸗Ordn.) 
können den Sitzungen des Provinzialausſchuſſes mit beratender Stimme 
beiwohnen. Der Provinzialausſchuß kann jedoch beſchließen, einzelne den 
Landeshauptmann oder die ihm zugeordneten oberen Beamten perſönlich 
berührende Gegenſtände in deren Abweſenheit zu verhandeln. (§ 56 der 
Prov.⸗Ordn.) 

§ 7. Der Oberpräſident iſt befugt, an den Beratungen des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes und der Provinzialkommiſſionen entweder ſelbſt oder durch einen 
zu ſeiner Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten teilzunehmen. (8 117 
der Prov.⸗Ordn.) 

§ 8. Der Vorſitzende verteilt die Geſchäfte, erteilt mit Zuſtimmung der 
Verſammlung den Auftrag zur Vertretung des Provinzialausſchuſſes im 
Provinziallandtage, eröffnet, ſchließt die Sitzungen, leitet die Verhandlungen 
und handhabt die Ordnung darin. 

89 Für die zur Beſchlußnahme zu ſtellenden Sachen ernennt der 
Vorſitzende einen oder zwei Referenten. 

Die Referenten haben in der Verſammlung mündlichen Vortrag zu 
halten, die von ihnen zu ſtellenden Anträge in ſchriftlicher Faſſung einzureichen, 
die von dem Ausſchuß gefaßten Beſchlüſſe zu redigieren und, ſoweit es 
erforderlich, mit ſchriftlicher Begründung zu verſehen. Abänderungsvorſchläge 
eines Mitgliedes ſind ebenfalls ſchriftlich einzubringen. 

Die Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes ſind von dem betreffenden 
Referenten, dem Vorſitzenden und dem Protokollführer zu unterzeichnen. 

§ 10. Der Vorſitzende beſtimmt im Einverſtändnis mit der Berfamm- 
lung den Gang der Diskuſſion in ſinngemäßer Anwendung der bezüglichen 
Vorſchriften in der Geſchäftsordnung des Provinziallandtages. 

§ 11. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stim⸗ 
mengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. (§ 53 der 
Prov.⸗Ordn.) 

S 12. Über jede Sitzung des tn wird von einem 
aus der Witte der Verſammlung durch dieſe zu jeder Sache gewählten oder 
aus den Beamten zugezogenen Schriftführer ein Protokoll geführt, welches 
die gefaßten Beſchlüſſe aufführt. 
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Jedes Mitglied kann feine diſſentierende Abſtimmung zu Protokoll ver— 
merken laſſen. 

§ 13. Wahlen, welche der Ausſchuß zu vollziehen hat, erfolgen nach 
näherer Vorſchrift des der Provinzialordnung beigefügten Wahlreglements.') 

Beſchloſſen von dem —— am 5. Februar 1876. 

Genehmigt von dem Provinziallandtag am 29. November 1876. 


) Gleichlautend mit dem der Geſchäftsordnung für den Provinziallandtag ange— 
hängten Wahlreglement. Siehe unter I 5 Seite 14. 


7. 


Geſchäftsinſtruktion für den Landeshauptmann und die ihm zu⸗ 
geordneten oberen Beamten. 


§ 1. Der Landeshauptmann vertritt den Provinzialverband nach außen 
in allen Angelegenheiten, insbeſondere auch da, wo die Geſetze eine Spezial— 
vollmacht verlangen. Er verhandelt namens des Provinzialverbandes mit Be— 
hörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schriftſtücke. 

8 2. Der Landeshauptmann iſt der Dienſtvorgeſetzte ſämtlicher Pro- 
vinzialbeamten. 

§ 3. Der Landeshauptmann führt unter der Aufſicht des Provinzial- 
ausſchuſſes die laufenden Geſchäfte der kommunalen Provinzialverwaltung. 
Er bereitet die Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes vor und trägt für die 
Ausführung derſelben Sorge. 

Alle Angelegenheiten der kommunalen Provinzialverwaltung, welche 
der Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages oder Provinzialausſchuſſes nicht 
vorbehalten ſind, unterliegen der ſelbſtändigen Bearbeitung durch den Landes— 
hauptmann und die ihm zugeordneten oberen Beamten nach näherer An— 
leitung gegenwärtiger Geſchäftsinſtruktion. 

8 4. Der Landeshauptmann iſt für den ordnungsmäßigen Betrieb der 
Geſchäfte bei der Provinzialverwaltung verantwortlich. Er hat die ganze 
Verwaltung zu überwachen und darauf hinzuwirken, daß die allgemeinen 
Zwecke der Verwaltung im Auge behalten und die Vorſchriften der Geſetze, 
Reglements, Inſtruktionen und Etats überall innegehalten werden. 

Der Landeshauptmann iſt befugt, in allen Angelegenheiten der Ver— 
waltung die oberen Beamten zur Beratung zuſammenzuberufen oder mit 
einzelnen derſelben in Beratung zu treten; ihm gebührt jedoch in allen Fällen 
die Entſcheidung. 

Der Landeshauptmann iſt für die rechtzeitige Vorbereitung der Etats, 
ſowie für deren Innehaltung verantwortlich. 

Alljährlich wenigſtens einmal hat er entweder ſelbſt oder durch einen 
oberen Beamten alle Kaſſen, ſowie ſämtliche Inſtitute und Anſtalten, welche 
unter der kommunalen Provinzialverwaltung ſtehen, außerordentlich zu revi- 
dieren, ſoweit nicht der Provinzialausſchuß hierzu ſtändige Kommiſſarien 
bejtellt.‘) Imgleichen hat derſelbe die Vorreviſion der Rechnungen der Pro- 
vinzialhauptkaſſe, ſowie der einzelnen Inſtituts- und Anſtaltskaſſen zu bewirken 
und auf die Rechnungserinnerungen bis zur Entſcheidung des Provinzial— 


) Solche Kommiſſarien find beſtellt für das Waiſenhaus zu Stargard und für die 
vereinigten Hofpitäler zu Treptow a. Toll. (ſ. Reglements unter III 4b und eh, jedoch 
unbeſchadet des Rechts des Landeshauptmannes, ſelbſt Reviſionen vorzunehmen. 


Samml. von geſetzlichen Beſtimmungen uſw. ſür⸗ 5 
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landtages das Erforderliche vorläufig zu veranlaſſen, auch darauf zu halten, 
daß die Jahresrechnungen innerhalb längſtens vier Monaten nach Schluß 
des Rechnungsjahres gelegt ſind. 

§ 5. Über die Anſtellung und Wahl der ihm zuzuordnenden oberen 
Beamten, ſowie über die denſelben zu übertragenden Geſchäfte hat, ſoweit 
darüber nicht ſchon Beſtimmungen von dem Provinziallandtage getroffen ſind, 
der Landeshauptmann dem Provinzialausſchuſſe Vorſchläge zu machen. Die- 
ſelben Vorſchläge hat er auch dem Provinzialausſchuſſe bezüglich der an den 
einzelnen Provinzialinſtituten anzuſtellenden und der zur Wahrnehmung der 
Bureau-, Kaſſen- und ſonſtigen Geſchäfte der kommunalen Provinzialver- 
waltung erforderlichen Beamten zu machen. 

Bis zur definitiven Beſetzung dieſer Stellen durch den tn 
beziehentlich Provinzialausſchuß hat er über die interimi tiſche Anſtellung 
Verfügung zu treffen. Bei Behinderung oder bei Abweſenheit der oberen 
Beamten hat er über deren Stellvertretung zu beſtimmen. 

Er iſt befugt, bei zweifelhaften Rechtsfragen und Vertragsabſchlüſſen 
ſich eines Rechtskundigen, ſowie in techniſchen Angelegenheiten eines tech- 
niſchen Beirates auf Koſten der Provinzialverwaltung in den Grenzen des 
Etats zu bedienen. 

Für Beſorgung der Juſtitiariatsgeſchäfte, ſowie der ärztlichen Angelegen- 
heiten können mit Genehmigung des Provinzialausſchuſſes fixierte Honorare 
mit qualifizierten Staats-, Inſtituts- oder Privatbeamten vereinbart werden. 

§ 6. Der Landeshauptmann iſt verpflichtet, die von ihm erlaſſenen 
wichtigeren Verfügungen, ſowie alle ſeit der letzten Sitzung des Provinzial⸗ 
Ausſchuſſes ſtattgehabten wichtigeren Eingänge, namentlich Verordnungen, 
Verfügungen der Behörden und Entſcheidungen der Gerichte, dem Provinzial— 
ausſchuſſe bei ſeiner nächſten Zuſammenkunft nachrichtlich mitzuteilen. 

Er iſt berechtigt, auch alle Gegenſtände der laufenden Verwaltung zur 
Kenntnis und Entſcheidung des Provinzialausſchuſſes zu bringen, bei denen 
er es für angemeſſen findet, ſie der Beſchlußfaſſung zu unterbreiten. Er iſt 
dazu verpflichtet, ſofern dies von dem Vorſitzenden des Provinzialausſchuſſes 
verlangt oder von 3 Mitgliedern deſſelben beantragt wird. 

§ 7. Die oberen Beamten find verpflichtet, an den Sitzungen des 
Provinzialausſchuſſes auf Verlangen des Landeshauptmanns oder des Pro— 
vinzialausſchuſſes teilzunehmen. 

§ 8. Der Landeshauptmann führt als Dienſtſiegel regelmäßig das laut 
Verfügung des Miniſters des Innern vom 28. Februar 1881 — B 552 — 
für die Zentralorgane Allerhöchſt feſtgeſtellte einfachere Siegel mit der 
Umſchrift: „Der Landeshauptmann der Provinz Pommern“. 

Die Beſtimmung darüber, wann das reichere Siegel anzuwenden, 
bleibt vorbehalten. 

§ 9. Bei der Zentralverwaltung hat der Landeshauptmann alle ein— 
gehenden Sachen, ſie mögen an ihn ſelbſt, an den Provinziallandtag oder 
deſſen Vorſitzenden, an den Provinzialausſchuß oder deſſen Vorſitzenden oder 
endlich ganz allgemein an die Provinzialverwaltung gerichtet ſein, zu erbrechen 
und zu präſentieren, beziehentlich in ſeiner Gegenwart erbrechen und präfen- 
tieren zu laſſen. Bei Sammeleingängen kann der Landeshauptmann anordnen, 
daß die Präſentierung in dem betreffenden Bureau erfolgt. 

Die zur Entſcheidung des Provinziallandtages, beziehentlich des Pro⸗ 
vinzialausſchuſſes reſſortmäßig gehörigen und ſchon ſpruchreiſen Angelegen— 
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heiten hat er dem betreffenden Vorſitzenden desſelben zu übermitteln oder nach 
deſſen Beſtimmung für die Sitzungen zurückzulegen, andernfalls aber betreffs 
ihrer unverzüglich alle Maßnahmen zu treffen, welche zur Vorbereitung und 
Ausführung der betreffenden Beſchlüſſe erforderlich ſind. 

Für den Provinziallandtag und den Provinzialausſchuß iſt je ein 
beſonderes Verzeichnis der zur Beſchlußfaſſung oder Kenntnisnahme vorzu— 
legenden Angelegenheiten zu führen und kurrent zu halten. 

Abgeſehen von den hier vorerwähnten, zur Entſcheidung des Provinzial» 
landtages, beziehentlich des Provinzialausſchuſſes gehörigen Angelegenheiten 
iſt der Landeshauptmann befugt, jede Sache ſeines Geſchäftskreiſes unmittel- 
bar ſelbſt zu erledigen oder ſie in den gewöhnlichen Geſchäftsgang zu bringen. 

8 10. In dem gewöhnlichen Geſchäftsgange ſind die Angelegenheiten 
der Zentralverwaltung in Abteilungen zu bearbeiten, deren Bildung durch 
den Landeshauptmann erfolgt. 

Der Landeshauptmann hat, ſoweit er nicht ſelbſt eine Abteilung über- 
nehmen will, die Dirigenten der Abteilungen aus der Zahl der oberen 
Beamten zu bejtimmen, 

§ 11. Die Ordnung des Geſchäftsganges in den Abteilungen bleibt 
dem Landeshauptmann überlaſſen. Er hat die nötigen Journale und Geſchäfts⸗ 
kontrollen anzuordnen und alles zu beſtimmen, was die Regelmäßigkeit, 
Ordnung und den ununterbrochenen Fortgang der Geſchäfte, ſowie was Form 
und Faſſung der Verfügungen anlangt. 

$ 12. Soweit der Landeshauptmann Angelegenheiten einer Abteilung 
nicht unmittelbar ſelbſt erledigen und bearbeiten oder ſie nicht wenigſtens 
ſuperrevidieren will, hat deren Erledigung durch den Dirigenten der betreffenden 
Abteilung zu erfolgen. Letzteren Falles geſchieht die Unterzeichnung, auch der 
Reinfchriften, nachdem darunter die Worte: 

Der Landeshauptmann 
Im Auftrage 
geſetzt find durch den Dirigenten, während ſonſt alle Reinjchriften und Aus- 
fertigungen von dem Landeshauptmann ſelbſt vollzogen werden. 

Macht der Landeshauptmann von ſeiner Befugnis zur unmittelbaren 
Bearbeitung und Erledigung einer Sache Gebrauch, ſo hat er zur Vor— 
beugung widerſprechender Verfügungen dem betreffenden Abteilungsdirigenten 
wenigſtens im allgemeinen hiervon Kenntnis zu geben und die Schriftſtücke, 
wenn möglich vollſtändig zu den Akten gelangen zu laſſen. 

§ 13. Der Dirigent einer jeden Abteilung führt die beſondere Auſſicht 
über das Perſonal, bezüglich deſſen ihm jedoch disziplinariſche Befugniſſe 
nicht zuſtehen und über den Geſchäftsgang bei der ihm anvertrauten Abteilung 
und den ihr unterſtellten Inſtituten und Anſtalten. 

Er hat überhaupt in Beziehung auf ſeine Abteilung die Pflicht, den 
Landeshauptmann in Hinſicht der ihm übertragenen allgemeinen Leitung und 
Aufficht zu unterſtützen. 

Da der Abteilungsdirigent in dem ihm angewieſenen Geſchäftskreiſe 
möglichſt frei und ſelbſtändig zu wirken hat, ſo iſt er, wie der Landeshaupt⸗ 
mann, nicht allein für einen ſchnellen Fortgang, ſondern auch für eine 
gründliche und vorſchriftsmäßige Bearbeitung der Gegenſtände, ſowie für eine 
angemeſſene Faſſung der Verfügungen dem Landeshauptmann gegenüber 
verantwortlich. 
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Bei Gegenſtänden von beſonderer Wichtigkeit oder bei Unzulänglichkeit 
der Vorſchriften muß der Abteilungsdirigent unter Vortrag des Sachverhalts 
die Entſcheidung des Landeshauptmanns einholen. 

Der Abteilungsdirigent iſt bei Dienſtreiſen ebenſo wie der Landeshaupt⸗ 
mann befugt und verpflichtet, ſchon an Ort und Stelle das Erforderliche zur 
Abſtellung von Mängeln zu verfügen. Mängel, deren Rüge außer ſeiner 
Abteilung liegt, darf er gleichwohl nicht unbeachtet laſſen, ſondern muß ſie 
dem Landeshauptmann bei eigener Verantwortlichkeit anzeigen. 

§ 14. Der Provinzialausſchuß beſtimmt denjenigen oberen Beamten, 
welcher den Landeshauptmann in allen Verhinderungs- und Abweſenheits⸗ 
fällen zu vertreten und auch im Falle einer Erledigung der Stelle als Stell- 
vertreter zu fungieren hat, bis eine anderweitige Regelung erfolgt, oder eine 
kommiſſariſche Verwaltung gemäß $ 87 der Provinziglordnung eingetreten iſt. 

Bei Verhinderung, Abweſenheit oder Erledigung der Stelle eines Ab- 
teilungsdirigenten hat der Landeshauptmann die Vertretung zu regeln. 

$ 15. Der Landeshauptmann darf ſich außerdienſtlich nur auf die 
Dauer von 8 Tagen ohne Urlaub aus ſeinem Wohnſitze entfernen, muß 
aber von ſeiner Abreiſe dem Stellvertreter Nachricht geben. Zu einer längeren 
Abweſenheit bis zu 6 Wochen bedarf er des Urlaubs des Vorſitzenden des 
Provinzialausſchuſſes reſp. ſeines Stellvertreters. 

Die Beurlaubung der übrigen Beamten bis zu 6 Wochen ſteht dem 
Landeshauptmann zu.) 

Sind Vertretungskoſten unvermeidlich oder ſoll dem Landeshauptmann 
oder einem oberen Beamten ) länger als 6 Wochen Urlaub erteilt werden, 
ſo iſt die Angelegenheit dem Provinzialausſchuſſe zur Beſchlußfaſſung zu 
unterbreiten. 

Die von dem Provinzialausſchuß am 7. Februar 1876 beſchloſſene 
Inſtruktion (2. P. L. S. 53) hat durch Beſchluß desſelben vom 9. No- 
vember 1886 die vorſtehende abgeänderte Faſſung erhalten. 

Genehmigt vom 14. Provinziallandtage am 8. März 1888. 


8. 


Reglement über die dienſtlichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten 
in der Provinz Pommern. 
(13. P. L. S. 14, 34.) 
Auf Grund des 8 96 der Provinzialordnung wird für die Provinz 
Pommern über die dienſtlichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten das nach— 
folgende Reglement erlaſſen: 


Allgemeine Beſtimmungen. 


§ 1. Dieſes Reglement gilt für alle Provinzialbeamte, inſoweit nicht 
die für die einzelnen Anſtalten und Verwaltungszweige erlaſſenen oder noch 
zu erlaſſenden Reglements abweichende oder ergänzende Feſtſetzungen treffen, 
oder im Einzelfall beſondere Anſtellungsbedingungen vereinbart worden ſind 
oder vereinbart werden. 


) Obige Beſtimmungen ſind, ſoweit ſie nicht die Beurlaubung des Landeshaupt- 
manns betreffen, abgeändert durch § 19 des neueren Reglements über die dienſtlichen 


Verhältniſſe der Provinzialbeamten vom 5 u 1887 (ſ. unter Nr. 8, S. 25). 
19. Juni 
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j § 2. Provinzialbeamter im Sinne dieſes Reglements iſt jeder Beamte, 
welcher eine Anſtellung in irgend einem Zweige der kommunalen Provinzial— 
verwaltung (SS 41, 87, 94, 95 der Provinzialordnung) nach den bisher 
gültigen Beſtimmungen bereits erlangt hat oder eine ſolche nach Maßgabe 
dieſes Reglements (SS 4—6) demnächſt erlangt. 

Das Haus-, Wirtſchafts- und Warteperſonal an den Provinzial— 
anſtalten zählt, wie die an demſelben angeſtellten Hausoffizianten, nicht zu 
den Provinzialbeamten, ſoweit ihm nicht die Beamteneigenſchaft ausdrücklich 
beigelegt wird. 

Die Beamten bei den dem Provinzialverband durch $ 7 des Geſetzes 
vom 8. Juli 1875 überwieſenen Inſtituten!) find nur in disziplinariſcher 
Hinſicht als Provinzialbeamte anzuſehen. 

§ 3. Der Landeshauptmann iſt der Dienſtvorgeſetzte ſämtlicher übrigen 
Provinzialbeamten. ($ 90 der Prov.-Ordn.) 


Anſtellung und Entlaſſung. 


S 4. Der Landeshauptmann und die ihm nach Maßgabe des Pro- 
vinzialſtatuts zugeordneten oberen Beamten (§ 93 der Prov.-Ordn.), ſowie 
ſonſtige im Provinzialſtatut zu bezeichnende leitende Beamte einzelner Ver⸗ 
waltungszweige werden von dem Provinziallandtage gewählt ($ 41 der 
Prov.⸗Ordn.) und unterliegt des Erſteren Wahl der Beſtätigung des Königs. 
($ 87 alin. 2 der Prov.-Ordn.) 

§ 5. Die Anſtellung aller übrigen Provinzialbeamten, deren Stellen 
nach Zahl, Dienſteinnahme und Art der Beſetzung (auf Lebenszeit, auf 
Zeit, auf Kündigung, auf Widerruf) von dem Provinziallandtage auf Vor⸗ 
ſchlag des „ durch den Haushaltsetat beziehentlich die 
für einzelne Inſtitute und Verwaltungszweige zu erlaſſenden Reglements und 
die für dieſelben feſtzuſtellenden Etats beſtimmt werden (88 94 und 95 der 
Prov.⸗Ordn.) erfolgt unter Beobachtung der geſetzlichen (§ 97 der Prov. ⸗Ordn.) 
und der nach Maßgabe einzelner reglementariſcher Beſtimmungen beſtehenden 
beſonderen Vorſchriſten durch den Provinzialausſchuß (8 94 zweiter Abſatz 
der Prov.⸗Ordn.) 

§ 6. Der Landeshauptmann hat bis zur definitiven Beſetzung offener 
Stellen erforderlichenfalls ſelbſtändig über die interimiſtiſche oder probeweiſe 
Anſtellung Verfügung zu treffen. Auch ſteht demſelben die Befugnis zu, die 
zur Bewältigung der Geſchäfte erforderlichen Hilfsbeamten anzunehmen, ſowie 
Supernumerare und Volontäre zur unentgeltlichen Beſchäftigung im Pro— 
vinzialdienſt auf Widerruf zuzulaſſen. 

Die Annahme von Hilfsbeamten für die Provinzialanſtalten kann den 
Vorſtehern der Letzteren überlaſſen werden. 

§ 6a). Den ſämtlichen in den 88 4, 5 und 6 Abſatz! bezeichneten Per⸗ 
ſonen iſt bei ihrer Anſtellung oder Annahme eine Anſtellungsurkunde (Be— 


) Siehe Reglements unter III 4. 

2) 8 6a und 8 7 in der obigen Faſſung ſind durch Nachtrag beſchloſſen von dem 
27. Provinziallandtage am 8. März 1900; genehmigt von dem Herrn Miniſter des 
Innern unter dem 3. Mai 1900. Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen 
| Stettin, Stück 22 Nr. 326 | 

Köslin, „ 23 „ 274 für 1900. 

| Stratfund, 23 „ 317 

Die Anderungen des Reglements find durch das Geſetz vom 30. Juli 1899 (P. G. 
S. Me 24 für 1899), betr. die Anſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten“ ver- 
anlaßt. 


Regierung zu 
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ſtallung) auszuhändigen. Die Beſtallung für den Landeshauptmann iſt durch 
den Vorſitzenden des Provinzialausſchuſſes, diejenigen für alle übrigen 
Beamten ſind durch den Landeshauptmann, unter Beidrückung des Dienſt⸗ 
ſiegels, zu unterſchreiben. 

Aus den Beſtallungen muß neben dem Hinweiſe auf dieſes Reglement 
mindeſtens zu entnehmen ſein: 

a. die nähere Bezeichnung des Anſtellungsbeſchluſſes, falls die Anſtellung 

uſw. nicht durch den Landeshauptmann erfolgt iſt, 

b. die Art der Anſtellung (auf Lebenszeit, auf Zeit, auf Probe uſw.) 

c. die Höhe der Beſoldung, Remuneration uſw. (Betrag, teigerungs⸗ 

ſätze und dergl.) 

d. ob und gegebenenfalls, welche Penſions- und Witwen- und Waiſen⸗ 

verſorgungsanſprüche mit der Stelle verbunden ſind, 

e. etwa getroffene beſondere Verabredungen.“ 

S 7a). „Jede Anſtellung gilt als unter den Bedingungen erfolgt, welche 
ſich aus der Beſtallung ergeben. Iſt eine ſolche nicht ausgefertigt, ſo iſt die 
Anſtellung im Zweifel als auf Widerruf erfolgt anzuſehen.“ 

§ 8. Die Entlaſſung der Beamten erfolgt nach Maßgabe der An⸗ 
ſtellungsbedingungen durch diejenige Behörde, welche die Anſtellung verfügt 
hat. Der Landeshauptmann iſt jedoch befugt, in dringenden Fällen vorbe⸗ 
haltlich nachträglicher Genehmigung des Provinzialausſchuſſes auch denjenigen 
Beamten zu kündigen oder die erbetene Entlaſſung zu gewähren, welche 
ſeitens des Provinzialausſchuſſes angeſtellt ſind. Ebenſo kann auch der 
Provinzialausſchuß vorbehaltlich nachträglicher Genehmigung des Provinzial⸗ 
landtages die von dem letzteren gewählten Beamten in dringenden Fällen auf 
ihren Antrag entlaſſen. 


Anſtellungsqualifikation. 
S 9. Welche Anforderungen bezüglich der Befähigung der im § 4 be⸗ 


zeichneten Beamten zu ſtellen ſind, insbeſondere ob dazu das Beſtehen einer 
Staatsprüfung gehört, unterliegt dem Ermeſſen des Provinziallandtages, 
ſoweit nicht die Provinzialſtatuten darüber Beſtimmungen enthalten. 

Die Anſtellung der übrigen Provinzialbeamten ſoll der Regel nach nur 
erfolgen, nachdem dieſelben eine ähnliche Beamtenſtelle im unmittelbaren oder 
mittelbaren Staatsdienſt bereits innegehabt, oder nachdem ſie einen ſechs⸗ 
monatigen Probedienſt in der 1 verſehen haben. Auch 
kann die Ablegung einer Prüfung vor den von dem Landeshauptmann 
damit zu beauftragenden Beamten angeordnet werden. 

Bezüglich der Militär-Invaliden bewendet es bei den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften.) Die Beſtimmungen im zweiten Abſatz finden auf ſie gleichfalls 
Anwendung. 

za) Siehe S. 21 unter 2). 

) Siehe § 97 der Provinzialordnung, § 11 des Reglements über die Civilver- 
ſorgung uſw. vom 16. Juni 1867 (M.⸗Bl. d. J. S. 280), Allerhöchſten Erlaß vom 10. Sep⸗ 
tember 1882 (M.⸗Bl. d. J. S. 225) und vom 30. 1 1885 (M.⸗Bl. d. J. S. 165) und 
Beſchluß des 37. P. L. vom 17. 3. 1910 über die nrechnung der Militärdienſtzeit nach 
Maßgabe der nachfolgenden: 


Beſtimmungen 
über die Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter der aus dem 
Militäranwärterſtande hervorgegangenen e 
1. Den Militäranwärtern, die 9 Jahre und darüber im 9 oder in der Marine 
gedient haben, wird zu den unter Nr. 2 beſtimmten Zeiten die Mili 


tär- und Marinedienſtzeit 
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Einführung und Vereidigung. 


$ 10. Vor dem Dienſtantritt find die in etatsmäßiger Stelle auf 
Lebenszeit, Zeit oder Kündigung feſt angeſtellten Beamten, welche noch nicht 
für den unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſt vereidigt ſind, durch 
Abnahme des Dienſteides zu vereidigen, die übrigen Beamten unter 
Handſchlag und, ſofern ſie bereits für den Staatsdienſt vereidigt ſind, unter 
Hinweiſung auf den geleiſteten Eid zur gewiſſenhaften Wahrnehmung ihres 
Amtes zu verpflichten. 


a) ſoweit dieſe und die nachfolgende Zivildienſtzeit 12 Jahre überſteigt, bis zu 
3 Jahren, mindeſtens jedoch mit einem Jahre, 
b) ſoweit die Militär- und Marinedienftzeit und die nachfolgende Zivildienſtzeit 
12 Jahre nicht überſteigt mit einem Jahre 
auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet. 

2. Die Anrechnung findet in der Regel bei der erſten etatsmäßigen Anſtellung 
ſtatt. Als Anſtellung in dieſem Sinne wird die Anſtellung als Diätar (Bureaudiätar, 
Regiſtraturdiätar, Kanzleidiätar) nicht angeſehen. Erfolgt die erſte Anſtellung bei einer 
Heilanſtalt oder einer Korrektionsanſtalt als Verwaltungsinſpektor, Rendant, Verwal⸗ 
tungsaſſiſtent oder Inſpektionsaſſiſtent, jo findet die Anrechnung ſtatt, ſobald der Stellen⸗ 
inhaber in der betreffenden Gruppe ein Beſoldungsdienſtalter von 4 Jahren erlangt hat. 

3. Als Zivildienſtzeit iſt anzuſehen die Zeit einer nach dem Ausſcheiden aus dem 
Heere oder der Marine erfolgten informatoriſchen Beſchäftigung, die Zeit des nach dem 
Ausſcheiden aus dem Heere oder der Marine abgeleiſteten Probedienſtes, ſowie die 
diätariſchen Dienſtzeiten, in allen dieſen Fällen jedoch nur dann, wenn die Dienſtzeiten 
bei der Provinzialverwaltung behufs Erlangung der Anſtellung zurückgelegt ſind. Außer⸗ 
dem wird als Zivildienftzeit diejenige Zeit berückſichtgt, die im Falle des letzten Satzes der 
Nummer 2 zwiſchen dem Tage der Anſtellung in der betreffenden Gruppe und demjenigen 
Tage liegt, an dem das Beſoldungsdienſtalter 4 Jahre beträgt. 

4. Außer Betracht bleibt die Zeit, währen welcher die maßgebende etatsmäßige 
Anſtellung wegen unzureichender Befähigung des Militäranwärters oder aus anderen 
in ſeiner Perſon beruhenden Urſachen ausgeſetzt worden iſt. 

5. Den Militäranwärtern, die weniger als 9 Jahre im Heere und in der Marine 
gedient haben, wird die tatſächlich abgeleiſtete Dienſtzeit zu den unter Nr. 2 bezeichneten 
Zeiten bis zur Dauer eines Jahres ai das Beſoldungsdienſtalter angerechnet, falls ſie 
als mittlere oder Kanzleibeamte angeſtellt werden. 

6. Gendarmen, welche den Zivilverſorgungsſchein, ſei es in der Truppe, ſei es in 
der Gendarmerie, erlangt haben, werden hinſichtlich der Anrechnung von Militärdienſtzeit. 
den Militäranwärtern der Truppe gleich behandelt. Das gleiche Pie von Schutzmännern. 
Die in der Gendarmerie oder in der Schutzmannſchaft verbrachte Dienſtzeit iſt hierbei als 
Militärdienſtzeit anzuſehen. 

7. Der Militärdienitzeit ſteht gleich der Dienſt bei den Kaiſerl. Schutztruppen, ferner 
bei den Polizeitruppen, ſowie als Grenz⸗ und Zollaufſichtsbeamter in den Schutzgebieten. 

8. Die vor dem vollendeten 17. Lebensjahre liegende Militär- und Marinedienſtzeit 
bleibt außer Betracht. 

9. Vorſtehende Beſtimmungen haben rückwirkende Kraft für alle — auch für die 
in Beförderungsſtellen befindlichen — ehemaligen Militäranwärter mit der Maßgabe, 
daß Gehaltsnachzahlungen nur für die Zeit vom 1. April 1909 ab ſtattfinden. Nicht zu 
berückfichtigen find Beamte, die im Laufe des Rechnun sjahres 1909, wenn auch auf 
ihren Antrag, ohne een entlaſſen worden jind. ie 99 ͤ ͤ der nach dem 
1. April 1 in den Ruheſtand verſetzten Beamten und die erſorgungsanſprüche der 
Hinterbliebenen der ſeit dem 1. April 1908 verſtorbenen Beamten ſind gegebenenfalls 
anderweit feſtzuſetzen. 

Die durch den Etat für 1906 getroffenen Beſtimmungen, ſoweit ſie ſich auf die 
Anrechnung eines Militär dienſtjahres auf das Beſoldungsdienſtalter der Militär⸗ 
an wärter beziehen, treten mit dem 1. April 1908 außer Kraft und zwar mit der 
Wirkung, daß die den Militäranwärtern bisher zugute gerechnete Militärdienſtzeit auf 
die ihnen nach den vorliegenden Beſtimmungen zugute zu rechnende Militärdienſtzeit 
in Anrechnung gebracht wird. Ein Jahr iſt auch denjenigen ehemaligen Militäranwärtern 
in Abzug zu bringen, die zur Zeit als Verwaltungsinſpektor, Rendant, Verwaltungs⸗ 
affiftent oder Inſpektionsaſſiſtent bei einer Heilanſtalt oder Korrektionsanſtalt angeſtellt ſind. 
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Die einmal bewirkte Vereidigung beziehungsweiſe Verpflichtung hat 
Geltung für alle künftigen Stellungen im Provinzialdienſt. 


§ 11. Der Landeshauptmann wird von dem Oberpräſidenten in ſein 
Amt eingeführt und vereidigt. ($ 89 der Prov.⸗Ordn.) 


Die bei der Hauptverwaltung in Stettin angeſtellten Brovinzialbeamten 
(Ss 93 und 94 der Prov.⸗Ordn.) ebenſo wie die Vorſteher an den Anſtalten 
und Inſtituten des Provinzialverbandes werden von dem Landeshauptmann 
beziehungsweiſe dem von ihm dazu beſtellten Kommiſſar, die an den An- 
ſtalten angeſtellten übrigen Beamten aber von deren Vorſtehern in ihre Amter 
eingeführt und vereidigt beziehungsweiſe verpflichtet. Über die Vereidigung 
beziehungsweiſe Verpflichtung iſt ein Protokoll aufzunehmen, welches der 
Beamte zu unterſchreiben hat. 

Tritt ein Provinzialbeamter in ein anderes Amt über, ſo iſt eine neue 
Einführung nicht erforderlich. 


Dienſtpflichten und Rechte. 


$ 12. Sämtliche Provinzialbeamte haben die Rechte und Pflichten 
mittelbarer Staatsbeamten. (§ 96 der Prov.⸗Ordn.) 

§ 13. Über die vermöge ſeines Amtes ihm bekanntgewordenen An- 
gelegenheiten hat jeder Provinzialbeamte die ſtrengſte Verſchwiegenheit zu 


beobachten, auch nachdem das Dienſtverhältnis aufgelöſt iſt. 


Kautionsbeſtellung. 


§ 14. Der Provinzialausſchuß entſcheidet darüber, ob und in welcher 
Höhe Provinzialbeamte Kaution zu beſtellen haben und trifft die näheren 
Beſtimmungen, wie bezüglich der Kautionen zu verfahren iſt. 


Dienſtein kommen. 


S 15. Das bare Dienſteinkommen wird, ſoweit keine beſondere ander- 
weite Feſtſetzung erfolgt, den lebenslänglich angeſtellten Beamten vierteljährlich, 
den übrigen Beamten aber monatlich vorausgezahlt. Tagegelder und 
Remunerationen werden monatlich, aber nicht im voraus gezahlt. Bezüglich 
der Emolumente bleibt die Beſtimmung dem Landeshauptmann überlaſſen. 

Hinterläßt ein im Dienſte verſtorbener penſionsberechtigter Beamter eine 
Witwe oder eheliche Nachkommen, jo wird den Hinterbliebenen das volle 
penſionsberechtigte Dienſteinkommen außer für den Sterbemonat jedesmal noch 
für die folgenden drei Monate (Gnadenquartah gewährt. An wen 
die Zahlung zu leiſten iſt, hat der Landeshauptmann zu beſtimmen. 

Iſt eine Witwe oder eheliche Nachkommenſchaft nicht vorhanden, fo 
kann der Provinzialausſchuß das Gnadenquartal auch dann bewilligen, 
wenn der Verſtorbene Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, 
deren Ernährer er war, in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß 
nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung zu 
decken. 

Das Recht auf den Bezug des Dienſteinkommens mit Einſchluß des 
Gnadenquartals kann nur inſoweit abgetreten oder verpfändet werden, als 
dasſelbe geſetzlich der Beſchlagnahme unterliegt. *) 


) Siehe $ 850 der Zivil⸗Prozeßordnung vom 17/20. Mai 1898 (R.⸗G.⸗Bl. S. 410 ff.). 
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§ 16. Die näheren Beſtimmungen über die Dienſtwohnungen der Be— 
amten find von dem Provinzialausſchuß zu erlafjen. °) 


Vergütung für Dienſtreiſen. Umzugs koſten. 


§ 17. Die Grundſätze, nach welchen den Provinzialbeamten bei Dienſt— 
reifen Reiſekoſten und Tagegelder, ſowie bei Verſetzungen Umzugskojten zu 
gewähren find, werden von dem Provinziallandtage feſtgeſetzt.“) 


Nebenämter und Nebenerwerb. 


§ 18. Kein Provinzialbeamter darf ohne vorgängige Genehmigung 
des Provinzialausſchuſſes ein Nebenamt, ſoweit er zu deſſen Übernahme nicht 
geſetzlich verpflichtet iſt, oder eine Nebenbeſchäftigung, mit welcher eine 
Remuneration verbunden iſt, übernehmen beziehungsweiſe nach dem Eintritt 
in den Provinzialdienſt beibehalten, ein Gewerbe betreiben oder in den Vor— 
ſtand, Verwaltungs- oder Auſſichtsrat einer auf den Erwerb gerichteten Geſell— 
ſchaft eintreten beziehungsweiſe darin verbleiben. Die erteilte Genehmigung 
iſt jederzeit widerruflich. 

Auf ſchriftſtelleriſche Arbeiten finden die vorſtehenden Beſtimmungen 
keine Anwendung, ſoweit die Dienſttätigkeit darunter nach dem Ermeſſen des 
Vorgeſetzten nicht leidet. 

Geſchenke und Belohnungen in Bezug auf ſein Amt darf ein Beamter 
nur mit Genehmigung des Provinzialausſchuſſes annehmen. 


Urlaub und Stellvertretung. 


§ 19. Urlaub haben die Beamten, ſoweit nicht durch die beſonderen 
Reglements und Inſtruktionen ein Anderes beſtimmt iſt, bei dem Landes- 
hauptmann nachzuſuchen. Soll der Urlaub die Dauer von 6 Wochen über— 
ſchreiten, ſo bedarf es der Genehmigung des Provinzialausſchuſſes, ſoweit es 
ſich nicht um Urlaub zur Wiederherſtellung der Geſundheit handelt. 

Beamte, welche Mitglieder des Landtages der Monarchie oder des 
Reichstages ſind, haben, wenn ſie ſich zum Zweck des Eintritts in dieſelben 
von ihrem Amtsſitze entfernen wollen, hiervon, ſowie von der mutmaßlichen 
Dauer ihrer Abweſenheit rechtzeitig Anzeige zu machen, und zwar der Landes— 
hauptmann dem Vorſitzenden des Provinzialausſchuſſes, die übrigen Beamten 
dem Landeshauptmann. 

Bei Freiheitsſtrafen, deren Dauer 4 Wochen überſteigt, und bei Beur- 
laubungen über 6 Wochen, die nicht zur Wiederherſtellung der Geſundheit 
erfolgt ſind, wird dem Beamten von dem baren Dienſteinkommen nur die 
Hälfte gezahlt. Koſten der Stellvertretung, welche in dieſen Fällen, ſowie 
ſonſt infolge der freien Willensbeſtimmung des Beamten erforderlich werden, 
fallen ihm ſelbſt zur Laſt, ſoweit ſie nicht aus der einbehaltenen Hälfte des 
Dienſteinkommens gedeckt werden können. 

$ 20. Jeder Beamte iſt verpflichtet, vorübergehend die Vertretung 
anderer Beamten ohne Entſchädigung zu übernehmen. Sofern für einzelne 


5) Unter dem 30. November 1881 iſt ein Regulativ über die Dienſtwohnungen 
erlaſſen. 
e) Siehe die bezüglichen Beſtimmungen unter Nr. 10 und 11 S. 29 und 31. 
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Dienſtſtellen die Art und Weiſe der Stellvertretung durch beſondere Beſtim— 
mungen zum Voraus geregelt iſt, behält es dabei ſein Bewenden. 


Beſondere Dienſtpflichten. 


§ 21. Die beſonderen dienſtlichen Obliegenheiten der Beamten werden 
durch die allgemeinen beziehungsweiſe ihnen beſonders zu erteilenden Geſchäfts— 
Inſtruktionen beſtimmt, welche für die oberen Beamten von dem Provinzial— 
landtage”), im übrigen aber von dem Provinzialausſchuſſe (§ 94 der Prov. 
Ordn.) zu erlaſſen ſind. 


Verſetzung. 


§ 22. Jeder Provinzialbeamte, welcher nicht lediglich im Nebenamt 
fungiert, muß ſich mit Vorbehalt ſeines Ranges und ſeines Anſpruchs auf 
das bisherige Dienſteinkommen die Verſetzung in ein anderes, ſeiner Berufs— 
bildung entſprechendes Provinzialamt oder die Übertragung der Verwaltung 
eines ſolchen oder die Anweiſung eines anderen Wohnſitzes mit Vergütung 
der Umzugskoſten ($ 17) gefallen laſſen, wenn es das dienſtliche Intereſſe 
nach dem Ermeſſen des Provinzialausſchuſſes erfordert. 

Als eine Verminderung des Dienſteinkommens iſt es nicht anzuſehen, 
wenn die Gelegenheit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder 
die Ortszulage oder der Bezug der für Dienſtunkoſten beſonders ausgeſetzten 
Einnahmen mit dieſen Unkojten fortfällt, oder wenn der Wohnungsgeld- 
zuſchuß ſoweit er den ſtaatlichen Sätzen entſpricht, an dem neuen Dienſtorte 
niedriger iſt. 


Einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand. 


§ 23. Jeder Beamte kann von dem Provinziallandtage, oder, wenn 
die Anſtellung durch den Provinzialausſchuß erfolgte, von dem letzteren unter 
Bewilligung von Wartegeldern (§ 24) in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt 
werden, wenn das von ihm verwaltete Amt infolge einer Umbildung der 
Provinzialbehörden oder aus anderen Gründen aufhört. 

§ 24. Das Wartegeld beträgt bei Beſoldung bis zu 450 Mark eben- 
ſoviel als die penſionsfähige Beſoldungen, bei höheren Beſoldungen drei Vier- 
teile der Beſoldung, jedoch mindeſtens 450 Mark. Überſchießende Mark- 
brüche des Jahresbetrages werden auf volle Mark abgerundet. 

§ 25. Auf die Zahlung des Wartegeldes finden die Beſtimmungen 
des $ 15 in ihrem ganzen Umfange ſinngemäße Anwendung. 

Das Wartegeld tritt an die Stelle der Beſoldung, mit dem Ablauf 
des Vierteljahres, innerhalb deſſen dem Beamten die bezügliche Verfügung 
bekannt gemacht wird, inſofern nicht ein ſpäterer Zeitraum beſtimmt wird. 
Die etwaige Dienſtwohnung muß ſpäteſtens mit dem Ablauf des folgenden 
Vierteljahres geräumt werden. 

§ 26. Die in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Beamten ſind bei 
Verluſt des Wartegeldes zur Annahme eines ihnen übertragenen Provinzial 
amtes, welches ihrer Berufsbildung entſpricht, unter denſelben Vorausſetzungen 
verpflichtet, unter welchen nach § 22 ein Beamter die Verſetzung in ein 
anderes Amt ſich gefallen laſſen muß. 


) Siehe unter Nr. 7 S. 17. 
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§ 27. Das Recht auf den Bezug von Wartegeld ruht, wenn und jo 
lange der in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzte Beamte infolge einer 
Wiederanſtellung oder Beſchäftigung im Reichs-, Staats- oder Kommunal- 
(Provinzial⸗, Kreis⸗, Amts-, Gemeinde-) Dienſte ein Dienſteinkommen bezieht, 
inſoweit als der Betrag dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung 
des Wartegeldes den Betrag des von dem Beamten vor der einſtweiligen 
Verſetzung in den Ruheſtand bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. Findet 
die Beſchäftigung des Beamten vorübergehend gegen Tagegelder oder eine 
anderweite Entſchädigung ſtatt, ſo wird demſelben das Wartegeld für die 
erſten 6 Monate dieſer Beſchäftigung unverkürzt, dagegen vom 7. Monat 
ab nur zu dem nach der vorſtehenden Beſtimmung zuläſſigen Betrage gewährt. 


§ 28. Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes hört auf: 


1. wenn der Beamte in der Provinzialverwaltung mit einem dem 
früher von ihm bezogenen mindeſtens gleichen Dienſteinkommen 
wieder angeſtellt wird; 

2. wenn er das deutſche Indigenat verliert; 

3. wenn er ohne Genehmigung des Provinzialausſchuſſes ſeinen 
Wohnſitz außerhalb des Deutſchen Reiches nimmt; 

4. wenn er aus dem Dienſte entlaſſen wird. 


Dienſtvergehen. 


§ 29. In Betreff der Dienſtvergehen der Provinzialbeamten finden 
die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Sammlung Seite 
465) mit den in der Provinzialordnung enthaltenen Maßgaben Anwendung. 
(8 98 der Prov.⸗Ordn.) 

Obere Anſtaltsbeamte im Sinne des § 98, Nr. 3 der Provinzial⸗ 
ordnung find die Anſtaltsärzte und -Geiftlichen, die auf Lebenszeit an⸗ 
geſtellten Lehrer, ſowie die durch die Reglements für die Provinzialanſtalten 
etwa ſonſt noch als obere Beamte bezeichneten Perſonen. 


Penſionierung. 


§ 30). Den auf Kündigung oder auf Lebenszeit feſt angeſtellten Pro⸗ 

vinzialbeamten ſtehen, ſoweit nicht im Einzelfalle etwa anderes beſtimmt wird, 

Penſionsanſprüche nach den jeweilig für die unmittelbaren Staatsbeamten 

geltenden Beſtimmungen, welche insbeſondere auch bezüglich der Voraus- 

ſetzungen, unter denen überhaupt ein Provinzialbeamter ſeine Penſionierung 

beanſpruchen kann, maßgebend ſein ſollen, unter Berückſichtigung folgender 
Grundſätze zu: . 

a) Die zurückgelegte Wilitärdienſtzeit wird den Provinzialbeamten 

in gleicher Weiſe wie den unmittelbaren Staatsbeamten auf die 

bei Berechnung ihrer Penſion zu Grunde zu legende Dienſtzeit 


8) Die jetzige Faſſung des erſten Abſatzes des S 30 und die Streichung von c beruht 
auf dem Nachtrage vom 12. März 1908, genehmigt von dem Herrn Miniſter des Innern 
unter dem 18. Ri: rt Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen 

tettin 
Regierung zu (Saale \ Stück 22 für 1908 
Stralſund 
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angerechnet, dagegen findet eine Anrechnung der im unmittelbaren 
Staats- oder im Kommunaldienſte zugebrachten Dienſtzeit nur 
mit beſonderer Genehmigung des Provinziallandtages ſtatt. Den— 
jenigen penſionsberechtigten Beamten, welche aus dem Dienſte 
der bisherigen Kommunalſtände hieſiger Provinz übernommen 
ſind, wird jedoch die im Dienſte dieſer Kommunalſtände verbrachte 
Dienſtzeit voll angerechnet. 

b) Die Penſion für die mit Wartegeld in den einſtweiligen Ruhe— 
ſtand verſetzten Beamten wird von dem zur Zeit ihrer Verſetzung 
in den einſtweiligen Ruheſtand bezogenen penſionsfähigen Dienſt— 
einkommen berechnet. f 

c) Siehe Fußnote S. 27°). 

d) Die Penſionierung erfolgt bei den penſionsberechtigten Beamten 
durch den Provinzialausſchuß, die Bewilligung von Gnaden— 
penſionen oder Unterſtützungen an nicht penſionsberechtigte Beamte 
bleibt dagegen dem Provinziallandtage vorbehalten. 

S 31. Die zwangsweiſe zu bewirkende Verſetzung in den Ruheſtand 
regelt ſich nach den Beſtimmungen der SS 88—93 des Disziplinargeſetzes 
vom 21. Juli 1852 mit der Maßgabe, daß die Entſcheidung ($ 90 a. a. O.) 
dem Provinzialausſchuß zuſteht, und der Rekurs bei dem Provinziallandtag 
einzubringen iſt. a 

Hat ein Beamter das 65. Lebensjahr vollendet, ſo kann er gegen 
ſeinen Willen ſchon dann in den Ruheſtand verſetzt werden, wenn von der ihm 
unmittelbar vorgeſetzten Dienſtbehörde die Erklärung abgegeben wird, daß 
ſie nach pflichtmäßigem Ermeſſen den Beamten für unfähig halte, ſeine Amts» 
pflichten ferner zu erfüllen. 


Schluß beſtimmung. 
§ 32. Dieſes Reglement tritt mit dem Tage ſeiner Veröffentlichung in 
Kraft und an Stelle des Reglements vom “, er 17° nebſt Rachträgen.“) 


8. Februar 1877 
Beſchloſſen von dem 13. Provinziallandtage am 17. März 1887, ge- 
nehmigt von dem Herrn Miniſter des Innern unter dem 19. Juni 1887. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Nr. 30 S. 206 
Köslin, ee für 1887. 
Stralſund, „ 30 „ẽ 143 


9. 


Beſchluß des 32. Provinziallandtages vom 16. März 1905. 
(Betreffend die Unfallfürſorge.) 


Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, den Beamten und Angeſtellten 
der Provinz, wenn ſie infolge eines im Dienſte erlittenen Unfalls dauernd 
dienſtunfähig oder in ihrer Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt werden, und den 


* * 
9) Siehe 2. P. L. S. 5, 45; 5. P. L. S. 11; 8. P. L. S. 13. 
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Hinterbliebenen von Beamten und Angeſtellten der Provinz, die infolge eines 
im Dienſte erlittenen Unfalls geſtorben ſind, eine den Vorſchriften des Reichs- 
geſetzes vom 18. Juni 1901 (Reichsgeſetzblatt Seite 211) beziehungsweiſe des 
Preußiſchen Geſetzes vom 2. Juni 1902 (Geſetz-Sammlung Seite 153) gleich⸗ 
kommende Fürſorge zu gewähren. 


10. 
Regulativ über die bei Dienſtreiſen in Angelegenheiten der Pro⸗ 
vinzialverwaltung zu gewährenden Reiſekoſten und Tagegelder. 
§ 1. Bei Dienſtreiſen erhalten in Ermangelung anderweitiger Feſt⸗ 
ſetzungen: 8 

J. der Landeshauptmann und die oberen Beamten, die Direktoren der 
Provinzialheilanſtalten, der Direktor der Provinzialhebammenlehranſtalt, 
die Inſpektoren (Vorſteher der Provinzialkorrektionsanſtalten), Geiſtliche 
und Arzte (ſoweit ſie nicht unter Nr. Il fallen) an den Provinzial⸗ 
anſtalten, der Rechnungsdirektor, der Landesrentmeiſter und Bautechniker 
höherer Qualifikation: 

1. Tagegelder 15 l 
2. an Reifekojten einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung: 
a) bei Erſenbahn- oder Dampſfſchiffahrten für das Kilometer 9 
und für jeden Zu- und Abgang 3 M; 
b) bei Reifen bezw. Reiſeſtrecken, welche nicht auf Eiſenbahnen 
oder Dampfſchiffen zurückgelegt werden können, für das Kilo— 
meter 60 g. 

Die Mitglieder des Provinziallandtages, des Provinzialausſchuſſes 
und der Provinzialkommiſſionen, die Provinzialkommiſſare, die gewählten 
Mitglieder des Provinzialrats liquidieren nach denſelben Sätzen; 

II. die Vorſteher der Provinzialtaubſtummen- und Blindenanſtalten, die 
Affiftenz- und Volontärärzte an den Provinzialanſtalten, die Inſpektoren 
der Pommerſchen Feuerſozietät und die Landesſekretäre der Provinzial— 
hauptverwaltung. g 

zu 1112 

zu J 2 u für das Kilometer 7 J und für jeden Zu- und Abgang 2 W. 

zu 1 2b für das Kilometer 40 J; f 

III. ſonſtige Bureau- und Kaſſenbeamte (auch Verwaltungsinſpektoren und 
Verwaltungsaſſiſtenten) Lehrer und Lehrerinnen: 

zu 1 1 8 

zu l 2 a für das Kilometer 7 J und für jeden Zu- und Abgang 2%; 

zu 1 2b für das Kilometer 40 

IV. andere Beamte, welche nicht zu den Unterbeamten zu zählen find: 

zull6 4; 

zu 1 2a für das Kilometer 5 J und für jeden Zu- und Abgang 1 

zu J 2b für das Kilometer 30 ; 

V. Unterbeamte: 

e AR 

zu J 2a für das Kilometer 5 J und für jeden Zu- und Abgang 1 M; 

zu I 2b für das Kilometer 30 4 
§ 2. Erſtreckt ſich eine Dienſtreiſe auf 2 Tage und wird ſie innerhalb 

24 Stunden beendet, jo iſt nur das Ein- und einhalbfache der im 81 an— 
angegebenen Tagegelder zu liquidieren. 
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Wird die Dienſtreiſe an ein und demſelben Tage angetreten und be- 
endet, jo tritt eine Ermäßigung der Tagegelder bei I auf 12 /, bei Il auf 
9 A, bei Ill auf 6 , bei IV auf 4,50 .# und bei V auf 3 M ein. 

Erfordert eine Dienſtreiſe einen außergewöhnlichen Koſtenaufwand, fo 
kann der Provinzialausſchuß den Tagegelderſatz angemeſſen erhöhen. 

§ 3. Die Feuerſozietätsinſpektoren erhalten bei Ausführung ſolcher 
Dienſtreiſen, welche lediglich im Intereſſe der Feuerſozietät erfolgen, aus deren 
Fonds an Tagegeldern und Reiſekoſten die Sätze der Gruppe I. 

§ 4. Haben im Ganzen erweislich höhere Reiſekoſten als die im 8 1 
feſtgeſetzten aufgewendet werden müſſen, ſo ſind dieſelben zu erſtatten. 

Hat jemand für eine Reiſeſtrecke Anſpruch auf freie Beförderung auf 
der Eiſenbahn oder dem Schiffe, jo wird von den ihm zu erſtattenden Reifekoften 
derjenige Betrag in Abzug gebracht, welchen er hätte aufwenden müſſen, wenn 
er jene Beförderungsmittel benutzt hätte, ohne jeden Anſpruch geltend zu machen. 

Reifen auf Kleinbahnen ſind bis auf weiteres den Reiſen auf Eifen- 
bahnen gleichzuachten. Es bleibt jedoch dem Provinzialausſchuſſe überlaſſen, 
hiervon abweichende Beſtimmungen zu treffen. N 

§ 5. Für die Teilnahme an den Sitzungen des Provinziallandtages, 
des Provinzialausſchuſſes, der Provinzialkommiſſionen und des Provinzial⸗ 
rats erhalten auch diejenigen gewählten Mitglieder, an deren Wohnort die 
Sitzungen ſtattfinden, Tagegelder, ſoweit ſie nicht als Provinzialbeamte zur 
Teilnahme an den Sitzungen verpflichtet ſind. 

Abgeſehen hiervon werden für Geſchäfte am Wohnorte weder Tagegelder 
noch Reiſekoſten gezahlt; dasſelbe gilt von Geſchäften außerhalb des Wohn- 
orts in geringerer Entfernung als zwei Kilometer von demſelben. War in- 
folge außergewöhnlicher Umſtände die Annahme eines Fuhrwerks nötig oder 
waren ſonſtige notwendige Unkoſten, wie Brücken- und Fährgeld aufzuwenden, 
ſo ſind die Auslagen zu erſtatten. 

§ 6. Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometer 
für ein volles Kilometer gerechnet. 

Bei Reifen von nicht weniger als zwei Kilometer, aber unter 8 Kilo- 
meter ſind die Reiſekoſten für 8 Kilometer zu gewähren. 

Als Reiſeweg wird jede ohne Wechſel des Transportmittels zurückgelegte 
Strecke des Hinweges einerſeits und des Rückweges andererſeits angeſehen. 

Sind Dienſtgeſchäfte an verſchiedenen Orten unmittelbar nacheinander 
ausgerichtet, ſo iſt der von Ort zu Ort wirklich zurückgelegte Weg ungeteilt 
der Berechnung der Reiſekoſten zum Grunde zu legen. 

) Hat ein Mitglied des Provinziallandtages innerhalb der Provinz 
Pommern keinen Wohnſitz, jo ſind die Reiſekoſten von der nächſten 18 
oder Eiſenbahnſtation vor der Grenze der Provinz Pommern zu berechnen. 
Dieſe Beſtimmung findet ſinngemäße Anwendung auf die Mitglieder des 
Provinzialausſchuſſes und der Provinzialkommiſſionen, die Provinzialkommiſſare 
und die gewählten Witglieder des Provinzialrats. 

§ 7. Führen mehrere Wege nach dem Orte, an welchem das Geſchäft 
vorzunehmen iſt, ſo iſt diejenige fahrbare Straßenverbindung zu wählen, bei 
deren Benutzung ſich die Geſamtvergütung an Tagegeldern und Reiſekoſten 
am niedrigſten berechnet, wenn nicht etwa die Benutzung der billigeren Ver— 
bindung aus beſonderen Gründen ausgeſchloſſen iſt. 

) Beſchloſſen vom 36. Provinziallandtage von Pommern am 19. März 1909. 


Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Stettin, 
Köslin und Stralſund Stück 19 für 190g. 
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§ 8. Soweit vorſtehende Beſtimmungen nicht ausreichen, ſind die 
für Staatsbeamte geltenden Grundſätze zur Anwendung zu bringen. 

Zweifel über die Zugehörigkeit einzelner Beamten zu den im 8 1 auf⸗ 
geſtellten Gruppen ſind von dem Provinzialausſchuß zu entſcheiden. 

§ 9. Dieſes Regulativ tritt mit dem 1. April 1898 in Kraft. Von 
demſelben Tage ab wird das Regulativ vom 15. März 1882 aufgehoben. 
(Beſchloſſen von dem 24. Provinziallandtage von Pommern am 9. März 1898.) 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Kgl. Regierung zu Stettin, 
Köslin und Stralſund, Stück 22 für 1898. 


id, 
Beſchluß des Provinziallandtages vom 17. März 1887, betreffend 
die Umzugskoſten. 
(13. P. L. S. 14.) 

In Ausführung des § 17 des Reglements über die dienſtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Provinzialbeamten !) wird folgendes beſtimmt: 

Bei Verſetzungen erhalten die e Umzugskojten nach 
den gegenwärtig für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen 
(Geſetz vom 24. Februar 1877, ©.-©. S. 15). 

Zu welcher Beamtenklaſſe die einzelnen Provinzialbeamten gehören, hat 
im Falle des Zweifels der Provinzialausſchuß zu entſcheiden. 

Auch neu eintretenden Provinzialbeamten kann der Provinzialausſchuß 
Umzugskojten bewilligen. 

) Siehe unter Nr. 8, S. 25. 

12. 
Reglement, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waijer 
der Provinzialbeamten. 
(9. P. L. S. 14, 37.) 
Von den Witwen- und Waiſengeldern. 

8 1-5 find weggefallen.“) 

§ 6. Die Witwe und die hinterbliebenen ehelichen oder legitimierten 
Kinder eines Beamten des Provinzialverbandes, welcher zurzeit ſeines Todes 
für den Fall des Eintritts der Vorausſetzungen der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand Penſionsanſprüche nach Maßgabe des Reglements über die dienſtlichen 


Verhältniſſe der Provinzialbeamten vom .- Jun 1887 oder desjenigen vom 


beſaß, oder nach Verſetzung in den Ruheſtand Penſion auf 
Grund des § 30 bezw. 26 der angeführten Reglements bezog, erhalten aus 
der Provinzialhauptkaſſe Witwen- und Waiſengelder nach Maßgabe der 
nachfolgenden Beſtimmungen. 

§ 7. Das Witwengeld beſteht in vierzig vom Hundert derjenigen 
Penſion, zu welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt 


) Der . — der SS 1—5 ift beſchloſſen durch Nachtrag von dem 15. np — 
landtage am 13. März 1889; gerne von dem Herrn Finanzminiſter und dem Herrn 
Miniſter des Innern unter dem 31. März 1889. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 24 Seite 164 
Köslin, „ 155 


für 1889. 
Stralfund, , 25 „ 113 
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ſein würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt wäre. Über⸗ 
ſchießende Markbruchteile werden zur vollen Mark abgerundet.“) 

Das Witwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich der im $ 9 verordneten 
Beſchränkung, mindeſtens dreihundert Mark betragen und viertauſend Mark 
nicht überſteigen.“) 

§ 8. Das Waiſengeld beträgt: 


J. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Beamten 
zum Bezuge von Witwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Witwen⸗ 
geldes für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes 
des Beamten zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, ein 
Drittel des Witwengeldes für jedes Kind. 

Überſchießende Markbruchteile werden zur vollen Mark abgerundet. 
Witwen- und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen 

den Betrag der Penſion überſteigen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt 
geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein würde, wenn er am Todestage in 
den Ruheſtand verſetzt wäre. 

Bei Anwendung dieſer Beſchränkung werden das Witwen- und das 
Waiſengeld verhältnismäßig gekürzt. 

$ 10. Bei dem Ausſcheiden eines Witwen- und Waiſengeldberechtigten 
erhöht ſich das Witwen- oder Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten von 
dem nächſtfolgenden Monat an inſoweit, als ſie ſich noch nicht im vollen 
Genuß der ihnen nach den SS 7 bis 9 gebührenden Beträge befinden. 

$ 11. War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, 
jo wird das nach Maßgabe, der SS 7 und 9 berechnete Witwengeld für 
jedes angefangene Jahr des Altersunterſchiedes über 15 bis einſchließlich 
25 Jahre um ½0 gekürzt. 

Auf den nach § 8 zu berechnenden Betrag des Waiſengeldes ſind dieſe 
Kürzungen des Witwengeldes ohne Einfluß. 

Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes angefangene Jahr 
ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrage ½0 des nach Maßgabe der 88 7 
und 9 zu berechnenden Witwengeldes ſo lange hinzugeſetzt bis der volle 
Betrag wieder erreicht iſt.“) 


$ 12. Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die 
Ehe mit dem verſtorbenen Beamten innerhalb dreier Monate vor ſeinem 
Ableben geſchloſſen und die Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt iſt, um 
der Witwe den Bezug des Witwengeldes zu verſchaffen. 


Die Faſſung des § 6 und des § 7 erſter Abſatz beruht auf dem Nachtrage, 
beſchloſſen von dem 24. Provinziallandtage am 9. März 1898; genehmigt von dem Herrn 
Finanzminiſter und dem Herrn Miniſter des Innern unter dem 29. April 1898. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der öniglichen Regierung 

| Stettin, Stück 22 Seite 341 | 
zu Köslin, „ 22 „ 274! für 1898. 
Stralſund, 5 N: 

) Die Faſſung des § 7 zweiter Abſatz beruht auf dem Nachtrage, beſchloſſen von dem 
35. Provinziallandtage am 12. März 1908; genehmigt von dem Herrn Finanzminiſter 
und dem Herrn Miniſter des Innern unter dem 30. April 1908. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung 

Stettin, Stück 22 
zu Köslin, „ 22 j für 1908. 
da re 2 
) Siehe Note ). 


— 
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Keinen Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld haben die Witwe 
und die hinterbliebenen Kinder eines penſionierten Beamten aus ſolcher Ehe, 
welche erſt nach der Verſetzung des Beamten in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 

§ 13. Stirbt ein Beamter, welchem wegen zu geringer Dienſtzeit nur 
eine Gnadenpenſion auf Grund des § 30 sub d des Reglements über die 


dienſtlichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten vom 5, a 1887 bewilligt 
iſt oder hätte bewilligt werden können, wenn er am Todestage in den 
Ruheſtand verſetzt wäre, jo kann der Witwe und den Waiſen desſelben 
Witwen⸗ und Waiſengeld von dem Provinziallandtage gevährt werden.“) 

8 14. Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem 
Ablauf des Gnadenquartals.“) 

§ 15. Das Witwen- und Waiſengeld wird monatlich im voraus 
gezahlt. An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt der Landes- 
hauptmann. Nicht abgehobene Teilbeträge des Witwen- und Waiſengeldes 
verjähren binnen vier Jahren, von dem auf den Tag der Fälligkeit folgenden 
31. Dezember an gerechnet, zum Vorteil des Provinzialverbandes. 

§ 16. Wenn das Witwen- oder Waiſengeld abgetreten, verpfändet 
oder ſonſt übertragen wird, fo erliſcht mit demſelben Augenblick die Ver⸗ 
pflichtung des Provinzialverbandes zur Weiterzahlung desſelben. 

dia 17. Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes 
erliſcht: 

1. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Monats, in welchem er ſich 

verheiratet oder ſtirbt; 8 

2. für jede Waiſe außerdem mit dem Ablaufe des Monats, in welchem 

ſie das 18. Lebensjahr vollendet; 

3. für die Witwe außerdem, wenn und ſolange fie im Reichs-, 

Staats- oder Kommunaldienſt (Provinzial⸗, Kreis-, Amts- oder 
Gemeindedienſt) ein Dienſteinkommen bezieht, und ſolange dieſes 
unter Hinzurechnung des Witwengeldes den doppelten Betrag des 
letzteren überſteigt. 

§ 18. Die Beſtimmung darüber, ob und welches Witwen⸗ und 
Waiſengeld der Witwe und den Waiſen eines Beamten zuſteht, erfolgt 
durch den Provinzialausſchuß, gegen deſſen Entſcheidung der Rekurs an 
den Provinziallandtag den betreffenden Hinterbliebenen zuſteht. 

Die Beſchreitung des Rechtsweges ſteht den Beteiligten offen, doch 
muß die Entſcheidung des Provinziallandtages der Klage vorhergehen und 
letztere ſodann bei Verluſt des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, nachdem 
den Beteiligten die Entſcheidung des Landtages bekannt gemacht worden, 
erhoben werden. 


Schluß- und Übergangs-Bejtimmungen. 

8 19. Für die Hinterbliebenen derjenigen Beamten, welche bei dem 
Inkrafttreten dieſes Reglements gemäß $ 28°) des Reglements über die 
dienſtlichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten vom ln einen 
Anſpruch auf Witwenpenſion für ihre Ehefrauen hatten, ſoll, gleichviel ob 


es ſich um eine erſte oder ſpätere Ehe handelt, die Höhe des Witwen- und 
Waiſengeldes zuſammen nicht geringer normiert werden, als die aus 8 28 


Siehe Note ? 


Samml, von gefegl, Beſtimmungen ufw, für Pommern. 3 


d Siehe Note 4 
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cit. ſich ergebende Witwenpenſion, ſolange die letztere den Geſamtbetrag des 
nach Diefem Reglement zu gewährenden Witwen- und Waiſengeldes 
überſteigt. “)“ 

§ 20. In allen denjenigen Fällen, in welchen bei der Anſtellung 
von Provinzialbeamten wegen demnächſtiger Unterſtützung ihrer Witwen 
und Waiſen beſondere Vereinbarungen getroffen werden, bleiben die Be— 
ſtimmungen dieſes Reglements außer Anwendung. 

S 21. Bezüglich derjenigen Beamten, welche bei dem Inkrafttreten 
dieſes Reglements bereits in den Ruheſtand verſetzt oder zwar im Dienſt 
waren, von der Berechtigung zum Beitritt aber bis zum 30. Juni 1888 
einſchließlich keinen Gebrauch gemacht haben, finden die Beſtimmungen des- 
ſelben keine Anwendung.“) 

$ 22. Der $ 28 des Reglements über die dienſtlichen Verhältniſſe 


der Provinzialbeamten vom nere. wird aufgehoben, vorbehaltlich 


S. Februar 1877 
der den bereits angeſtellten Provinzialbeamten auf Grund desſelben zu— 
ſtehenden Rechte (cfr. 8 19). 

§ 23. Die zur Ausführung dieſes Reglements erforderlichen näheren 
Beſtimmungen werden von dem Provinzialausſchuß erlaſſen. 

Beſchloſſen von dem 9. Provinziallandtage am 7. März 1883; ge⸗ 
nehmigt von den Herren Miniſtern des Innern und der Finanzen unterm 
4. April 1883. 

Veröffentlicht durch Extra-Beilage (S. 1) zum Amtsblatt der Königlichen 

[ Stettin, Nr. 22 S. 122 | 
Regierung zu | Köslin, „ 23 „ 124 für 1888, 
| Stralſund,, 23, 77 


13. 
Reglement über den Darlehns- und Anterſtützungsfonds für Pro⸗ 
vinzialbeamte und deren Hinterbliebene. 
(9. P. L. S. 13, 36.) 
§ 1. Der Beamtendarlehns- und Unterſtützungs-Fonds, welcher mit 
dem vom Landeshauptmann überwieſenen Betrage von 2000 Mark begründet 


) Siehe Note ) 

) Der $ 28 cit. lautet: „Die hinterbliebene Ehefrau eines der im § 1, Nr. 3 und 
4 aufgeführten und mit Penſionsanſprüchen angeſtellt geweſenen Beamten, welcher 
entweder im Dienſte verſtorben iſt oder bei ſeinem Tode bereits penſioniert war, erhält, 
wenn ihr Ehemann bei Eingehung der Ehe nicht älter als 60 Jahre und bei ſeinem 
Tode nicht jünger als 25 Jahre alt war, und wenn ſie nicht mehr als 30 Jahre jünger 
wie ihr Ehemann war, für ihre Lebenszeit, jo lange fie im Witwenſtande bleibt, eine 
Penſion in Höhe eines Fünftels der von dem Verſtorbenen am Tage feines Todes be— 
zogenen Beſoldung bezw. Penſion. 

Beſoldung iſt Gehalt nebſt Wohnungsgeldzuſchuß, ſowie penſionsfähige Emolumente, 

Heiratet ein Beamter nach ſeiner Penſionierung, ſo hat ſeine kr keinen An⸗ 
ſpruch auf eine Witwenpenſion. Dasſelbe gilt, wenn ein im Dienſt befindlicher Beamter 
eine neue Ehe eingeht, doch kann in dieſem Falle ſeiner nunmehrigen Ehefrau durch 
Beſchluß des Provinzialausſchuſſes der Anſpruch auf die Witwenpenſion verliehen 
werden.“ 

Durch die Bezugnahme = § 1, Nr. 3 und 4 waren von diefer Beſtimmung 
ausgeſchloſſen: Die oberen Beamten und die leitenden Beamten einzelner Ver— 
waltungszweige ($ 41 der Prov.⸗Ordn.), die Vorſteher der Anſtalten des Prov.⸗Ver⸗ 
bandes, ſowie die bei denſelben angeſtellten Geiſtlichen und Arzte und die Bautechniker 
höherer Qualifikation. 

Siehe Note ) 
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wird, dient zur Gewährung von Darlehen an Provinzialbeamte, ſowie von 
einmaligen Unterſtützungen an dieſe und deren Hinterbliebene. 

8 2. Zur Gewährung von Darlehen dienen die Kapitalbeſtände des 
Fonds, zur Gewährung von Unterſtützungen die Zinseinnahme desſelben 
mit der im $ 5 angegebenen Beſchränkung. 

§ 3. Darlehen werden gewährt zur Abzahlung von Schulden, zur 
Stellung von Kautionen, bei Gründung eines Hausſtandes, bei Krankheiten 
der Beamten oder ihrer Familienangehörigen, welche einen außerordentliche 
Aufwand erfordern, bei Todesfällen in dem Hausſtande der Beamten und 
in ähnlichen Fällen. f 

4. In der Regel ſollen Darlehen nur an etatsmäßig und lebens- 
länglich angeſtellte Bureau- und Kaſſenbeamte und nicht über 25 Prozent 
ihres etatsmäßigen Jahresgehaltes gewährt, mit 4 Prozent!) jährlich verzinſt 
und mit mindeſtens 10 Prozent des etatsmäßigen Jahresgehaltes zurück— 
gezahlt werden. 

§ 5. Um eine allmähliche Verſtärkung des Fonds herbeizuführen, 
darf zu Unterſtützungen nur die Hälfte der jährlichen Zinseinnahmen ver- 
wandt werden. Sobald der Fonds den Betrag von 50,000 Mark erreicht 
hat, können die vollen Zinſen zu Unterſtützungen verwendet werden. Nicht 
verwendete Zinſen wachſen dem Kapialfonds zu. 

$ 6. So lange der Fonds den Betrag von 10,000 Mark nicht erreicht 
hat, werden Darlehen aus demſelben nur an die Beamten der Provinzial 
hauptverwaltung gewährt. Demnächſt können, bis der Fonds auf 30,000 
Mark angewachſen ſein wird, auch Darlehen an Beamte der Provinzial⸗ 
anſtalten gewährt werden und nach Anſammlung eines Fonds von 
30,000 Mark nehmen und an demſelben auch die Beamten der unter 
Aufficht des Provinzialverbandes ſtehenden Anſtalten, welche ſelbſtändige 
juriſtiſche Perſönlichkeit haben, teil. 

§ 7. Die Verwaltung des Fonds wird nach Maßgabe der regle- 
mentariſchen Beſtimmungen von dem Landeshauptmann geführt, welcher 
über die Gewährung von Darlehen, deren Rückzahlung und die etwa im 
einzelnen Falle ſeitens des Darlehnsnehmers zu beſtellende Sicherheit, ſowie 
über die Gewährung von Unterſtützungen ſelbſtändig entſcheidet. 


Bei Gewährung von Darlehen iſt der Landeshauptmann befugt, im 
Einzelfalle die Entſcheidung des Provinzialausſchuſſes herbeizuführen. 


Beſchloſſen von dem 9. Provinziallandtage am 8. März 188g. 


Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Nr. 22 S. 122 
Köslin, „ 23 „ 124 für 1888. 
Stralſund, „ 23 „ 77 


) Der 23. N hat am 11. März 1897 eine Herabſetzung des Zins- 
fußes vom 1. April 1897 ab auf 3 ¼5% jährlich beſchloſſen. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 19 ] 
Köslin, „ 20 TJ für 1897. 
Stralfund, , 24 
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1. 


Verfaſſung und allgemeine Verwaltung. 


14. 


Satzungen für die Pommerſche Witwen- und Waiſenkaſſe 
für Kommunalbeamte. 


1. Sitz und Beſtimmung der Kaſſe. 
§ 1. Die von dem Provinzialverbande von Pommern errichtete und 
am 1. April 1888 eröffnete Witwen- und Waiſenkaſſe für Kommunalbeamte 
iſt dazu beſtimmt, den der Kaſſe beigetretenen Kommunalverbänden (Kreiſe, 
Städte, Landgemeinden, Amtsbezirke und auf Grund der 88 128 ff der 
Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen vom 3. Juli 1891 
gebildete Zweckverbände) in der Provinz Pommern das den Witwen und 
Waiſen ihrer ruhegehaltsberechtigten Beamten zu zahlende Witwen- und 
Waiſengeld nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſer Satzungen zu gewähren. 
Zu dieſen Kommunalbeamten ſind die Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen 
ſowie an den öffentlichen höheren Lehranſtalten nicht zu rechnen. 

Jedoch können die Verbände mit Zuſtimmung des Provinzialausſchuſſes 
für die Lehrer an den öffentlichen höheren Lehranſtalten der Dh beitreten. 
In dieſem Falle iſt aber von dem Verbande ein nach den Beſtimmungen 
des S 22 zu berechnendes verhältnismäßiges Einkaufsgeld zu entrichten. 

Außer den vorgenannten Kommunalverbänden können Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts, welche in der Provinz Pommern ihren Sitz haben, 
mit Zuſtimmung des Provinzialausſchuſſes für ihre ruhegehaltsberechtigten 
Beamten der Kaſſe beitreten. 

Die Witwen- und Waiſenkaſſe iſt eine Anſtalt des Provinzialverbandes 
von Pommern und wird nach Maßgabe der Beſtimmungen der Provinzial⸗ 
ordnung verwaltet. . 

Die Vertretung der Anſtalt nach außen und vor Gericht erfolgt daher 
durch den Landeshauptmann. 

Sie hat ihren Sitz in Stettin. 

§ 2. Der Beitritt eines der genannten Verbände muß regelmäßig für 
alle diejenigen ſeiner Beamten erfolgen, welchen er bei ihrem Eintritt in den 
Ruheſtand ein lebenslängliches Ruhegehalt zu gewähren verpflichtet ſein 
würde — ohne Unterſchied, ob dieſe Beamten lebenslänglich, auf beſtimmte 
Zeit oder auf Kündigung angeſtellt und ohne Unterſchied, ob dieſelben ver— 
heiratet oder unverheiratet ſind. 

Mit Zuſtimmung des Provinzialausſchuſſes können die Verbände bei 
ihrem Beitritt einzelne Klaſſen ihrer Beamten von der Beteiligung an der Kaſſe 
ausſchließen. Sollen ſolche Beamtenklaſſen ſpäter der Kaſſe zugeführt werden, 
ſo bedarf es hierzu wiederum der Zuſtimmung des Provinzialausſchuſſes, der 
auch die Bedingungen, unter denen die Aufnahme erfolgen ſoll, in Berück⸗ 
ſichtigung des S 22 feſtzuſetzen hat. 

Von der Beteiligung an der Kaſſe ſind diejenigen Beamten ausgeſchloſſen, 
welche zur Zeit der Eröffnung der Kaſſe oder des Beitritts des Verbandes 
das 60. und bei einer nach Eröffnung der Kaſſe erfolgten Anſtellung mit 
Ruhegehaltsberechtigung das 40. Lebensjahr überſchritten haben, ferner alle 
zur Zeit des Beitritts des Verbandes bereits in den Ruheſtand verſetzten 
Beamten. 

Der Beitritt eines Verbandes zu der Kaſſe iſt, falls nicht ein ſpäterer 
Zeitpunkt von dem Verbande angegeben wird, mit dem Tage als erfolgt 
anzuſehen an dem das die Beitrittserklärung enthaltende Anmeldungsſchreiben 
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bei dem Landeshauptmann eingegangen iſt, vorausgeſetzt, daß die Anmeldung 
die Aufnahme in die Kaſſe demnächſt zur Folge hat. 


2. Witwen- und Waiſenkaſſenbeiträge. 


§ 3. Der Verband iſt verpflichtet, für jeden Beamten, hinſichtlich deſſen 
der Beitritt erfolgt iſt, einen Witwen- und Waiſenhaſſenbeitrag von 6 vom 
Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens des Beamten und nach 
erfolgter Verſetzung in den Ruheſtand desſelben 6 vom Hundert des Ruhe⸗ 
gehalts, nach welchem ſich gemäß § 7 der Satzungen die Höhe des Witwen- 
und Waiſengeldes beſtimmt, an die Kaſſe abzuführen. Der die Jahresſumme 
von 9000 Mark des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens und von 5000 Mark 
des Ruhegehalts überſteigende Betrag iſt jedoch nicht beitragspflichtig. 

Der gleiche Witwen- und Waiſenkaſſenbeitrag iſt auch nach dem Tode 
des Beamten für die Zeit zu entrichten, in welcher den Hinterbliebenen des⸗ 
ſelben das Gehalt oder das Ruhegehalt (Gnadenvierteljahr, Gnadenmonat) 
fortzugewähren iſt. 

Wenn ein zunächſt auf Probe beſchäftigter Beamter eine etatsmäßige 
Stelle bekleidet und das etatsmäßige Gehalt dieſer Stelle bezieht, ſo ſind auch 
für die Zeit der probeweiſen Beſchäftigung die Beiträge nach dieſem Stellen- 
gehalte zu entrichten, ſofern dieſe Beſchäftigung bei der Verſetzung in den 
Ruheſtand angerechnet wird. 

S 4. Die Witwen⸗ und Waiſenkaſſenbeiträge ſind für jedes Vierteljahr 
bis ſpäteſtens den 15. des erſten Monats desſelben von den der Kaſſe bei- 
getretenen Verbänden für ihre beteiligten Beamten an die Provinzialhauptkaſſe 
abzuliefern. 

Wird die Zahlung über dieſen Zeitpunkt hinaus verzögert, ſo ſind ſechs 
vom Hundert Verzugszinſen vom Beginn des Vierteljahres bis zum Zahlungs- 
tage zu entrichten. 

8 5. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Witwen- und Waiſenkaſſen⸗ 
beiträge erliſcht für die der Kaſſe beigetretenen Verbände: 

1. mit dem Tode eines Beamten, vorbehaltlich der im § 3 Abſatz 2 

getroffenen Beſtimmung; 5 

2. mit dem Ablaufe des Monats, in welchem ein Beamter ohne Ruhe— 
gehalt aus dem Dienſte ſcheidet oder mit Belaſſung eines Teiles 
desſelben, oder unter Bewilligung eines Ruhegehalts auf eine beſtimmte 
Zeit aus dem Dienſt entlaſſen wird; 

3. rückſichtlich desjenigen Beamten, welcher weder verheiratet iſt, noch 
unverheiratete eheliche oder durch nachgefolgte Ehe legitimierte Kinder 
unter 18 Jahren beſitzt, mit dem Zeitpunkt der Verſetzung in den 
Ruheſtand. 

4. rückſichtlich eines in den Ruheſtand verſetzten Beamten mit Ablauf 
desjenigen Monats, in welchem die unter Nr. 3 bezeichnete Voraus⸗ 
ſetzung zutrifft. Durch eine nach der Verſetzung in den Ruheſtand 
geſchloſſene Ehe oder durch das Vorhandenſein von Kindern aus 
einer ſolchen wird das Erlöſchen der Verpflichtung nicht gehindert. 


3. Witwen⸗ und Waiſengeld. 


§ 6. Für die Witwe und die hinterbliebenen ehelichen oder durch 
nachfolgende Ehe legitimierten Kinder eines Beamten, für den zur Zeit ſeines 
Todes ein Verband zur Entrichtung des Witwen- und Waiſenkaſſenbeitrages 
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an die Kaſſe verpflichtet geweſen iſt, zahlt die Kaſſe an den Verband Witwen— 
und Waiſengeld nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen. 

§. 7. Bei der Berechnung des Ruhegehalts, nach der ſich die Höhe 
des Witwen- und Waiſengeldes beſtimmt, kommen in Betracht: 

a) das Dienſteinkommen, von welchem der Verband für den Verſtorbenen 

Beiträge gezahlt hat, 

b) die Dienſtzeit, welche nach §S 12 Abſ. 2 des Kommunalbeamten— 

geſetzes vom 30. Juli 1899 zu berechnen iſt. 

Eine frühere Dienſtzeit bei einem anderen Verbande kommt nur dann 
in Anrechnung, wenn dieſer Verband der Pommerſchen Witwen- und Waiſen⸗ 
kaſſe angehörte und, abgeſehen von der Zeit vor der Eröffnung der Kaſſe, 
nur ſoweit, als für den Beamten Beiträge gezahlt ſind. 

§ 8. Das Witwengeld beſteht in 40 vom Hundert desjenigen Ruhe— 
gehalts, zu welchem der Verſtorbene nach der Vorſchrift des S 7 berechtigt 
geweſen iſt oder berechtigt gemwejen fein würde, wenn er am Todestage in 
den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 

Das Witwengeld ſoll jedoch vorbehaltlich der im S 10 angeordneten 

Beſchränkung mindeſtens 216 Mark betragen und 2000 Mark nicht überſteigen. 
N Überſchießende Markbruchteile werden zu vollen Mark abgerundet. 


8 9. Das Waiſengeld beträgt: 


J. für Kinder deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Beamten 
zum Bezuge von Witwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Witwen— 
geldes für jedes Kind, 5 

2. für Kinder deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes 
des Beamten zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, 
ein Drittel des Witwengeldes für jedes Kind, f 

Überſchießende Markbruchteile werden zu vollen Mark abgerundet. 

§ 10. Witwen- und Waiſengeld dürfen weder einzeln, noch zuſammen 
den Betrag des nach den 88 7 und 14 zu berechnenden Ruhegehalts überſteigen, 
zu welchen der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein 

würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 
Bei Anwendung dieſer Beſchränkung werden das Witwen- und das 
Waiſengeld verhältnismäßig gekürzt. 

Beim Ausſcheiden eines Witwen- oder Waiſengeldberechtigten 
erhöht ſich das Witwen- und Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten von 
dem nächſtfolgenden Monat an in ſoweit, als ſie ſich noch nicht im vollen 
Genuß der ihnen nach den SS 8—10 gebührenden Beträge befinden. 

8 12. War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger, als der Ver— 
ſtorbene, ſo wird das nach Maßgabe der SS 8 und 10 berechnete Witwen⸗ 
geld für jedes angefangene Jahr des Altersunterfchiedes über 15 bis einſchl. 
25 Jahre um ½0 gekürzt. 

Auf den nach 8 9 zu berechnenden Betrag des Waiſengeldes ſind dieſe 
Kürzungen des Witwengeldes ohne Einfluß. 

Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes angefangene Jahr 
ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrage ½0 des nach Maßgabe der 
88 8 und 10 zu berechnenden Witwengeldes ſolange hinzugeſetzt, bis der 
volle Betrag wieder erreicht iſt. 

§ 13. Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die 
Ehe mit dem Verſtorbenen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben ge⸗ 
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ſchloſſen und die Eheſchließung zu dem Zweck erfolgt iſt, um der Witwe den 
Bezug des Witwengeldes zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld haben die Witwe und 
die hinterbliebenen Kinder eines in den Ruheſtand verſetzten Beamten aus 
ſolcher Ehe, welche erſt nach der Verſetzung desſelben in den Ruheſtand ge— 
ſchloſſen worden iſt. 

f $ 14. Stirbt ein dem Witwen- und Waiſenkaſſenverbande angehörender 

Beamter vor Ablauf der feine Ruhegehaltsberechtigung bedingenden Dienſt— 
zeit, ſo wird bezüglich des Witwen- und Waiſengeldes angenommen, daß die 
Ruhegehaltsberechtigung bereits eingetreten ſei; es werden aber in einem 
ſolchen Falle nur jo viele Zehnteile des zu ½ des ruhegehaltsberechtigten 
Gehaltes zu berechnenden Ruhegehalts für die Feſtſtellung des zu gewährenden 
Witwen- und Waiſengeldes in Anrechnung gebracht, als der Verſtorbene in 
der ruhegehaltsberechtigten Stelle Dienſtjahre vollendet hat. 

Der Provinzialausſchuß iſt jedoch auf Antrag des Verbandes, welchem 
der Verſtorbene als Beamter angehört hat, berechtigt, im Falle der Bedürftigkeit 
das Witwen- und Waiſengeld über die vorbezeichneten Beträge hinaus bis zu 
derjenigen Höhe zu bewilligen, welche ſich ergibt, wenn ſtatt der bis zum 
Tode wirklich zurückgelegten Dienſtjahre volle 10 Jahre in Anrechnung ge— 
bracht werden. 

Der § 8 Abſ. 2 findet in den Fällen dieſes Paragraphen keine An— 
wendung. 5 

§ 15. Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem 
Ablaufe des Gnadenvierteljahres oder des Gnadenmonats. 

$ 16. Das Witwen- und Waiſengeld wird monatlich im Voraus an 
den Vorſtand desjenigen Verbandes, welchem der verſtorbene Beamte angehört 
hat, gezahlt. 

Nicht abgehobene Teilbeträge des Witwen- und Waiſengeldes verjähren 
binnen vier Jahren von dem auf den Tag der Fälligkeit folgenden 31. De— 
zember an gerechnet zum Vorteil der Witwen- und Waiſenhaſſe. 

8 17. Das Witwen- und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung 
weder abgetreten noch verpfändet oder ſonſt übertragen werden. 

§ 18. Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes 
erliſcht: 

1. für jeden Berechtigten mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in 

welchem er ſich verheiratet hat oder ſtirbt; 

2. für jede Waiſe außerdem mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in 

welchem ſie das 18. Lebensjahr vollendet. 

8 19. Für den Fall, daß hinſichtlich der Berechnung und Zahlung des 
Witwen- und Waiſengeldes die für die Verſorgung der Kommunalbeamten 
geltenden geſetzlichen Vorſchriften für die Hinterbliebenen eines Beamten 
günſtiger ſind als die Beſtimmungen dieſer Satzungen, kommen die geſetz— 
lichen Vorſchriften zur Anwendung. 

8 20. Den Betrag des zu zahlenden Witwen- und Waiſengeldes haben 
die Verbände mit Verantwortung für die Richtigkeit ihrer Angaben dem 
Landeshauptmann anzuzeigen und auf Verlangen näher zu begründen. 

Die Beſtimmung darüber, ob und welches Witwen- und Waiſengeld zu 
zahlen iſt, erfolgt durch den Landeshauptmann. 

Gegen die Feſtſetzung des Landeshauptmanns kann der Verband 
innerhalb vier Wochen die Entſcheidung des Provinzialausſchuſſes anrufen 
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Bis zu dieſer Entſcheidung werden nur die vom Landeshauptmann aner— 
kannten Beträge gezahlt. 

Die Beſchreitung des Rechtsweges ſteht den Beteiligten offen, doch muß 
die Entſcheidung des Provinzialausſchuſſes der Klage vorhergehen und letztere 
ſodann bei Verluſt des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, nachdem den 
Beteiligten die Entſcheidung des Provinzialausſchuſſes bekannt gemacht worden 
iſt, erhoben werden. 

Die Verbände ſind bei eigener Verantwortung verpflichtet, dem Landes— 
hauptmann von dem Eintritt derjenigen Tatſachen, welches nach S 18 das 
Erlöſchen des Anſpruchs auf Weiterzahlung des Witwen- und Waiſengeldes 
bedingen, rechtzeitig vor dem nächſten Zahlungstage Anzeige zu machen. 


4. Sicherheitsfonds. Einkaufsgeld. 


§ 21. Der nach Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes und der 
Verwaltungskoſten übrig bleibende Teil der Jahresbeiträge wird zur Bildung 
eines Sicherheitsfonds angeſammelt und zinsbar angelegt. 

Sobald der Sicherheitsfonds die Hälfte der Geſamtſumme von der 
Gehältern und Ruhegehältern der beitragspflichtigen Beamten der Berbänd: 
erreicht hat, und ſo lange er ſich in dieſer Höhe erhält, iſt der Provinzial⸗ 
ausſchuß ermächtigt, eine Ermäßigung der Beiträge eintreten zu laſſen. 

Wenn die nach $ 3 vorgeſchriebenen Beiträge in einem Rechnungsjahre 
zur Deckung der ſatzungsmäßigen Ausgaben nicht ausreichen, jo iſt der Fehl— 
betrag aus den Zinſen des Sicherheitsfonds, und wenn letzterer bereits die 
vorſtehend angegebene Höhe erreicht hat, aus den Beſtänden dieſes Fonds, 
jedoch höchſtens bis zu einem Zehntel zu entnehmen. Wird hierdurch dei 
Fehlbetrag des Jahres nicht gedeckt, ſo ſind die der Kaſſe beigetretenen Ver— 
bände verpflichtet, nach Verhältnis der von ihnen abgeführten Beiträge das 
Fehlende nachträglich aufzubringen. 

§ 22. Jeder der Kaſſe neu beitretende Verband hat ein Einkaufsgeld 
zu zahlen, welches zu der Summe des Sicherheitsfonds am letzten Jahresſchluß 
in demſelben Verhältnis ſteht wie der Jahresbeitrag des eintretenden Ver— 
bandes zu den Jahresbeiträgen der anderen Verbände. 

In gleicher Weiſe iſt das Einkaufsgeld für die Beamten der nach 8 2 
Abſatz 2 nachträglich der Kaſſe zuzuführenden Beamtenklaſſen zu beſtimmen. 


5. Verwaltung der Kaſſe. 


§ 23. Zur Deckung der allgemeinen Verwaltungskoſten haben die der 
Kaſſe beigetretenen Verbände jährlich 2 vom Hundert der von ihnen abge— 
führten Witwen⸗ und Waiſenkaſſenbeiträge an die Provinzialverwaltung zu 
entrichten. 

$ 24. Die der Kaſſe beitretenden Verbände haben dem Landeshauptmann 
ein vollſtändiges Verzeichnis ihrer Beamten unter Angabe der Anſtellungs— 
bedingungen nebſt dem Beſoldungsetat vorzulegen und diejenige Auskunft zu 
erteilen, welche derſelbe rückſichtlich der perſönlichen Verhältniſſe der Beamten 
und ihrer Familie erfordert. 

§ 25. Die Jahresrechnungen der Kaſſe find nach ihrer Prüfung den 
beteiligten Verbänden vier Wochen hindurch im Geſchäftszimmer der Pro- 
vinzialverwaltung zur Einſicht offen zu halten, bevor dieſelbe dem Provinzial⸗ 
landtage zur Beſchlußfaſſung über die Entlaſtung vorgelegt wird. Der letztere 
entſcheidet endgültig über etwaige Einwendungen und Beſchwerden, welche 
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feitens der beteiligten Verbände gegen die Rechnung oder in anderen die 
Verwaltung der Kaſſe betreffenden Angelegenheiten angebracht werden. 

Alljährlich ift der Rechnungsabſchluß nebſt einer Überſicht des Vermögens 
der Kaſſe durch die Amtsblätter der Provinz zu veröffentlichen. 


6. Schließung der Kaſſe. Ausſcheiden einzelner Ber- 
’ bände aus derſelben. 


§ 26. Der Provinzialausſchuß iſt befugt, die Schließung der Kaſſe bei 
dem Provinziallandtage zu beantragen, wenn der Antrag mindeſtens ein Jahr, 
bevor die Beſchlußfaſſung über denſelben erfolgen ſoll, durch die Amtsblätter 
der e zur öffentlichen Kenntnis gebracht worden iſt. Wird die Schließung 
der Kaſſe von dem Provinziallandtage beſchloſſen, ſo hat dies zur Folge, daß 
von demjenigen Zeitpunkte ab, mit welchem die Kaſſe als geſchloſſen gelten 
ſoll, neue Mitglieder in dieſelbe nicht mehr aufgenommen werden können und 
von den alten Mitgliedern die Anmeldung von Beamten nicht mehr ange- 
nommen werden kann. Dagegen wird für diejenigen Verbände, welche der 
Kaffe vor ihrer Schließung als Mitglieder beigetreten ſind, rückſichtlich ihrer 
vor dieſem Zeitpunkte angemeldeten Beamten die Kaſſe nach den Beſtimmungen 
dieſer Satzungen fortgeführt, bis alle von derſelben eingegangenen Berpflich- 
tungen erfüllt ſind. 

Sobald die Schließung der Kaſſe angeordnet iſt, bedarf es der weiteren 
Verſtärkung des Sicherheitsfonds, auch wenn derſelbe die im $ 21 vor⸗ 
geſchriebene Höhe noch nicht erreicht hat, für den Fall nicht, daß die Jahres⸗ 
beiträge der Mitglieder zur Deckung der ſatzungsmäßigen Ausgaben nicht 
ausreichen. Es können vielmehr für dieſen Fall die Zinſen des bereits an⸗ 
geſammelten Sicherheitsfonds ſowie das Vermögen desſelben zur Deckung 
der laufenden Ausgaben mit verwendet werden. 

Wenn nach Abwichkelung aller Verpflichtungen der Kaſſe von den Be⸗ 
ſtänden des Sicherheitsfonds noch etwas übrig geblieben iſt, ſo hat der 
Provinziallandtag über denſelben zugunſten einer oder mehrerer innerhalb der 
Provinz beſtehenden milden Stiftungen zu verfügen. 

8 27. Die der Kaſſe beigetretenen Verbände ſind berechtigt, nach Ablauf 
von zehn Jahren ſeit ihrem Beitritt mit dem Ende eines Rechnungsjahres 
nach ſechs Monate zuvor eingelegter Kündigung von der Kaſſe mit der 
Wirkung zurückzutreten, daß ſie hinſichtlich der nach Ablauf dieſes Zeitpunktes 
neu angeſtellten Beamten bei der Kaſſe nicht mehr beteiligt ſind. 

Mit gleicher Wirkung kann der Landeshauptmann mit Zuſtimmung 
des e einem Mitgliede die Beteiligung bei der Kaſſe für 
ſeine ferner anzuſtellenden Beamten ſechs Monate vor Ablauf eines Rechnungs- 
jahres aufkündigen, vorbehaltlich des dem gekündigten Mitgliede zuſtehenden 
Rechtes, binnen vier Wochen nach Behändigung der Kündigung die Berufung 
an den Provinziallandtag einzulegen. 

Die Berufung hat aufſchiebende Wirkung. Die Entſcheidung des Pro⸗ 
vinziallandtages iſt endgültig. 

28. Abänderungen dieſer Satzungen erfolgen durch Beſchluß des 
A vorbehaltlich der Genehmigung der zuſtändigen Auflichts- 
ehörde. 

§ 29. Dieſe Satzungen treten mit dem 1. April 1902 in Kraft. 


Gleichzeitig wird das Statut vom „ Jann lo und der Nachtrag hierzu 
9. März 


vom d den aufgehoben. 
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Beſchloſſen von dem 29. Provinziallandtage von Pommern am 
14. März 1902, genehmigt von dem Herrn Miniſter des Innern unterm 
15. April 1902 I B Nr. 1217. 

Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königl. Regierungen zu Stettin, 
Köslin und Stralſund. Stück 22 für 1902. 


15. 


Reglement für die Verteilung der Staatsrenten gemäß §8 1, 5, 6 
und 12 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 (G.⸗S. S. 167). 
(30. P. L. S. 19.) 


1. Errichtung eines beſonderen Fonds. 


§ 1. Aus den gemäß 8 5 Abſ. 3 des Geſetzes betreffend die Über— 
weiſung weiterer Dotationen an die Provinzialverbände vom 2. Juni 1902 
zur Unterſtützung von leiſtungsſchwachen Kreiſen (Amtsverbänden) und Ge— 
meinden für Zwecke des Armen- und Wegeweſens und zur Deckung von 
Koſten des Baues und der Unterhaltung von Brücken verfügbaren Mitteln 
wird bei der Provinzialhauptverwaltung ein beſondererer Fonds gebildet, dem 
die betreffenden Summen nach Eingang der dem „ nach der 
Königlichen Verordnung vom 22. Juni 1902 (G.⸗ S. S. 258) zuſtehenden 
Dotationsrenten unmittelbar zuzuführen ſind. Den Beſtänden des Fonds, 
die von einem Jahr auf das andere übertragbar find, ſind die für ihn ein- 
gehenden Zinſen zuzuſchlagen. 


2. Periodiſche Unterſtützungen. 
A. Anterſtützungsempfänger. 


2. Aus dieſem Fonds werden Unterſtützungen verteilt auf diejenigen 

eiſe, welche 

1. an Staatseinkommenſteuern, auf den Kopf der Zivilbevölkerung 
berechnet, einen geringeren Betrag aufbringen, als denjenigen, welcher 
ſich für die Zivilbevölkerung der Geſamtprovinz unter Ausſchluß 
der Stadtkreife ergibt, 

2. an direkten Kreisſteuern mehr als 50 % der Staatseinkommen- 
ſteuer und der ſtaatlich veranlagten Grund, Gebäude- und Ge— 
werbeſteuer erheben, 

3. für Armen- und Wegezwecke — einſchließlich der Koſten für Be- 
kämpfung der Wanderbettelei bezw. für Unterſtützung durchziehender 
arbeitsloſer Perſonen und für den Bau und die Unterhaltung 
von Brücken — mehr als 30 % der unter 2 genannten Staats- 
und ſtaatlich veranlagten Steuern aufzubringen haben. 

§ 3. Den im $ 2 bezeichneten Kreiſen find der Regel nach diejenigen 

Landkreiſe gleichzuſtellen, bei denen zwar die unter § 2 Nr. 2 nicht aber die 

unter 8 2 Nr. 1 angegebene Vorausſetzung zutrifft, ſofern in ihnen die Auf— 

wendungen für Armen- und Wegezwecke 40% der in 8 2 Nr. 2 ge⸗ 
nannten Steuern betragen. 

§ 4. Die Staats- und Kreisſteuern werden nach dem durchſchnittlichen 
Veranlagungsſoll derjenigen drei Etatsjahre berechnet, welche dem zuletzt ver- 
floſſenen Etatsjahre vorangegangen ſind; die Aufwendungen für Armen- und 


8 
Landkr 
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Wegezwecke nach dem Durchſchnittsergebniſſe der Jahresrechnungen derſelben 
Etatsjahre. Die fingierten Einkommenſteuerſätze für die Einkommen von 
nicht mehr als 900 Mk. ſowie die Betriebs⸗ und Warenhausſteuer bleiben 
bei Berechnung der Staats- und ſtaatlich veranlagten Steuern außer Betracht. 
Für die Berechnung der Kopfbeträge von Staatseinkommenſteuer ($ 2 Nr. 1) 
iſt das Ergebnis der letzten Volkszählung maßgebend. 


B. Verteilungsverfahren, Höhe und Zahlung der AUnterſtützungen. 


§ 5. Die Verteilung erfolgt in dreijährigen Perioden, das erſte Mal 
für die Zeit vom 1. April 1904 bis 31. März 1907. Die Zahlung dieſer 
Unterſtützungen findet in Vierteljahrsraten poſtnumerando ſtatt. 

8 6. Die Beſchlußfaſſung über die Verteilung erfolgt tunlichſt in der 
Zeit zwiſchen dem 1. Oktober und 31. Dezember desjenigen Jahres, welches 
dem erſten Jahr der dreijährigen Periode vorangeht. In der betreffenden 
Sitzung des Provinzialausſchuſſes iſt gemäß § 7 des Geſetzes vom 2. Juni 
902 im Einvernehmen mit dem Oberpräſidenten der Verteilungsplan feſt— 
zuſtellen. Der Verteilungsplan iſt vorher von dem Landeshauptmann auf 
Grund des ihm mitgeteilten ſtatiſtiſchen Materials zu entwerfen und ſpäteſtens 
zwei Wochen vor der betreffenden Sitzung des Provinzialausſchuſſes dem 
Oberpräſidenten einzureichen. 

§ 7. Die Höhe der Unterſtützungen wird nach billiger Würdigung 
des Bedürfniſſes unter vorzugsweiſer Berückſichtigung des Aufkommens an 
Einkommenſteuer und der Aufwendungen für Armen⸗ und Wegezwecke nach 
Maßgabe der verfügbaren Mittel beſtimmt. 


3. Einmalige Unterſtützungen. 


§ 8. Aus dem hiernach noch verbleibenden Beſtande des Fonds ($ 1) 
können vom Provinzialausſchuſſe im Einvernehmen mit dem Oberpräſidenten 
Unterſtützungen an Gemeinden und Landkreiſe, bei welchen zwar die Vor⸗ 
ausſetzungen der 88 2 und 3 nicht vorliegen, gewährt werden. Beide müſſen 
aber zu Verbeſſerungen im Armen⸗ oder Wegeweſen unter der Bedingung 
einer Unterſtützung fähig und bereit ſein. Zum Bewerb um dieſe Unterſtützungen 
ſind auch die nach den 88 2 und 3 bedachten Kreiſe zugelaſſen. 

8 9. Die bei dem Landeshauptmann einzubringenden Anträge auf Ge- 
währung einer Unterſtützung müſſen auf eine beſtimmte Summe gerichtet ſein 
und den Verwendungszweck genau bezeichnen. Sie müſſen mit allen er⸗ 
forderlichen Unterlagen verſehen ſein; ebenſo iſt in ihnen die Friſt anzugeben, 
innerhalb deren das Projekt ausgeführt werden ſoll. 

Der Landeshauptmann hat die Unterſtützungsanträge vorzuprüfen. Er 
kann die ihm erforderlich erſcheinenden Ermittelungen anſtellen, auch eine Ver⸗ 
vollſtändigung der beigebrachten Unterlagen verlangen und zu dieſem Zwecke 
die vermittelnde und begutachtende Tätigkeit der Kreise und ſonſtigen Kom- 
munalbehörden in Anſpruch nehmen. 

Die entſtehenden Koſten hat der Antragſteller zu tragen, auch wenn 
ſeinem Geſuche nicht ſtattgegeben wird. 

§ 10. Die Auszahlung dieſer Unterſtützungen erfolgt entweder in einer 
Summe oder in vom Provinzialausſchuſſe feſtzuſetzenden Raten je nach dem 
Fortſchritte der Ausführung des Projekts. Vor Zahlung der zweiten und 
folgenden Raten iſt dem Landeshauptmann der Nachweis der plan⸗ und 
anſchlagsmäßigen Verwendung der vorgehenden Raten zu führen. 


44 J. Verfaſſung und allgemeine Verwaltung. 


§ 11. Ebenſo iſt dem Landeshauptmann die zweckentſprechende friſt⸗ 
gerechte Verwendung der ganzen Unterſtützung nachzuweiſen. Gelingt dieſer 
Nachweis nicht, ſo iſt der Unterſtützungsempfänger verpflichtet, auf Erfordern 
des Provinzialausſchuſſes die gezahlte Unterſtützung unter Hinzurechnung von 
4% jährlicher Zinſen zurückzuerſtatten. 


4. Allgemeines. 


§ 12. Über die Verwaltung des Fonds (8 1) iſt beſondere Rechnung 
zu legen, die dem Provinziallandtage zur Entlaſtung vorzulegen iſt. 


§ 13. Rechtsanſprüche erwachſen aus diefem Reglement den Kreiſen 
und Gemeinden gegen die Provinz nicht. 


§ 14. Dieſes Reglement tritt mit dem 1. April 1903 in Kraft. 


Das vorſtehende Reglement iſt von dem 30. Provinziallandtage von 
Pommern am 13. März 1903 beſchloſſen und von dem Herrn Finanzminiſter 
und den Herren Miniſtern des Innern und der öffentlichen Arbeiten unter 
dem 3. April 1903 genehmigt worden. 


Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu 
Stettin, Stück 23 
Köslin, „ 24 für 1903. 
Stralfund, „ 23 


16. 


Geſchäftsordnung für die Provinzial⸗Kommiſſion zur Erhaltung und 
Erforſchung der Denkmäler der Provinz Pommern vom 13. Juni 1894. 


$ 1. Die Provinzialkommiſſion zur Erhaltung und Erforſchung der 
Denkmäler der Provinz Pommern bezweckt die geſchichtlichen Denkmäler in 
der Provinz Pommern zu erforſchen und in ihrem Beſtande zu ſichern, ins- 
beſondere durch Erweckung des Verſtändniſſes für die Bedeutung und den 
kulturellen Wert der Denkmäler und des Intereſſes für ihre Erhaltung; 
durch Einwirkung auf die Eigentümer, Kommunen, Gutsbeſitzer, Kirchen— 
vorſtände uſw., dauernde Vigilanz auf allen drohenden Verfall (Denkmals- 
wache), Anzeigen an die Behörden, Unterſtützung der behördlichen Maß⸗ 
nahmen, jährliche Aufſtellung eines Planes für größere Unternehmungen zur 
Erforſchung und Erhaltung der Denkmäler in der Provinz, ſowie ſyſtematiſche 
Bereiſungen (Kirchenbeſichtigungen uſw.), Aufnahmen und Kartierungen, 
Gründung von Vereinen, Geſellſchaften und Sammlungen, Unterſtützung 
oder eigene Veranſtaltung wiſſenſchaftlicher und artiſtiſcher Publikationen und 
Sorge für die Aufbringung von Geldmitteln zur Ausführung der Beſchlüſſe. 

§ 2. Die Kommiſſion beſteht aus dem Vorſitzenden des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes und dem Landeshauptmann und aus fünf von dem Provinzial⸗ 
ausſchuſſe gewählten Mitgliedern. — Die Wahlperiode iſt auf 6 Jahre mit 
der Maßgabe feſtgeſetzt, daß der erſte Turnus bis 1. Juli 1900 reicht und 
alle 3 Jahre die Hälfte der gewählten Mitglieder ausſcheidet. 
Die Ende Juni 1897 ausſcheidenden Mitglieder beſtimmt das Los. 
Für jedes gewählte Mitglied wird ein Stellvertreter gewählt. 
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§ 3. In Abweſenheit eines gewählten Mitgliedes tritt zunächſt der 
für dasſelbe gewählte Stellvertreter ein; iſt auch dieſer verhindert, ſo bleibt es 
dem Vorſitzenden überlaſſen, einen der noch übrigen Stellvertreter einzuberufen. 

§ 4. Die Kommiſſion erledigt ihre Geſchäfte kollegialiſch in den zu 
dieſem Zwecke von dem Vorſitzenden, ſo oft es erforderlich, jedoch mindeſtens 
einmal jährlich, anzuberaumenden Sitzungen. Zeit und Ort, derſelben be— 
ſtimmt der Vorſitzende. 

§ 5. Die Anweſenheit des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters und 
von 3 Mitgliedern genügt für die Beſchlußfähigkeit der Kommiſſion. 

8 6. Die Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

$ 7. Der Provinzialkonſervator wohnt den Sitzungen der Kommiſſion 
bei und zwar mit beratender Stimme, inſofern er nicht Witglied der 
Kommiſſion iſt. Außerdem iſt die Kommiſſion ermächtigt, zu einzelnen 
Sitzungen eine oder mehrere Perſonen mit beratender Stimme zuzuziehen. 

§ 8. Ein Mitglied, welches an der Teilnahme an einer Sitzung ver⸗ 
hindert iſt, hat dies dem Vorſitzenden ungeſäumt anzuzeigen. 

§ 9. Der Vorſitzende und der ſtellvertretende Vorſitzende werden von 
dem Provinzialausſchuſſe auf die Dauer von 6 Jahren berufen. 

§ 10. Der Provinzialkonſervator wird von dem Provinzialausſchuſſe 
auf 6 Jahre gewählt, fungiert ehrenamtlich als ſachverſtändiger Beirat der 
Kommiſſion und zugleich als ſtaatlicher Berater des Generalkonſervators in 
Berlin. Für Reiſekoſten, bare Auslagen und ſonſtige ſachliche Koſten erhält 
der Provinzialkonſervator ein Pauſchquantum von 2400 M jährlich, welches 
je zur Hälfte von dem Staate und der Provinz aufgebracht wird. 

§ 11. Der Provinzialkonſervator führt die laufenden Geſchäfte. 

§ 12. Zur laufenden Geſchäftsführung gehört insbeſondere: 

1. die Vorbereitung der Kommiſſionsbeſchlüſſe, insbeſondere auch die 
jährliche Aufſtellung eines Planes für größere Unternehmungen 
zur Erforſchung und Erhaltung der Denkmäler in der Provinz 
und die Vorſchläge wegen Aufbringung der hierzu erforderlichen 
Geldmittel; 

2. die Vorreviſion der Rechnungen und Beläge; 

3. die Ausführung der Beſchlüſſe der Kommiſſion; 

4. die Erſtattung des Jahresberichtes; 

5. die Erſtattung von Gutachten über Vorſchläge der Königlichen 
Staatsregierung; 

6. die Korreſpondenz mit Behörden und Privatperſonen. 

$ 13. Die von der Provinzialkommiſſion feſtgeſetzten Jahresberichte 
ſind in je 1 Exemplar der Königlichen Staatsregierung und dem Provinzial» 
ausſchuſſe alljährlich zu überreichen. 

Genehmigt durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 13. Juni 1894. 
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II. 


Einzelne Derwaltungszweige und Provinzial- 
anſtalten. 


1. 


Landarmen- und Korrigendenweſen. 

Siehe hierzu Bundesgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (B.- 
G.⸗Bl. S. 360) Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 30. Mai 1908 (R.⸗G.⸗ 
Bl. 381) Fe Ausführungsgeſetz vom 8. März 1871 (G.⸗S. ©. 15 Geſetz vom 11. Juli 
1891 über die Anderung der SS 31, 65 und 68 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes dom 
8. März 1871 (G.⸗S. S. 300) und die unter I. 1 und 2 Seite 1 und 2 abgedruckten Ver- 
ordnungen vom 27. Dezember 1876 und 15. März 1877. 


a) Reglement über die Verwaltung des Landarmen- und Korrigendenwefens 
in der Provinz Pommern. 
(5. P. L. S. 19, 68.) 


§ 1. Die Verwaltung des Landarmen- und Korrigendenweſens in der 
Provinz Pommern erfolgt durch die Organe des Provinzialverbandes nach 
Maßgabe der Provinzialordnung und dieſes dieſelbe ergänzenden Reglements, 
ſoweit nicht für einzelne Zweige des Landarmenweſens (die Fürſorge für 
Geiſteskranke, Blinde, Taubſtumme uſw.) beſondere Anordnungen getroffen 
find. ') ; 

S$ 2. Dem Provinziallandtage gebührt: 

1. die Feſtſtellung des Etats für das Landarmen- und Korrigenden- 

weſen; 
2. die Abnahme der Jahresrechnungen; 


3. die Beſchlußfaſſung über die Veräußerung von Grundſtücken?) und 
Immobiliarrechten; 


4. die Beſchlußfaſſung über die Gründung neuer Anſtalten; 


5. die Beſchlußfaſſung über die Aufhebung oder Anderung der beſtehenden 
Verträge, betreffend die Unterbringung von Korrigenden in den 
ſtädtiſchen Arbeitshäuſern zu Stralſund und Greifswald (§ 6) ſowie 
über den Abſchluß neuer Verträge gleicher Art;“) 


) Siehe die Abſchnitte Nr. 2 „Irrenweſen“, Nr. 3 Fürſorge für „Idiote und 
Epileptiſche“, Nr. 4 „Taubſtummenweſen“, Nr. 5 „Blindenweſen“. 
) Siehe aber die ſtatutariſche Anordnung vom 28. Juni 1881 unter I. de Seite 6. 


) Im Jahre 1886 ſind neue Verträge geſchloſſen. Siehe unter e Seite 60 ff. 
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6. die Beſchlußfaſſung über Abänderungen dieſes Reglements. 

8 3. Dem Provinzialausſchuſſe ſteht zu: 

1. die Vorprüfung des von dem Landeshauptmann zu entwerfenden 
Etats, ſowie der Rechnungen behufs Vorlegung an den Provinzial— 
landtag; 

2. die Bewilligung von Beihilfen an unvermögende Ortsarmenverbände, 
gemäß § 36 des Geſetzes vom 8. März 1871 (Geſetzſammlung 
Seite 130)*) nach Anhörung des zuſtändigen Kreisausſchuſſes;“ 

3. die Genehmigung der mit öffentlichen oder privaten Anſtalten wegen 
der Unterbringung landarmer Perſonen abzuſchließenden generellen 
Verträge.“) 

§ 4. Der Landeshauptmann hat mit den aus den vorſtehenden Be— 

ſtimmungen ſich ergebenden Modifikationen die Rechte und Pflichten des 
Landarmenverbandes innerhalb der geſetzlichen Grenzen und unter Beachtung 
der von dem Provinzialausſchuß feſtgeſtellten Grundſätze ſelbſtändig wahrzu- 
nehmen, insbeſondere über die Anerkennung oder Ablehnung der an den 
Landarmenverband herantretenden Anſprüche zu befinden, zu beſtimmen, ob 
und in welcher Weiſe Armenpflege zu gewähren iſt und das Erforderliche 
wegen Wiedereinziehung der gezahlten Armenpflegekoſten zu veranlaſſen; auch 
nach ſeinem Ermeſſen Prozeſſe anzuſtellen und durchzuführen — vorbehaltlich 
ſeiner Befugnis, in geeignet ſcheinenden Fällen die Entſcheidung des Provinzial— 
ausſchuſſes einzuholen. 

§ 5. Der Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages bleibt es vorbehalten, 

zu beſtimmen, ob und in wie weit den Kreiſen oder beſonderen Kommiſſarien 
ein Teil der Befugniſſe des Landeshauptmanns bezüglich der Ausübung der 
Armenpflege zu übertragen iſt.“ 8 


8 6. Zur Erfüllung der dem Landarmenverbande gemäß § 38 des 
Geſetzes vom 8. März 1871 bezüglich des Korrigendenweſens obliegenden 
Pflichten dienen: 

a) die Provinzialkorrektions- und Landarmenanſtalten zu Uckermünde 
und Neuſtettin, nach Maßgabe des über ihre Verwaltung erlaſſenen 
beſonderen Reglements;?) 

b) die ſtädtiſchen Arbeitshäuſer zu Stralſund und Greifswald auf Grund 
und für die Dauer der beſtehenden Verträge ($ 2, Nr. 5°) 


Beſchloſſen von dem 5. Provinziallandtage am 12. März 1880. 


) S 36 des Geſetzes lautet: „Die Landarmenverbände find verpflichtet, denjenigen 
ihrem Bezirke angehörigen Ortsarmenverbänden eine Beihilfe zu gewähren, welche den 
ihnen obliegenden Verpflichtungen zu genügen unvermögend find. — — Die Beihilfe 
kann in Geld oder mittels Bereitſtellung von Pflegeanſtalten oder in Bar geeigneter 
Weiſe gewährt werden. — —“ Hierzu $ 42 Geſetz über die Zuftändigkeit ufw. vom 
1. Auguſt 1883 (G.⸗S. S. 237): „Beſchwerden von Ortsarmenverbänden gegen Verfü⸗ 
gungen der Landarmenverbände darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe 
Beihilfen zu gewähren find (§ 36 des Geſetzes vom 8. März 1871), unterliegen der end— 
gültigen Beſchlußfaſſung des Provinzialrats“. 

5) Siehe auch das Reglement für die Verteilung der Staatsrenten gemäß SS 1, 5, 
6 und 12 des Geſetzes vom 2. Juli 1902 (G.⸗S. S. 167) unter 1,15 S. 42. 

) Siehe unter II 2 e und d. 

) Bisher nicht geſchehen. 

) Folgt hier unter b. 
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Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Nr. 31 S. 179 

Köslin, „ 30 „ 2 von 1880. 

Stralſund, „ 31 „ 142 


b) Reglement für die Verwaltung der Provinzial-Rorrektions- und Land- 
armenanftalten zu Uckermünde und Neuſtettin. 
66. P. L. S. 19, 70; 6. P. L. S. 18.) 


J. Beſtimmung der Anſtalten. 


$ 1. Die dem Provinzialverbande von Pommern gehörigen beiden 
Korrektions- und Landarmenanſtalten zu Ückermünde und Neuſtettin ſind 
beſtimmt: ö 

1. zur Unterbringung derjenigen in dem Bezirke des Landarmenver— 

bandes von Pommern feſtgenommenen, auf Grund der Beſtimmungen 
der 88 361 Nr. 3 bis 8, 362 des Strafgeſetzbuches verurteilten 
und nach verbüßter Strafe der Landespolizeibehörde überwieſenen 
Perſonen, gegen welche der Beſchluß dieſer Behörde dahin geht, 
ſie in ein Arbeitshaus unterzubringen, (Rorrigenden) gemäß 8 38 
des Geſetzes vom 8. März 1871, Geſetz-Sammlung Seite 1305 

2. ſoweit der Raum es zuläßt, zur Aufnahme von Pfleglingen, 

und zwar: 

a) von landarmen oder ortsarmen Perſonen, welche ihnen gemäß 
S$ 1 alin. 2, 34 alin. 2 des zitierten Geſetzes von dem Land— 
armenverbande überwieſen werden; 

b) von verwahrloſten Pflegebefohlenen, oder Kindern unter väter- 
licher Gewalt im Alter von über achtzehn Jahren nach er— 
teilter Genehmigung des Vormundſchaftsrichters. ) ) *) 

§ 2. Welche Kategorien von Korrigenden den einzelnen Anſtalten 
zuzuweiſen ſind, beſtimmt der Provinzialausſchuß.“) 

Befindet ſich ein Korrigende zu der Zeit, wo die Einlieferung in ein 
Arbeitshaus der Provinz erfolgen ſoll, außerhalb der Provinz, ſo kann 
der Landeshauptmann die Vollſtreckung der Korrektionshaft in einem aus— 
wärtigen Arbeitshauſe herbeiführen. 

8 3. Die durch die Vollſtreckung der Korrektionshaft erwachſenden 
Koſten ſind aus dem Vermögen des Korrigenden beizutreiben. Dagegen iſt 
von der geſetzlichen Erſtattungspflicht vermögender Angehörigen kein Gebrauch zu 
machen, ſofern nicht der Provinzialausſchuß im Einzelfall das Gegenteil 


beſchließt. 


) Ausgedehnt auf die nach § 181 a des Reichsgeſetzes vom 25. uni 1900, 
betreffend Anderungen und Ergänzungen des Strafgeſetzbuches (R. G. Bl. S. 301), be⸗ 
ſtraften Perſonen (Kuppler und Zuhälter). 

2) Seit Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches, das in S 1626 die „väterliche“ 
Gewalt durch die „elterliche“ Gewalt erſetzt, wird von dieſer Beſtimmung häufiger Ge⸗ 
brauch gemacht. Grundlegend iſt ſie auch für die Einrichtung je einer Trinkerabteilung 
bei den beiden Anſtalten (vergl. folgende Bekanntmachung). 

Bekanntmachung. 

Die nach dem Beſchluſſe des 39. Provinziallandtages von Pommern vom 
14. März 1912, C Nr. 3, bei der Provinzialkorrektions- und Landarmenanſtalt zu 
Ückermünde zu errichtende Abteilung für entmündigte Trinker iſt eröffnet. Sie dient 
ebenſo wie die bei der Provinzialkorrektions- und Landarmenanſtalt zu Neuſtettin be 
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ſtehende Trinkerabteilung zur Bewahrung und Heilung von entmündigten oder 
unter vorläufiger Vormundſchaft ſtehenden männlichen Trintern. Bei der Behandlung 
wird davon ausgegangen, daß es ſich bei den Trinkern um Kranke handelt, die ſoweit 
irgend angängig zu heilen, d. h. alſo vom Genuſſe des Alkohols zu entwöhnen, an 
regelmäßige Arbeit zu gewöhnen und wieder zu nützlichen Mitgliedern der menſchlichen 
Geſellſchaft zu machen ſind. Aufnahmeanträge ſind an den Landeshauptmann der Provinz 
Pommern zu Stettin von dem Vormunde direkt oder durch Vermittelung des zuſtändigen 
Ortsarmenverbandes, ſoweit dieſer die Deckung der Pflegekoſten übernimmt, zu richten. 

edem Antrage, der nicht im Wege der Armenpflege erfolgt, iſt außer dem Ausweis 
über die Vormundſchaft eine Beſcheinigung beizufügen, daß der zuſtändige Vormund— 
ſchaftsrichter mit der Unterbringung des Mündels in der Trinkerabteilung einver- 
ſtanden iſt. An Koften werden (für die ſchon in den Anſtalten befindlichen Trinker ſeit 
dem 1. Juli 1912) für jeden Pflegling der beiden Trinkerabteilungen eingezogen für 
Verpflegung ein Tagesſatz (ohne Aufſchlag für etwaige Krankentage) von 80 , für 
Bekleidung ein Tagesſatz von 10 3. Von den Geſamtkoſten werden in Abzug gebracht 
die etwaige der Anſtalt überwieſene und von ihr eingezogene Rente des Pfleglings bis 
auf den ihm zu belaſſenden Rentenanteil (bis zu 1,50 % monatlich) und ſein etwaiger 
Arbeitsverdienſt. Für die Art der Berechnung der und etwaige Nebenkoſten 
(3. B. Aufſchläge für etwa vorkommende erhebliche Mehraufwendungen in Fällen ſchwerer 
Erkrankungen, Beerdigung uſw.) iſt der miniſterielle Tarif vom 30. November 1910 - 
IV ce 2437 — maßgebend. Die Zuführung eines Pfleglings zur Anſtalt und feine etwaige 
ſpätere Abholung iſt Sache des zur Zahlung der Pflegekoſten Verpflichteten. 

Stettin, den 26. Juli 1912. 
Der Landeshauptmann der Provinz Pommern. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 

Stettin, Stück 32 S. 410 | 
Köslin, „ vn 1912 
Stralſund, „ 33 „ẽ 180 


) Wegen der Pfleglinge, die nach dem Geſetze vom 11. Juli 1891 in den Anſtalten 
Aufnahme finden, ſiehe das Reglement zur Ausführung dieſes Geſetzes unter Abſchnitt 2 
„Irrenweſen“. 


) Infolge des Geſetzes über die Abänderung und Ergänzung der Ausführungs- 
geſetze zum Reichsgeſetze über den Unterſtützungswohnſitz vom 23. 7. 12 (G. S. S. 195) 
5 die beiden Anſtalten den Ortsarmenverbänden der Provinz zur Unterbringung von 

rbeitsſcheuen und ſäumigen Nährpflichtigen zur Verfügung geſtellt worden. 
Hausordnung 
für die Landarmenanſtalten des Provinzialverbandes von Pommern mit Bezug auf die 
dem Arbeitszwange unterworfenen Perſonen: 


1. Allgemeines. In den Landarmenanſtalten des Provinzialverbandes 
Pommern können auch die nach dem Geſetze über die Abänderung und Ergänzung der 
Ausführungsgeſetze zum Reichsgeſetze über den Unterſtützungswohnſitz vom 23. Juli 1912 
(G.⸗S. S. 195) dem Arbeitszwange unterworfenen Perſonen Aufnahme finden. Hierbei 
kommen die beiden Provinzial⸗Korrektions- und Landarmenanſtalten zu Uckermünde und 
Neuſtettin in ihrer Eigenſchaft als Landarmenanſtalten mit ihren beſonderen Yazarett- 
und Trinkerabteilungen in Betracht. Die für dieſe beiden Anſtalten geltenden Vor— 
ſchriften und Verfügungen, insbeſondere: 


a) das Reglement für die Verwaltung der Provinzial-Korrektions- und Land- 
armenanſtalten zu Ückermünde und Neuſtettin vom 19. März 1881, genehmigt 
vom Miniſter des 5 unterm 14. April 1881 (Regierungsamtsblätter von 
1881 Stettin Nr. 23 Seite 131, Köslin Nr. 24 Seite 130 und Stralſund 
Nr. 25 Seite 89); 

b) die Hausordnung mit Tagesordnung für die Provinzial-Korrektions⸗ und 
Landarmenanſtalten zu Uckermünde und Neuſtettin vom 14. März 1887, ge⸗ 
nehmigt vom Miniſter des Innern unterm 31. Mai 1887 I. B. 3942, gelten 
auch für die Zwangspfleglinge inſoweit, als fie für die land- und ortsarmen 
ne (S 2a des Reglements) gelten und dieſe Hausordnung nichts anderes 

eſtimmt. 
Nachſtehend ſind die beſonderen Beſtimmungen für die unter das Geſetz vom 

23. Juli 1912 fallenden Anſtaltspfleglinge aufgeführt. 


2. Aufnahme. Über jede Aufnahme befindet der Landeshauptmann. In 
dringenden Fällen iſt indes der Anſtaltsvorſteher zur vorläufigen Aufnahme vorbehaltlich 
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der umgehend einzuholenden Genehmigung des Landeshauptmanns befugt. Die Zu⸗ 
führung hat innerhalb dreier Wochen nach Erteilung der Aufnahmezuſage zu erfolgen. 

Der Anſtaltsvorſteher kann die Aufnahme verweigern, wenn die Zuführung nicht 
an einem Wochentage in der Zeit von 6 Uhr morgens bis 8 Uhr abends erfolgt. 

Zurückgewieſen können werden; Betrunkene, weibliche Perſonen, die ſich in der 
zweiten Hälfte der Schwangerſchaft befinden, und Perſonen, die an anſteckenden Krank— 
heiten leiden. 

Wird eine ſchon bei der Aufnahme vorhandene anſteckende Krankheit erſt ſpäter 
erkannt, ſo kann der Anſtaltsvorſteher die ſofortige Entlaſſung anordnen, muß aber den 
Pflegling dem Ortsarmenverbande des Anſtaltsſitzes zur weiteren Verfügung zuführen. 

Zur Aufnahme iſt allgemein erforderlich, daß der Beſchluß des Kreis- (Stadt) 
Ausſchuſſes beigebracht wird, durch den die Unterbringung des Arbeitsſcheuen oder 
ſäumigen Nährpflichtigen ausgeſprochen iſt. 

Die Pfleglinge erhalten Anſtaltskleidung, müſſen aber bei der Einlieferung voll— 
ſtändig der Jahreszeit entſprechend bekleidet ſein. Hiernach fehlende oder unbrauchbare 
Kleidungsſtücke ſind von dem einliefernden Ortsarmenverbande nachzuliefern oder werden 
auf deſſen Koſten von der Anſtalt beſchafft. Über die mitgebrachte Bekleidung eines 
Pfleglings verfügt die Anſtalt. Die brauchbaren Stücke werden von ihr aufbewahrt und 
zur Bekleidung des Pfleglings bei der Entlaſſung verwendet. 

3. Behandlung und Beſchäftigung. Auf eine möglichſt regelmäßige, 
angemeſſene und einträgliche Beſchäftigung der Zwangspfleglinge iſt beſonders Bedacht 
zu nehmen. Es kommen für ſie beſonders landwirtſchaftliche und ſolche Arbeiten, die 
der Vorbildung der einzelnen entſprechen, in Betracht. 

Bei der Behandlung und Beſchäftigung iſt davon auszugehen, daß die Unter⸗ 
bringung der Zwangspfleglinge in der Anſtalt keine Strafe iſt, ſondern dazu dienen ſoll, 
ſie an geregelte Arbeit und an die pflichtmäßige Verwendung des Arbeitsverdienſtes für 
ihren und ihrer Angehörigen Unterhalt zu gewöhnen und ſie die daraus entſpringende 
Kraft und Selbſtachtung erfahren zu laſſen. 

Auf die ſittliche und religiöſe Förderung der Zwangspfleglinge iſt auch im übrigen 
Bedacht zu nehmen. In geeigneten Fällen iſt Anregung durch gute Bücher zu erſtreben. 
Gute Führung iſt durch Geſtattung freierer Bewegung, Gewährung ſonſtiger Ver⸗ 
günſtigungen und Übertragung von Arbeiten und Poſten, die ein gewiſſes Vertrauen 
vorausſetzen, zu belohnen. . 

Der Briefverkehr unterliegt nach dem Ermeſſen des Anſtaltsvorſtehers der Über⸗ 
wachung. 

Beſuche dürfen nur mit Zuſtimmung des Anſtaltsvorſtehers zugelaſſen werden, der 
auch die Zeit und Dauer und die Art des Verkehrs der Beteiligten beſtimmt. 

Die Beſtimmung der allgemeinen Hausordnung der Provinzial-Korrektions⸗ und 
Landarmenanſtalten zu Uckermünde und Neuſtettin, nach der die Pfleglinge von den 
Korrigenden tunlichſt geſondert zu halten ſind, iſt auf die Zwangszöglinge beſonders 
ſtreng anzuwenden. 

Zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Erzwingung des Gehorſams iſt der An- 
ſtaltsvorſteher befugt, außer der Vorenthaltung oder Abſchreibung der Arbeitsprämien 
gegen die Zwangspfleglinge folgende Disziplinarſtrafen feſtzuſetzen und zu vollſtrecken: 
1. Verweis, 2. Entziehung des Fleiſches, 3. Schmälerung der Koft durch Entziehung der 
warmen Morgen-, Mittags- oder Abendkoſt oder durch Beſchränkung der Koſt auf 
Waſſer und Brot an einem um den anderen Tag bis auf die Dauer von ſechs Ent⸗ 
ziehungstagen, 4. bei fortgefegter Unverträglichkeit oder bei groben Vergehen gegen die 
Hausordnung Unterbringung in einem Einzelzimmer, 5. einſame Einſperrung in einem 
hellen Gemache bis zur Dauer von vier Wochen mit oder ohne Schmälerung der Koſt 
wie zu 3 ſowie mit harter Lagerſtätte, jedoch mit der Maßgabe, daß an jedem vierten 
Tage Strohſack, Kopfkiſſen und Lagerdecke auf der Pritſche zu gewähren find. Der 
Vollzug der Anordnung zu 2, 3 und 5 erfordert die Zuſtimmung des Anſtaltsarztes. 
Die Verhängung körperlicher Züchti ungen iſt ausgeſchloſſen. 

Bei der Entweichung eines wangspfleglings 15 der Anſtaltsvorſteher ſogleich 
die zur Verfolgung und Wiederergreifung nötigen Maßnahmen zu veranlaſſen. Zurück 
führungskoſten ſind, ſoweit ſie aus dem etwa vorhandenen perſönlichen Guthaben des 
Pfleglings (an Arbeitsprämien uſw.) nicht gedeckt werden können, von der beteiligten 
Armenverwaltung zu erſtatten. Dieſer iſt von der Entweichung Mitteilung zu machen, 
falls die Wiedereinlieferung nicht an demſelben Tage erfolgt. 

Der ärztlichen Verſorgung und der Krankenpflege iſt bei den Zwangspfleglingen 
dieſelbe Sorgfalt zuzuwenden, wie bei den übrigen Häuslingen. 


Landarmen⸗ und Korrigendenweſen. 51 


4. Unterbringungskoſten und Entlohnung. Die Ermittelung der 
Unterbringungskoſten erfolgt nach den für die land- und ortsarmen Pfleglinge in den 
Pommerſchen Landarmenanſtalten allgemein geltenden Feſtſetzungen. Der Berechnung 
wird demnach der miniſterielle Tarif vom 30. November 1910, IV c 2437 mit der Maß⸗ 
gabe zugrunde gelegt, daß von der Beſtimmung, wonach die Koſten für die gelieferte 
Anſtaltskleidung noch beſonders in Anſatz gebracht werden können, bis auf weiteres 
kein Gebrauch gemacht wird (vergl. zu ). Auf die hiernach ermittelten tarifmäßigen 
Koſten wird der geſamte von dem Pflegling erzielte Arbeitsverdienſt außer der ihm etwa 
als perſönliches Guthaben belaſſenen Arbeitsprämie verrechnet. In gleicher Weiſe ver— 
rechnet werden auch der Anſtalt überwieſene und von ihr eingezogene Renten und in 
ihren Beſitz übergegangenes ſonſtiges Barvermögen des Pfleglings. Der Anſtaltsvorſteher 
iſt jedoch berechtigt, nach freiem Ermeſſen unter Beachtung der einſchlägigen Beſtimmungen 
dem Pflegling aus feinen Renten uſw. bis zu 1,50 % monatlich zu belaſſen und ihm 
ebenſo wie die Arbeitsprämie als perſönliches Guthaben zu buchen. 

Die Höhe des Arbeitslohnes, die Gewährung von Arbeitsprämien und die Be- 
wirtſchaftung der perſönlichen Guthaben an Arbeitsprämien, Rentenanteilen uſw. regelt 
ſich nach den für die Korrigenden geltenden Regulativen, Tarifen und ſonſtigen Bejtim- 
mungen. Bei den Zwangspfleglingen iſt beſonders darauf Bedacht zu nehmen, daß bei 
Arbeitsleiſtungen für Fremde die Höhe des Arbeitslohnes mit den ortsüblichen Verhält⸗ 
niſſen für freie Arbeiter und mit der Arbeitsleiſtung jedes einzelnen im Einklang ſteht. 
Von dem perſönlichen Guthaben an Arbeitsprämie uſw., das auch bei den Zwangs- 
pfleglingen erſt mit der Auszahlung bei der Entlaſſung in deren Eigentum übergeht, iſt 
wie bei allen anderen Häuslingen, die ihr Leben vorausſichtlich nicht in der Anſtalt 
beſchließen, mindeſtens die Hälfte bis zur Entlaſſung aufzuſparen, damit dem Entlaſſenen 
dann einige Mittel zum Fortkommen zu Gebote ſtehen. Die andere Hälfte, jedoch nicht 
über 1,50 % monatlich, kann auch bei den Zwangspfleglingen auf deren Wunſch zu An⸗ 
ſchaffungen in ihrem Intereſſe, insbeſondere zur Verbeſſerung der Beköſtigung verwendet 
werden. 

Ergibt ſich bei der Verrechnung des Arbeitsverdienſtes auf die Unterbringungs⸗ 
koſten ein Überſchuß, jo iſt dieſer der beteiligten Armenverwaltung für den Pflegling 
oder ſeine Angehörigen am Schluſſe eines jeden Kalendervierteljahres, oder bei früherem 
Ausſcheiden aus der Anſtalt zur Verfügung zu ſtellen. Ergibt ſich aber bei der Ver— 
rechnung ein Fehlbetrag an Unterbringungskoſten, ſo iſt dieſer am Schluſſe eines jeden 
Kalenderjahres oder bei früherem Ausſcheiden aus der Anſtalt von der beteiligten 
Armenverwaltung einzuziehen. 

5. Beurlaubungen, Entlaſſungen und Todesfälle. Wegen der Beur- 
laubungen und Entlaſſungen ſind die miniſteriellen Ausführungsbeſtimmungen zu dem 
Geſetz (vergl. zu ) zu beachten. Für die Beurlaubungen, Entlaſſungen und Todesfälle 
gilt insbeſondere folgendes: Beurlaubungen der Zwangspfleglinge haben nach dem Er- 
meſſen der beteiligten Armenverwaltungen oder einem Beſcheide des Vorſitzenden der 
zuſtändigen Beſchlußbehörden ſtattzufinden. Anträge der Zwangspfleglinge auf Beur⸗ 
laubung oder Entlaſſung ſind unverzüglich der beteiligten Armenverwaltung zu über⸗ 
mitteln. Die gBieberaunahıne Beurlaubter iſt — abgeſehen von freiwilliger Meldung — 
nur auf Grund eines Beſcheides des Vorſitzenden der zuſtändigen Beſchlußbehörde zu⸗ 
läſſig. Wird während der feſtgeſetzten Zeit der Beurlaubung eine Wiedereinlieferung 
nicht verfügt, ſo gilt der Beurlaubte als endgültig entlaſſen. Für die Anſtaltsverwaltung 
gilt das Ausſcheiden eines Zwangspfleglings infolge einer derartigen Beurlaubung als 
Entlaſſung und die Wiedereinlieferung aus der Beurlaubung als Neun nah 

Der Anſtaltsvorſteher hat die Entlaſſung anzuordnen: 1. bei Landarmen auf Ver⸗ 
fügung des Landeshauptmanns, 2. ſobald die geſetzlichen Vorausſetzungen der Alnter- 
bringung weggefallen ſind, a) auf Antrag der beteiligten Armenverwaltung, b) auf An⸗ 
ordnung der zuſtändigen Beſchlußbehörde; 3. wenn die Unterbringung ein Jahr 
gedauert hat. 

edem er ae ling find bei der Entlaſſung, ſoweit er keine eigenen brauch⸗ 
baren Kleidungsſtücke beſitzt (), die notdürftigſten, der Jahreszeit angemeſſenen Kleider 
unentgeltlich zu verabreichen. Die Entlaſſung eines Zwangspfleglings iſt dem Landes⸗ 
hauptmann, der beteiligten Armenverwaltung und der beteiligten Armenverwaltung und 
der Polizeibehörde des demnächſtigen Aufenthaltsortes unverzüglich anzuzeigen. Stirbt 
ein Zwangspflegling in der Anſtalt, jo iſt dies — abgeſehen von der vorgeſchriebenen 
Anzeige an das Standesamt — unverzüglich dem Landeshauptmann und der beteiligten 
Armenverwaltung anzuzeigen. Auch iſt, wenn irgend tunlich, den Angehörigen des Ver⸗ 
ſtorbenen über Tag und Stunde der Beerdigung ſo zeitig Mitteilung zu machen, daß 


4* 
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Für die Pfleglinge hat der verpflichtete Armenverband reſp. Privat- 
mann die Koſten zu tragen. 

Nach welchen Grundſätzen die für Korrigenden und Pfleglinge zu 
liquidierenden Beträge zu berechnen ſind, beſtimmt der Provinzialausſchuß 
unter Berückſichtigung der Beſtimmungen des auf Grund des $ 30 des 
Bundesgeſetzes vom 6. Juni 1870 (Bundes-Geſetzblatt Seite 360) und des 
§ 35 des Geſetzes vom 8. März 1871 (Geſetz-Sammlung Seite 130) aufge- 
ſtellten miniſteriellen Tarifs.“) 


ſie der Beerdigung beiwohnen können. Die Begräbniskoſten ſind nach den Sätzen des 
miniſteriellen Armenpflegekoſtentarifs zu erſtatten. 

6. Schluß beſtimmungen. Die etwaige Abgabe von Zwangspfleglingen an be⸗ 
ſtimmte Arbeitgeber ſowie die Zuteilung zu Arbeitskommandos nach außerhalb bei 
weiterer Überwachung durch die Anſtalt nach den Beſtimmungen dieſer 2 
erfolgt nach den Anordnungen des Landeshauptmanns. Auch hat die Anſtalt und 
näherer Anweiſung des Landeshauptmanns darauf Bedacht zu nehmen, den Zwangs- 
pfleglingen bei der Beurlaubung oder Entlaſſung geeignete Arbeitsſtellen nachzuweiſen. 

Feſtgeſetzt durch den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 4. März 1913 
— C. Nr 2 — in Verbindung mit dem Beſchluſſe des Provinziallandtages vom 
7. März 1913 — C. Nr. 2, 

Stettin, den 20. März 1913. 

8 Der Landeshauptmann der Provinz Pommern. 
a gez. von Eiſenhart-Rothe. 

Vorſtehende Hausordnung wird hierdurch auf Grund des Abſchnitts VI Abſatz 2, 
der von dem Herrn Minifter des Innern unterm 5. Auguſt 1912 erlaſſenen Ausführungs- 
beſtimmungen zu dem Geſetz über die Abänderung und Ergänzung der Ausführungs- 
geſetze zum Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 23. Juli 1912 genehmigt. 

Stettin, den 10. April 1913. 

(L. 8.) Der Oberpräſident. 
gez. von Waldow. 

Veröffentlicht durch Sonderbeilage zu den Amtsblättern der Königlichen Re— 
gierungen zu Stettin, Köslin und Stralſund für 1913 Stück 22. 

) Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 2. Dezember 1881: „In der Regel ſind 
im Regierungsbezirk Stettin verurteilte Korrigenden in der Anſtalt zu Uckermünde, im 
Regierungsbezirk Köslin verurteilte in der Anſtalt zu Neuftettin und im Regierungsbezirk 
Stralſund verurteilte in den ſtädtiſchen Arbeitshäuſern zu Stralſund und Uberflülung 
unterzubringen; doch iſt der Landeshauptmann ermächtigt, ſowohl wegen Überfüllung 
einzelner Anſtalten, als aus anderen Zweckmäßigkeitsgründen Abweichungen hiervon 
eintreten zu laſſen, auch einzelne Kategorien, je nach dem Grunde ihrer Verurteilung, 
einer ſpeziellen Anſtalt zu überweiſen.“ Wegen der im Regierungsbezirk Stralſund 
verurteilten Korrigenden ſiehe die Verträge unter e S. 60 ff. 

9 Beſchluß des? tr ieh 1 vom 2. Dezember 1881: Die Koſten find 
für Korrigenden und Pfleglinge nach aßgabe des im S 3 citierten miniſteriellen 
Tarifs zu liquidieren. Der jetzt gültige Tarif iſt veröffentlicht durch Miniſterialblatt des 
Innern von 1910 Seite 322 und durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Nr. 52 S. 530 
Köslin, „ 52 „ẽ 357 | von 1910, Etwaiger Arbeitsverdienſt wird in Abzug gebracht. 
Stralſund, Nr. 51 S. 290 f 

Die —— für die nach dem Geſetze vom 11. 7. 91 (G. S. S. 300) in den 
Provinzial-Korrektions- und Landarmenanſtalten in Uckermünde und Neuſtettin und in der 
Provinzialſiechenanſtalt zu Bütow untergebrachten Pfleglinge hat der 1 
in ſeinem Beſchluſſe vom 13. Dezember 1911, veröffentlicht im Amtsblatt der Kgl. Reg. zu 
Stettin, Nr. 2 S. 35 0 / 

Köslin, „ 2 „ 12 von 1912 auf 400 M. jährlich oder 1,10 M. für den Tag 
Stralſund, Nr. 2 S. 11? 
feſtgeſetzt. 

Etwaiger Arbeitsverdienſt kommt nicht in Anrechnung. 

Die von den Kreiſen und Gemeinden zu erſtattenden Pflegekoſten ſind auf 
jährlich 300 M. oder 0,85 M. für den Tag bemeſſen. 
Vergl. hierzu auch unter „Irrenweſen“ e 3. S. 92. 
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2. Aufnahme, Behandlung und Entlaſſung der Häuslinge (Korrigenden und 
Pfleglinge). 


1. Aufnahme. 


§ 4. Die Korrigenden werden der nach § 2 zuſtändigen Anſtalt von 
der Landespolizeibehörde unter Zufertigung des auf Unterbringung in ein 
Arbeitshaus lautenden Beſchluſſes direkt überwieſen, ſofern der Landes— 
hauptmann nichts anderes beſtimmt. 

Die Aufnahme der Pfleglinge erfolgt auf beſondere, in jedem einzelnen 
Falle zu erteilende Anweiſung des Landeshauptmanns. 

§ 5. Bei der Einlieferung der Korrigenden iſt dem Anſtaltsvorſteher 
vorzulegen: 

1. ein genaues Signalement des Aufzunehmenden nebſt einem Ver— 
zeichnis ſeiner Kleider und ſonſtigen Habe; 

2. der von der Transportbehörde ausgeſtellte Transportzettel be— 
ziehungsweiſe die Reiſeroute. 

$ 6. Korrigenden, bezüglich deren den Beſtimmungen des $ 5 nicht 
genügt iſt, ſowie Betrunkene, Weibsperſonen, welche ſich in der zweiten 
Hälfte der Schwangerſchaft befinden, und Individuen, welche an anſteckenden 
Krankheiten leiden, können zurückgewieſen werden. 

Wird eine ſchon bei der Aufnahme vorhandene anjteckende Krankheit 
erſt ſpäter erkannt, ſo kann der Anſtaltsvorſteher die ſofortige Entlaſſung 
anordnen, muß in ſolchem Falle aber den Korrigenden der Ortspolizeibehörde, 
den Pflegling dem Ortsarmenverbande des Anſtaltsſitzes zur weiteren Ver— 
fügung zuführen. 

§ 7. Die Annahme kann verweigert werden, wenn die Einlieferung 
nicht an einem Wochentage in der Zeit von 6 Uhr morgens bis 8 Uhr 
abends erfolgt. 

§ 8. Befindet ſich der Aufzunehmende in unreinem Zuſtande, ſo iſt 
von der einliefernden Behörde für die Koſten der Reinigung ein von dem 
Provinzialausſchuß zu normierendes Pauſchquantum') — eventl. durch Ab- 
ſetung von den Transportkoſten — einzuziehen. 


2. Behandlung. 


a) Im Allgemeinen. 
§ 9. Die Behandlung der Häuslinge wird durch die Hausordnung,“ 
die Inſtruktionen und ſonſtigen Ausführungsbeſtimmungen nach folgenden 
Grundſätzen geregelt: 


1. Die Häuslinge ſind durch ſtrenge, aber menſchenfreundliche und un- 
parteiifche Zucht zur Ordnung, Reinlichkeit und Arbeitſamkeit 


anzuhalten. 
2. Für die religiöſen Bedürfniſſe, den Unterricht und die ärztliche 
Behandlung iſt in angemeſſener Weiſe Sorge zu tragen. — Zur 


g ) Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 2. Dezember 1881: „Das für die 
Koſten der Reinigung einzuziehende Pauſchquantum wird vom 1. Januar 1882 ab auf 
eine Mark für jeden einzelnen Fall feſtgeſetzt.“ 
) Für einzelne Pfleglingsklaſſen, z. B. 2 die Trinkerabteilungen beſtehen be- 
fondere Hausordnungen, deren Beſtimmungen ſich indes tunlichſt an die der allgemeinen 
Hausordnung der Anſtalten anlehnen. 
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Teilnahme an dem Gottesdienſte einer anderen Konfeſſion oder 
Religion darf kein Häusling gezwungen werden. 

. Die Häuslinge werden je nach dem Grunde ihrer Einlieferung, ihren 
Vorbeſtrafungen und ihrer Führung in der Anſtalt in verſchiedene 
Klaſſen eingeteilt, welche entſprechend ſtrenger oder milder behandelt 
werden und geringere oder größere Freiheiten genießen. 

Je nach der Führung der Häuslinge können Verſetzungen aus 
einer in die andere Klaſſe ſtattfinden. 

4. Die Männer ſind von den Weibern ſtreng geſondert zu halten, 
ebenſo, ſoweit die Verhältniſſe es zulaſſen, die Häuslinge unter 
18 Jahren von den älteren und die verſchiedenen Klaſſen der 
Häuslinge unter einander. 

5. Jeder Häusling iſt, ſoweit es ſeine Geſundheit geſtattet, nach Maß— 
gabe ſeiner Kräfte und Fähigkeiten zur Verrichtung der in der 
Anſtalt eingeführten Arbeiten nötigenfalls zwangsweiſe anzuhalten. 

An Sonn- und Feiertagen dürfen nur die notwendigſten Arbeiten 
verrichtet werden. Hinſichtlich der Sonn- und Feiertagsbeſchäftigung 
der, der evangeliſchen Konfeſſion nicht angehörenden Häuslinge find 
die für die königlichen Strafanſtalten geltenden Beſtimmungen 
maßgebend. 

Jeder geſunde Häusling ſoll, ſofern er nicht im Freien beſchäftigt 
wird, täglich wenigſtens eine halbe Stunde auf den Erholungsplatz 
zum Genuß der friſchen Luft geführt werden. 

„Der Arbeitsverdienſt verbleibt der Anſtalt. Jedoch kann den Häus— 
lingen ein Verdienſtanteil bis zu einem Sechstel ihres Arbeits— 
verdienſtes bewilligt werden.“) 

Die Verdienſtanteile dürfen zur Deckung der durch die Vollſtreckung 
der Korrektionshaft beziehungsweiſe durch die Verpflegung in der 
Anſtalt erwachſenden Koſten nicht herangezogen werden. Dagegen 
können dieſelben zur Berichtigung von den durch Entweichungen, 
mutwillige oder fahrläſſige Zerſtörung, Beſchädigung oder Ver— 
bringung von Anſtaltseigentum entſtandenen Koſten verwendet 
werden. 

8. Es kann den Häuslingen geſtattet werden, ihren Verdienſtanteil 
bis zur Hälfte zur beſſeren Verpflegung zu verwenden. Der Reſt 
iſt bis zur Entlaſſung zurückzuhalten. 


b) Disziplin. 
§ 10. Zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Erzwingung des 
Gehorſams iſt neben mündlichem Verweis die Anwendung folgender Strafen 
gegen die Häuslinge geſtattet: 
1. Entziehung der warmen Koſt auf die Dauer von längſtens 3 Tagen 
hintereinander; a 
2. Entziehung der Dispoſition über den nach $ 9° zur beſſeren Ver— 
pflegung verwendbaren Betrag des Verdienſtanteils auf beliebige Zeit; 


= 
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) Die näheren Beſtimmungen find feitens des Provinzialausſchuſſes durch das 
„Negulativ über die Gewährung von Arbeitsprämien an die Häuslinge“ vom 11. Januar 
1886 getroffen. 
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3. Verſetzung in eine niedere Klaſſe (8 9°); 

4. Einſame Haft in einem hellen Lokale (gelinder Arreſt) auf die Dauer 

von 3 Monaten, verſchärfbar auf die Dauer von 14 Tagen: 

a) durch Beſchränkung der Koſt auf Waſſer und Brot; 

b) durch Entziehung der Lagerſtätte; 

jedoch muß dem Häusling an jedem 4. Tage Bettlager und 
warme Kojt in Gemäßheit der Hausordnung gewährt werden. 

5. Einſame Haft in einem finſteren Lokale ohne Lagerſtätte (ſtrenger 

Arreſt) bis auf die Dauer von vier Wochen, verſchärfbar durch Be- 
ſchränkung der Koſt auf Waſſer und Brot bis auf die Dauer von 
14 Tagen. Jedoch muß dem Häuslinge an jedem 4. Tage Bettlager 
und warme Koſt in Gemäßheit der Hausordnung, ſowie das Tages- 
licht gewährt werden. 

Der verſchärfte gelinde Arreſt ſowie der ſtrenge Arreſt darf nur 
vollſtreckt werden, ſofern der Geſundheitszuſtand des zu beſtrafenden 
Häuslings zu Bedenken bei dem Anſtaltsarzte keinen Anlaß gibt. 

Die Strafen zu 2 und 3 können mit jeder anderen Strafe kumuliert 
werden. 

§ 11. Gegen Pfleglinge darf Arreſtſtrafe nicht vollſtreckt werden, jedoch 
iſt es geſtattet, dieſelben innerhalb der Grenzen des §S 10“ und? ſſoliert 
einzuſperren, ſoweit und ſolange deren Widerſtand gegen die Hausordnung 
durch andere Mittel nicht gebrochen werden kann.““) 

§ 12. Zwangsjacken und ähnliche Zwangsmittel dürfen nur zur augene 
blicklichen Bewältigung tätlicher Widerſetzlichkeiten, ſowie gegen Tobende 
angewendet werden. 

Vorübergehende Iſolierung kann der Anſtaltsvorſteher anordnen, wenn 
dieſelbe durch das Intereſſe einer Unterſuchung geboten wird. 

§ 13. Die Beamten find befugt, bei Ausübung ihres Dienſtes von 
den ihnen anvertrauten Waffen gegen die Häuslinge Gebrauch zu machen: 

1. wenn ein Angriff gegen ihre Perſon erfolgt, oder wenn ſie mit einem 

ſolchen Angriff bedroht werden; 

2. wenn ein Angriff gegen eine dritte Perſon mittels eines Werkzeuges 

erfolgt, deſſen Gebrauch gefährlich werden kann; 

3. wenn die Befolgung eines erteilten Befehls unter tätlichem Widerſtand 

oder gefährlicher Drohung verweigert wird. 

Als gefährliche Drohung wird es angeſehen, wenn ein, Häusling ein in 
ſeinem Beſitz befindliches Werkzeug, deſſen Gebrauch gefährlich werden kann, 
nach erfolgter Aufforderung nicht ſofort ablegt oder dasſelbe demnächſt ohne 
Erlaubnis wieder aufnimmt. f 


c) Entweichungen. 


8 14. Wenn ein Korrigende aus der Anſtalt entwichen iſt, hat der 
Anſtaltsvorſteher ſofort Steckbriefe an die nächſten Polizeibehörden zu beför⸗ 
dern und durch das Amtsblatt zu veröffentlichen, auch alle ſonſt erforderlichen 
Maßregeln zur Wiederergreifung des Entwichenen zu treffen. 

Dem Landeshauptmann ſind die über die näheren Umſtände der Ent; 
weichung aufgenommenen Verhandlungen einzureichen. 


1 Für einzelne Pfleglingsklaſſen von der Staatsauffichtsbehörde verlangte Dis⸗ 
ziplinarbeſtimmungen ſind in die beſondere Hausordnung aufgenommen. 
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3. Entlaſſung. 


8 15. Die Korrigenden werden nach Ablauf der von der Landes— 
polizeibehörde gegen fie feſtgeſetzten Detentionszeit und zwar am Vormittage 
des letzten Detentionstages entlaſſen. Der Anſtaltsvorſteher iſt dafür verant- 
wortlich, daß kein Korrigende länger, als von der Landespolizeibehörde an- 
geordnet wurde, in der Anſtalt verbleibt. 

Für die Berechnung der Detentionszeit iſt § 19 des Strafgeſetzbuches 
maßgebend.!) 

8 16. Läßt die Perſönlichkeit des Korrigenden eine Verlängerung oder 
Verkürzung der Detentionszeit wünſchenswert erſcheinen, jo hat der Anſtalts⸗ 
vorſteher ſeinen Antrag an den Landeshauptmann zur Prüfung bzw. Weiter- 
beförderung zu richten. 


§ 17. Ergibt die vor der Entlaſſung vorzunehmende ärztliche Unter- 
ſuchung, daß der Korrigende an einer anſteckenden Krankheit leidet oder ohne 
Nachteil für ſeine Geſundheit die Reife nach ſeinem zukünftigen Aufenthaltsorte 
nicht zurücklegen kann, ſo kann derſelbe bis zu ſeiner Wiederherſtellung als 
Pflegling in der Anſtalt belaſſen oder auch, ſofern er überhaupt transportfähig 
iſt, dem Ortsarmenverbande, welchem die Anſtalt angehört, zur weiteren 
Veranlaſſung zugeführt werden. 5 

Die nähere Beſtimmung hierüber ſteht dem Landeshauptmann zu. 


§ 18. Die Entlaſſung der Pfleglinge erfolgt auf beſondere in jedem 
einzelnen Falle zu erteilende Anweiſung des Landeshauptmanns. 


Dieſe Anweiſung muß erteilt werden: 


1. wenn ein Pflegling unter Verzichtleiſtung auf fernere Gewährung 
einer Unterſtützung ſeine Entlaſſung beantragt, und entweder durch 
Atteſt des Anſtaltsarztes feſtgeſtellt iſt, daß die Entlaſſung ohne 
Nachteil für ſeine Geſundheit erfolgen kann, oder ein Dritter ſich 
verpflichtet, für ſeinen Unterhalt nach der Entlaſſung Sorge zu 
tragen; 

hinſichtlich der ortsarmen Pfleglinge, wenn der betreffende Ortsarmen- 
verband die Entlaſſung verlangt und der Pflegling überhaupt 
transportfähig iſt; 

3. hinſichtlich der gemäß § 1? b aufgenommenen Pfleglinge, wenn der 
geſetzliche Vertreter die Entlaſſung verlangt, oder die von dem 
Vormundſchaftsrichter feſtgeſetzte Zeit abgelaufen iſt. 

§ 19. Jedem Häusling ſind bei der Entlaſſung, ſoweit er keine eigenen 

brauchbaren Kleidungsftücke beſitzt, die notdürftigſten, der Jahreszeit ange— 

meſſenen Kleider unentgeltlich zu verabreichen. 

Für ortsarme und Privatpfleglinge muß jedoch der betreffende Orts— 

armenverband reſp. Privatmann die dadurch erwachſenden Koſten erſtatten. 

§ 20. Jedem Häusling iſt bei der Entlaſſung ein Reiſegeld von 
mindeſtens 50 Pfennigen auszuzahlen. Dasſelbe kann unter Zuſtimmung 
des Provinzialausſchuſſes bis zu demjenigen Betrage erhöht werden, welcher 
ſeitens des Staates den Gefangenen bei der Entlaſſung aus den Straf— 
anjtalten gewährt wird.““) 


ID 


) S 19 alin. 1 des Strafgeſetzbuches: „Bei Freiheitsitrafen wird der Tag zu 24 
2 die Woche zu 7 Tagen, der Monat und das Jahr nach der Kalenderzeit 
gerechnet“. 

12) Bisher iſt eine Erhöhung nicht beſchloſſen. 
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Soweit das Reifegeld nicht aus dem Verdienſtanteil des Häuslings 
oder aus ſonſtigen für ihn verwahrten Privatgeldern gedeckt werden kann, 
iſt dasſelbe von der Anſtalt zu beſtreiten. 

§ 21. Der nach Abzug des Reiſegeldes ($ 20) verbleibende Betrag 
des Verdienſtanteils und ſonſtiger Privatgelder iſt dem Häusling bei der 
Entlaſſung auszuzahlen, ſofern der Anſtaltsvorſteher es nicht für angemeſſen 
hält, ihn der Polizeibehörde des künftigen Aufenthaltsortes zur Auszahlung 
zu überſenden. 

3. Geburts- und Sterbefälle. 


§ 22. Sollte ein weiblicher Häusling ſchwanger befunden werden, ſo 
iſt dem Landeshauptmann zwecks Herbeiführung der Entlaſſung rechtzeitig 
Anzeige zu machen. 

Erfolgt trotzdem eine Entbindung in der Anſtalt, ſo iſt das Kind, 
ſobald es der Anſtaltsarzt für zuläſſig erachtet, dem Ortsarmenverbande, 
zu welchem die Anſtalt gehört, zur Verpflegung zu übergeben. 

Die Geburt iſt dem Landeshauptmann, der Heimatsbehörde der Mutter 
und dem Standesamte anzuzeigen. 

§ 23. Jeder Todesfall iſt der Heimatsbehörde ſowie dem Standes- 
amte anzuzeigen. 

§ 24. Der Nachlaß der in der Anſtalt verſtorbenen Häuslinge fällt 
gemäß den geſetzlichen Beſtimmungen der Anſtalt zu. 


1. Die Verwaltung der Anſtalten. 


§ 25. Die Verwaltung der Anſtalten wird von den Organen des 
Provinzialverbandes nach Maßgabe der Provinzialordnung und dieſes, 
dieſelbe ergänzenden Reglements geführt. 
$ 26. Dem Provinziallandtage gebührt: 
1. die Beſchlußfaſſung über Abänderung dieſes Reglements; 
2. die Feſtſtellung der Etats für die einzelnen Anſtalten; 
3. die Abnahme der Jahresrechnungen; 
4. die Genehmigung zur Veräußerung von Grundſtücken!) und 
Immobiliarrechten. 
§ 27. Dem Provinzialausſchuſſe ſteht zu: 

1. die Vorprüfung der Spezialetats und Jahresrechnungen zwecks 
Vorlegung an den Provinziallandtag; 

2. die Beſtimmung über die Zuſtändigkeit der einzelnen An— 
ſtalten (§ 2); 

3. die Normierung der Detentions- und Pflegekoſten (§ 3), der für 
Unreine zu zahlenden Reinigungskoſten ($ 8) und der den Häus⸗ 
lingen bei der Entlaſſung zu gewährenden Reiſegelder ($ 20); 

4. der Erlaß der Dienſtinſtruktionen für die Anſtaltsbeamten, der 
Haus⸗ und Tagesordnungen und der ſonſtigen, die Verwaltung 
und das Rechnungsweſen betreffenden Inſtruktionen (88 9, 34); 

5. die Genehmigung der die Verpflegung, Bekleidung und Be⸗ 
ſchäftigung der Häuslinge betreffenden Einrichtungen und Vor⸗ 
ſchriften prinzipieller Natur; 


13) Siehe jedoch die ſtatutariſche Anordnung vom 28. Juni 1881 unter 1. 4e S. 6. 


58 II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


6. der Erlaß der Beſtimmungen über die Höhe und die Ber- 
wendung der den Häuslingen zu bewilligenden Verdienſtanteile 
(89,9); 

7. die Beſchlußfaſſung über Bauten und bauliche Einrichtungen, 
»ſoweit nicht der Etat den Landeshauptmann oder die Anſtalts— 
vorſteher zu ſelbſtändigen Anordnungen ermächtigt; 

8. die Feſtſtellung der Wirtſchaftspläne für die mit den Anſtalten 
verbundenen Landwirtſchaften; 

9. die Ernennung von Provinzialkommiſſarien; 

10, die obere Beaufjichtigung der Anſtaltsverwaltung in allen ihren 
Zweigen, zu welchem Zweck er befugt iſt, Reviſionen der An⸗ 
ſtalten durch eines oder mehrere ſeiner Mitglieder mit oder ohne 
Zuziehung von Sachverſtändigen zu veranſtalten, auch ſtändige 
Deputationen aus ſeiner Mitte einzuſetzen. 

§ 28. Zu den Obliegenheiten des Landeshauptmanns gehört ins- 
beſondere: 

1. die Vorprüfung der von den Anſtaltsvorſtehern zu entwerfenden 
Etats und der Rechnungen zwecks Vorlegung an den Provinzial- 
ausſchuß; 

2. die Überweiſung der etatsmäßigen oder ſonſt bewilligten Mittel 
an die Anſtalten; 

3. die Entſcheidung über die Aufnahme und Entlaſſung der Pfleglinge; 

4. die Feſtſetzung von Arreſtſtrafen gegen die Häuslinge (§ 10* u. ), 

ſobald nach dem Gutachten der Beamtenkonferenz (§ 33) die 
Dauer des gelinden Arreſtes 4 Wochen, des ſtrengen Arreſtes 
14 Tage überſchreiten ſoll, auf Grund der in ſolchen Fällen mit 
den Angeſchuldigten und den Zeugen aufzunehmenden Protokolle; 

5. die laufende Beaufſichtigung der Verwaltung der Anſtalten und 
die Vornahme der zu dieſem Zwechke erforderlichen Reviſionen 
— ſoweit nicht der § 29 etwas anderes beſtimmt. 

§ 29. Der Provinzialausſchuß iſt befugt, die laufende Beauſſichtigung 
der Verwaltung der Anſtalten bezüglich der mit denſelben verbundenen 
Vorwerkswirtſchaften und des Arbeitsbetriebes überhaupt einem oder 
mehreren aus ſeiner Mitte oder doch aus den Angehörigen der Provinz zu 
wählenden Kommiſſarien zu übertragen. ($ 99 der Prov.⸗Ordn.) !“) 

§ 30. Die unmittelbare Leitung einer jeden Anſtalt mit Einſchluß der 
zu derſelben gehörigen Vorwerkswirtſchaft führt der bei derſelben angeſtellte 
Inſpektor. 

Derſelbe iſt der unmittelbare Vorgeſetzte aller übrigen Beamten, ſowie 
des ſonſtigen Perſonals. 

Er handhabt die Disziplin (8 10 ff.) gegen die Häuslinge ſelbſtändig, 
inſoweit nicht die Entſcheidung des Landeshauptmanns oder die Anhörung 
der Konferenz nach 88 28, 33 vorgeſchrieben iſt. 

Er iſt befugt, ſeine Untergebenen, ſoweit keine Stellvertretungskoſten 
erwachſen, auf acht Tage zu beurlauben, und darf ſich ſelbſt, nachdem er in 


) Durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 6. März 1879 iſt „zur Mit⸗ 
wirkung bei der Bauffichtigung der mit den Landarmenanſtalten zu Ückermünde und 
Neuſtettin verbundenen Feldwirtſchaften ſowie bei der Nutzbarmachung der Arbeitskräfte 
der Anſtalten“ verſuchsweiſe ein Provinzialausſchußkommiſſarius für jede Anſtalt beſtellt. 
Dieſe Einrichtung iſt ſeitdem beibehalten. 
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geeigneter Weiſe für ſeine Stellvertretung Sorge getragen hat, ohne Urlaub 
auf die Dauer von 3 Tagen von der Anſtalt entfernen. a 

§ 31. Die Vertretung des Inſpektors erfolgt — mangels beſonderer 
Beſtimmung im Einzelfall — durch den Inſpektionsaſſiſtenten, ſofern ein 
ſolcher bei der Anſtalt fungiert, andernfalls durch den Rendanten, 

§ 32. Anzahl und Kategorien der dem Inſpektor beigegebenen Beamten 
und des ſonſtigen Perſonals beſtimmt der Etat. 

Die Annahme von Hilfsaufſehern innerhalb der im Etat hierfür aus⸗ 
geſetzten Mittel ſteht dem Inſpektor zu, unter Beobachtung der von dem 
Landeshauptmann etwa zu beſtimmenden Annahmebedingungen. 

$ 33. Der Inſpektor hat die oberen Beamten der Anſtalt, ſowie den 
Rendanten und den Inſpektionsaſſiſtenten, wenn ein ſolcher angeſtellt iſt, 
allmonatlich mindeſtens einmal zu einer Konferenz zuſammenzurufen, in welcher 
er den Vorſitz führt und die Verhandlungen leitet. 

In der Konferenz ſind die allgemeinen Angelegenheiten (Beköſtigung, 
Bekleidung, Beſchäftigung, Geſundheitspflege, Unterricht und Befriedigung des 
religiöſen Bedürfniſſes der Häuslinge), ſowie der ſittliche Zuſtand der Anſtalt 
zu erörtern, größere Exzeſſe, Verſetzungen der Häuslinge aus einer Klaſſe in 
die andere (88 9°, 10°), Verlängerung oder Verkürzung der Detentionszeit 
($ 16), Verhängung von gelindem Arreſt über die Dauer von 14 Tagen 
hinaus und von ſtrengem Arreſt, ſowie alle ſonſtigen Gegenſtände zur Sprache 
zu bringen, welche der Inſpektor hierzu für geeignet hält. Auch ſteht es jedem 
Mitgliede der Konferenz frei, ſeinerſeits einzelne Sachen, deren gemeinſchaftliche 
Erörterung es für zweckmäßig hält, zur Sprache zu bringen. 

Der Konferenz ſteht dem Inſpektor gegenüber nur eine beratende Stimme 
zu. Die Entſcheidung hat der Inſpektor unter alleiniger Verantwortung zu 
treffen. Er muß jedoch in Angelegenheiten, über welche an die vorgeſetzte 
Behörde zu berichten iſt, die etwa hervorgetretenen abweichenden Meinungen 
in dem Berichte erwähnen. Auch kann der Anſtaltsarzt ſowie der Geiſtliche 
verlangen, daß ein von ihm ſchriftlich abgegebenes Votum dem Berichte bei- 
gefügt werde. 

§ 34. Die Verhältniſſe der Beamten werden durch das Reglement über 
die dienſtlichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten!“) und die Etats — die 
beſonderen Pflichten der Beamten ſowie des ſonſtigen Perſonals durch die 
Hausordnung, Dienſt- und ſonſtigen Inſtruktionen geregelt. 


5. Staatliche Aufſicht. 


§ 35. Für die Ausübung der Oberaufjicht der Staatsbehörden ſind die 
Beſtimmungen der Provinzialordnung maßgebend. 

Von Reviſionen der Anſtalten durch Kommiſſarien des Provinzial- 
ausſchuſſes ($ 27, Nr. 10) iſt dem Oberpräſidenten vorher Mitteilung zu 
machen. 

Zu Abänderungen dieſes Reglements iſt die miniſterielle Genehmigung 
nur einzuholen, ſoweit dieſelbe nach 8 120 der Provinzialordnung er— 
forderlich iſt.“) 


15) Siehe unter J. 8 S. 20. 
16) Alſo nur inſoweit es ſich um Beſtimmungen über Aufnahme, die Behandlung 
und Entlaſſung der Landarmen und Korrigenden handelt. 
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6. übergangsbeſtimmungen. 


§ 36. Dieſes Reglement tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft. Bis 
zum Erlaß der Ausführungsbeſtimmungen bleiben die beſtehenden Inſtruktionen 
in Geltung. 

Beſchloſſen von dem 6. Provinziallandtage am 19. März 1881, genehmigt 
von dem Herrn Miniſter des Innern unterm 14. April 1881. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Nr. 23 S. 131 
Köslin, „ 24 „ 130 % von 1881. 
Stralſund,, 25 „ 89 


c) Verträge über Benutzung der ftädtifchen Arbeitshäufer zu Stralfund und 
Greifswald vom „u bezw. den, 1880. 


November 9. November 

(12. P. L. S. 22.) 

(Wo der Wortlaut ein verſchiedener, iſt die Faſſung des Greifswalder Vertrages in [! 
beigefügt.) 

Zwiſchen dem Provinzialverband von Pommern in ſeiner Eigenſchaft 
als Landarmenverband, vertreten durch den Landeshauptmann und der Stadt 
Stralſund [Greifswald], vertreten durch Bürgermeiſter und Rat [durch den 
Magiſtrat] iſt der folgende Vertrag geſchloſſen worden: 

§ 1. Die Stadt Stralſund [Greifswald] verpflichtet ſich, innerhalb der 
durch S 2 beſtimmten Zuſtändigkeit die ſämtlichen gemäß § 362 des Straf- 
geſetzbuches der Landespolizeibehörde überwieſenen und laut Beſchluß dieſer 
Behörde in ein Arbeitshaus unterzubringenden Perſonen, welche ihr für 
Rechnung des Landarmenverbandes von der Landespolizeibehörde werden 
überwieſen werden, in ihr Arbeitshaus aufzunehmen, ſie daſelbſt dem Zwecke 
der Überweiſung entſprechend zu verpflegen und zu behandeln und bezüglich 
ihrer überhaupt alle Verpflichtungen zu erfüllen, welche dem Landarmen— 
verbande nach § 38 des Preußiſchen Geſetzes vom 8. März 1871 (Geſetz— 
ſammlung Seite 130) obliegen. 

$ 2. Das Arbeitshaus der Stadt Stralſund ſoll zuſtändig fein: 

für alle Weiber, welche aus Neuvorpommern und Rügen, und für 
alle Männer, welche aus den Bezirken der Königlichen Amtsgerichte 
zu Stralſund, Bergen a. Rügen, Barth, Franzburg und Grimmen zur 
Einlieferung kommen. 

[S 2. Das Arbeitshaus der Stadt Greifswald ſoll zuſtändig fein für 
alle Männer, welche aus den Bezirken der königlichen Amtsgerichte zu 
Greifswald, Wolgaſt und Loitz zur Einlieferung kommen.] 

§ 3. Der Landarmenverband ſoll nicht berechtigt ſein, ſolche Perſonen, 
für welche das Arbeitshaus Stralſund [Greifswald] zuſtändig iſt, ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Arbeitshausdirektion anderwärts unterzubringen. 

S 4. Der Landarmenverband zahlt an die Stadt Stralſund [Greifs- 
wald] für jede auf Grund des § 1 in deren Arbeitshaus aufgenommene 
Perſon, ohne Unterſchied des Geſchlechts („Geſchlechts fällt für Greifswald 
fort, da dort nur Männer aufgenommen werden!, Alters und Geſundheits— 
zuſtandes für die Dauer der innerhalb der geſetzlichen Grenzen feſtgeſetzten 
Korrektionsnachhaft ein Pauſchquantum von 10 Mark, buchjtäblich „Zehn 
Mark“ pro Kalendermonat, beziehungsweiſe, ſoweit einzelne Teile eines 
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Kalendermonats zur Berechnung kommen, von 35 J, buchſtäblich „Fünf⸗ 
unddreißig Pfennig“ pro Tag, jedoch niemals mehr als 10 / pro Kalendermonat. 

Der Tag der Aufnahme wird voll, der Tag des Austritts (durch Ent— 
laſſung, Entweichung, Tod uſw.) nicht berechnet. 

Die Zahlung erfolgt auf Liquidation, welche in der von dem Landes⸗ 
hauptmann zu beſtimmenden Form ſpäteſtens binnen 14 Tagen nach Schluß 
eines jeden Etatsjahres des Provinzialverbandes einzureichen iſt. Der Stadt 
Stralſund [Greifswald] bleibt es unbenommen, die Zahlung in kürzeren 
Zwiſchenräumen, jedoch nicht unter einem Vierteljahr, zu beanſpruchen. 

§ 5. Das im 8 4 feſtgeſetzte Pauſchquantum iſt zugleich zur Deckung 
aller Auslagen beſtimmt, welche der Stadt Stralſund [Greifswald] durch 
Krankheiten, Beerdigungen, Entweichungen, Ausſtattung mit Kleidungsſtücken 
oder Zehrgeld bei der Entlaſſung oder durch welche Veranlaſſung ſonſt er— 
wachſen können, ſo daß alſo Nebenliquidationen unter allen Umſtänden aus— 
geſchloſſen bleiben. 

Andererſeits ſoll die Stadt Stralſund [Greifswald] berechtigt ſein, die 
Arbeitskraft der dem Arbeitshauſe überwieſenen Perſonen für ſich auszunutzen, 
ſoweit ſich dies mit dem Zweck der Überweiſung verträgt; ſie wird aber auch 
aus dem Arbeitsverdienſte der Detinierten angemeſſene Arbeitsprämien zahlen. 

Auf den im Arbeitshauſe befindlichen Nachlaß der während ihrer Detention 
daſelbſt verſtorbenen Perſonen leiſtet der Landarmenverband zu Gunſten der 
Stadt Stralſund [Greifswald] Verzicht. 

§ 6. Der Provinzialausſchuß ſowie der Landeshauptmann ſoll befugt 
ſein, jederzeit ſelbſt oder durch beauftragte Beamte bezw. Kommiſſarien das 
Arbeitshaus der Stadt Stralſund [Greifswald] zu beſichtigen, von allen auf 
die Behandlung der Korrigenden bezüglichen Einrichtungen Kenntnis zu 
nehmen und die Beſeitigung etwa hervporgetretener Übelſtände in Anregung 
zu bringen. Auch ſoll der Rat der Stadt Stralſund [der Magiſtrat der 
Stadt Greifswald] bezw. die Direktion des Arbeitshauſes verpflichtet ſein, auf 
Anfragen des Landeshauptmannes, welche auf dieſes Vertragsverhältnis oder 
auf die einzelnen überwieſenen Perſonen Bezug haben, jeder Zeit binnen 
kürzeſter Friſt die erforderliche Auskunft zu geben, auf Verlangen die be- 
züglichen Akten mitzuteilen und diejenigen Rapporte und ſonſtigen ſtatiſtiſchen 
Notizen einzuſenden, welche der Landeshauptmann für erforderlich hält. 

§ 7. Beide Teile behalten ſich das Recht vor, dieſen Vertrag unter 
Beobachtung einer einjährigen Kündigungsfriſt, welche für den Provinzial⸗ 
verband jedoch früheſtens vom 1. April 1888 ab laufen ſoll, aufzukündigen. 
[Die Worte „welche uſw. bis ſoll“ fallen für Greifswald fort.] 

§ 8. Dieſer Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1887 [1. April 1887] in 
Kraft. Von demſelben Tage ab wird der Vertrag vom 17. April 1874 [werden 
alle früheren den Vertragsgegenſtand betreffenden Vereinbarungen i] aufgehoben. 

(Unterſchriften.) 


d) Reglement für die Provinzialfürſorgeerziehungsanſtalt Jarowmühle 
bei Uckermünde. 
1. Beſtimmung der Anſtalt. 
§ 1. Die Anftalt dient zur Aufnahme ſchulentlaſſener, weiblicher Für⸗ 
ſorgezöglinge, die infolge ihrer weit vorgeſchrittenen Verwahrloſung einer be— 
ſonders ſorgfältigen und ſtrengen Erziehung bedürfen. 


) Mit Greifswald war ein formeller Vertrag bis dahin nicht geſchloſſen. 
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Zöglinge, welche nicht der evangeliſchen Konfeſſion angehören, können 
nur in Ausnahmefällen und vorübergehend Aufnahme finden. 

Aufgabe der Anſtalt iſt es, ihre Zöglinge zu einem gottesfürchtigen, 
ordentlichen und arbeitſamen Lebenswandel zu erziehen und ſie mit den für 
den Geſindedienſt erforderlichen Kenntniſſen und Fertigkeiten auszurüſten. 


2. Die Verwaltung der Anſtalt. 


§ 2. Die Verwaltung der Anſtalt wird von den Organen des Provinzial⸗ 
verbandes nach Maßgabe der Provinzialordnung, dieſes dieſelbe ergänzenden 
Reglements und des Reglements zur Ausführung des § 17 des Geſetzes vom 
2. Juli 1900 betreffend die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 10 Aa 
1901 geführt. 


$ 3. Die Verwaltung der Anſtalt und die wirtſchaftliche Leitung er— 
folgt durch den Inſpektor der Provinzialkorrektions- und Landarmen- 
anſtalt Uckermünde als Vorſteher; die ſeelſorgeriſche und pädagogiſche Leitung 
der Anſtalt ſteht dagegen dem Anſtaltsgeiſtlichen zu. 

Die Beaufſichtigung der Zöglinge und der innere Dienſt der Anſtalt 
wird durch Aufjeherinnen (oder Schweſtern) gemäß der für ſie gültigen Dienſt⸗ 
anweiſung ausgeübt. Die erſte Auſſeherin (Schweſter) iſt den übrigen Be⸗ 
amten und den Angeſtellten der Fürſorgeerziehungsanſtalt vorgeſetzt. Ihre 
Vertretung findet, ſoweit ſeitens des Landeshauptmanns nicht anderweitige 
Beſtimmungen getroffen werden, durch die zweite Auffeherin (Schweſter) ſtatt. 

Die religiöſe Einwirkung auf die Zöglinge ſteht dem Anſtaltsgeiſtlichen 
zu. Die Seelſorge bei katholiſchen Zöglingen wird von dem katholiſchen 
Anſtaltsgeiſtlichen bei der Provinzialkorrektions- und Landarmenanſtalt zu 
Uckermünde ausgeübt. 

Die Bureau⸗, Kaſſen⸗ und Betriebsgeſchäfte der Fürſorgeerziehungs⸗ 
anſtalt ſind, bis zur anderweitigen Beſtimmung des Landeshauptmanns, 
nach deſſen näheren Anordnung von der Provinzialkorrektions- und Land- 
armenanſtalt zu Ückermünde wahrzunehmen. 

§ 4 Für die Anſtellung und Entlaſſung ſowie für die Rechte und 
Pflichten der Beamten bei der Fürſorgeerziehungsanſtalt ſind das Reglement 
über die dienſtlichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten der Provinz 
Pommern und die ſonſtigen vom Provinziallandtage feſtgeſetzten Grundſätze 
maßgebend. Die Annahme und Entlaſſung von Angeſtellten innerhalb der 
in dem Etat der Fürſorgeerziehungsanſtalt getroffenen Beſtimmungen ſteht 
dem Vorſteher gemäß etwaiger Anordnungen des Landeshauptmanns zu. 

Das geſamte Anſtaltsperſonal iſt der vom Provinzialausſchuſſe feſt⸗ 
geſetzten Haus- und Tagesordnung unterworfen. 


3. Unterhaltung der Anſtalt. 


8.5. Wie die Mittel zur Unterhaltung der Fürſorgeerziehungsanſtalt 
bereitgeſtellt werden, wird durch den ſeitens des Provinziallandtages feit- 
geſetzten jeweiligen Anſtaltsetat beſtimmt. 

§ 6. Die zu zahlenden Pflegegelder werden von Zeit zu Zeit durch 
den Provinzialausſchuß feſtgeſetzt. 

§ 7. Die Pflegegelder find gleich nach der Aufnahme des Zöglings 
bis zum Ablaufe des Kalendervierteljahres — unter Einrechnung des Tages 
der Aufnahme und ſodann vierteljährlich im voraus einzuziehen. 
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Im Falle der Entlaſſung oder des Ablebens eines Zöglings iſt von 
den eingezahlten Pflegegeldern der Teil, welcher auf die Zeit vom Tage der 
Entlaſſung oder des Ablebens ab entfällt, zurückzuzahlen. 

Die näheren Anordnungen trifft der Landeshauptmann. 

§ 8. Die von der Anſtalt aufgewendeten Begräbniskoſten ſind nach 
den vom Landeshauptmann feſtzuſetzenden Pauſchſätzen zu berechnen und 
von den zur Zahlung verpflichteten oder aus dem Nachlaß der Verſtorbenen 
einzuziehen, ſoweit ſie nicht durch die eingezahlten, aber noch nicht zur 
Verwendung kommenden Pflegegelder ($ 7) gedeckt werden. 


A. Aufnahme der Zöglinge. 


§ 9. Über die Aufnahme der Zöglinge hat der Landeshauptmann zu 
eutſcheiden. An Aufnahmeſchriftſtücken ſind, wenn es ſich nicht um eine 
Verſetzung aus einer anderen Fürſorgeerziehungsanſtalt handelt, erforderlich: 
a) Geburtsurkunde, Taufſchein und Wiederimpfungsſchein, 
b) ein ärztliches Zeugnis darüber, daß der Zögling nicht mit einer 
anſteckenden Krankheit behaftet, noch einer ſolchen verdächtig iſt. 
Von jeder erfolgten Aufnahme iſt unverzüglich dem Landeshauptmann 
Anzeige zu erſtatten. 
§ 10. Für jeden Zögling iſt bei der Aufnahme, außer im Falle der 
Verſetzung aus einer anderen Fürſorgeerziehungsanſtalt, ein Ausſtattungsgeld 
von 50 .# zu entrichten, wogegen die gleichzeitige Rückgabe der nicht etwa 
dem Zögling ſelbſt gehörigen Kleidungsſtücke, in denen er der Anſtalt zu— 
geführt wird, verlangt werden kann. 


5. Behandlung der Zöglinge. 


§ 11. Die Behandlung der Zöglinge iſt entſprechend der Eigenart des 
Einzelnen fo einzurichten, wie es zur Erreichung der Anſtaltsaufgabe er- 
forderlich erſcheint. Die Unterweiſung der Zöglinge hat ſich auf die haus⸗ 
wirtſchaftliche Tätigkeit und auf die Garten- und Feldarbeit zu erſtrechen. 
Außerdem iſt für die Ergänzung und Feſtigung der erforderlichen 
Elementarkenntniſſe Sorge zu tragen. Die näheren Beſtimmungen über die 
Behandlung und Beſchäftigung der Zöglinge werden durch die Haus— 
ordnung und die Dienſtanweiſungen der Beamten getroffen. 
Die Kleidung, Speiſung und Lagerung der Zöglinge wird durch den 
Anſtaltsetat und die etwa vorhandenen einſchlägigen Regulative geordnet. 
Kranke werden nach ärztlicher Vorſchrift, nötigenfalls im Lazarett, be- 
handelt, ſoweit nicht die Ueberführung in eine beſondere Heilanſtalt vom 
Landeshauptmann angeordnet wird. 
§ 12. Die drei großen chriſtlichen Feſte, ſowie die Geburtstage des 
Kaiſers und der Kaiſerin ſind angemeſſen zu feiern. 
§ 13. Stirbt ein Zögling in der Anſtalt, ſo hat der Anſtaltsleiter 
dies — neben der ſtandesamtlichen Erledigung — unverzüglich 
dem Landeshauptmann, 
dem Ortsarmenverbande des Unterſtützungswohnſitzes, ſoweit 
dieſer bekannt iſt, den nächſten Angehörigen und dem geſetz— 
lichen Vertreter 
anzuzeigen. 
Die Angehörigen ſollen, wenn irgend tunlich, Tag und Stunde der 
Beerdigung ſo zeitig erfahren, daß ſie daran teilnehmen können. 
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6. Entlaſſung und Wiederaufnahme der Zöglinge. 


§ 14. Die Zöglinge ſind mit dem Zeitpunkte zu entlaſſen, in welchem 
die Befugnis zu ihrer weiteren Feſthaltung in der Anſtalt fortfällt. 

Außerdem kann die Entlaſſung erfolgen, ſobald die Annahme be— 
gründet erſcheint, daß ein Zögling ſich außerhalb der Anſtalt in der für ihn 
ausgewählten Dienſtſtelle zufriedenſtellend führen wird. Hierzu iſt die 
Einwilligung des Landeshauptmanns einzuholen. Dieſer bedarf es auch, 
wenn die Verſetzung in eine andere Anſtalt angezeigt erſcheint. 

Mit den Dienſtherrſchaften iſt jedesmal ein Vertrag nach Maßgabe 
der vom Landeshauptmann allgemein aufgeſtellten Dienſtvertrags-Formulare 
abzuſchließen. Für die gewiſſenhafte Erfüllung des Vertrages in allen 
ſeinen Teilen iſt Sorge zu tragen. 

Bei der Entlaſſung werden den Zöglingen die notwendigen Aus- 
ſtattungsſtücke nebſt einem Reiſekorb mitgegeben. 

Jede Entlaſſung iſt unverzüglich dem Landeshauptmann anzuzeigen. 

§ 15. Solange die Zurücknahme in die Anſtalt erfolgen darf, müſſen 
die in den Dienſt gegebenen Zöglinge in ſtetem Zuſammenhange mit der 
Anſtalt gehalten, fortlaufend in ſachgemäßer Weiſe überwacht und nötigen— 
falls in die Anſtalt zurückgenommen oder anderweitig untergebracht werden. 

Außergewöhliche Vorkommniſſe hat der Leiter der Anſtalt zu unter— 
ſuchen und ungeſäumt dem Landeshauptmann anzuzeigen. 

Bei Entweichungen aus der Anſtalt oder der Dienſtſtelle muß er un- 
verzüglich die zur Verfolgung und Wiederergreifung nötigen Maßnahmen treffen. 

$ 16. Auch nach Wegfall ihrer Überwachungspflicht wird die Anſtalt 
einen gewiſſen Zuſammenhang mit ihren früheren Zöglingen aufrecht erhalten 
und die ſchließlichen Ergebniſſe ihrer Erziehungsarbeit feſtzuſtellen ſuchen. 

$ 17. Dieſes Reglement tritt am 1. April 1910 in Kraft. 

Beſchloſſen vom 37. Brovinziallandtag von Pommern am 18. März 1910. 

Genehmigt von den Herren Miniſtern des Innern und der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten am 12. Mai 1910. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 24 S. 262 
Köslin, „ 24 „ 157 + von 1910. 

Stralfund, „ 25 „ 146 
Ueber Fürſorgeerziehung ſiehe im übrigen unter II, 5 S. 106. 


2. 
Irrenweſen.) 
a) Reglement für die Verwaltung der Jrrenanſtalten des Provinzial⸗ 


verbandes von Pommern.“) 
(13. P. L. S. 23, 60.) 


l. Leitender Grundſatz für die Ausübung der Irrenpflege 
ſeitens der Provinz. 


§ 1. Der Provinzialverband von Pommern in ſeiner Eigenſchaft als 
Landarmenverband übernimmt die Koſten der öffentlichen Armenpflege, welche 


) Für die durch den Provinzialverband von Pommern ausgeübte Irrenfürſorge 
beſtehen zwei Reglements: 
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die Fürſorge für präſumtiv heilbare Geiſteskranke in den Heilanſtalten der 
Provinz verurſacht, unmittelbar ($ 31 Geſetz vom 8. März 1871), bewilligt 
auch abgeſehen hiervon den Armenverbänden der Provinz und bedürftigen 
Privatperſonen gewiſſe Erleichterungen bei Unterbringung von Geijteskranken 
in ſeinen Anſtalten — alles nach Maßgabe dieſes Reglements. 

§ 2. Der Provinzialverband bedient ſich zu dieſem Zweck der ihm 
gehörigen Heilanſtalten.“) 

Dem Provinziallandtage bleibt es überlaſſen, je nach Bedarf beſtehende 
Anſtalten aufzuheben, die Gründung neuer Anſtalten oder die Unterbringung 
von Geiſteskranken in fremden ſtaatlich konzeſſionierten Anftalten?) zu 
beſchließen. . 

Die Beſtimmungen des Reglements gelten auch für die neu zu gründenden 
Anſtalten. Im Falle der Unterbringung von Kranken in fremden ſtaatlich 
konzeſſionierten Anſtalten finden ſie ſinngemäße Anwendung. 


ll. Beſtimmung der Anſtalten. 


$ 3. Die Anſtalten dienen zur Heilung bezw. Beſſerung und Pflege 
von einheimiſchen Geiſteskranken. Als einheimiſch wird betrachtet: 


1. wer innerhalb der Provinz ſeinen Unterſtützungswohnſitz hat; 

2. wer dem Landarmenverbande angehört. 

Auswärtige Kranke können aufgenommen werden, ſo lange der Raum 
es geſtattet. 

Von Kindheit auf Schwach- oder Blödſinnige dürfen, ſoweit ſie ſich 
überhaupt für eine Irrenanſtalt eignen, nur in ſolche Anſtalten aufgenommen 
werden, welche nur für unheilbare Kranke beſtimmt ſind. 


8 4. Unter den nach § 3 Abſatz 1 zur Aufnahme geeigneten Perſonen 
haben ein unbedingtes Vorrecht ſolche unbemittelte Kranke, welche präſumtiv 
heilbar oder gemeingefährlich ſind. : 

Nur wenn und ſolange der vorhandene Raum durch dieſe nicht in 
Anſpruch genommen wird, werden bemittelte oder ſolche unheilbare Kranke, 
welche nicht gemeingefährlich ſind, berückſichtigt. 

Bei ſonſt gleichberechtigten Anſprüchen ſind die weniger Bemittelten 
vorzuziehen. 


$ 5. Unbemittelt im Sinne dieſes Reglements find diejenigen Kranken, 
für welche nach dem Ermeſſen des Landeshauptmanns nicht die vollen 


1. Das Reglement für die Verwaltung der Irrenanſtalten des Provinzialverbandes 
von n vom 17. März 1887 mit Anderung vom 14. März 1912 (abgedruckt hier 
unter a). 

2. Das Reglement zur Ausführung des Geſetzes vom 11. Juli 1891 (G. S. S. 130) 
vom 10. März 1892 mit Anderung vom 14. März 1912 (abgedruckt hier unter b). 

Das Reglement zu 1 hat Gültigkeit: 

a) für alle vermögende Geiſteskranken, 
b) für diejenigen hilfsbedürftigen Geiſteskranken, welche heilbar ſind. 

Das Reglement zu 2 findet Anwendung auf hilfsbedürftige Geiſteskranke, ſoweit 
ſie nicht heilbar ſind, Idiote, Epileptiſche, Taubſtumme und Blinde, falls dieſelben der 
Anſtaltspflege bedürfen. - 

} Gelegentlich der Etatsfeftfegungen für 1906 iſt die Bezeichnung „Provinzial 
irrenanſtalt“ in „Prosinzialheilanſtalt“ umgewandelt. Br 

) Zur Zeit die Provinzialheilanſtalten zu Lauenburg i. Pom., bei Uckermünde, 
zu Treptow a. R. und zu Stralſund. 

) Siehe die Verträge der Pſychiatriſchen und Nervenklinik zu Greifswald und der 
Kückenmühler Anſtalten unter e und d Seite 85 und folgende. 


Samml von geſe pl. Beſtimmungen ufw. für Pommern. 
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Pflegegelder ($ 13) aus ihren eigenen Mitteln oder aus den Mitteln der zu 
ihrem Unterhalt verpflichteten Perſonen beſtritten werden können. 

§ 6. Gemeingefährlichkeit wird nur dann als vorhanden anerkannt, 
wenn durch beſtimmte Tatſachen nachgewieſen wird: 

a) daß der Kranke tobſüchtige Anfälle hat, in welcher er bei der ihm 
gelaſſenen Freiheit der perſönlichen Sicherheit ſeiner Umgebung 
gefährlich iſt, oder 

b) daß der Kranke ſich ſelbſt nach dem Leben trachtet und ſeine fort— 
währende Beauſſichtigung zur Abwendung eines Selbſtmordes not- 
wendig wird, oder 

c) daß der Kranke die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit in 
einem ſolchen Grade ſtört, daß derſelbe aus dringenden polizeilichen 
Rückſichten in beſonderem Verwahrſam und unter fortwährender 
Aufſicht gehalten werden muß. 

§ 7. Ob ein Kranker als präſumtiv heilbar oder als gemeingefährlich 
anzuſehen iſt, entſcheidet der betreffende Anſtaltsdirektor (5 10) unbeſchadet 
der dem Landeshauptmann nach 8 23 zuſtehenden Befugniſſe. 

§ 8. Dem Provinzialausſchuſſe bleibt es überlaſſen, einzelne Anſtalten 
nur für heilbare oder nur für unheilbare Kranke zu beſtimmen. 

Iſt Gefahr im Verzuge, ſo können auch heilbare Kranke in eine nur 
für unheilbare und unheilbare in eine nur für heilbare beſtimmte Anſtalt vor⸗ 
übergehend aufgenommen werden. Doch muß deren Überführung nach der 
für ſie geeigneten Anſtalt — und zwar im erſten Falle unverzüglich — ins 
Werk geſetzt werden. 


Ill. Verwaltung der Anſtalten. 


§ 9. Die Verwaltung der Anſtalten wird von den Organen des 
Provinzialverbandes nach den Vorſchriften der Provinzialordnung und dieſes 
dieſelben ergänzenden Reglements geführt. 

§ 10. Vorſteher einer jeden Anſtalt iſt ein approbierter Arzt, welcher 
den Titel „Direktor“ führt. 

Der Direktor leitet die Anſtalt in mediziniſcher und ökonomiſcher 
Beziehung und iſt der Vorgeſetzte aller übrigen Anſtaltsbeamten, ſowie des 
Wirtſchafts⸗, Wart⸗) und Dienſtperſonals. Er iſt befugt, ſeine Untergebenen, 
ſoweit keine Stellvertretungskoſten erwachſen, auf 8 Tage zu beurlauben und 
darf ſich ſelbſt ohne Urlaub auf die Dauer von drei Tagen von der Anſtalt 
entfernen, nachdem er in geeigneter Weiſe für ſeine Vertretung Sorge 
getragen hat. 

§ 11. Anzahl und Kategorien der dem Direktor beigegebenen Beamten 
ſowie des Wirtſchafts-, Wart⸗ und Dienſtperſonals beſtimmt der Etat. 

Die Annahme des Wirtſchafts-, Wart- und Dienſtperſonals auf Kündi⸗ 
gung ſteht dem Direktor zu unter Beobachtung der von dem Landeshaupt⸗ 
mann etwa zu beſtimmenden Annahmebedingungen. 

$ 12. Die beſonderen Pflichten der Anſtaltsbeamten und des ſonſtigen 
Perſonals werden durch die Hausordnung und die, ſoweit erforderlich, zu 
erlaſſenden einzelnen Inſtruktionen beſtimmt. 


) Die Bezeichnung „Wartperſonal“ iſt in „Pflegeperſonal“ umgeändert worden. 


Irrenweſen. 67 


IV. Pflegegelder. 


§ 13. Die Höhe der für die einheimiſchen Kranken ($ 3) in den 
einzelnen Anſtalten und in den verſchiedenen Verpflegungsklaſſen, ſoweit 
ſolche überhaupt eingerichtet ſind oder werden, zu zahlenden Pflegegelder 
ſowie des für auswärtige zu entrichtenden Zuſchlags zu denſelben wird 
von dem Provinzialausſchuß feſtgeſetzt und öffentlich bekannt gemacht.“) 
Wird eine Erhöhung der Plegegelder beſchloſſen, ſo ſind die erhöhten Sätze 
auch für die bereits in der Anſtalt befindlichen Perſonen von dem folgenden 
Quartal an zu bezahlen. 

Für die Pflegegelder gewährt die Anſtalt Wohnung, Beköjtigung, 
Kleidung, Wäſche, Wartung, ärztliche Behandlung, Arzneien, zweckmäßige 
Beſchäftigung, geiſtige Pflege, Teilnahme an Erholungen und die Wieder⸗ 
herſtellung des etwa von dem Kranken dem Inventar oder den Gebäuden 
der Anſtalt zugefügten Schadens. Beſtehen jedoch verſchiedene Verpflegungs— 
klaſſen in der Anſtalt, ſo werden für Kranke, welche nicht der niedrigſten 
(Normal-) Klaſſe angehören, Kleider, Wäſche und deren Inſtandſetzung 
beſonders berechnet, ſoweit die Angehörigen nicht rechtzeitig ſelbſt dafür 
ſorgen. Über die Notwendigkeit der betreffenden Ausgabe entſcheidet lediglich 
das Ermeſſen der Anſtaltsdirektion. 

§ 14. Vermögenden Kranken können auf Grund beſonderer, widerruf- 
licher und von dem Landeshauptmann zu genehmigenden Vereinbarung be— 
ſondere Leiſtungen hinſichtlich der Wohnung, Verpflegung oder Bedienung 
gewährt werden.“) 

In allen Fällen müſſen außerordentliche Bedürfniſſe, z. B. zu Luxus 
gehörige Geräte, außergewöhnliche Genüſſe und dergl. bejonders bezahlt 
werden. 

§ 15. Die Armenverbände der Provinz zahlen für die ihrer Fürſorge 
definitiv oder vorläufig anheimgefallenen Kranken: 

a) ſofern ſie heilbar ſind, keine Pflegegelder, 

b) in allen übrigen Fällen einen ermäßigten Satz, welcher von dem 

Provinzialausſchuß nicht über die Hälfte der für die Normalllaſſe 
($ 13) feſtgeſetzten Pflegegelder zu normieren iſt.“) 

Die beſondere Vergünſtigung für Heilbare fällt jedoch fort, wenn nach 
dem Urteil des Provinzialausſchuſſes der Ortsarmenverband den Aufnahme— 
antrag in ſchuldbarer Weiſe verzögert hat. Sie iſt ferner auf die Dauer von zwei 
Jahren beſchränkt, ſofern nicht der Landeshauptmann nach Anhörung des 
Anſtaltsdirektors Anlaß hat dieſe Friſt zu verlängern. 

Die Einziehung der vollen Koſten aus dem Vermögen der Kranken 
oder der zu ihrem Unterhalt verpflichteten Perſonen bezw. von dem ver- 
pflichteten auswärtigen Armenverbande bleibt in jedem Falle vorbehalten. 

§ 16. Der Landeshauptmann iſt berechtigt, die Pflegegelder für die 
einheimiſchen Kranken je nach dem Vermögen der Kranken oder der zu 
ihrem Unterhalt verpflichteten Perſonen bis auf den von Armenverbänden 
in der Normalklaſſe zu zahlenden Satz (8 15 b) zu ermäßigen oder auch, 
ſoweit nach § 15 koſtenfreie Verpflegung zuläſſig ſein würde, ganz zu erlaſſen. 


6) Siehe unter e?). 


5) Siehe unter 9 
0 Siehe unter eh und 9. 
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Der Landeshauptmann kann ferner den Zuſchlag für Auswärtige 
($ 13) erlaſſen, wenn der betreffende Kranke in der Provinz feinen Wohn⸗ 
ſitz hat, oder wenn diejenigen Perſonen, welchen der Unterhalt des Kranken 
ganz oder zum Teil obliegt, gemäß § 3 als einheimiſch anzuſehen find oder 
doch ihren Wohnſitz in der Provinz haben. 

Soweit der Landeshauptmann nicht kompetent iſt, kann der Provinzial⸗ 
ausſchuß Ermäßigungen oder Erlaß der Pflegegelder bewilligen. 

§ 17. Die Ermäßigung der Pflegegelder oder der gänzliche Erlaß 
verſteht ſich ſtets als widerruflich erfolgt und vorbehaltlich der nachträglichen 
Einziehung aus dem Nachlaſſe des Kranken, ſowie für den Fall, daß die 
Vermögensverhältniſſe des Kranken oder der ſonſt Verpflichteten ſich beſſern 
oder nachträglich als günſtiger erweiſen ſollten, als bekannt geworden war. 

$ 18. Das Königliche Generalkommando 2. Armeekorps hat in der 
Anſtalt zu Rügenwalde über vier Freiſtellen zu Gunſten von Militärperſonen, 
[die Königliche Regierung zu Stralſund in der Anſtalt zu Greifswald über zwei und in 
der Anſtalt zu Stralſund über eine Freiftelle] zu verfügen.“ Außerdem beſteht in 


) Im . 1829 wurden den Provinzialſtänden ſeitens des Fiskus zur Errichtung 
einer Irrenanſtalt „die in der Oberwiek zu Stettin belegenen Gebäude und Grundſtücke 
des Königlichen re gegen eine durch koſtenfreie Verpflegung von vier im 
ſtehenden Heere befindlichen Militärs des II. Armeekorps, — deren Verpflegung dem 
Militärfonds ie obliegt, — zu gewährende Entſchädigung überwieſen und übereignet“. 
Die Kommunalſtände von Altpommern traten 1837 in die Rechte und Pflichten der 
Provinzialſtände ein, veräußerten das Proviantamtsgebäude und gründeten die Irren⸗ 
anſtalt in Rügenwalde, auf welche demzufolge die Laſt der Militär⸗Freiſtellen überging. 
Durch Provinziallandtagsbeſchluß vom 9. März 1899, D. Nr. 4 find dieſe 4 reis 
ſtellen nach Schließung der Rügenwalder Anſtalt mit Zuftimmung des Generalkommandos 
auf die Provinzialheilanſtalt zu Treptow a. R. übertragen worden. 

Nach dem Provinziallandtagsbeſchluſſe vom 15. 3. 12 0. Nr. 3 können in die 
4 Freiſtellen auch Angehörige von Militärperſonen des II. Armeekorps aufgenommen 
werden. Als Angehörige von Militärperſonen (d. h. der Kapitulanten und unteren 
Militärbeamten) ſind anzuſehen: außer der Ehefrau und den ehelichen Kindern auch die 
Eltern und andere Angehörige, wenn denſelben von dem Löhnungs⸗ uſw. Empfänger in 
ſeinem eigenen Hausſtande auf Grund der geſetzlichen oder moraliſchen Verpflichtung 
Wohnung und Unterhalt gewährt werden. 

) Die Irrenanſtalt zu Greifswald iſt ſ. Zt. von den Neuvorpommerſchen Ständen 
in Verbindung mit dem ſogen. kliniſchen und Landeslazarett auf dem Grundſtück desſelben 
errichtet. Zur Beſeitigung der unklaren Rechtsverhältniſſe iſt 1860 aus Anlaß des Neu⸗ 
baues des Univerſitätskrankenhauſes ein Vergleich zwiſchen Fiskus, Univerſität und 
Ständen geſchloſſen, deſſen SS 11—13 lauten: 

$ 11. Die bisherigen Baulichkeiten und Grundſtücke des kliniſchen und Landes⸗ 
lazaretts werden den Kommunalſtänden ausſchließlich zu dem Zweck und unter der Be⸗ 
dingung überwieſen, daß ſie von ig er zur Vergrößerung und Verbeſſerung der mit 
jenem Lazarett z. Zt. in Verbindung ſtehenden Irrenanſtalt benutzt werden. 

$ 12. Der Königlichen Univerſität wird das Recht vorbehalten, zu ihren Lehr⸗ 
zwecken dieſe Irrenheilanſtalt in angemeſſener Weiſe zu benutzen und ſoll bei der An⸗ 
ſtellung des dirigierenden Arztes dieſer Anſtalt vorzugsweiſe auf die Lehrkräfte der 
Univerfität Rückſicht genommen werden. 

den Die Königliche Regierung zu Stralſund erhält das Recht, jährlich zwei 
Freiſtellen in der genannten Irrenheilanſtalt und eine Freiſtelle für einen Geiſteskranken 
in der — — zu Stralſund zu vergeben. 

Nachdem die Provinzialirrenanſtalt zu Greifswald am 1. 4. 89 als ſolche aufgehoben 
und das Grundſtück nebſt Einrichtung der Univerſität Greifswald zur Begründung einer 
pſychiatriſchen Klinik überwieſen worden war, hat nach dem zwiſchen der Univerſität und 
dem Königlichen Preußiſchen Fiskus einerſeits und dem Provinzialverbande von 
Pommern andererſeits geſchloſſenen Vertrage vom 7. Dezember 1888, 28. Januar 1889 
und 18. März 1889, 23. März 1889 das Recht der Königlichen Regierung zu Stralſund 
auf die Vergebung von 2 Freiſtellen in der Provinzialirrenanſtalt zu Greifswald und 
von einer Freiſtelle in der Provinzialirrenanſtalt zu Stralſund aufgehört. 
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der Anſtalt zu Stralſund je eine Freiſtelle aus der von Thun-Schlemmin'er 
und Gräflich von Bohlen'ſchen Stiftung.“) 

Wird eine der beiden letzteren Freiſtellen erledigt, ſo müſſen die 
Berechtigten binnen vier Wochen, nachdem ihnen die Mitteilung hiervon 
zugegangen, eine geeignete Perſönlichkeit zur Verleihung vorſchlagen, 
widrigenfalls die Stelle von dem Landeshauptmann beſetzt wird und das 
Recht bis zur Erledigung einer anderen Stelle ruht. 

§ 19. Die Pflegegelder ſind bei der Aufnahme des Kranken bis zum 
Ablauf des Kalenderquartals und demnächſt vierteljährlich im voraus porto— 
frei an die Provinzialhauptkaſſe zu Stettin zu entrichten. 

Zur Deckung der Extrakoſten ($ 13 alin. 2 und § 14) muß ein an⸗ 
gemeſſener Vorſchuß an die Kaſſe der betreffenden Anſtalt gezahlt und auf 
Erfordern des Anſtaltsdirektors rechzeitig ergänzt werden. 

Mit der Nachſchußforderung iſt ein Nachweis über die Verwendung 
des Beſtandes zu verbinden. 


V. Aufnahme und Einlieferung der Kranken. 


1. Aufnahme. 


§ 20. Geſuche um Aufnahme eines Kranken find durch Vermittelung 
der Ortspolizeibehörde (Amtsvorſteher, Polizeiverwaltung), welche dabei 
gleichzeitig das Nichtvorhandenſein epidemiſcher Krankheiten (§ 26) zu be— 
ſcheinigen hat, an die Direktion der betreffenden Anſtalt zu richten. 

Bei Landarmen genügt die Anordnung des Landeshauptmanns. 

§ 21. Jedem Aufnahmegeſuch iſt beizufügen: 

1. eine Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde über die perſönlichen 
und Vermögensverhältniſſe des Kranken nach anliegendem 
Schema; 

2. ein die Fragen des anliegenden Fragebogens möglichſt genau 
beantwortendes Zeugnis eines approbierten Arztes; 

3. eine amtliche Beſcheinigung darüber, daß die bevorſtehende Auf— 
nahme des Kranken dem zuſtändigen Staatsanwalt angezeigt iſt, 
oder an deren Stelle, wenn der Kranke bereits gerichtlich für 
wahn⸗ oder blödſinnig erklärt iſt, die Ausfertigung oder be— 
glaubigte Abſchrift des bezüglichen Erkenntniſſes; 

4. wenn der Kranke bemittelt iſt oder doch ganz oder zum Teil 
auf Koſten von Privaten in der Anſtalt unterhalten werden ſoll, 
ein Revers, im welchem die Verpflichtung übernommen wird, die 
Pflegegelder pünktlich zu zahlen und es ſich gefallen zu laſſen, 
daß der Kranke bei Nichterfüllung dieſer Verbindlichkeit auf 
Koſten des Ausſtellers dieſes Reverſes ohne weiteres zurück- 
geſchickt wird; 

5. wenn die Aufnahme wegen Gemeingefährlichkeit nachgeſucht 
wird, ein unabhängig von dem ärztlichen Atteſt (Nr. 2) von der 
Ortspolizeibehörde oder, wenn der Kranke ſich bereits in einer 
öffentlichen Anſtalt befindet, von dem dirigierenden Arzt derſelben 


10 Für die beiden Freiſtellen find Kapitalien von je 4500 Mark geſtiftet. 
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auszuſtellendes Zeugnis, welches die Tatſachen, aus welchen die 
Gemeingefährlichkeit gefolgert wird, ſpeziell angeben muß. 1 

In dem Geſuche ſelbſt iſt anzugeben, in welche Anſtalt der Kranke 
aufgenommen werden ſoll und, wenn verſchiedene Verpflegungsklaſſen in 
derſelben beſtehen, welche Klaſſe beanſprucht wird. 

§ 22. Die Direktion der betreffenden Anſtalt verſieht das Geſuch mit 
gutachtlicher Aeußerung über die Zuläſſigkeit der Aufnahme, über Heilbarkeit 
oder Gemeingefährlichkeit, ſowie zutreffendenfalls darüber, ob Gründe vor⸗ 
liegen, die beſonderen Vergünſtigungen für Heilbare auszuſchließen ($ 15 
alin. 2) und reicht dasſelbe ſofort dem Landeshauptmann ein. 

§ 23. Der Landeshauptmann entſcheidet darüber, ob, unter welchen 
Bedingungen und in welche Anſtalt der Kranke aufzunehmen, weiſt im 
Falle der Genehmigung die Direktion der betreffenden Anſtalt zur Aufnahme 
an und erſucht gleichzeitig die Ortspolizeibehörde um Veranlaſſung der 
Einlieferung. 

Sind in den Anſtalten keine Stellen frei, ſo läßt der Landeshauptmann 
den Kranken in die Anwärterliſte eintragen. Bei demnächſt eintretender 
Vakanz erfolgt die Auswahl unter den Anwärtern unter Beobachtung der 
Beſtimmungen der §§ 3 und 4 nach der Dringlichkeit des Falls und im 
übrigen nach der Reihenfolge der Anmeldung. 

§ 24. In dringenden Fällen, in welchen die Aufnahmen nach dem 
ärztlichen Zeugnis ($ 21°) oder nach dem Ermeſſen des Anſtaltsdirektors 
eine beſondere Beſchleunigung erheiſcht, iſt der Anſtaltsdirektor befugt, auf 
den bloßen Antrag einer Polizeibehörde die Aufnahme eines präſumtiv 
heilbaren oder gemeingefährlichen Kranken ſelbſtändig zu bewirken. Er 
muß jedoch dem Landeshauptmann umgehend Anzeige hiervon machen, und 
dieſer hat alsdann die Beibringung der fehlenden Nequiſite des Aufnahme⸗ 
antrages zu veranlaſſen, auch der zuſtändigen Ortspolizeibehörde, falls der 
Antrag nicht von dieſer ausgeht, Mitteilung zu machen. 

Fehlt die im § 21 erforderte Beſcheinigung, jo muß der Anſtalts⸗ 
direktor die Aufnahme dem zuſtändigen Staatsanwalt anzeigen. 

$ 25. Die Aufnahme zum Zweck der Beobachtung des Gemüts— 
zuſtandes kann von dem Landeshauptmann auf die Dauer von längſtens 
6 Monaten angeordnet werden, wenn der Aufzunehmende ſelbſt oder eine 
zuſtändige Behörde darum nachſucht, und die Zahlung der Pflegegelder 
genügend ſicher geſtellt wird. 

Die Beſtimmung des $ 21“ findet auch in dieſem Falle Anwendung. 


2. Einlieferung. 


§ 26. Binnen längſtens zwei Wochen nach der Einberufung muß 
die Einlieferung erfolgen, widrigenfalls über die Stelle anderweitig verfügt 
werden kann. 

Herrſchen an dem zeitigen Aufenthaltsorte des Kranken epidemiſche 
Krankheiten, wie Cholera, Typhus, Pocken, fo darf derſelbe in der Regel 
erſt 6 Wochen nach dem Erlöſchen der Epidemie oder 3 Wochen nach ſeiner 
Entfernung aus dem infizierten Orte eingeliefert werden. 


) In den Fällen, in denen es ſich um unvermögende Geifteskranke handelt, ift 
dem Aufnahmeantrage noch eine Erklärung des Armenverbandes des Wohn⸗ oder 
Aufenthaltsortes des Kranken, daß ſeine Aufnahme im Wege der öffentlichen Armen⸗ 
pflege erfolgen ſoll, beizufügen. 
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§ 27. Jeder Kranke muß mindeſtens folgende Kleidungsſtücke in 
durchaus gutem und reinlichem Zuſtande in die Anſtalt mitbringen: 

a) Männer: 

einen Rock, eine Weſte, eine Unterjacke, eine Hoſe, ein Paar 
Hofenträger, eine Unterhoſe, zwei Paar wollene Strümpfe, ein 
Paar lederne Schuhe oder Stiefel, einen Hut oder eine Mütze, 
eine Halsbinde, zwei Hemden und ein Taſchentuch; 

b) Frauen: 

Ein Oberkleid mit Taille, zwei wollene Unterröcke, eine 
Jacke, zwei Paar wollene Strümpfe, ein Paar lederne Schuhe oder 
Stiefel, eine Kopfbedeckung, ein Halstuch, eine Schürze, zwei 
Hemden und ein Taſchentuch. 

Fehlendes oder in ungehörigem Zuſtand Befindliches wird nach dem 
Ermeſſen der Anſtaltsdirektion auf Koſten des Kranken bezw. desjenigen, 
welchem privatrechtlich reſp. nach dem Geſetz über die Armenpflege die Für⸗ 
ſorge für den Kranken obliegt, von der Anſtalt angeſchafft. 

Wird ein Kranker in unreinem Zuſtande eingeliefert, ſo kann die Auf⸗ 
nahme verweigert werden. Wird von dieſer Befugnis kein Gebrauch gemacht, 
fo muß die einliefernde Behörde die Reinigungsboſten erſtatten, für welche 
der Landeshauptmann ein Pauſchquantum feſtſetzt. “) 

§ 28. Den Begleitern des Kranken iſt ein Geleitſchein zu übergeben, 


welcher nach dem anliegenden Schema von der Ortspolizeibehörde (Amts⸗ 


vorſteher, Polizeiverwaltung) auszuſtellen und zu unterſiegeln iſt. Der 
Geleitſchein iſt dem Anſtaltsdirektor auszuhändigen, wogegen dieſer den Be⸗ 
gleitern die Einlieferung des Kranken zu beſcheinigen hat. 

§ 29. Für diejenigen Kranken, welche gemäß § 15a koſtenfrei verpflegt 
werden, erſtattet die Anſtaltskaſſe der einliefernden Behörde auf Liquidation, 
welche bei Verluſt des Anſpruchs innerhalb eines Monats nach der Einlieferung 
einzureichen iſt, die Einlieferungskoſten in Pauſchquanten, welche von dem 
Provinzialausſchuß je nach der Entfernung des Einlieferungsortes ein für alle 
Mal feſtzuſetzen und öffentlich bekannt zu machen ſind. !“) 

Hält ſich der Kranke außerhalb der Provinz auf, ſo wird die Entfernung 
des Ortes ſeines Unterſtützungswohnſitzes der Berechnung zum Grunde gelegt, 
wenn der zeitige Aufenthaltsort nicht näher liegt. 

Die Zahlung der Transportkoſten fällt fort, wenn die Einlieferung nicht 
binnen zwei Wochen nach der Einberufung erfolgt. 

8 30. Abgeſehen von dringenden Fällen darf die Einlieferung nur an 
den Wochentagen von 8 Uhr morgens bis 8 Uhr abends erfolgen und muß 
die Anſtaltsdirektion von der Zeit der Einlieferung vorher benachrichtigt 
werden. 

Vl. Behandlung der Kranken. 


§ 31. Sofern in einer Anſtalt mehrere Verpflegungsklaſſen beſtehen, 
erfolgt die Verpflegung der unbemittelten Kranken in der niedrigſten Klaſſe, 
der übrigen in derjenigen Klaſſe, für welche gezahlt wird. 
5 Der Landeshauptmann kann jedoch auf Grund des Gutachtens der 
Anſtaltsdirektion die Verpflegung in einer höheren Klaſſe geſtatten, wenn dies 


1e) Das Pauſchquantum iſt vorläufig auf 1 Mark, und für ſolche Fälle, welche 
einen außergewöhnlichen Aufwand erfordern, — 2 Mark feſtgeſetzt. 
1) Siehe unter f. 
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mit Kückſicht auf die Verhältniſſe, in welchen der Kranke vor feiner Aufnahme 
gelebt hat, im Intereſſe der Heilung oder Behandlung geboten erſcheint. 

§ 32. Entweicht ein Kranker aus der Anſtalt, jo iſt die Anſtalts⸗ 
direktion verpflichtet, denſelben ſofort, ſoweit tunlich, durch die Anſtaltsbeamten 
verfolgen und — nötigenfalls unter ſchonender Anwendung von Zwangs— 
maßregeln — zurückführen zu laſſen. Sie muß ſich jedoch, ſoweit die Um- 
ſtände es geſtatten, hierbei der Zuſtimmung derjenigen Ortspolizeibehörde 
verſichern, in deren Bezirk der Kranke angetroffen wird. 

Hat der entwichene Kranke ſchon bei ſeinen Angehörigen Aufnahme 
gefunden und widerſprechen die letzteren der Zurückführung, ſo muß die 
Direktion von jedem Zwange Abſtand nehmen, dann aber die betreffende 
Ortspolizeibehörde von der Sachlage in Kenntnis ſetzen. 

§ 33. Im übrigen werden die näheren Beſtimmungen über die 
Behandlung der Kranken durch die Hausordnung und die zu erlaſſenden 
Inſtruktionen getroffen. 


VIl. Entlaſſung. 


§ 34. Die Entlaſſung eines Kranken muß erfolgen: 

1. wenn er nach dem Urteil des Anſtaltsdirektors geneſen iſt oder 
überhaupt nicht geiſteskrank war; 

2. wenn der Antrag auf Entmündigung endgültig abgelehnt oder die 
eingetretene Entmündigung rechtskräftig wieder aufgehoben iſt; 

3. wenn derjenige, welcher die Pflegegelder zahlt, oder welchem die 
Verfügung über die Perſon des Kranken geſetzlich zuſteht, es 
verlangt und die Ortspolizeibehörde nicht etwa im Falle der 
Gemeingefährlichkeit widerſpricht. 

Derjenige, welcher auf der Entlaſſung beſteht, obwohl er von der 
Anſtaltsdirektion darauf aufmerkſam gemacht iſt, daß das Intereſſe des 
Kranken ſein ferneres Verbleiben in der Anſtalt erfordert, hat bei einem 
ſpäteren Antrag auf Wiederaufnahme irgend welche nach dem Reglement 
zuläſſige Erleichterungen nicht zu erwarten. 

§ 35. Die Entlaſſung eines Kranken kann zu jeder Zeit erfolgen: 

1. wenn die Bedingungen der Aufnahme nicht mehr vorliegen; 

2. wenn die Pflegegelder nicht pünktlich gezahlt werden; 

3. wenn bei dem Kranken Verhältniſſe eintreten, welche mit weſent⸗ 
lichen Störungen des Dienſtes rückfichtlich der übrigen Kranken 
verbunden ſind, oder wenn er für den Aufenthalt in der Anſtalt 
überhaupt nicht geeignet iſt; 

4. wenn es in den Anſtalten an Raum zur Berückfichtigung dring⸗ 
licherer Aufnahmegeſuche gebricht; 

5. wenn nach dem Urteil des Anſtaltsdirektors die Geneſung oder 
Beſſerung ſoweit vorgeſchritten iſt, daß eine Anſtaltspflege nicht 
mehr erforderlich iſt. 

Für den Fall nicht koſtenfreier Verpflegung bleibt außerdem eine drei- 
monatliche Kündigung vorbehalten. 

§ 36. Die Entlaſſung iſt in den Fällen des §S 34 und § 35°, ſoweit 
der Landeshauptmann nicht eingreift, von dem Anſtaltsdirektor, ſonſt von dem 
Landeshauptmann anzuordnen. 


Der Anſtaltsdirektor muß von jeder Entlaſſung dem Landeshauptmann 
Anzeige machen. 
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§ 37. Binnen Jahresfriſt nach der Entlaſſung kann der Anſtalts⸗ 
direktor den Kranken auf bloßen Antrag der Angehörigen, des betreffenden 
Armenverbandes oder der Ortspolizeibehörde wieder in die Anſtalt aufnehmen, 
ohne daß es der Erfüllung- der Bedingungen der 88 20 fde. bedarf, jedoch 
iſt, ſofern nicht bereits beſcheinigt iſt oder beſcheinigt wird, daß der Kranke 
für wahn⸗ oder blödſinnig erklärt worden iſt, von der Wiederaufnahme 
desſelben dem zuſtändigen Staatsanwalt Witteilung zu machen und daß 
ſolches geſchehen, durch eine amtliche Beſcheinigung dem Anſtaltsdirektor 
nachzuweiſen. Die Wiederaufnahme iſt dem Landeshauptmann ſogleich 
anzuzeigen. 

§ 38. Erweiſt ſich ein Inſaſſe einer nur für heilbare beſtimmten An⸗ 
ſtalt als unheilbar oder ergibt ſich bei einem Inſaſſen einer nur für unheilbare 
Kranke beſtimmten Anſtalt noch Ausſicht auf Heilung, ſo muß der Anſtalts⸗ 
direktor dem Landeshauptmann unverzüglich Anzeige davon erſtatten, damit 
derſelbe je nach Lage der Sache die Entlaſſung oder die Verſetzung in eine 
andere Anſtalt veranlaſſe. 


Auch abgeſehen von dieſem Fall kann der Landeshauptmann jederzeit 
eine Verſetzung anordnen. 


§ 39. Hält der Anſtaltsdirektor bei der Entlaſſung eine Begleitung 
des Kranken für erforderlich, ſo muß er die Ortspolizeibehörde bei Angabe 
der Zahl der erforderlichen Begleiter um ungeſäumte Veranlaſſung des 
Transports erſuchen, ſofern nicht zuverläſſige Angehörige den Transport ſelbſt 
übernehmen. 


Dem Entlaſſenen oder ſeinem Begleiter wird außer einem Geleitſchein, 
welcher neben der Angabe ſeines Namens, Alters, und des Datums der 
Entlaſſung auch den Namen des Begleiters enthält, ein verſiegeltes Schreiben 
an die Angehörigen oder an die betreffende Behörde mitgegeben, in welchem 
ſich die Angaben über ſeine Effekten und über die in feinem Beſitze befind- 
lichen Barmittel befinden. 


Die Entlaſſung iſt, wenn die Einlieferung auf Antrag eines Armen— 
verbandes erfolgt iſt, dem letzteren, in jedem Fall der betreffenden Orts— 
polizeibehörde und dem zuſtändigen Staatsanwalt anzuzeigen. 


§ 40. Die Koſten der Entlaſſung oder Verſetzung trägt derjenige, 
welcher die Pflegegelder entrichtet hat, beziehungsweiſe der verpflichtete 
Armenverband.!“) 


VIII. Geburten und Sterbefälle. 


41. Die Geburt des Kindes einer Kranken iſt von dem Anſtalts⸗ 
direktor ſofort dem Landeshauptmann und der Behörde, welche die Mutter 
eingeliefert hat, anzuzeigen. 


Das Kind kann nach dem Ermeſſen des Anſtaltsdirektors, wenn die 
Verhältniſſe es geſtatten, in der Anſtalt behalten werden, ſo lange es der 
erſten Mutterpflege bedarf. Andernfalls iſt es, wenn die Angehörigen nicht 
die Fürſorge übernehmen, dem Armenverbande, in deſſen Bezirk die Anſtalt 
liegt, zur Unterbringung zu übergeben. f 


1% Siehe Reglement unter „b“ $ 12. 
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8 42. Stirbt ein Kranker in der Anſtalt, ſo hat der Anſtaltsdirektor 
dem Landeshauptmann der Behörde, welche den Kranken eingeliefert hat, 
und dem betreffenden Staatsanwalt unverzüglich Anzeige zu erſtatten. 

[Die Beerdigung erfolgt auf Koſten der dazu Verpflichteten. )] 

Bei Todesfällen wie bei Geburten ſind die bezüglich der Führung der 
Standesregiſter beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen zu beobachten. 


IX. Fürſorge für entlaffene Kranke. 


$ 43. Die Heilanſtalten können, ſoweit ihre Einrichtung es geſtatten, 
als Bewahranſtalten für ſolche als geheilt oder gebeſſert entlaſſene Kranke 
dienen, denen mangels Gelegenheit zu einer paſſenden Erwerbstätigkeit oder 
infolge ſonſtiger ungünſtiger Verhältniſſe außerhalb der Anſtalt die Gefahr 
eines Rückfalls droht. 

Über die Aufnahme und Entlafjung hat der Landeshauptmann nach 
Anhörung des Anſtaltsdirektors zu befinden. Die Entlaſſung darf nicht 
verweigert werden, wenn der Aufgenommene oder ſein geſetzlicher Vertreter 
ſie verlangt. 


Ob und welche Pflegegelder zu verlangen ſind, hat der Landeshaupt⸗ 
mann zu beſtimmen. 


X. Staatliche Aufſicht. 


§ 44. Für die Ausübung der Oberaufficht. der Staatsbehörde ſind die 
Beſtimmungen der Provinzialordnung maßgebend. 


XI. Schluß beſtimmungen. 


$ 45. Anderungen der dem Reglement beigefügten Formulare iſt der 
Provinzialausſchuß vorzunehmen befugt. 

§ 46. Dieſes Reglement tritt mit dem 1. Oktober 1887 in Kraft 
und an Stelle des Reglements vom „ „ebe. 1877 nebſt Nachträgen 


Die zu dem letzteren ergangenen Ausführungsbeſtimmungen bleiben ſo lange 
in Kraft, bis eine Abänderung auf dem durch dieſes Reglement vorgeſehenen 
Wege erfolgt. E 
Beſchloſſen von dem . Provinziallandtage am innen ) geneh- 
migt von den Herren Miniftern des Innern und der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 


und Medizinalangelegenheiten unterm nern 


2 
Veröffentlicht durch Sonderbeilage II S. 18 zum Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu 
Stettin, Nr. 30 S. 206 Stück 18 S. 254 
Hann, „ 317, 1 0 1887 bezw. „ 18 18 von 1912. 
Stralſund,, 30 „ 143 12 


) Abſatz 2 dieſes 8 iſt durch § 14 des Reglements zur Ausführung des Gef. vom 
11. 7. 1891 (ſiehe unter b aufgehoben worden. Eine beſondere Liquidierung von 
Beerdigungskoſten findet nicht mehr jtatt. 

(Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 15. Februar 189g.) 

1) Die Anderung erſtreckt ſich auf die SS 1, 15 und 22. Bis zum 1. April 1912 
hat der Provinzialverband, zebenſo wie fürzheilbare, die Koſten der öffentlichen Armen⸗ 
pflege auch für gemeingefährliche Geiſteskranke übernommen. 
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Anlage A, 


Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde (Polizeiverwaltung, Amtsvorfteher) über 
die perfönlihen und Vermögensverhältniſſe des Nachbenannten, deffen Auf: 
nahme in eine Anftalt des Provinzialverbandes von Pommern erfolgen foll. 


. Bor- und Familienname: 

Tag und Jahr der Geburt: 

Geburtsort: Kreis: 

Jetziger Wohn- und Aufenthaltsort: Kreis: 

Stand oder Gewerbe: 

Religion: 

Ledig? verheiratet? verwitwet? geſchieden? 

„Vor- und Familienname des Ehegatten? (auch des geſchiedenen oder 

ge 

„Zahl und Geſchlecht der lebenden Kinder: Stand oder Gewerbe und 

Wohnort, ſoweit die Kinder ſelbſtändig ſind: 

. Der Eltern: 

a) Vor⸗ und Familienname: 
b) Stand oder Gewerbe: 
c) Wohnort: 

Leben dieſelben noch: 

11.) Wo hat der Kranke den Unterſtützungswohnſitz? (Ort, Kreis) 
(Hier iſt kurz anzugeben, während welcher Zeit der Kranke, bezw. die Eltern 
oder der Ehemann ſich am Orte des Unkerſtützungswohnſitzes aufgehalten 
haben, oder welche Verhältniſſe ſonſt maßgebend find.) 

12. Können die vollen Pflegegelder gezahlt werden? 
oder nur ein Beitrag? 
in welcher Höhe? 

13.9) Wenn Ermäßigung oder Erlaß der Pflegegelder beantragt wird: 

a) möglichſt genaue Angabe der Erwerbs- und Vermögensverhältniſſe 
des Kranken (Grundbeſitz, Barvermögen, Schulden, Einkommen 
aus Amt oder Gewerbe, Steueritufe:) 

b) dieſelben Angaben bezüglich des Ehegatten, der Eltern, Großeltern, 
Kinder und Enkel: 

14.) Gehört der Kranke einer Kranken- oder Sterbekaſſe an? welcher? 
Was ſteht ihm daraus zu? 

Iſt das Leben verſichert? wo? 
wie hoch? unter welcher Policenummer? 

15.0) Hat der Kranke Anſpruch auf Unfallrente? 
an welche Berufsgenoſſenſchaft pp.? 

16.5) Bezieht der Kranke Invaliden oder Altersrente bezw. hat er be⸗ 

zügliche Beiträge geleiſtet? 

für welche Verſicherungsanſtalt? 


1) Die Abweichungen in den nachſtehend abgedruckten Formularen, Anl. A., B. und C., 
von den mit dem Reglement veröffentlichten, ſind durch das Inkrafttreten neuer Geſetze 
und dadurch bedingt, daß ſie der Einfachheit wegen auch gleichzeitig als Anlagen zu dem 
Reglement vom 10. 3./7. 5. 92 zur Ausführung des Geſetzes vom 11. 7. 91 — vergl. 
Bl. 80 — Verwendung finden ſollen. 

) Wenn die Beantwortung der Fragen 11, 13, 14, 15 oder 16 zeitraubende Ermitte- 
lungen erfordert, ſo iſt nur das der Behörde Bekannte einzutragen, es können die ges 
naueren Angaben nachgebracht werden. 


Ne) D 
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17. Herrſchen am Aufenthaltsorte des Kranken epidemiſche Krank⸗ 
heiten, wie Cholera, Typhus, Pocken und dergl.? 
(Siehe § 26 des Reglements). 


(Siegel.) „den ten 19 


(Unterjchrift der ausſtellenden Ortspolizeibehörde). 


Anlage B. 


Fragebogen zur ärztlichen Unterfuhung des Gemütszuftandes des nach— 
benannten Geiſteskranken bezw. Epileptifchen oder Idioten, deffen Aufnahme 
in eine Anftalt bei dem Landarmenverband von Pommern beantragt werden ſoll. 


l. Perſonalien: 


Vor- und Familienname: 

Tag und Jahr der Geburt: 

Geburtsort: Kreis: 

Jetziger Wohn- und Aufenthaltsort: Kreis: 

Stand oder Gewerbe: 

. Religion und ob konfirmiert? 

Ledig? verheiratet? verwitwet? geſchieden? 

. Bor- und Familienname des Ehegatten: (auch des geſchiedenen oder 
geſtorbenen) 

Zahl und Geſchlecht der lebenden und toten Kinder: 

. Der Eltern: 

a) Vor- und Familienname: 

b) Stand und Gewerbe: 

c) Wohnort: 

d) leben dieſelben noch: 


— DN — 


— 


2. Fragen: 


Fr. 1. Des Vaters des Aufzunehmenden Alter, Beſchäftigung, Körper⸗ 
beſchaffenheit, pſychiſche Individualität. Iſt der Vater krank geweſen, litt er 
an Seelenſtörung, Nervenkrankheit, Trunkſucht, in welchem Alter, wie, wie lange? 

Fr. 2. Dasſelbe rückſichtlich der Mutter des Aufzunehmenden? 

Fr. 3. Leiden Kinder des Aufzunehmenden an Geiſtes⸗ oder Nerven⸗ 
krankheiten? 

Fr. 4. Haben andere Blutsverwandte, und zwar von Vater- oder 
Mutterſeite, an Seelenſtörung oder Nervenkrankheit (Epilepjie) gelitten? Von 
welcher Art war dieſe und wie verlief ſie? Beſteht Schwindſucht oder über⸗ 
haupt eine erbliche Krankheit in der Familie? Wurden auffallende 
Charaktereigentümlichkeiten bei einzelnen Mitgliedern der Familie bemerkt? 
Beſteht zwiſchen den Eltern Blutsverwandtſchaft und in welchem Grade? 
Sind in der Familie Vergehen, Verbrechen oder Selbſtmord vorgekommen? 

Fr. 5. Iſt der Aufzunehmende unehelich geboren? 

Fr. 6. Wie verhielt ſich der Aufzunehmende in der Kindheit, insbeſon⸗ 
dere in der Zahnperiode? Litt er an öfteren Krämpfen oder an anderen 
Krankheiten (Skropheln oder Rhachitis, akuten Exanthemen uſw.) und haben 
dieſelben nachteilige Folgen geäußert? Lernte der Aufzunehmende früh oder 
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ſpät gehen, reden? Unter welchen Einflüſſen und wie wuchs er heran? Sind 
körperliche Mißbildungen vorhanden und welche? 

Fr. 7. Wie zeigte ſich die Gemütsart des Aufzunehmenden während 
der Kindheit; war er ſanft, gutmütig, ſinnig, ſtille oder lebhaft, heftig, wider⸗ 
ſpenſtig, bösartig? 

Fr. 8. Wie offenbarte ſich in den Knaben- (Mädchen-) Jahren neben 
der Gemüts⸗ und Willensſeite vorzüglich die intellektuelle Seite? War der 
Aufzunehmende gelehrig, ſchnellfaſſend, von gutem Gedächtnis oder unauf- 
merkſam, vergeßlich, ſtumpf? Welchen Unterricht hat er genoſſen, welche 
Erziehung? und welchen Einfluß hatte dieſe? 

Fr. 8a. Iſt der Aufzunehmende Idiot? Im Falle der Bejahung ſind 
nachfolgende Fragen unter Fortfall der ſpäteren nur für Irrre beſtimmten 
eingehend zu beantworten: 

a) Iſt die Idiotie angeboren? oder wann und durch welche Veran— 
laſſung iſt ſie entſtanden? 
b) Iſt die Entwickelung des Körpers dem Alter entſprechend? 
) Wie iſt die Kopfbildung? 
) Zeigen ſich beſondere Schwächen einzelner Körperteile? 
e) Iſt der Mund geöffnet, ſo daß der Speichel herausfließt? 
) Kann der Aufzunehmende gehen? Wann hat er es gelernt? 
g) Kann er ſehen, hören, riechen? 
h) Kann er ſelbſtändig ſich auskleiden? Muß er gefüttert werden? 
i) Beſitzt er einiges Anſchauungsvermögen und Nachahmungstrieb? 
k) Kann er ſeinem Alter gemäß ſprechen? 
oder: 
a) iſt er völlig ſprachlos? 
b) ſummt er Melodien nach? 
c) ſpricht er nur in einſilbigen Wörtern mit Weglaſſung der 
Endkonſonanten? 
d) ſpricht er geſchwätzig alles durcheinander? 
I) Zeigt der Zögling in feinem äußeren Verhalten Ruhe? 
m) Iſt er zerſtörungsſüchtig? 
n) Macht er mit dem ganzen Körper, oder nur mit dem Kopfe, oder 
den Händen eigentümliche wiederkehrende Bewegungen? 
o) Hat er auffallende Angewöhnungen, Unarten oder Liebhabereien? 
p) Iſt er gegen die Außenwelt gleichgültig? 
q) Welche Gemütsrichtungen zeigen ſich? Traurigkeit, Scheu, Heftig- 
keit oder Freundlichkeit, Zutraulichkeit? 
r) Verunreinigt er Bett oder Kleidung oder meldet er feine natürlichen 
Bedürfniſſe an? 
s) Hat der Aufzunehmende ſchon einige Schulkenntniſſe oder mecha- 
niſche Fertigkeiten ſich angeeignet? 

Fr. 9. Zeigte ſich in der Entwickelungsperiode ſomatiſch oder piychifch 
irgend etwas Auffallendes? Wurden epileptiſche Krämpfe beobachtet? 

Fr. 10. Wann und wie trat die Menſtruation ein? Kehrte ſie regel⸗ 
mäßig wieder und verhält ſie ſich übrigens normal, oder wie ſonſt? Hörte 
ſie auf und weswegen? War ſie von Einfluß auf den Zuſtand des 
Gemüts? Wann war ſie zuletzt da? 

Fr. 11. Wie verhielt ſich der Geſchlechtstrieb? Fand Mißbrauch 
ſtatt? Onanie? In welchem Alter und wie lange? 
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Fr. 12. Wie war das Verhalten während der ſpäteren Lebensjahre? 
Übten Beruf, Eheſtand, Unglücksfälle, Leidenſchaften (Trunk, Spiel), 
geſchlechtliche Ausſchweifungen oder ſonſtige Verhältniſſe einen nachteiligen 
Einfluß auf den Kranken aus? 

Fr. 13. Fand eine ſyphilitiſche Anſteckung ſtatt? Welcher Art, in 
welchem Verlauf, wie behandelt? Iſt der Aufzunehmende mit dem Straf- 
geſetz in Konflikt gekommen? beſtraft worden? 

Fr. 14. Fanden während des mittleren Alters andere Krankheiten 
ſtatt und welche? Typhus, Wechſelfieber, Rotlauf, andere akute und 
chroniſche Hautausſchläge? 

Fr. 15. Wie verliefen Schwangerſchaften und Entbindungen uſw.? 
Wie viele fanden ihrer ſtatt und binnen welcher Zeit? Wann fand die 
letzte Entbindung ſtatt? Wie war ihr Verlauf? Wie verlief das Wochen- 
bett? Wie die Lactationsperiode? Wie lange dauerte die Lactationsperiode 
jedesmal? War der Lochienfluß, der Schweiß, die Milchfecretion nicht 
dabei geſtört? Trat Irreſein in dieſer Periode oder bald nachher ein? 

Fr. 16. Hat der Aufzunehmende ſchon vor der jetzigen Krankheit 
irgend je an Irreſein gelitten? War der Aufzunehmende früher in Irren⸗ 
anſtalten und zu welcher Zeit? 

Fr. 16a. Leidet der Aufzunehmende zur Zeit noch an Epilepſie 
oder Hyſterie? Im Falle der Bejahung ſind folgende Fragen, unter Weg— 
fall der Fragen 17, 18, 19, zu beantworten: 

a) Bei welchen Veranlaſſungen wiederholen ſich die Anfälle am 
leichteſten? Geht dem Anfall eine Aura vorher? 

b) Welche Erſcheinungen begleiten den Anfall? Hält ſich der 
Kranke im Anfall rein? Schreit er? Wie iſt er unmittelbar 
nach dem Anfall? Wie oft kehren die Anfälle wieder? Treten 
ſie regelmäßig oder unregelmäßig ein? Bei Tage? Bei Nacht? 
Mit völligem oder nur teilweiſem Schwinden des Bewußtſeins? 
Leidet der Kranke an Schwindel? 

c) Iſt der Kranke ſonſt körperlich geſund? wenn nicht, mit welchem 
anderen Leiden iſt er behaftet? 

d) Iſt der Kranke geiſtig normal oder ſchwach-, blöd-, irrſinnig? Be⸗ 
merkt man an ihm Abnahme der Geiſteskräfte, beſonders des 
Verſtandes und Gedächtniſſes? 

e) Wie iſt das Gemüt des Kranken? Hat er beſondere Neigungen oder 
auffallende Ideen und Gewohnheiten an ſich? Wird er tobſüchtig? 

) Hat der Kranke Schulkenntniſſe? Welche Schule hat er beſucht? 
mit welchem Erfolge? 

Fr. 17. Trat die jetzt vorhandene Krankheit plötzlich ein oder hatte ſie Vor⸗ 
läufer und von welcher Art. Hyſterie, Hypochondrie, Gemütsreizbarkeit, Trübſinn? 

Fr. 18. Wann (dieſer Zeitpunkt iſt möglichſt genau zu beſtimmen) 
bemerkte man die erſten Spuren des gegenwärtigen Irreſeins? Welcher 
Art waren dieſe? und was wird als Urſache der Krankheit betrachtet? 

Fr. 19. Wann und wie offenbarte ſich die ausgebildete Krankheit? 

NB. Hier ſich nicht vorzugsweiſe die abnormen pfychiſchen Erſcheinungen zu 
berückſichtigen, ſondern es iſt der Zuſtand des Organismus als Ganzes 
nach ſeinen Hauptmomenten ins Auge zu faſſen. 

Wie verhielt ſich dabei der Geſamtorganismus in allen feinen Be- 


ziehungen, Kreislauf, Kräfte, Schlaf uſw. Wechſelte der Charakter des Irre— 


ſeins? Waren lichte Zwiſchenräume vorhanden? 


— 
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Fr. 20. Wurde während der Krankheit ärztlich eingewirkt? Wann 
und wie? Mit welchem Erfolge? Ferner ſind in bezug auf den gegen- 
wärtigen Zuſtand noch folgende Fragen zu beantworten: 

Fr. 21. Wie verhalten ſich Bewegungs-, Gmpfindungsfähigkeit, 
Sinnestätigkeit? Findet Zittern, vollkommene oder unvollkommene Lähmung 
ſtatt? Kann der Kranke im Gehen, ohne zu wanken eine gerade Linie einhalten? 

Fr. 22. Wie iſt die Pupille beſchaffen? Findet ungewöhnliche 
Erweiterung, oder Verengerung auf einer Seite oder auf beiden ſtatt? 

Fr. 23. Leidet der Gehörſinn? Iſt Stimmenhören, Ohrenſchmerz, 
Klingen, Sauſen oder Schwerhörigkeit, Trübheit, Ausfluß aus einem oder 
aus beiden Ohren zugegen? Wie lange? Hat ein Ausfluß aus den 
Ohren nicht ſchon früher beſtanden und wieder aufgehört? 

Fr. 24. Wird die Zunge feſt und gerade vorgeſtreckt, ohne Abweichen 
nach der einen oder der anderen Seite, ohne Zittern in ihrem Gewebe? 
Wie iſt die Sprache und die Beweglichkeit der Zunge inbezug auf dieſelbe? 
Iſt kein Hindernis, keine Schwierigkeit beim Sprechen überhaupt und bei 
der 9 einzelner Buchſtaben, auch bei fortgeſetztem Reden bemerklich? 

25. Welches iſt das Ergebnis der phyſikaliſchen Unterſuchung der 
Bruſt⸗ a Unterleibsorgane ? 

Fr. 26. Sind andere Krankheitserſcheinungen der Bruſt- und Unter- 
leibsorgane vorhanden? Litt oder leidet der Kranke an Hämorrhoiden? 

Fr. 27. Wie iſt die Eßluſt, die Verdauung und die Leibesöffnung? 
Findet Nahrungsverweigerung ſtatt? 

Fr. 28. Beobachtet der Kranke bei Entleerung der Exkremente die 
Reinlichkeit gehörig? 

Fr. 29. Iſt Schwangerſchaft zugegen? oder finden ſich Krankheiten 
der Genitalien? Sind Hernien vorhanden, welcher Art, wie lange beſtehend? 

Fr. 30. Iſt Odem des Geſichts oder der (obern, untern) Extremitäten 
vorhanden? Wie iſt die Temperatur der Gliedmaßen? Finden ſich 
Ausſchläge? oder Geſchwüre am Rumpfe oder an den Extremitäten? 

Fr. 31. Wie iſt das Betragen und die Aeußerungsweiſe des Kranken 
als Irren? Iſt er tobſüchtig, wahnſinnig, aufgeregt, zerſtörungsſüchtig, laut⸗ 
ſchreiend, rufend, ſingend, heimtückiſch oder ruhig, ſtille, in ſich gekehrt, 
ſchwermütig, zum Selbſtmorde geneigt, oder ſtumpf, gefühllos, blödſinnig uſw. 
Welcher Grad von Arbeitsfähigkeit iſt vorhanden? 


3. Motiviertes Gutachten über Heilbarkeit bezw. Unheilbarkeit 
und Notwendigkeit der Anjtaltspflege des Aufzunehmenden. 


„den ten 19 
N approbierter Arzt. . 
Anlage O. 
Geleitſchein. 

für d 

aus „welche unter Geleit 
von 1 
2 

ſich in die Anſtalt zu begibt. 


Es wird erſucht über die erfolgte Aufnahme de Kranken den vor 
genannten Begleitern d ſelben eine Beſcheinigung zu erteilen. 
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Verzeichnis 
der dem Kranken mitgegebenen Kleidungsſtücke zc. 
1. 
2 
3 


(Datum, Unterſchrift und Siegel der Ortspolizeibehörde (Polizei⸗ 
verwaltung, Amtsvorſteher.) 


b) Reglement zur Ausführung des Geſetzes vom 11. Juli 1891.) 
(Geſetzſammlung Seite 300. 18. P. L. S. 41). 


1. Leitender Grundſatz. 


$ 1. Die Bewahrung, Kur und Pflege der hilfsbedürftigen Geiſtes⸗ 
kranken, Idioten, Epileptiſchen, Taubſtummen und Blinden, ſoweit dieſelben 
der Anſtaltspflege bedürfen, erfolgt nach Maßgabe dieſes Reglements mit 
der Einſchränkung, daß bezüglich der Fürſorge für 


) Geſetz betreffend Abänderung der SS 31, 65 und 68 des Geſetzes zur Ausführung 
des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 1871 (Geſetz⸗Samml. 
S. 130) vom 11. Juli 1891. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw. verordnen, mit Zu⸗ 
ſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der Monarchie, was folgt: 

Artikel l. Der S 31 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 1871 wird aufgehoben. An ſeine Stelle 
treten die nachfolgenden SS 31, 31 a, b, c, d und e. ; 

S 31. Die Landarmenverbände — in der Provinz Oſtpreußen der Landarmen⸗ 
verband der Provinz — ſind verpflichtet, für Bewahrung, Kur und Pflege der hilfs- 
bedürftigen Geiſteskranken, Idioten, Epileptiſchen, Taubſtummen und Blinden, ſoweit 
dieſelben der Anſtaltspflege bedürfen, in geeigneten Anſtalten Fürſorge zu treffen. 

Verpflichtet zur Aufnahme und Bewahrung, zur Gewährung der Kur und Pflege 
iſt zunächſt derjenige Landarmenverband, welchem der vorläufig unterſtützungspflichtige 
Ortsarmenverband angehört. 

Dieſer Landarmenverband kann die Übernahme des Hilfsbedürftigen, ſowie den 
Erſatz der aufgewendeten Verpflegungs⸗ und Überführungskoſten von demjenigen Land⸗ 
8 verlangen, dem der endgültig unterſtützungspflichtige Ortsarmenverband 
angehört. 

31a. Die allgemeinen Verwaltungskoſten der Anſtalten und die Koſten der 
von der Anſtalt ſelbſt bewirkten Beerdigung trägt der Landarmenverband. Der Land⸗ 
armenverband iſt berechtigt, ſofern es ſich nicht um einen landarmen 1 
handelt, vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung Erſatz der ſonſtigen Koſten von dem 
endgültig ee Ortsarmenverband zu verlangen. Die Erſtattung geh 
durch Vermittelung des Kreiſes, welchem dieſer Ortsarmenverband angehört. Der Kreis 
iſt verpflichtet, dem Ortsarmenverbande mindeſtens zwei Drittel der von letzterem aufzu⸗ 
bringenden Koſten als Beihilfe zu gewähren. 

Unberührt bleiben alle auf beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen oder Titeln 
beruhenden Verpflichtungen. 

§ 31 b. Die Beſtimmungen über die Aufnahme und Entlaſſung der Anſtalts⸗ 
pflegebedürftigen ſowie über die Höhe der zu erſtattenden Koſten werden in Reglements 
getroffen, welche der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter unterliegen. 

en ce. Streitigkeiten zwiſchen den Ortsarmenverbänden und den zur Beihilfe 
verpflichteten Kreiſen unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. Zu⸗ 
ſtändig in erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß, in zweiter das Oberverwaltungsgericht. 

Im übrigen behält es bei den Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 ſein Bewenden. 

31d. Land⸗ und. Stobtkreile ſowie Ortsarmenverbände, welche für einen der 
von den Landarmenverbänden unmittelbar zu übernehmenden Zweige der Armenpflege 
bisher ſchon in ausreichender Weiſe geſorgt haben, können, folange dies der Fall iſt, 
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heilbare Geiſteskranke, bildungsfähige taubſtumme oder blinde Kinder 
die beſtehenden reglementariſchen Beſtimmungen, ſoweit dieſelben in dieſem 
Reglement nicht ausdrücklich aufgehoben ſind, in Geltung bleiben. 


2. Aufnahme. 


§ 2. Die Aufnahme eines Hilfsbedürftigen der im Eingange des $ 1 
bezeichneten Kategorien in eine Anſtalt erfolgt auf Antrag des Kreisausſchuſſes 
desjenigen Kreiſes, in deſſen Bezirk die öffentliche Fürſorge eingeleitet iſt. 

Der Landeshauptmann iſt jedoch berechtigt, nach Anhörung des betr. 
Kreisausſchuſſes die Aufnahme auch allein auf den Antrag des vorläufig 
oder des definitiv zur Fürſorge verpflichteten Ortsarmenverbandes zu verfügen. 

Die Entſcheidung darüber, in welche Anſtalt der Hilfsbedürftige auf- 
zunehmen iſt, ſteht dem Landeshauptmann zu. 


3. In jedem Geſuche um Aufnahme müſſen das Leiden und die 
Urſachen der Hilfsbedürftigkeit des Aufzunehmenden bezeichnet ſein. 


Dem Geſuche ſind beizufügen: 


nicht gegen ihren Willen verpflichtet werden, an der betreffenden Einrichtung des Land⸗ 
armenverbandes teilzunehmen oder zu den Koſten derſelben beizutragen. 

Land⸗ und Stadtkreiſe können mit Genehmigung des Oberpräſidenten auch in Zu- 
kunft die Fürſorge für hilfsbedürftige Geiſteskranke, Idioten, Epileptiſche, Taubſtumme 
und Blinde in eigenen Anſtalten übernehmen. 

Die infolge der Ausführung der vorſtehenden Vorſchriften erforderliche Regelung 
8 iſt, unbeſchadet aller Privatrechte Dritter, durch den Oberpräſidenten 
zu bewirken. 

Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, unterliegen der Entſcheidung des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts. 

In den Fällen der Abſätze 1 und 2 tragen die Landkreiſe die allgemeinen Ver⸗ 
waltungskoſten allein und dürfen die Ortsarmenverbände höchſtens bis zu einem Drittel 
der ſonſtigen Koſten heranziehen (§ 31 a). 

31e. Die Landarmenverbände, Kreiſe und die aus mehreren Gemeinden und 
Gutsbezirken zuſammengeſetzten Kommunalverbände find auch ferner befugt, die Fürſorge 
für Sieche unmittelbar zu übernehmen. 

Die gleiche Befugnis verbleibt den Kreiſen und den im Abſatz 1 bezeichneten 
Kommunalverbänden hinſichtlich der 41 * Kranken. 

Artikel Il. Der 8 65 des Geſetzes vom 8. März 1871 erhält am Schluſſe 
folgende Zuſätze: „In den Fällen der SS 31, 31 a, d und e ſind auch die Kreiſe und 
die andern daſelbſt bezeichneten Kommunalverbände berechtigt, die Gewährung der er⸗ 
forderlichen laufenden Unterſtützung von den im Abſatz 1 aufgeführten Perſonen nach 
Maßgabe ihrer geſetzlichen Verpflichtung zu fordern. Findet eine Vereinbarung über 
die Höhe dieſer Koſten nicht ſtatt, ſo beſchließt auf den Antrag der Berechtigten nach 
Anhörung der Beteiligten der Bezirksausſchuß endgültig, vorbehaltlich des ordentlichen 
Rechtsweges. 

Die in ſchriftlicher, von beiden Teilen vollzogener Faſſung vereinbarten und die von 
dem Bezirksausſchuſſe feſtgeſetzten Beträge unterliegen der Beitreibung im Berwaltungs- 
zwangsverfahren. 

Artikel ll. Der $ 68 des Geſetzes vom 8. März 1871 erhält folgenden Zuſatz: 
„Der Erſtattungsanſpruch im gerichtlichen Verfahren ſteht in den Fällen der SS 31, 31 a, 
d und e auch den Kreiſen und den anderen daſelbſt bezeichneten Kommunalverbänden 


— Die Klage ift gegen den Unterſtützten und gegen ſeine alimentationspflichtigen 


gehörigen zuläſſig.“ 
Artikel IV. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1893 in Kraft. Urkundlich 
unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Buckingham Palace London, den 11. Juli 1891. 
. 89 Wilhelm. 
von Caprivi. Herrfurth. von Schelling. rhrr. von Berlepſch. 
von Kaltenborn. Gr. v. Zedlitz. hielen. 
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a) eine Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde über die perſönlichen 
und Vermögensverhältniſſe des Hilfsbedürftigen nach anliegendem 
Schema; ?) 

b) eine von einem approbierten Arzte verfaßte eingehende Beſchreibung 
des Leidens und ſeiner Urſachen, bei Geiſteskranken, Idioten 
oder Epileptiſchen unter Benutzung des anliegenden Fragebogens; ?) 

c) die Geburtsurkunde und der Impfſchein, und falls der Aufzu⸗ 
nehmende 12 oder mehr Jahre alt iſt, ein Schein über die erfolgte 
Wiederimpfung; 

d) bei Geiſteskranken und Idioten eine amtliche Beſcheinigung dar⸗ 
über, daß die bevorſtehende Aufnahme des Kranken dem zu- 
ſtändigen Staatsanwalte angezeigt iſt, oder an deren Stelle, 
wenn der Kranke bereits gerichtlich für wahn- oder blödſinnig 
erklärt iſt, die Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift des bezüg⸗ 
lichen Erkenntniſſes. 


3. Einlieferung. 


§ 4. Die Einlieferung wird durch den betreffenden Kreisauſchuß ver⸗ 
anlaßt, nachdem dieſem die Einberufung mit Angabe der Anſtalt vom Landes- 
hauptmann übermittelt iſt. 

§ 5. Binnen längſtens 4 Wochen nach der Einberufung muß die 
Einlieferung erfolgen, widrigenfalls der Aufnahmeantrag als zurückgezogen 
angeſehen wird. 

Herrſchen an dem zeitigen Aufenthaltsorte des Kranken epidemiſche 
Krankheiten, wie Cholera, Typhus, Pocken, ſo darf der Kranke in der 
Regel erſt 6 Wochen nach dem Erlöſchen der Epidemie oder 3 Wochen 
nach ſeiner Entfernung aus dem infizierten Orte eingeliefert werden. 

§ 6. Jeder Kranke muß mindeſtens folgende Kleidungsſtücke in 
durchaus gutem und reinlichem Zuſtande in die Anſtalt mitbringen: 

a) Männer und Knaben: 

einen Rock, eine Weſte, eine Ueberjacke, eine Hoſe, ein Paar 
Hoſenträger, eine Unterhoſe, zwei Paar wollene Strümpfe, ein 
Paar lederne Schuhe oder Stiefel, einen Hut oder eine Mütze, 
eine Halsbinde, zwei Hemden, ein Taſchentuch; 

b) Frauen und Mädchen; 

ein Oberkleid mit Taille, zwei wollene Unterröcke, eine Jacke, 
zwei Paar wollene Strümpfe, ein Paar lederne Schuhe oder 
Stiefel, eine Kopfbedeckung, ein Halstuch, eine Schürze, zwei 
Hemden und ein Taſchentuch. 

Fehlendes oder in ungehörigem Zuſtande Befindliches wird nach dem 
Ermeſſen der Anſtaltsdirektion auf Koſten der zur Erſtattung Verpflichteten 
angeſchafft. 

Wird ein Kranker in unreinem Zuſtande eingeliefert, ſo kann die 
Aufnahme verweigert werden. Wird von dieſer Befugnis kein Gebrauch 
gemacht, jo muß der einliefernde Kreis die Reinigungskoſten mit 1 %, und 


) Die in den SS 3 und 7 angeführten Anlagen A., B. und C. entſprechen den 
um Reglement für die Verwaltung der Heilanſtalten des Provinzialverbandes von 
Pommern vom 17. 3., 12. 5. 87. — Vergl. Bl. 64 ff. — gehörigen. 
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falls ein außergewöhnlicher Aufwand erforderlich geweſen iſt, mit 2 / er⸗ 

ſtatten. Der Landeshauptmann iſt berechtigt, dies Pauſchquantum ange— 
meſſen zu ändern. 

§ 7. Die Einlieferung der Hilfsbedürftigen hat ſtets unter Begleitung 

zu erfolgen. Dem Begleiter iſt ein Geleitſchein zu übergeben, der nach dem 

anliegenden Schema?) von der Ortspolizeibehörde oder der Gemeindebehörde 

auszuſtellen und zu unterſiegeln iſt. Der Geleitſchein iſt dem Anſtaltsdirektor 

auszuhändigen, wogegen dieſer dem Begleiter die Einlieferung zu be— 

ſcheinigen hat. 

§ 8. Abgeſehen von dringenden Fällen, darf die Einlieferung nur an den 

Wochentagen von 8 Uhr morgens bis 8 Uhr abends erfolgen, und muß die 

Anſtaltsdirektion von der Zeit der Einlieferung vorher benachrichtigt werden. 


4. Entlaſſung. 


§ 9. Die Entlaſſung eines Pfleglings erfolgt auf Verfügung des 
Landeshauptmanns, der berechtigt iſt, dieſe Befugnis allgemein oder in 
gewiſſem Umfange auf die betreffende Anſtaltsdirektion zu übertragen. 

Die Entlaſſung muß erfolgen, wenn derjenige, dem die Verfügung über 
die Perſon des Pfleglings geſetzlich zuſteht, ſie im Einverſtändnis mit der 
Vertretung des unterſtützungspflichtigen Ortsarmenverbandes verlangt und 
die Ortspolizeibehörde nicht etwa aus maßgebenden Gründen widerſpricht. 
Fehlt das Einverſtändnis des Ortsarmenverbandes, ſo kann die Entlaſſung 
von dem Nachweiſe abhängig gemacht werden, daß für den Pflegling 
anderweitig dauernd hinreichend geſorgt werden wird. Die Würdigung 
dieſes Nachweiſes ſteht dem Landeshauptmann zu. N 

Die Entlaſſung kann außerdem ſtets dann erfolgen, wenn die Anjtalts- 
pflege nicht ferner erforderlich iſt oder ſonſt die Bedingungen der Aufnahme 
nicht mehr vorliegen. 

§ 10. Hält der Anſtaltsvorſteher bei der Entlaſſung eine Begleitung 
des Jaht der für erforderlich, ſo muß er die Ortspolizeibehörde bei Angabe 
der Zahl der erforderlichen Begleiter um ungeſäumte Veranlaſſung des 
Transports erſuchen, ſofern nicht zuverläſſige Angehörige den Transport 
übernehmen. 

Dem Entlaſſenen oder ſeinem Begleiter wird außer einem Geleitſchein, 
der neben der Angabe ſeines Namens, ſeines Alters und des Datums der 
Entlaſſung auch den Namen des Begleiters enthält, ein verſiegeltes Schreiben 
an die Angehörigen oder an die betreffende Behörde mitgegeben, in dem ſich 
die Angaben über ſeine Habſeligkeiten und über die in ſeinem Beſitze be- 
findlichen Barmittel befinden. 

Die Entlaſſung iſt dem zuſtändigen Kreisausſchuſſe, dem unterſtützungs⸗ 
pflichtigen Ortsarmenverbande und, falls es ſich um einen Geiſteskranken 
oder Idioten handelt, dem zuſtändigen Staatsanwalt von dem Anſtalts⸗ 
direktor anzuzeigen. 

5. Koſten. 


§ 11. Nach welchen Grundſätzen die geſamten auf Grund dieſes 
Reglements gewährten Unterſtützungskoſten den Kranken bezw. deren unter⸗ 
ſtützungspflichtigen Angehörigen oder den nach beſonderen geſetzlichen 
Beſtimmungen zur Erſtattung verpflichteten Genoſſenſchaften, Kaſſen ꝛc. gegen⸗ 


6* 
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über zu liquidieren ſind, beſtimmt der Provinzialausſchuß.“) Der Landes⸗ 
hauptmann iſt berechtigt, nach feinem Ermeſſen im Einzelfalle die Pflege- 
koſten zu erlaſſen oder zu ermäßigen. 

Die Ermäßigung der Pflegegelder oder der gänzliche Erlaß verſteht 
ſich ſtets als widerruflich erfolgt und vorbehaltlich der nachträglichen Ein⸗ 
ziehung aus dem Nachlaſſe der Kranken, ſowie für den Fall, daß die 
Vermögensverhältniſſe des Kranken oder der ſonſt Verpflichteten ſich beſſern 
oder nachträglich als günſtiger erweiſen ſollten, als bekannt geworden war. 

§ 12. Soweit es ſich um ſolche Hilfsbedürftige handelt, die in 
Pommern den Unterſtützungswohnſitz haben, ſind dem Landarmenverbande 
die Pflegekoſten mit Ausnahme der allgemeinen Verwaltungskoſten ſowie 
etwaige ihm erwachſende Koſten der Einlieferung, Entlaſſung und Verſetzung,“ 
insbeſondere auch die Koſten der Uebernahme eines Hilfsbedürftigen von 
einem anderen Landarmenverbande durch Vermittelung des Kreiſes von dem 
endgültig unterſtützungspflichtigen Ortsarmenverbande zu erſtatten. 

$ 13. Der Betrag der zu erſtattenden Pflegekoſten wird als Pauſch— 
quantum erhoben und entſpricht dem ermäßigten Pflegeſatze, der gemäß 
§ 15b der Reglements für die Verwaltung der Irrenanſtalten des 


Provinzialverbandes von Pommern vom 12 et 1887 vom Provinzial⸗ 


ausſchuſſe feſtgeſetzt iſt oder feſtgeſetzt wird (zur Zeit 250 / jährlich).“ 

Der Provinzialausſchuß iſt berechtigt, hiervon abweichend das auf 
Grund dieſes Reglements zu erhebende Pauſchquantum anderweitig, insbe- 
ſondere auch für die einzelnen Kategorien der Kranken verſchieden zu normieren. 

Die zu erſtattenden Pflege-, uſw. Koſten werden nach Abſchluß der 
Vorverhandlungen quartalsweiſe bei den betreffenden Kreiſen liquidiert. 

§ 14. Der zweite Abſatz des § 42 des vorgenannten Reglements 
wird aufgehoben. 

6. Schlußbeſtimmungen. 

§ 15. Anderungen der dem Reglement beigefügten Formulare iſt der 
Provinzialausſchuß vorzunehmen befugt. 

$ 16. Dieſes Reglement tritt mit dem 1. April 1893 in Kraft. 

Das vorſtehende Reglement iſt von dem 18. Provinziallandtage unterm 
10. März 1892 beſchloſſen und von den Herren Winiſtern des Innern und 
der geiſtlichen und Medizinal-Angelegenheiten unterm 7. Mai 1892 
genehmigt worden. 

Veröffentlicht durch Sonderbeilage zu Stück 27 des Amtsblatts der 
Königlichen Regierungen zu Stettin, Köslin und Stralſund von 1892. 

Geändert mit Gültigkeit vom 1. April 19129 durch Beſchluß des 
39. Provinziallandtages am 14. März 1912. — Die Anderung iſt ge⸗ 
nehmigt von dem Herrn Miniſter des Innern unterm 12. April 1912. 

Veröffentlichung der Anderung durch Stück 18 der Königlichen Re— 
gierungen zu Stettin, S. 254, Köslin, S. 151 und Stralſund S. 115, von 1912. 


) Siehe unter es S. 92. 

Nach den Entſcheidungen des Bundesamts für das Heimatweſen hat die Koſten 
der Verſetzung eines Hilfsbedürftigen von einer Anſtalt der Provinz in eine andere 
Anſtalt derſelben Provinz nicht der endgültig unterſtützungspflichtige Ortsarmenverband, 
ſondern der Landarmenverband zu tragen, in deſſen Bereich die Verſetzung ſtattgefunden 
hat. Vorausgeſetzt iſt hierbei, daß die Verſetzung nicht etwa auf Antrag des Vertreters 
oder der Angehörigen des Kranken oder auf Antrag des Ortsarmenverbandes erfolgt. 

5) Siehe unter e! u. S. 90 u. 92 

) Die Anderung erſtreckt ſich auf § 1, ſiehe unter a S. 74. 
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c) Vertrag wegen Benutzung der Königlichen Univerfitäts-Irrenklinik 
26. Junt 1905 


4 22. September 1905 
zu Greifswald vom , Stiober 1005 


15. März 1906 
(33. P. L. S. 24. 30. Verw.⸗Bericht S. 46.) 


Der Provinziallandtag beſchloß am 15. März 1906: „Das e den 
Vertrag mit der Königlichen Univerſität Greifswald vom 25 Sevtember | 1905 


wegen Benutzung der neu eingerichteten Univerſitäts-Irrenklinik BU 
Abkommen wird genehmigt“. 

Der Provinzialausſchuß hatte am 6. Dezember 1905 beſchloſſen, dem 
Provinziallandtage die Genehmigung des Abkommens zu empfehlen. 

Das getroffene Abkommen hat folgenden Wortlaut: 


Vertrag 
zwiſchen dem Staate und dem Provinzialverbande von Pommern als Land— 
armenverband, betreffend die Königl. Univerſitäts-Irrenklinik in Greifswald.“) 

Der Staat beabſichtigt in der neu erbauten Univerſitäts-Irrenklinik zu 
Greifswald dem Provinzialverbande von Pommern als Landarmenverband 
zur Unterbringung von Geiſteskranken, für deren Bewahrung, Kur und 1 155 
Fürſorge zu treffen der Landarmenverband der Provinz Pommern geſetzlich 
verpflichtet iſt — Armenkranke — 52 Betten der Normalklaſſe — 3. Klaſſe — 
zur Verfügung zu ſtellen. 

In dieſer Veranlaſſung iſt zwiſchen dem Kurator der Univerſität Greifs— 
wald, vorbehaltlich der Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts» 
und Medizinalangelegenheiten, in Vertretung der Univerſität Greifswald und 
dem Provinzialverbande von Pommern als Landarmenverband, vertreten 
durch den Landeshauptmann, vorbehaltlich der Zuſtimmung des Provinzial 
ausſchuſſes und des Provinziallandtages das Nachſtehende vereinbart worden: 

§ 1. Die Klinik übernimmt vom 1. April 1906 ab die geſamte ärztliche 
Behandlung, ſowie die Verpflegung der ihr gemäß § 2 überwieſenen oder 
anderweitig von ihr aufgenommenen Armenkranken, insbeſondere alſo die 
Beköſtigung, ar und Wartung, endlich noch die Bekleidung, dieſe 
jedoch nur ſoweit, daß ſie für die Inſtandhaltung, erforderlichen Falles 
Erneuerung und Reinigung der von den Kranken mitgebrachten oder ihnen 
von der Provinz mitgegebenen Kleidungsſtücke ſorgt. Bei der Entlaſſung 
hat die Klinik die Kranken in gleicher Weiſe mit Kleidern auszurüſten, in 
welcher fie der Klinik zugeführt find. Desgleichen trägt die Klinik die Koſten 
der Beerdigung der in der Anſtalt verſtorbenen Armenkranken, ſowie die 
infolge etwaiger Entweichung während des Aufenthalts in der Klinik ent— 
ſtandenen Koſten. 

8 ri Als Armenkranke im Sinne dieſes Vertrages gelten: 

1. Die der Klinik von dem Landarmenverbande überwieſenen Kranken, 
2. Solche von der Klinik ohne Vermittlung des Landarmenverbandes 
aufgenommene Kranke, welche ihren Wohnſitz in der Provinz 
Pommern haben und hinſichtlich deren nachträglich feſtgeſtellt wird, 
daß ſie unter die Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1891, 


1) Nach dem Erlaſſe des Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinalange⸗ 
ee 24. 10. 07 führt die Klinik jetzt den Namen: „Pſychiatriſche und 
ervenklinik“. 
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betreffend Abänderung der 88 31, 65 und 68 des Geſetzes zur 
Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 
vom 8. März 1871 — Geſetzſammlung 1891, Seite 300 — fallen. 

Für dieſe Kranken treten jedoch die vertragsmäßigen Verpflichtungen 
des Landarmenverbandes erſt mit dem Tage ein, an welchem für dieſelben 
die Hilfe des Armenweſens nachträglich angerufen wird. 

Die endgültige Entſcheidung darüber, ob hinſichtlich der ad 2 genannten 
Kranken die Vorausſetzungen des Geſetzes vom 11. Juli 1891 zutreffen, ſteht 
dem Landeshauptmann der Provinz Pommern zu. 

Für die Aufnahme und Entlaſſung der Armenkranken ſind die Be— 
ſtimmungen des Reglements für die Verwaltung der Irrenanſtalten des 
Provinzialverbandes von Pommern vom 17. März bezw. 12. Mai 1887?) 
bezw. des Reglements vom 10. März, bezw. 7. Mai 18929) zur Ausführung 
des Geſetzes vom 11. Juli 1891 maßgebend. 

Die betreffenden Reglements ſind dieſem Vertrage angeheftet. Der 
Landeshauptmann hat das Recht, die ſofortige Entlaſſung ſolcher Armen— 
kranken, zu deren Aufnahme ein anderer Landarmenverband verpflichtet und 
bereit iſt, in die Fürſorge dieſes Landarmenverbandes zu verlangen. Will 
die Klinik dieſe Kranken nicht entlaſſen, jo hat fie fie auf eigene Koſten 
weiter zu behalten. 

§ 3. Die Klinik iſt verpflichtet, alle unter $ 2 Nr. 1 fallenden Kranken, 
ſowohl männlichen als auch weiblichen Geſchlechts, ohne Rückſicht auf die 
Heilbarkeit aufzunehmen. Die Klinik iſt jedoch befugt, Kranke, bei denen ſich 
nach erfolgter Aufnahme herausſtellt, daß ſie ſich für die Lehrzwecke der 
Klinik oder aus ſonſtigen Gründen für die Klinik nicht eignen, an den Land— 
armenverband zur Fürſorge zurückzuweiſen. Der Landarmenverband iſt 
verpflichtet, dieſe Kranken der Klinik wieder abzunehmen. In dieſen Fällen 
hat die Klinik die Koſten des Transports in die betreffende Provinzialirren— 
anſtalt zu tragen. 

S 4. Durch die Verpflichtung, dem Landarmenverbande 52 Betten zur 
Verfügung zu ſtellen, wird die Klinik nicht verhindert, über dieſe Betten, 
ſoweit ſie von dem Landarmenverbande nicht beanſprucht werden, in anderer 
Weiſe zu verfügen. 

Die Klinik iſt befugt, die Arbeitskraft der Kranken für eigene Rechnung 
zu verwenden. 

85. Für die Dauer des Vertragsverhältniſſes verpflichtet ſich der 
Landarmenverband, der Univerſitätsirrenklinik von den ſeiner Fürſorge an⸗ 
heimgefallenen Geiſteskranken beiderlei Geſchlechts 52, oder falls für Lehrzwecke 
geeignete Kranke in dieſer Anzahl nicht vorhanden, oder für die Unterbringung 
jener vollen Anzahl in der Klinik nicht genügender Raum vorhanden ſein 
ſollte, die mit dem Direktor der letzteren zu vereinbarende geringere Anzahl 
zu überweiſen und an die Univerſitätsirrenklinik für deren Leiſtungen mit 
Einſchluß aller Nebenkoſten ein jährliches use von 500 Mark, buch- 
jtäblich : „Fünfhundert Mark“, für jeden Kranken zu zahlen. Soweit Teile 
eines Kalendervierteljahres in Betracht kommen, wird der Tag mit 1,40 M., 
buchſtäblich: „Eine Mark vierzig Pfennig“, zur Anrechnung gebracht. Der 
Aufnahmetag kommt voll, der Entlaſſungstag nicht in Anſatz. Die 


2) Siehe unter a. S. 64. 
) Siehe unter b. S. 80 
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Zahlung der 1 e erfolgt vierteljährlich nachträglich auf Liquidation 
der Klinik an die Univerſitätskaſſe. Die Form der Liquidation zu beſtimmen, 
bleibt dem Landeshauptmann überlaſſen. 

8 6. Die Einziehung der ſeitens der Kranken oder der ſonſt Berpflich- 
teten zu erſtattenden Pflegegelder uſw. iſt Sache des Landarmenverbandes 
und erfolgt für ſeine Rechnung. 

§ 7. Der Landarmenverband ſorgt dafür, daß jeder Armenkranke — 
8 2 — mit den im Reglement für die Verwaltung der Provinzialirrenanſtalten 
vorgeſchriebenen Kleidungsſtücken ausgeſtattet wird. 

Der Nachlaß von in der Klinik verſtorbenen, für Rechnung des Land- 
armenverbandes verpflegten Kranken fällt dieſem anheim und beſtimmt der 
Landeshauptmann über die weitere Verwertung desſelben. 

88. Die Klinik ſteht unter der ausſchließlichen Verwaltung des Staates. 
Der Provinzialausſchuß und der Landeshauptmann ſind jedoch befugt, dieſer 
perſönlich oder durch einen oberen Provinzialbeamten und jener durch eins 
oder mehrere ſeiner Mitglieder oder durch beauftragte Beamte die Klinik und 
deren Einrichtungen zu beſichtigen und ihre etwaigen Bedenken und Wünſche 
dem Univerſitätskurator mitzuteilen. 

§ 9. Der Direktor der Klinik iſt verpflichtet, auf Anfragen des Landes- 
hauptmanns, ſowie von anderen Behörden, Gemeinden, Armenverbänden, 
Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaften, Verſicherungsanſtalten uſw. und von 
Vormündern, Pflegern und Angehörigen der Kranken, welche auf die Pro- 
vinzialarmenkranken Bezug haben, jederzeit unentgeltlich die erforderliche 
Auskunft zu geben, ferner diejenigen Kranken, welche nicht mehr anjtalts- 
pflegebedürftig im Sinne des Geſetzes ſind, zu entlaſſen oder zu beurlauben, 
endlich dem Landeshauptmann von außergewöhnlichen Vorkommniſſen, als 
Entweichungen, Unglücks- und Todesfällen und namentlich auch dann 
unaufgefordert Mitteilung zu machen, ſobald ein bis dahin als heilbar oder 
gemeingefährlich bezeichneter Kranker dieſe Eigenſchaften nicht mehr beſitzt, 
ſowie nach näherer Beſtimmung des Landeshauptmanns einen Jahresbericht 
zu erſtatten. 

§ 10. Der Landarmenverband verpflichtet ſich, in der Univerſitäts⸗ 
irrenklinik in Greifswald auf die Dauer von 15 Jahren vom 1. April 1906 
ab feine Kranken in der Klinik unter den vorbezeichneten Bedingungen ver- 
pflegen zu laſſen. Will er alsdann vom Vertrage zurücktreten, ſo hat er dies 
drei Jahre vor Ablauf der Vertragsdauer der Klinik anzuzeigen. Erfolgt 
eine ſolche Kündigung nicht, ſo läuft der Vertrag um drei Jahre weiter und ſo fort. 

11. Der Staat verpflichtet ſich, in der Univerſitätsirrenklinik in 
Greifswald dem Landarmenverbande die vorbezeichneten 52 Betten unter den 
angegebenen Bedingungen auf die Dauer von 15 Jahren zur Verfügung zu ſtellen. 

Will er alsdann vom Vertrage zurücktreten, ſo hat er dies drei Jahre 

vor Ablauf des Vertrages dem Landarmenverbande mitzuteilen. 
3 Macht er hiervon Gebrauch, fo läuft der Vertrag mit dem Ablauf des 
dritten, auf die Kündigung folgenden Etatsjahres ab. 


ch) Vertrag über die Benutzung der Anftalt für Blöd- und Schwachſinnige 

Kückenmühle und der Anſtalt für Epileptiſche Tabor bei Stettin⸗Grünhof. 
(18. Verw.⸗Bericht S. 40 ff.) 

Dem Kuratorium der Kückenmühler Anſtalten iſt vom Provinzial 

verbande von Pommern ein jährlich mit 3 Prozent verzinsliches und mit 
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1 Prozent zu amortiſierendes Darlehn von 345000 Mark zu dem Zwecke 
bewilligt, die genannten Anſtalten ſo zu erweitern, daß zur Aufnahme aller vom 
Landarmenverbande auf Grund des Geſetzes vom 11. Juli 1891 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 300) unterzubringenden Idioten und Epileptiſchen hinreichender 
Raum vorhanden iſt. Das genannte Kuratorium wird die erforderlichen 
Erweiterungsbauten nach Plänen und Koſtenanſchlägen, die dem Landes- 
hauptmann vorgelegen haben und von ihm gebilligt ſind, bis zum 1. April 
1893 fertig geſtellt haben, und hat ſich zur Aufnahme der ihm vom 
Provinzialverbande von Pommern zu überweiſenden Idioten und Epileptiſchen 
bereit erklärt. 
Ueber die Benutzung der Anſtalten Kückenmühle und Tabor durch den 
en wird demgemäß zwiſchen dieſem — vertreten durch den 
andeshauptmann — und dem Kuratorium der genannten Anſtalten hier⸗ 
mit folgender Vertrag geſchloſſen. 


§ 1. Das Kuratorium der Kückenmühler Anſtalten verpflichtet ſich, 
alle Idioten und Epileptiſchen, die ihm vom Provinzialverbande von 
Pommern in Ausübung der ihm geſetzlich obliegenden beziehungsweiſe der 
von ihm übernommenen oder noch zu übernehmenden Fürſorge für dieſe 
Leidenden überwieſen werden, zur Bewahrung, Kur und Pflege in die 
genannten Anſtalten, ſoweit der in der allgemeinen Verpflegungsklaſſe vor- 
handene Raum es geſtattet, mindeſtens 127 Zöglinge in Kückenmühle, 
112 Zöglinge in Tabor, aufzunehmen. Es iſt ſonſt zur Zurückweiſung eines 
Provinzialpfleglings in keinem Falle berechtigt; der Provinzialverband wird 
jedoch tunlichſt dafür ſorgen, daß ſolche Kranke, für deren Pflege die Ein- 
richtungen der Anſtalten nicht ausreichen, dieſen nicht zugeführt werden, 
und das Kuratorium wird, ſoweit als möglich iſt, auch über das angegebene 
Mindeſtmaß hinaus, den nötigen Raum zu ſchaffen, ſich bemühen, nötigen- 
falls durch Erweiterung der Baulichkeiten bei Gewährung eines neuen 
Darlehns der Provinz. 

S 2. Die Beſtimmung über die Überweiſung und Entlaſſung der 
Provinzialpfleglinge ſteht dem Landeshauptmann zu. Vor der Einlieferung 
eines Pfleglings wird der Landeshauptmann dem Vorſteher der Anſtalten 
das betreffende Aufnahmegeſuch mit den im $ 3 ad b—d des Reglements 
zur Ausführung des Geſetzes vom 11. Juli 1891 (Geſetzſammlung Seite 300) 


10. März 


vom + mat 1892) aufgeführten Anlagen zur Erklärung über die Zuläſſigkeit 


der Aufnahme zugehen laſſen. Die Erklärung hat möglichſt umgehend zu erfolgen. 

S 3. Bezüglich der Einlieferung und Entlaſſung der Pfleglinge finden 
die SS 4 bis 10 des genannten Reglements Anwendung. Der Vorſteher 
der Anſtalten übernimmt die aus dieſen Beſtimmungen für die Anſtalts⸗ 
direktion ſich ergebenden Rechte und Obliegenheiten. Er unterwirft ſich den 
Beſtimmungen des Landeshauptmanns über den geſchäftlichen Verkehr und 
iſt verpflichtet, auf Anfragen des Landeshauptmanns, die auf dieſes Vertrags- 
verhältnis oder auf die einzelnen von dem Provinzialverband übergebenen 
Kranken Bezug haben, jederzeit binnen kürzeſter Friſt die erforderliche 
Auskunft zu geben, auch von außergewöhnlichen, die Provinzialpfleglinge 
betreffenden Vorkommniſſen, wie Entweichungen, Unglücks- und Todesfällen 
unaufgefordert Mitteilung zu machen und nach näherer Beſtimmung des 
Landeshauptmanns einen Jahresbericht zu erſtatten. 


) Siehe unter b S. 80. 
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§ 4. Der Provinzialausſchuß wie der Landeshauptmann iſt befugt, 
jederzeit ſelbſt oder durch beauftragte Beamte mit oder ohne Zuziehung von 
Sachverſtändigen von dem Zuſtande der auf Koſten des Provinzialver- 
bandes der Anſtalt überwieſenen Kranken, von der Art ihrer Verpflegung 
und ſonſtigen Behandlung Kenntnis zu nehmen und die Beſeitigung etwa 
hervorgetretener Uebelſtände zu verlangen. Es iſt hierbei jedoch als Regel 
anzuſehen, daß bei einer ſolchen Beſichtigung der Anſtalt der Vorſteher oder 
deſſen Vertreter hinzugezogen wird. 

5. Das Kuratorium verpflichtet ſich, den ihm überwieſenen Pfleg⸗ 
lingen die erforderliche Behandlung und Verpflegung insbeſondere Beköſtigung, 
Arznei und ärztliche Behandlung, Krankenpflege, Lagerung, Wartung, Be⸗ 
kleidung, Wäſche, Seelſorge, Unterricht, Lehr- und Lernmittel, überhaupt 
alles zu gewähren, was den Kranken in der allgemeinen Verpflegungs⸗ 
klaſſe nach Maßgabe der Hausordnung der Anſtalten zuſteht; den Pfleglingen 
auch bei der Entlaſſung ihre nicht verbrauchten Kleidungsſtücke, mindeſtens 
aber die im $ 6 des erwähnten Reglements aufgeführten Bekleidungsgegen- 
ſtände in brauchbarem, dauerhaftem Zuſtande mitzugeben. 3 

Die Ausnutzung der Arbeitskraft der Pfleglinge iſt den Anſtalten 
geſtattet, ſoweit es der Anſtaltsarzt mit dem Zuſtande derſelben vereinbar hält. 

8 6. Die Anſtalten erhalten für ihre Leiſtungen mit Einſchluß aller 
Rebenkoſten ein in Monatsraten poſtnumerando zahlbares Pflegegeld von 
450 Mark, buchſtäblich: „Vierhundertundfünfzig Mark“ pro Kopf und 
Jahr. Einzelne Tage eines Kalendermonats werden mit 1,25 Mark pro 
Tag berechnet. Der Tag der Aufnahme wird voll gerechnet, der Tag der 
Entlaſſung wird nicht gerechnet. 

Der Pflegeſatz von 450 Mark pro Kopf und Jahr ſoll jedoch nur 
ſolange gezahlt werden, wie die dem Kuratorium vom Provinzialverbande 
aus der vorliegenden Veranlaſſung gewährten und etwa noch zu gewährenden 
Darlehen nicht getilgt ſind. Für ſpäter wird die Vereinbarung eines anderen 
Pflegeſatzes vorbehalten. 

Im Falle des Todes eines Pfleglings zahlt der Provinzialverband für 
ſämtliche durch die Beerdigung entſtehenden Koſten ein Pauſchquantum von 
27 Mark, buchſtäblich: „Siebenundzwanzig Mark“. 

§ 7. Beide Teile behalten ſich das Recht vor, dieſen Vertrag unter 
Beobachtung einer zweijährigen Kündigungsfriſt aufzukündigen. f 

Bei der Verſetzung einzelner Pfleglinge in andere Anſtalten muß der 
Provinzialverband eine vierzehntägige Kündigungsfriſt innehalten, falls 
die Wegnahme der Pfleglinge nicht in den individuellen Verhältniſſen der- 
ſelben begründet iſt. 

8 8. Bei Differenzen zwiſchen dem Landeshauptmann und dem 
Kuratorium entſcheidet auf Erſuchen eines Teiles der Provinzialausſchuß 
endgültig. 

9. Der Vertrag über Benutzung der Anſtalt für Blöd- und 
Schwachſinnige Kückenmühle bei Stettin-Grünhof vom 7. November 1878 
und der Vertrag über Benutzung der Anſtalt für Epileptiſche Tabor bei 
Stettin⸗Grünhof vom 13. Januar 1885 treten mit dem 1. April 1893 außer 
Geltung. 

Stettin, den 21. Juni 1892. 


Der § 6 Abſatz 1 des vorſtehenden Vertrages wird dahin ergänzt 
beziehungsweiſe abgeändert, daß 
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a) in Fällen der Entweichung und Beurlaubung von Pfleglingen 
ein Abzug von dem Pflegegelde nur dann ſtattfinden ſoll, wenn 
die Abweſenheit einſchließlich des Anfangstages den Zeitraum 
von 14 Tagen überſchreitet, 

b) der Einlieferungstag nicht, der Entlaſſungstag aber voll in 
Anrechnung kommt. 

Zugleich wird bemerkt, daß es in der zweiten Zeile des 8 3 „SS 4 bis 10“ 
heißen ſoll. 
Stettin, den 9. Februar 1894. 


Der letzte Abſatz des 8 6 des vorſtehenden Vertrages wird dahin ab— 
geändert, daß das für die Beerdigung zu zahlende Pauſchquantum vom 
1. Juli d. Is. ab auf 30 Mark, buchſtäblich: „Dreißig Mark“ erhöht wird. 

Stettin, den 6. Dezember 1906. 


Der § 6 des zwiſchen dem Provinzialverbande von Pommern und 
dem Kuratorium der Kückenmühler Anſtalten abgeſchloſſenen Vertrages vom 
21. Juni 1892 mit Nachträgen vom 9. Februar 1894 und 6. Dezember 1906 
wird dahin geändert, daß für die Verpflegung der Epileptiſchen vom 
1. April 1910 ab ein Pflegegeld von 480 .#, buchjtäblich: „Bierhundert- 
achtzig Mark“ für den Kopf und das Jahr gezahlt wird. Einzelne Tage 
eines Kalendermonats werden mit 1,33 / für den Kopf und Tag berechnet. 
(Vergl. den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 16. Dezember 1909 
D Nr. 26. II. 1909/10.) 

Stettin, den 18. Dezember 1909. 


Der § 6 des zwiſchen dem Provinzialverbande von Pommern und 
dem Kuratorium der Kückenmühler Anſtalten abgeſchloſſenen Vertrages vom 
21. Juni 1892 mit Nachträgen vom 9. Februar 1894, 6. Dezember 1906 
und 18. Dezember 1909 wird dahin abgeändert, daß für die Verpflegung 
ſämtlicher durch den Provinzialverband in den Kückenmühler Anſtalten 
untergebrachten Schwachſinnigen und Epileptiſchen vom 1. April 1911 ab 
ein Pflegegeld von 500 % buchſtäblich: „Fünfhundert Mark“ für den 
Kopf und das Jahr gezahlt wird. Einzelne Tage eines Kalendermonats 
werden mit 1,40 % für den Kopf und Tag berechnet. 

(Vergl. den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 8. Dezember 1910 
D Nr. 9. II. 1910/11.) 

Stettin, den 12. Dezember 1910. 


e) Beſtimmungen über die für Geiſteskranke zu zahlenden Pflegegelder uſw. 


1. Beſchluß des Provinzialausſchuſſes 
vom 13. Dezember 1911.) 
In Ausführung der SS 13, 15 des Reglements für die Verwaltung 
der Irrenanſtalten des Provinzialverbandes von Pommern vom 12 Mal 1887 
wird folgendes beſtimmt: 
J. Die Verpflegung der Geiſteskranken erfolgt: 5 
a) in den Provinzialheilanſtalten zu Lauenburg, bei Ückermünde und 
zu Treptow a. R. in drei Klaſſen, und zwar wird in Klaſſe! eine 


) Siehe unter a S. 67. 
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den Bedürfniſſen der wohlhabenden Stände entſprechende Be⸗ 
5 und Wohnung, insbeſondere für jeden Kranken ein 
beſonderes Zimmer gewährt, in Klaſſe II dasſelbe mit der Maß⸗ 
gabe, daß mehrere Kranke gemeinſame Wohn- und Schlafräume 
erhalten, Klaſſe III bildet die Normalklaſſe; 
b) in der Provinzialheilanſtalt zu Stralfund?) und in den von dem 
Landarmenverband benutzten fremden Anſtalten (3. Zt. Königlichen 
l und Nervenklinik Greifswald) in einer (Normal-) 
aſſe. 
II. An Pflegegeldern find zu zahlen: 
1. Für einheimiſche Kranke (Reglement 8 3 Abſatz 1): 

a) in den Provinzialheilanſtalten: 
in Klaſſe I jährlich 1800 M, für den Tag 5,00 M, 
in Klaſſe II jährlich 1200 M, für den Tag 3,40 M, 
in Klaſſe II! jährlich 800 /, für den Tag 2,20 M, 

b) in den von dem Landarmenverband benutzten fremden Anſtalten: 
jährlich 800 /, für den Tag 2,20 M. 

2. Für nicht in der ann einheimische Kranke (Reglement 8 3 Abſ. 2) 
die unter 1 beſtimmten Sätze mit einem Zuſchlage von jährlich 
300 /, für den Tag 0,85 M. 

3. Von den Armenverbänden der Provinz, ſoweit nicht koſtenfreie 
Verpflegung eintritt (Reglement $ 15), jährlich 350 %/, für den 
Tag 1,00 M. 

Ill. Für die Berechnung der Pflegegelder ſind nachſtehende Grundſätze 
maßgebend: 

I. Es wird nur die wirkliche Verpflegungszeit angerechnet, wobei 
der Aufnahmetag voll in Anſatz kommt, der Entlaſſungstag ganz 
außer Betracht bleibt. Fälle einer vorübergehenden Abweſenheit 
(Beurlaubung, Entweichung), deren Dauer ſechs Wochen nicht 
überſteigt, bleiben unberückſichtigt, ſofern ſich nicht die Entlaſſung 
unmittelbar anſchließt. e 

2. Die unter Il feſtgeſtellten Tagesſätze kommen nur in Anwendung, 
ſoweit es ſich um Teile eines Kalendervierteljahres handelt. Werden 
nicht die vollen Pflegegelder gezahlt, und entſprechen die Beiträge 
nicht einer der unter II angegebenen Summen, ſo werden von je 
50 % Jahresbeitrag 14 J und im übrigen von jeder Mark 
0,3 9 als Tagesſatz berechnet. 

3. Findet im Laufe des Kalendervierteljahres eine Ermäßigung der 
Pflegegelder ſtatt, oder wird ein zahlender Kranker in eine andere 
Anſtalt verſetzt, ſo werden die Vierteljahresſätze nach der Tages- 
zahl des betreffenden Vierteljahres auf die einzelnen Tage verteilt. 

IV. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 1. April 1912 in Kraft. 
Mit demſelben Tage wird der Beſchluß vom 11. Dezember 1907 D. Nr. 7 
aufgehoben. 

Stettin, den 13. Dezember 1911. D. Nr. 8. 


Der Provinzialausſchuß. 


2) Die Einrichtung einer J. und II. Klaſſe auch bei der Provinzialheilanſtalt zu 
Stralſund wird n 8 Zeit erforderlich werden. Inzwiſchen ſind, 
um dem dringendſten Bedürfniſſe abzuhelfen, auf jeder Geſchlechtsſeite 3 Plätze für 
Penſionäre eingerichtet. 
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Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 1 S. 18 
Köslin, „ Ide 1912. 
Stralſund, „ 2 „ 


2. B'eſtimm ungen des Landeshauptmanns vom 
11. Auguſt 1887 über die Vergütung beſonderer Leiſtungen 
gemäß § 14 des Reglements für die Verwaltung der 
f Irrenanſtalten: 


1. Für ein eigenes Zimmer ſind bis auf weiteres jährlich 200 M, für 
einen eigenen Wärter jährlich 400 „/, in vierteljährlichen Raten pränumerando 
an die Provinzialhauptkaſſe zu Stettin außer den reglementsmäßigen Pflege⸗ 
geldern zu zahlen. Kommen Bruchteile eines Kalenderquartals inbetracht, 
jo wird der Tag mit 0,55 M reſp. 1,10 , berechnet. 

2. Iſt dem Kranken ein eigenes Zimmer gewährt, ſo muß die Ver— 
gütung dafür auch gezahlt werden, wenn der Kranke durch ſeinen Zuſtand 
vorübergehend verhindert wird, dasſelbe zu benutzen, oder wenn aus dem- 
ſelben Grunde vorübergehend ein anderer Kranker zu ihm quartiert wird. 

3. Einem eigenen Wärter gewährt die Anſtalt für die sub 1 erwähnte 
Vergütung nur freie Station. Die Löhnung iſt Sache des Kranken reſp. 
ſeiner Vertreter, welche zu dieſem Zweck der Anſtaltsdirektion einen hin⸗ 
reichenden Vorſchuß einzuzahlen haben, ſofern ſie nicht vorziehen, ſich direkt 
mit dem Wärter abzufinden. 

Die Auswahl des Wärters iſt lediglich Sache der Anſtalts direktion, 
wodurch nicht ausgeſchloſſen wird, daß beſondere Wünſche berückſichtigt 
werden. Derſelbe wird von der Anſtaltsdirektion verpflichtet und iſt der 
Anſtaltsdisziplin unterworfen wie jeder andere Wärter. 

Wenn der Direktion einen Wärter nur auf 14tägige oder Awöchentliche 
Kündigung zu engagieren gelingt, ſo muß derſelbe, wenn inzwiſchen der 
Kranke die Anſtalt verlaſſen, und der Wärter als etatsmäßiger Wärter in den 
Anſtaltsdienſt nicht übernommen werden kann, bis zum Ablauf der ihm nach 
der Kündigung noch zuſtehenden Friſt nach obigen Sätzen bezahlt werden. 

4. Die auf Grund des § 14 des Reglements getroffenen Vereinbarungen 
können zu jeder Zeit einſeitig aufgehoben werden.“ 


3. Beſchluß des Provinzialausſchuſſes 
vom 13. Dezember 1911. 


Gemäß SS 11, 12 und 13 des Reglements vom Mi 1892 ) zur 


Ausführung des Geſetzes vom 11. Juli 1891 (Geſetzſammlung Seite 300) 
wird beſtimmt: 


J. 
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c) in den Provinzialkorrektions⸗ und Landarmenanſtalten in Ucker⸗ 
münde und Neuſtettin ſowie in der Provinzialſiechenanſtalt zu 
Bütow jährlich 400 /, für den Tag 1,10 WA. 

Der etwaige Arbeitsverdienſt der Pfleglinge kommt hierbei 
nicht in Anrechnung. 

II. Die von den Kreiſen und Gemeinden zu erſtattenden Pflegekoſten 
werden feſtgeſetzt: 

a) für die in den Provinzialheilanſtalten, in der Königlichen Pſychi⸗ 
atriſchen und Nervenklinik in Greifswald und in den Kücken⸗ 
mühler Anſtalten untergebrachten Kranken auf jährlich 350 M, 
für den Tag 1,00 W. 

b) für die in den Provinzialkorrektions- und Landarmenanſtalten in 
Uckermünde und Neuſtettin ſowie in der Provinzialſiechenanſtalt 
zu Bütow untergebrachten Kranken auf jährlich 300 /, für den 
Tag 0,85 M. 

III. Für die Berechnung der Pflegekoſten finden die in dem betreffen- 
den Beſchluſſe des Provinzialausſchuſſes?) zur Ausführung der 
88 13, 15 des Reglements für die Verwaltung der Irrenanſtalten 
des Provinzialverbandes von Pommern vom an 1887 aufge- 
ſtellten Grundſätze ſinngemäße Anwendung. 

IV. Dieſer Beſchluß tritt am 1. April 1912 in Kraft. Mit demſelben 
Tage wird der Beſchluß vom 11. Dezember 1907 — C. Nr. 4 — 
aufgehoben. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 

Stettin, Stück 2 S. 35 
Köslin, 2 „ 12 von 1912. 
Stralſund, „ ze 


2) Siehe unter e S. 90. 


f) Beſtimmungen über die Transportkoſten-Pauſchquanten. 


Beſchluß 
des Provinzialausſchuſſes vom 13. Februar 1912. 

J. Auf Grund des § 29 des Reglements für die Verwaltung der 
Irrenanſtalten des Provinzialverbandes von Pommern vom . s 1887 
(Extrabeilage II Seite 18 zu dem Amtsblatte der Königlichen Regierung 

Stettin Stück 30 
zu Köslin „ 31 f von 1887) werden die Pauſchquanten, in denen 

Stralſund „ 30 
die Koften für Einlieferung der koſtenfrei zu verpflegenden Geiſteskranken 
von! den, Anſtaltskaſſen an die einliefernden Armenverbände der Provinz zu 
erſtatten find, vom 1. April 1912 ab wie folgt feſtgeſetzt: ?) 


) Siehe unter a S. 64. . 
) Im Falle der Wiedereinlieferung entwichener Kranker werden die wirklichen 
Koſten erſtattet, ſoweit ſie angemeſſen ſind. 
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8 ö nach der * nach der 
Provinzialheil“ 5 — Provinzialhel⸗ - 
anſtalt 5.2 FFF 
Bei 8 8 5 2 838 Bei S S S 8 
; = 3 8 888212 = 8 8 383888 
E Einlieferung 8 8 2 8 8 Einlieferung 3 2 8 ser 
f 3 5 3 5 333 3 5 33 833 
5 * 3 5 5 888 aus = 3 s Gs 
dem Kreiſe 2 3 2 2 ” dem Kreiſe 43 2 5 RR 
Pauſchguantum _Paufchguantum — 
Ar AR AR, 2 MHIMMM| ut. 
1.] Anklam 42 6 22 10 nr 28 16 18 24 20 
2. Belgard . . 15 24 9 31 27 f19.] Randow und | | 
3.] Bublitz 17 32 14 39 35 Stadt Stettin 29 10 14 17 14 
4. Bütow 6 40 20 47 44 [Regenwalde .. 21 19 11 26 23 
5. Cammin. 28 12 721 17 1. Rügen 51 1834 6 8 
6.| Demmin 47 15 30 8 7 | Aummelsburg 11 34 19 41 37 
7. Dramburg.. 24 20 18 27 24 B3.| Saatzig und 
8. > - . . 450 17 33 — 7 Stadt Stargard 26 13 1621 17 
9.] Greifenberg 21 19 — 26 22 24.] Schivelbein 18 2¹ 12 28 25 
10.] Greifenhagen 33 12 16 20 16 Schlawe. . 9 30 13 41 37 
11.] Greifswald 45 11 25 6 — E.] Stolp und | 
12.] Grimmen. 49 14 31 5 5 Stadt Stolp. 7 36 16 44 40 
13.| Köslin 13 26 10 33 30 P7.| Stadt Stralſund 148 14 28 — 5 
14.] Kolberg⸗Körlin 17 26 6 34 30 | ückermünde 41 — 21 14 11 
15.] Lauenburg — 41 21 48 44 P9.| Uſedom⸗Wollin . 45 10 14 14 11 
16.] Naugard . . 29 15 823 19 
17. Neuſtettin .. 17261533 29 
II. Der Beſchluß vom 8. Februar 1905 (Amtsblatt der Königlichen 
Stettin Stück 7 
Regierung zu! Köslin „ 8 von 1905) wird mit dem 1. April 1912 
Stralſund „ 8 
aufgehoben. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin Stück 9 S. 127 
Köslin „ 9 S. 70 von 1912. 


Stralſund „ 9 S. 57 


g) Bekanntmachung. 


Nachdem die neue Provinzialheilanſtalt zu Stralſund Ende Mai eröffnet 
worden iſt, bringe ich hiermit zur öffentlichen Kenntnis, daß künftig in der 
Regel aufgenommen werden: 

In die Provinzialheilanſtalt zu Stralſund: 


Geiſteskranke aus Neuvorpommern und Rügen, aus den Kreiſen Anklam 
und Demmin und von der Inſel Uſedom. Da die Anſtalt nur eine Klaſſe. 
(Normalklafje) hat, können Penſionäre zunächſt nicht aufgenommen werden; 


in die Provinzialheilanſtalt bei Uüchermünde: 


alle Geiſteskranken aus den Kreiſen Uckermünde, Randow, Greifenhagen und 
dem Stadtkreiſe Stettin; 
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in die Provinzialheilanſtalt zu Treptow a. R.: 


alle Geiſteskranken aus den Kreiſen Stargard Stadt, Saatzig, Pyritz, Naugard, 
Greifenberg, Kammin, Kolberg —Körlin, Belgard, Schivelbein, Dramburg, 
Regenwalde und von der Inſel Wollin; 


in die Provinzialheilanſtalt zu Lauenburg i. P.: 


alle Geiſteskranken aus den Kreiſen Köslin, Bublitz, Neuſtettin, Rummelsburg, 
Bütow, Schlawe, Stolp Stadt, Stolp Land und Lauenburg. 

Dieſer Einteilung entſprechend ſind die Geſuche um Aufnahme von 
heilbaren Geiſteskranken gemäß § 20 des Reglements vom m 1) 
(veröffentlicht durch Sonderbeilage zum Amtsblatt der Königl. Regierungen 
Stettin und Stralſund, Stück 30 und Köslin Stück 31 von 1887) durch die 
Polizeiverwaltungen oder Amtsvorſteher an die Direktionen der zuſtändigen 
Anſtalten zu richten. 

An die Königliche pſychiatriſche und Nervenklinik zu Greifswald 
können derartige Anträge aus der ganzen Provinz gerichtet werden. 

Geſuche um Unterbringung von unh eil baren Geiſteskranken ſind 
auch ferner gemäß $ 2 des Reglements vom g mat (Sonderbeilage zu 
den Amtsblättern der Königl. Regierungen in Stralſund, Stettin und Köslin, 
Stück 27 von 1892) durch die Kreisausſchüſſe (bei Stadtkreiſen durch den 
Magiſtrat) an den Landeshauptmann einzureichen. 

Stettin, den 5. Juni 1912. 

Der Landeshauptmann der Provinz Pommern. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin Stück 25 S. 327 
Köslin „ 25 S. 205 f von 1912. 

Stralſund „ 25 S. 146 


8. 
Taubſtummenweſen. 


a) Satzung für die Verwaltung des Taubftummen- und Blinden-Bildungs- 
weſens in der Provinz Pommern zur Ausführung des Geſetzes vom 7. Auguft 
1911, betreffend die Beſchulung blinder und taubftummer Kinder. 


Unterbringung der Kinder. 


§ 1. Diejenigen taubſtummen oder blinden Kinder, bezüglich deren der 
Eintritt der Schulpflicht durch rechtskräftige Beſchlüſſe feſtgeſtellt worden iſt, 
unterliegen der Unterbringung durch den Provinzialverband, ſofern nicht vor 
der Unterbringung für ausreichenden Erſatzunterricht geſorgt iſt. 

S 2. Die Anordnung über die Unterbringung trifft der Landeshaupt⸗ 
mann. 

Die Entſcheidung des Landeshauptmanns iſt den Eltern und dem 
geſetzlichen Vertreter des Kindes ſowie dem Provinzialſchulkollegium und 


1) Siehe unter a S. 64. 
) Siehe unter b S. 80. 
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derjenigen Behörde, die den Beſchluß über die Schulpflicht des Kindes gefaßt 
hat, ſowie den zuſtändigen Ortsvorſtänden mitzuteilen. 

§ 3. Über die Zurückſtellung vom Schulbeſuch ($ 10 des Geſetzes vom 
7. Auguſt 1911) befindet der Landeshauptmann. Der Beſchluß über die 
Zurückſtellung iſt den Eltern und dem geſetzlichen Vertreter zuzuſtellen. Ab⸗ 
ſchrift des Beſchluſſes iſt dem Provinzialſchulkollegium und der Regierung 
zu überſenden. 

§ 4. Die Kinder werden in einer Taubſtummenanſtalt oder Blinden- 
anſtalt oder in einer Familie untergebracht, von der aus ſie eine Anſtaltsſchule 
beſuchen können. Der Landeshauptmann wird es ſich angelegen ſein laſſen, 
den Anträgen oder Wünſchen der Eltern oder geſetzlichen Vertreter auf Unter- 
bringung eines Kindes in einer beſtimmten Anſtalt oder in einer Familie 
oder, wenn das Kind eine Anſtalt von ſeinem Wohnorte aus beſuchen kann, 
auf Belaſſung an dieſem Orte nach Möglichkeit ſtattzugeben. Vorausſetzung 
hierfür iſt, daß in der betreffenden Anſtalt Platz vorhanden oder daß die 
betreffende Familie zur Unterbringung geeignet iſt. Jedoch ſteht den Eltern 
und dem geſetzlichen Vertreter ein Recht auf Unterbringung des Kindes in 
einer beſtimmten Anſtalt oder in einer beſtimmten Familie nicht zu. 

Der Landeshauptmann kann ein Kind aus Zweckmäßigkeitsgründen 
oder, ſofern es im Intereſſe des Unterrichts oder der Erziehung wünſchenswert 
iſt, jederzeit in eine andere Anſtalt oder Familie verſetzen.“ 

§ 5. Soweit es in dem Bezirke des Provinzialverbandes möglich iſt, 
iſt das Kind in einer Anſtalt ſeines Bekenntniſſes unterzubringen. Iſt dies 
nicht angängig, ſo iſt, ſoweit möglich, für regelmäßige Erteilung des Religions- 
unterrichtes in der Konfeſſion des Kindes und für regelmäßige Gelegenheit 
zum Beſuche des Gottesdienſtes zu ſorgen. 

Falls das Kind nicht in der Anſtalt wohnt, muß es möglichſt in einer 
Familie ſeines Bekenntniſſes untergebracht werden. 


§ 6. Der Schulaufnahmetermin wird von dem Provinzialſchulkollegium 
nach Anhörung des Landeshauptmanns feſtgeſetzt. 


Überführung der Kinder in die Anſtalten. 


$ 7. Der Landeshauptmann hat dem geſetzlichen Vertreter jedes auf⸗ 
zunehmenden Kindes möglichſt 6 Wochen vor Beginn des Schuljahres eine 
Witteilung über den Schulanfang mit der Aufforderung zuſtellen zu laſſen, 
das Kind bis zu dieſem Tage der Anſtalt oder der Familie, der es überwieſen 
iſt, zuzuführen. Sind die Angehörigen mit der Überführung des Kindes ein— 
verſtanden, aber zu deren Bewernkſtelligung nicht imſtande, weil das Kind 
unvermögend iſt und ſie ſelbſt nicht in der Lage ſind, die Überführungskoſten 
aus eigenen Mitteln zu decken, jo find dem geſetzlichen Vertreter die notwen— 
digen Mittel von dem verpflichteten Ortsarmenverbande vorzuſtrecken. Weigern 
ſich die Angehörigen, der Aufforderung Folge zu leiſten, oder erfolgt die 
Überführung nicht zum Beginn des Schuljahres, ſo hat der Landeshauptmann 
die zuſtändige Regierung zu erſuchen, die Überführung anzuordnen. 


) Anmerkung: Zur Unterbringung von taubſtummen Kindern ſind zurzeit in 
der Provinz Pommern vorhanden: die Provinzialtaubſtummenanſtalten in Stettin 
und Köslin, ſowie die Privattaubſtummenanſtalt zu Stralſund. Letztere iſt aus⸗ 
ſchließlich für den Unterricht ſchwach begabter Kinder beſtimmt. Die Unterbringung der 
blinden Kinder erfolgt zurzeit in den Provinzialblindenanſtalten zu Stettin. 


| 
| 
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8 8. Jedes Kind, das in einer Anſtalt oder in einer Familie unter⸗ 
gebracht wird, hat bei ſeiner Ankunft folgende Gegenſtände in gutem Zuſtande 
mitzubringen und zwar: 

a) jedes tau bſtumme Kind 

1 Unterbett, 1 Kopfkiſſen, 6 Hemden, 6 Paar Strümpfe, 6 Taſchen⸗ 
tücher, 2 Paar Stiefel oder Schuhe, 2 vollſtändige Anzüge (für 
Knaben Jacke, Weite, Hofe) und zwar einen neuen als Sonntags- 
anzug; 

jedes taubſtumme Mädchen hat außerdem mitzubringen: 

4 Schürzen, 2 Leibchen, 4 Paar Beinkleider, 3 Unterröcke; 

b) jedes blinde Kind: 

6 Hemden, 6 Paar Strümpfe, 6 Taſchentücher, 2 Paar Stiefel 
oder Schuhe, 2 vollſtändige Anzüge (für Knaben Jacke, Weſte, 
Hofe) und zwar einen neuen als Sonntagsanzug; 

jedes blinde Mädchen hat außerdem mitzubringen: 

4 Schürzen, 2 Leibchen, 4 Paar Beinkleider, 3 Unterröcke. 

Für fehlende oder in unbrauchbarem Zuſtande befindliche Stücke wird 
von dem Anſtaltsvorſteher auf Koſten desjenigen Erſatz beſchafft, welchem 
geſetzlich die Beſchaffung der Sachen obliegt. 

Anſtelle der zu liefernden Bekleidungsgegenſtände können die Drts- 
armenverbände oder die Angehörigen auch einen von dem Landeshauptmann 
feſtzuſetzenden Geldbetrag an den Anſtaltsvorſteher einſenden, der hierfür dieſe 
Gegenſtände ordnungsmäßig beſchafft. 

Die von den taubſtummen Kindern mitgebrachten Bettſtücke bleiben 
Eigentum der Kinder oder ihrer Angehörigen und werden bei der Entlaſſung 
in dem Zuſtande, in. dem ſie ſich dann befinden, zurückgegeben. 

§ 9. Von den betreffenden Magiſtraten, Guts- oder Gemeindevor- 
ſtänden ſind für jedes Kind ſpäteſtens bis zum Beginne des Schuljahres 
dem Landeshauptmann zu überſenden: 

1. die Geburtsurkunde, 

2. der Taufjchein, 

3. der Impfſchein, 

4. eine Beſcheinigung darüber, in welchem Ortsarmenverbande der 
Provinz Pommern das Kind ſeinen Unterſtützungswohnſitz hat oder 
die Verhandlungen, aus denen hervorgeht, daß das Kind keinen 
Unterſtützungswohnſitz hat. . 

$ 10. Den Kindern werden neben Unterhalt und Verpflegung Kleidung 
und Lehrmittel geliefert. In Krankheitsfällen wird ärztlicher Beiſtand und 
Pflege gewährt, ſoweit nicht die Entlaſſung erfolgen muß. Stirbt ein Kind in 


der Anſtalt oder in der Familienpflegeſtelle, ſo ſorgt die Anſtalt für das Begräbnis. 


Bei der Entlaſſung werden die Kinder entſprechend der Einkleidung 
($ 8) ausgeſtattet. 

8 11. Die Angehörigen der Kinder haben ſich während des Aufent- 
haltes derſelben in der Anſtalt aller unmittelbaren einſeitigen Einwirkung auf 
die Kinder oder deren Pfleger zu enthalten. Sie haben vielmehr ſich mit 
ihren Anliegen und Wünſchen an den Anſtaltsvorſteher zu wenden. 

§ 12. Die Zuführung der Kinder zur Anſtalt, die Fortnahme bei der 
Entlaſſung ſowie die Sorge für die Hin- und Herreiſe in den Ferien iſt nicht 
Sache des Provinzialverbandes. Dies bleibt den Angehörigen oder dem 
geſetzlichen Vertreter oder den zuſtändigen Behörden überlaſſen. 
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§ 13. Die Anſtalten verfolgen die Unterrichtsziele der Volksſchule. 
Der Unterricht erſtreckt ſich auf ſämtliche Unterrichtsgegenſtände derſelben, die 
mit taubſtummen oder blinden Kindern getrieben werden können. 


Entlaſſung. 


8 14. Über die Entlaſſung der Kinder aus der Schule und über die 
Ausdehnung der Schulpflicht befindet nach Maßgabe der geſetzlichen Be— 
ſtimmungen und der Ausführungsvorſchriften der Landeshauptmann. 


Koſten. 


§ 15. Die Koſten des Unterrichts und der Erziehung trägt der Provinzial⸗ 
verband, die Koſten des Unterhalts nur inſoweit, als fie nicht nach den Be- 
ſtimmungen des Geſetzes vom 7. Auguſt 1911 den Ortsarmenverbänden zur 
Laſt fallen oder aus dem Vermögen des Kindes oder von den auf Grund 
des Bürgerlichen Rechts zu ſeinem Unterhalt Verpflichteten erſtattet werden 
können und vorbehaltlich der Beſtimmung des 8 16, 

Zu den Koſten des Unterhaltes gehören auch die Koſten der Bekleidung 
(abgeſehen von der erſten Ausſtattung), einer Krankheit und der Ferienreiſe 
eines Kindes zu ſeinen Angehörigen. 

§ 16. Wenn die Koſten des Unterhaltes nicht oder nur teilweiſe aus 
dem Vermögen des Kindes oder durch ſeine unterhaltspflichtigen Angehörigen 
bezahlt werden, ſo iſt der nicht gedeckte Teil dieſer Koſten, ſofern es ſich 
nicht um ein landarmes Kind handelt, nach den Vorſchriften des $ 31a des 
Geſetzes vom 11. Juli 1891 von dem endgültig unterſtützungspflichtigen 
Ortsarmenverbande durch Vermittlung des Kreiſes, dem dieſer Ortsarmen- 
verband angehört, dem Provinzialverbande zu erſtatten. 

§ 17. Der Betrag der erſtattungsfähigen Koſten wird als Pauſch— 
quantum nach dem Jahresſatze von 300 % für jedes Kind feſtgeſetzt. 

Die zu erſtattenden Koſten werden vierteljährlich bei den betreffenden 
Kreiſen liquidiert. 


Abänderungs- und Schlußbeſtimmungen. 


§ 18. Die Abänderung der Beſtimmungen im § 8 und des Pauſch— 
quantums im 8 17 dieſer Satzung unterliegt der Beſchlußfaſſung des Pro- 
vinzialausſchuſſes. 

§ 19. Mit dem Inkrafttreten dieſer Satzung verlieren das Reglement für 
die Verwaltung des Taubſtummenbildungsweſens in der Provinz Pommern vom 
ne 1878 und die Satzungen für die Provinzial⸗Taubſtummenanſtalt 


ezember 


7. D. ah 
zu Köslin vom ae 1909, ſowie das Reglement für die Verwaltung der 
Provinzialblindenanftalten zu Neutorney bei Stettin vom rm 


ihre Gültigkeit. 

§ 20. Dieſe Satzung tritt am 1. April 1912 in Kraft. 

Beſchloſſen vom 39. Provinziallandtage von Pommern am 14. März 1912. 

Genehmigt durch Erlaß der Herren Miniſter der geiſtlichen und Unter— 
richts-Angelegenheiten und des Innern vom 19. April 1912. 

Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Köslin, Stralſund Stück 21 für 1912. 
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b) Satzung für die Provinzialtaubſtummenanſtalt zu Köslin. 
8 1. Die Anftalt zum Unterricht und zur Erziehung taubſtummer Kinder 


aus dem Regierungsbezirk Köslin iſt im Jahre 1860 in das Leben gerufen. 
Ihr ſind durch Allerhöchſte Kabinettsorder vom 3. Oktober 1864 die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon verliehen. 
§ 2. Die Anſtalt iſt als „Provinzialtaubſtummenanſtalt zu Köslin“ 
der Aufſicht und Verwaltung des Provinzialverbandes von Pommern und 
ſeiner Organe nach Maßgabe 
der n 
der Satzung für die Verwaltung des Taubſtummen- und Blinden⸗ 
Bildungsweſens für die Provinz Pommern zur Ausführung des 
Geſetzes vom 7. Auguſt 1911 und 
dieſer Satzung 
unterſtellt. 
Die bisherigen Satzungen treten außer Kraft. 
§ 3. Die Anſtalt verfolgt die Unterrichtsziele der Volksſchule. Der 
Unterricht erſtreckt ſich auf ſämtliche Unterrichtsgegenſtände derſelben, welche 
mit taubſtummen Kindern getrieben werden können. 

4. Die unmittelbare Leitung und Verwaltung der Anſtalt liegt dem 

erſten Lehrer als Anſtaltsvorſteher ob. 
Er iſt der unmittelbare Vorgeſetzte der übrigen Lehrer und des Schul⸗ 

wärters. 

Dieſe haben ſeinen Anordnungen vorbehaltlich der Beſchwerde bei dem 
Landeshauptmann unbedingt Folge zu leiſten. 5 

8 5. Der Anſtaltsvorſteher hat die Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Zucht in der Anſtalt nach den in der Hausordnung und in den verſchiedenen 
Dienſtanweiſungen enthaltenen oder ſonſt zu erlaſſenden Vorſchriften zu über- 
wachen. Insbeſondere liegt ihm ob: 

1. nach Beratung mit dem Lehrerkollegium den Unterrichtsplan zu 

entwerfen; 
2. den Haushaltsplan, den Bauplan und den Jahresbericht der 
Anſtalt zu entwerfen und dem Kommiſſar ($ 11) rechtzeitig vor- 
zulegen; N 

3. den baulichen Zuſtand der Anſtalt zu überwachen und von vor⸗ 
gefundenen Mängeln dem Landeshauptmann und dem Kommiſſar 
rechtzeitig Anzeige zu machen; 

4. für die Kinder geeignete Pflegeſtellen zu ermitteln und ſie ſowie 
ihr Wohlergehen zu überwachen, nötigenfalls auch die Aufhebung 
der Pflegeverträge zu veranlaſſen; 

Fin Krankheitsfällen der Kinder den Anſtaltsarzt zu benachrichtigen; 
die Beſchäftigung der Kinder behufs ihrer techniſchen Vorbildung 
für das bürgerliche Leben zu regeln; 
den Schriftwechſel mit den Angehörigen der Kinder zu führen; 
die Annahme und Entlaſſung etwaigen Gejindes; 
den Landeshauptmann und den Kommiſſar von allen wichtigen 
Vorkommniſſen ſofort in Kenntnis zu ſetzen. 
§ 6. Der Anſtaltsvorſteher darf ſich ohne Urlaub und ohne Regelung 
ſeiner Stellvertretung über Nacht nicht von der Anſtalt entfernen. Er iſt 
befugt, die Lehrer und den Schulwärter bis zu drei Tagen zu beurlauben. 
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Der Anſtaltsvorſteher jelbjt kann von dem Kommiſſar bis zu drei Tagen 
beurlaubt werden. a 
Alle Geſuche des Anſtaltsvorſtehers, der Lehrer und Angeſtellten um 
längeren Urlaub ſind an den Landeshauptmann zu richten. 
§ 7. Der Vorſteher, die Lehrer und die Beamten der Anſtalt find 
Provinzialbeamte. 
§ 8. Der zweite Lehrer vertritt den Vorſteher in Behinderungsfällen, 
bis der Landeshauptmann die Stellvertretung anderweit regelt. 
§ 9. Die auf Lebenszeit angeſtellten Lehrer müſſen die vorſchrifts⸗ 
mäßige Befähigung als Taubſtummenlehrer beſitzen. Sie ſind obere 
Anſtaltsbeamte. 
§ 10. Sämtliche Lehrer haben die Verpflichtung, den Anſtaltsvorſteher 
bei Anfertigung der ſchriftlichen Arbeiten ſowie in ſeinen ſonſtigen Obliegenheiten 
im Intereſſe der Anſtalt nach näherer Anweiſung des Vorſtehers zu unter⸗ 
ſtützen, ohne Beſchränkung dieſer Verpflichtung auf beſtimmte Dienſtſtunden. 
8 11. Für die unmittelbare Beauſſichtigung der Anſtalt und der 
örtlichen Verwaltung werden nach § 99 der Provinzialordnung ein 
Kommiſſar uud ein Stellvertreter von dem Provinzialausſchuſſe gewählt. 
Der Kommiſſar iſt der unmittelbare Dienſtvorgeſetzte des Rendanten. 
$ 12. Dem Provinziallandtage gebührt: 
1. die Beſchlußfaſſung über Anderungen dieſer Satzung; 
2. die Feſtſtellung des Haushaltsplanes; 
3. die Abnahme der Jahresrechnung; 
4. die Genehmigung zum Verkaufe von Grundſtücken. 
$ 13. Dem Provinzialausſchuſſe liegt ob: 
die Wahl des Kommiſſars und deſſen Stellvertreters; 
die Genehmigung des Lehrplanes und der Ferienordnung; 
. die Beſchlußfaſſung über Bauten und bauliche Einrichtungen, 
falls die Anſchlagskoſten den Betrag von 500 # überſteigen; 
die Vorprüfung des Haushaltsplanes und der Anſtaltsrechnungen 
zwecks Vorlage an den Provinziallandtag; 

die Wahl der nach dem Haushaltsplane lebenslänglich oder mit 
Penſionsberechtigung anzuſtellenden Lehrer und ſonſtigen 
Angeſtellten, ſowie ihre Verſetzung in den Ruheſtand; 

6. die Wahl des Rendanten der Anſtaltskaſſe, die Beſtimmung der 
von ihm zu beſtellenden Kaution ſowie die Genehmigung der ihm 
zu erteilenden Dienſtanweiſung; 

7. die Feſtſtellung der allgemeinen Bedingungen, unter denen die 
Kinder in Privatpflege gegeben werden. 

§ 14. Dem Landeshauptmann liegt unter anderem ob: 

1. die Aufjicht über die Verwaltung der Anſtalt, ſowie die Ent- 
ſcheidung in allen Angelegenheiten, ſoweit ſie nicht dem 
Provinziallandtage oder dem Provinzialausſchuſſe zuſtehen; er 
vertritt die Anſtalt nach außen, insbeſondere auch Gerichten und 
Behörden gegenüber; 

der Erlaß der Dienſtanweiſungen für das Anſtaltsperſonal ſowie 
der Hausordnung; 

die Annahme und Entlaſſung der vorübergehend auf Kündigung 

oder auf Probe anzuſtellenden Lehrer und Angeſtellten; 
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4. die Genehmigung von Abweichungen von den allgemeinen 
Pflegebedingungen; 

5. die Entſcheidung auf Beſchwerden über die Verfügungen des 
Anſtaltsvorſtehers oder des Kommiſſars; 

6. die Entſcheidung über Aufnahme und Entlaſſung der Kinder. 

§ 15. Der Kommiſſar hat die Jahresrechnung, den Entwurf zum 
Bauplan und zum Haushaltsplan ſowie den Verwaltungsbericht vorzu— 
prüfen und dem Landeshauptmann innerhalb der von dieſem beſtimmten 
Friſten einzureichen. 

§ 16. Die nach Maßgabe des Haushaltsplanes zur Erfüllung des- 
ſelben erforderlichen Mittel werden der Anſtalt auf Antrag des Kommiſſars 
überwieſen. 

§ 17. Das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen iſt nach den für die 
Provinzialanſtalten gültigen Beſtimmungen zu verwalten. Die Kaſſen— 
anweiſungen ſind von dem Kommiſſar zu erteilen. 

Die Kaſſe iſt allmonatlich an dem Tage, an welchem die ſonſtigen 
öffentlichen Kaſſen in Köslin revidiert werden, regelmäßig und mindeſtens 
einmal im Jahr außerordentlich und unvermutet zu revidieren. 

Die Vornahme der Reviſion gehört zu den Obliegenheiten des 
Kommiſſars, der zugleich Kaſſenkurator iſt. 

§ 18. Dieſe Satzung tritt am 1. April 1912 in Kraft. 

Beſchloſſen vom 39. Provinziallandtage von Pommern am 
14. März 1912. 

Genehmigt durch Erlaß der Herren Miniſter der geiſtlichen und 
Unterrichtsangelegenheiten und des Innern vom 19. April 1912 mit der 
Maßgabe, daß der Lehrplan (§ 13 Ziffer 2) auch der Genehmigung des 
Königlichen Provinzialſchulkollegiums bedarf. 

Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königl. Regierung zu Stettin, 
Köslin, Stralſund Stück 21 für 1912. 
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a) Satzung für die Verwaltung der Provinzialblindenanftalten zu Stettin. 


§ 1. Die pommerſche Blindenanſtalt für die Unterweiſung und Er- 
ziehung blinder Knaben zu Neutorney iſt im Jahre 1850 gegründet, im 
Jahre 1852 durch Allerhöchſte Order vom 3. Mai zu einem Provinzial⸗ 
Inſtitut umgebildet und 1862 durch Allerhöchſte Order vom 29. November 
mit den Rechten einer juriſtiſchen Perſon beliehen. 

Im Anſchluß an dieſe Anſtalt iſt von dem Provinziallandtage von 
Pommern die Viktoriaftiftung für blinde Mädchen der Provinz Pommern 
in das Leben gerufen und durch Allerhöchſte Order vom 11. Februar 1860 
mit der gleichen rechtlichen Selbſtändigkeit ausgeſtattet worden. 

$ 2. Die vorbezeichneten Anſtalten werden als Provinzialblinden⸗ 
anſtalten zu Stettin der Aufficht und Verwaltung des Provinzialverbandes 
von Pommern und ſeiner Organe nach Maßgabe der Provinzialordnung, 
der Satzung für die Verwaltung des Taubſtummen- und Blindenbildungs- 
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weſens zur Ausführung des Geſetzes vom 7. Auguſt 1911 betr. die 
Beſchulung blinder und taubſtummer Kinder und dieſer Satzung unterſtellt 
und einheitlich verwaltet. ; 

83. Die älteren Statuten, ſoweit fie mit dem Inhalt dieſer Satzung 
in Widerſpruch ſtehen, und das Reglement für die Verwaltung der 
Provinzialblindenanftalten zu Neutorney bei Stettin vom 4, Funn 870 nebſt 
Nachtrag vom me 1905 treten außer Kraft. 

§ 4. Die Provinzialblindenanſtalten verfolgen, abgeſehen von dem 
Unterhalte, von der Erziehung und dem Unterrichte der ihr anvertrauten 
Kinder, den Zweck, ſämtliche aufgenommenen Perſonen zu Fertigkeiten anzu⸗ 
leiten, welche ſie in den Stand ſetzen, ſich nützlich zu beſchäftigen und ihren 
Unterhalt ganz oder teilweiſe zu erwerben. 

§ 5. Alle in die Anſtalten aufgenommenen Perſonen ſind verpflichtet, 
ſich nach ihren Kräften an den in den Anſtalten betriebenen Arbeiten zu 
beteiligen. Der Arbeitsverdienſt verbleibt den Anſtalten. 

S 6. Solange der vorhandene Raum ausreicht, können in den 
Provinzialblindenanſtalten auch nicht mehr ſchulpflichtige Blinde zur Er⸗ 
lernung eines Handwerks aufgenommen werden. Die Höhe der Pflegekoſten 
für dieſe Perſonen wird durch den Anſtaltsetat beſtimmt. 

§ 7. Für die unmittelbare Verwaltung und Beauffichtigung der 
Anſtalten wird nach § 99 der Provinzialordnung eine Kommiſſion mit der 
Bezeichnung: 

„Kuratorium der Provinzialblindenanſtalten zu Stettin“ 
beſtellt. Dieſem liegt die Verwaltung der Anſtalten ob; in den geeigneten 
Fällen hat es mittels Berichts an den Landeshauptmann die Beſchluß⸗ 
faſſung des Provinziallandtages und des Provinzialausſchuſſes herbeizuführen. 

S 8. Das Kuratorium beſteht aus 7 Mitgliedern. Dieſe ſind für die 
Zeit bis zum 1. April 1915 gewählt und werden demnächſt für je 5 Jahre 
gewählt. — Die bisherigen Witglieder bleiben bis zur Einführung der neu⸗ 
gewählten Mitglieder in Tätigkeit. Für im Laufe der Wahlperiode aus⸗ 
ſcheidende Mitglieder finden Erſatzwahlen ſtatt. 

§ 9. Der Vorſitzende des Kuratoriums wird von dem Provinzialaus- 
ſchuß beſtimmt und von dem Landeshauptmann in ſein Amt eingeführt und 
vereidigt. 

Bei Behinderung des Vorſitzenden erfolgt ſeine Vertretung durch das 
den Jahren nach älteſte Mitglied des Kuratoriums, bis der Provinzialausſchuß 
die Stellvertretung regelt. Verreiſt der Vorſitzende, ſo muß er zuvor für die 
Ordnung der Stellvertretung ſorgen. N 

$ 10. Die übrigen Mitglieder des Kuratoriums werden von de 
Vorſitzenden eingeführt und durch Handſchlag verpflichtet. 

Werden der Vorſitzende des Kuratoriums oder die Mitglieder nach Ablauf 
ihrer Wahlperiode wiedergewählt, ſo bedarf es keiner neuen Einführung. 

8 11. Die in Stettin wohnenden Mitglieder des Kuratoriums ſcheiden 
von ſelbſt aus, wenn ſie ihren Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt von 
Stettin fortverlegen. a 

S 12. Die Mitglieder des Kuratoriums führen ihr Amt als Ehrenamt. 
Die nicht in Stettin wohnenden Mitglieder erhalten Tagegelder und Reife- 
koſten nach Maßgabe der jeweilig für die Mitglieder des Provinziallandtages 
gültigen Beſtimmungen, wenn fie ſolche vor Ablauf des jedesmaligen Etats- 
jahres in Anſpruch nehmen. 
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§ 13. Die Tätigkeit des Kuratoriums iſt eine bollegialiſche, ſoweit 
nicht durch die von dem Kuratorium zu beſchließende, der Genehmigung des 
Provinzialausſchuſſes bedürfende Geſchäftsordnung dem Vorſitzenden oder 
einzelnen Mitgliedern beſondere Befugniſſe und Obliegenheiten übertragen 
werden. 

8 14. Das Kuratorium verſammelt ſich, jo oft es die Geſchäfte erfordern. 
Die Berufung erfolgt ſchriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung durch den 
Vorſitzenden. Sie muß erfolgen auf ſchriftliches Verlangen zweier Mitglieder 
oder des Landeshauptmanns. 

Die Einführung regelmäßiger Sitzungstage bleibt der Beſchlußfaſſung 
des Kuratoriums vorbehalten. 

15. Das Kuratorium iſt nur beſchlußfähig, wenn mindeſtens drei 
Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet bei Wahlen das Los, im übrigen 
die Stimme des Vorſitzenden. 

8 16. Die Beſchlüſſe ſind bei Angabe der gegenwärtig geweſenen 
Mitglieder fortlaufend in ein Protokollbuch einzutragen. Die Niederjchrift iſt 
von dem Vorſitzenden und mindeſtens noch einem Mitgliede zu vollziehen. 

$ 17. Die Vertretung der Anſtalt nach außen erfolgt durch den Vor⸗ 
ſitzenden des Kuratoriums. Er führt ſeine Legitimation durch eine Beſcheinigung 
des Landeshauptmanns. 

§ 18. Die unmittelbare Leitung der Anſtalt liegt dem erſten Lehrer 
als Anſtaltsvorſteher ob. Er iſt der unmittelbare Vorgeſetzte der übrigen 
Lehrer und des ſonſtigen bei der Anſtalt angeſtellten Perſonals. 

Dieſe haben ſeinen Anordnungen vorbehaltlich der Beſchwerde bei dem 
Kuratorium unbedingt Folge zu leiſten. 

§ 19. Der Anſtaltsvorſteher nimmt an den Beratungen des Kuratoriums 
mit beratender Stimme teil, ſofern nicht das Kuratorium einzelne Angelegen— 
heiten in ſeiner Abweſenheit zu beraten beſchließt. 

§ 20. Der Anſtaltsvorſteher hat die Aufrechterhaltung der Ordnung 
und Zucht in der Anſtalt nach den in der Hausordnung und in den ver⸗ 
ſchiedenen Dienſtanweiſungen enthaltenen oder ſonſt zu erlaſſenden Vorſchriften 
zu überwachen. Insbeſondere liegt ihm ob: 

1. Nach Beratung mit dem Lehrerkollegium den Unterrichtsplan zu 

entwerfen. 

2. Den Haushaltsplan, den Bauplan und den Jahresbericht der Anſtalt 

zu entwerfen. 

3. Den baulichen Zuſtand der Anſtaltsgebäude zu überwachen und von 

vorgefundenen Mängeln dem Kuratorium rechtzeitig Anzeige zu machen. 

4. Für diejenigen Perſonen, welche außerhalb der Anſtalt wohnen ſollen, 

geeignete Pflegeſtellen zu ermitteln und zu überwachen, nötigenfalls 

auch bei dem Kuratorium die Aufhebung der Pflegeverträge zu 
beantragen. 

5. Die Beſchäftigung der Kinder behufs ihrer techniſchen Vorbildung 

für das bürgerliche Leben zu regeln. 

6. Den Schriftwechſel mit den Angehörigen der Kinder zu führen. 

7. Die Annahme und Entlaſſung etwaigen Geſindes. 

8. Das Kuratorium von allen wichtigen Vorkommniſſen ſofort in 

Kenntnis zu ſetzen. 

8 21. Der Anſtaltsvorſteher darf fich, nachdem er in geeigneter Weiſe 
ſeine Stellvertretung geſichert hat, auf die Dauer von 3 Tagen von der Anſtalt 


104 II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


entfernen, iſt aber verpflichtet, dem Vorſitzenden des Kuratoriums hiervon 
Anzeige zu machen. Er iſt befugt, die ihm unterſtellten Lehrer und Angeſtellten 
auf 3 Tage zu beurlauben. Alle Geſuche um längeren Urlaub ſind an das 
Kuratorium zu richten. 

§ 22. Dem Vorſteher werden die nötigen Lehrkräfte beigeordnet. Durch 
den Haushaltsplan oder die beſonders zu vereinbarenden Anſtellungsverträge 
werden die Anzahl der Lehrer und ſonſtigen Angeſtellten und die näheren 
Anſtellungsbedingungen geregelt. 

§ 23. Der zweite Lehrer vertritt den Vorſteher in Behinderungsfällen, 
bis das Kuratorium die Stellvertretung anderweit regelt. 

§ 24. Die ordentlichen Lehrer müſſen die von der zuſtändigen Behörde 
vorgeſchriebene Befähigung als Blindenlehrer beſitzen. Die auf Lebenszeit 
angeſtellten Lehrer ſind obere Anſtaltsbeamte. 

§ 25. Sämtliche Lehrer haben die Verpflichtung, den Anſtaltsvorſteher 
bei Anfertigung der ſchriftlichen Arbeiten ſowie bei feinen ſonſtigen Obliegen- 
heiten im Intereſſe der Anſtalt nach näherer Anweiſung des Vorſtehers zu 
3 ohne Beſchränkung dieſer Verpflichtung auf beſtimmte Dienſt⸗ 
tunden. 

§ 26. Das Rechnungsjahr der Anſtalt geht vom 1. April des einen 
bis zum 31. März des folgenden Jahres. Die Rechnung iſt von dem 
Kuratorium zu prüfen und nebſt einem Verwaltungsbericht dem Landes- 
hauptmann innerhalb der von dieſem beſtimmten Friſt einzureichen. 

S 27. Dem Provinziallandtage gebührt: 

1. Die Beſchlußfaſſung über Abänderungen dieſer Satzung. 

2. Die Feſtſtellung des Haushaltsplanes. 

3. Die Abnahme der Jahresrechnung. 

4. Die Genehmigung zum Verkaufe von Grundſtücken. 

§ 28. Dem Provinzialausſchuß liegt ob: 

1. Die Wahl der Mitglieder des Kuratoriums ſowie die Beſtimmung 
des Vorſitzenden und die Ordnung ſeiner Stellvertretung. 

2 ir Nat Pag ob ein Mitglied als ausgeſchieden zu betrachten 
iſt (8 11). 

3. Die Genehmigung der Geſchäftsordnung für das Kuratorium, des 
Lehrplanes und der Ferienordnung. 

4. Die Beſchlußfaſſung über Bauten und bauliche Einrichtungen, falls 

die Anſchlagskoſten den Betrag von jährlich 500 M. überſteigen. 
„Die Vorprüfung des Haushaltsplanes und der Anſtaltsrechnungen 
zwecks Vorlage an den Provinziallandtag. 
„Die Entſcheidung auf Beſchwerden über Beſchlüſſe des Kuratoriums. 
Die Wahl der nach dem Haushaltsplane lebenslänglich oder mit 
Penſionsberechtigung anzuſtellenden Lehrer und ſonſtigen An— 
geſtellten, ſowie ihre Verſetzung in den Ruheſtand. 

8. Die Wahl des Rendanten der Anſtaltskaſſe, die Beſtimmung der 
von ihm zu beſtellenden Kaution, ſowie der Erlaß der ihm zu 
erteilenden Dienſtanweiſung. 

9. Die Feſtſtellung der allgemeinen Bedingungen, unter denen Zöglinge 
der Anſtalt in Privatpflege gegeben werden. 

Im übrigen handelt das Kuratorium nach ſeinem beſten Ermeſſen. 
Insbeſondere liegt ihm ob: 

1. Der Erlaß der Dienſtanweiſungen für das Anſtaltsperſonal ſowie 

der Hausordnung. 


I 
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2. Die Annahme und Entlaſſung der vorübergehend auf Kündigung 
oder auf Probe anzuſtellenden Lehrer uſw. 
3. Die Genehmigung von Abweichungen von den allgemeinen 
1 
ie Entſcheidung auf Beſchwerden über die Verfügungen des 
Anſtaltsvorſtehers. 
5. — A über die Aufnahme von nicht mehr ſchulpflichtigen 
linden. 
6. Die Entſcheidung über Bauten, falls die Anſchlagskoſten den 
Betrag von jährlich 500 Mark nicht überſteigen. 

§ 29. Das Kaſſen- und Rechnungsweſen iſt nach den für die PBrovin- 
zialanſtalten gültigen Beſtimmungen einzurichten und zu verwalten. 

Die Kaſſe iſt allmonatlich an dem Tage, an welchem die ſonſtigen 
öffentlichen Kaſſen in Stettin revidiert werden, regelmäßig und mindeſtens 
einmal im Jahre außerordentlich und unerwartet zu revidieren. 

Die Vornahme der Revifion gehört zu den Obliegenheiten des Vorſitzenden 
des Kuratoriums, falls nicht ein beſonderer Kaſſenkurator beſtellt wird. 

30. Dieſe Satzung tritt am 1. April 1912 in Kraft. 
eſchloſſen vom 39. Provinziallandtage von Pommern am 14. März 1912. 

Genehmigt durch Erlaß der Herren Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts- 
angelegenheiten und des Innern vom 19. April 1912 mit der Maßgabe, daß 
der Lehrplan ($ 28 Ziffer 3) auch der Genehmigung des Königl. Provinzial⸗ 
ſchulkollegiums bedarf. 

Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Köslin, Stralſund Stück 21 für 1912. 


b) Reglement für die Verwaltung der „Wilhelm⸗Auguſta⸗Stiftung“, Aſyl 
a für erwachſene Blinde der Provinz Pommern. 


8 1. Zur Feier der goldenen Hochzeit Sr. Majeſtät des Kaiſers und 
Königs Wilhelm und Ihrer Majeſtät der Kaiſerin und Königin Auguſta 
am 11. Juni 1879 iſt durch übereinſtimmende Beſchlüſſe ſämtlicher Stadt⸗ 
und Landkreiſe der Provinz Pommern ein Kapital von 100000 Mark her⸗ 
gegeben zur Gründung eines Aſyls, in welchem erwachſene Blinde aus der 
Ze Pommern Aufnahme und Unterhalt finden. Ihre Majeſtäten der 

aiſer und die Kaiſerin haben zu genehmigen geruht, daß dieſe Stiftung 
unter dem Namen „Wilhelm-Auguſta⸗Stiftung“ in das Leben tritt. 

§ 2. Zur vollſtändigen Erreichung des Stiftungszwecks wird die 
ſpätere Gründung und Unterhaltung einer beſonderen Anſtalt in das Auge 
gefaßt. Bis dieſelbe in das Leben gerufen iſt, können einzelne Blinde für 
Rechnung der Stiftung in anderen Anſtalten oder in Privatpflege unter- 
gebracht werden.“) 

8 3. Zur dauernden Erreichung des Stiftungszwecks iſt auf eine fort- 
geſetzte Vermehrung des Stiftungsvermögens Bedacht zu nehmen, zunächſt 
bis dasſelbe den Betrag von 1 Million Mark erreicht. Zwecks deſſen dürfen 
von den Revenüen jährlich höchſtens verbraucht werden 


) In den Jahren 1906/07 iſt eine beſondere Anſtalt (Blindenheim) errichtet, das 
am 1. 10. 1907 eröffnet worden iſt. Der Bauplatz iſt aus Mitteln der Prov.⸗Blinden⸗ 
anſtalten erworben, das Baukapital iſt von dem Provinzialverbande dargeliehen. 
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vom 1. April 1880 bis 31. März 18909 2000 M. 
vom 1. April 1890 bis 31. März 1900 . 3000 M. 
vom 1. April 1900 bis 31. März 1910. 4000 M. 
vom 1. April 1910 und weiter . . 5000 MH 


§ 4 Wenn nach Befinden des Provinziallandtages von Pommern 
die Revenüen des auf 1 Million Mark angewachſenen Stiftungsvermögens 
für den urſprünglichen Stiftungszweck nicht verbraucht werden, ſo können 
dieſelben nach Beſtimmung desſelben für ſonſtige Zwecke des Blindenweſens 
reſp. für ähnliche Zwecke, nämlich für das Taubſtummen⸗, Irren⸗, Blöd⸗ 
ſinnigenweſen und für Epileptiſche Verwendung finden. 
§ 5. Das Stiftungsvermögen iſt nach den für die Verwaltung des 
Provinzialvermögens von Pommern beſtehenden Grundſätzen und Beſtimmun⸗ 
gen zu verwalten und anzulegen. Es kann an den Provinzialverband von 
Pommern ausgeliehen werden. 
§ 6. Die Verwaltung der Stiftung erfolgt durch die Organe des 
Provinzialverbandes von Pommern; die unmittelbare Verwaltung derſelben 
wird dem Kuratorium der Provinzialblindenanſtalten zu Neu-Torney bei 
Stettin übertragen. 
S 7. Dem Provinziallandtag gebührt: 
1. die Beſchlußfaſſung über Abänderungen und Ergänzungen dieſes 
Reglements, 
die Feſtſtellung des Haushaltsplanes, 
die Abnahme der Jahresrechnung, 
. die Beſchlußfaſſung in Gemäßheit des § 4 dieſes Reglements, 
„die Beſchlußfaſſung über die Einrichtung beſonderer Stiftungs⸗ 
anſtalten, 
. die Genehmigung zum Verkauf von Grundſtücken. 
Dem Provinzialausſchuß gebührt: 
. die Beſchlußfaſſung über Ankauf von Grundſtücken, 
die Entſcheidung über Beſchwerden des Kuratoriums, 
3. die Vorprüfung des Haushaltsvoranſchlages und der Rechnungen. 
Beſchloſſen von dem Provinziallandtage von Pommern am 11. März 
1880 und von Sr. Majeſtät dem Kaiſer und Könige unterm 12. Mai 1880 
Allerhöchſt beſtätigt. 
Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 31 
Köslin, „ 30 f für 1880. 
Stralſund, „ 31 
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5. 
Fürſorgeerziehung Minderjähriger. 


a) Reglement zur Ausführung des § 17 des Geſetzes vom 2. Juli 1900, 
betreffend die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. 


§ 1. Die Unterbringung zur Fürſorgeerziehung erfolgt auf Grund des 
Beſchluſſes des Vormundſchaftsgerichts durch Überweiſung 
a) an rechtſchaffene Familien, 
b) an geeignete Erziehungs- und Rettungsanſtalten 
nach den Ausführungsbeſtimmungen vom 18. Dezember 1900. 
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§ 2. So lange die Zwecke der Fürſorgeerziehung durch Unterbringung 
in einer Familie erreicht werden können, iſt dieſer der Vorzug zu geben. 
Auch die Unterbringung des Zöglings in der eigenen Familie iſt zuläſſig. 
Vorbedingung dafür iſt, daß die Erziehung in einer fremden Familie oder 
in einer Anſtalt den Zögling ſittlich gebeſſert hat und daß die Verhältniſſe 
der eigenen Familie, durch welche die Verwahrloſung des Zöglings verſchuldet 
iſt, beſeitigt ſind, etwa durch Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage, durch 
Ausſcheiden des ſchuldigen Elternteils, durch Verziehen der Familie in eine 
andere ſozial geſundere Umgebung. Durch dieſe Maßregel wird die Für⸗ 
ſorgeerziehung nicht aufgehoben, der Zögling unterſteht der vom Kommunal⸗ 
verbande angeordneten Aufſicht und kann der Familie jederzeit genommen 
und anderweit untergebracht werden, wenn ſie ſich ungeeignet erweiſt. Bei 
noch ſchulpflichtigen Kindern muß die Familie dem religiöſen Bekenntnifje 
des Zöglings angehören, aber auch bei den übrigen Zöglingen iſt dies 
nach Möglichkeit anzuſtreben. 

Mit dem Familienhaupte iſt über die Aufnahme des Zöglings ein 
Vertrag abzuſchließen, in welchem ſich dasſelbe verpflichtet, den Zögling in 
ſeinen Familienkreis aufzunehmen, ihn in religiös⸗ſittlichem Sinne zu erziehen, 
zum regelmäßigen Beſuch des Gottesdienſtes und der Schule, und Anfertigung 
der in der Schule gegebenen Aufgaben, ſowie zur Ordnung, Reinlichkeit und 
Arbeitſamkeit anzuhalten, ihm eine angemeſſene Unterkunft mit beſonderem 
Bett, geſunde ausreichende Beköſtigung, den Verhältniſſen angemeſſene reinliche 
Kleidung, in Krankheitsfällen Pflege und ärztliche Hilfe zu gewähren, ihn 
zu den für ſein Alter und Geſchlecht paſſenden häuslichen und ländlichen 
Arbeiten anzuleiten und zu verwenden, ſoweit dies ohne Schädigung der 
Geſundheit des Zöglings und des Schulunterrichts geſchehen kann. Die Ber- 
wendung des Zöglings in Fabriken und ähnlichen Betrieben iſt zu unter- 
ſagen, bei der Hausinduſtrie nur mit Genehmigung des Fürſorgers zuzulaſſen. 

§ 3. Für die Fürſorgeerziehung in Anſtalten kommen, ſoweit nicht 
geeignete Provinzialanſtalten vorhanden find, die kirchlichen oder privaten 
Erziehungsanſtalten in Betracht. Dieſe Anſtalten müſſen durch ihre Lage, 
ihre baulichen und geſundheitlichen Einrichtungen und die Gelegenheit, die 
Zöglinge mit Feld-, Garten-, Haus- und anderen geeigneten Arbeiten außer⸗ 
halb der Unterrichtsſtunden zu beſchäftigen, den beſonderen Anforderungen 
der Fürſorgeerziehung entſprechen und den Zöglingen einen ausreichenden, 
den Vorſchriften für die Volksſchulen gemäßen Unterricht gewähren. 

Zöglinge in nicht mehr ſchulpflichtigem Alter dürfen nur in Anſtalten 
untergebracht werden, die ihrem Geſchlecht entſprechen. Zöglinge, die das 
ſchulpflichtige Alter noch nicht überſchritten haben, können unter Umſtänden 
auch in Anſtalten, die für Kinder beiderlei Geſchlechts beſtimmt ſind, unter 
gebracht werden, wenn die Aufenthaltsräume für Tag und Nacht und die 
Spielplätze vollſtändig voneinander getrennt ſind. Auch iſt bei Auswahl 
der Anſtalt auf das religiöſe Bekenntnis des Zöglings möglichſt Rückficht 
zu nehmen. 

§ 4. Jeder Zögling hat bei feiner Einlieferung in die Erziehungsſtelle 
mitzubringen: 

3 Hemden, 3 Paar Strümpfe, 2 Taſchentücher, 2 Halstücher, 
1 Paar Stiefel oder Schuhe und 1 Paar Pantoffeln, 2 voll⸗ 
ſtändige Anzüge (für Knaben: Jacke, Weſte, Hoſe), Mädchen 
außerdem 2 Schürzen. 
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Für fehlende oder in unbrauchbarem Zuſtande befindliche Stücke wird 
von dem Hausvater, dem Anſtaltsvorſteher oder dem Fürſorger der 
Einlieferungsſtelle Erſatz beſchafft, und zwar auf Koſten desjenigen, welchem 
geſetzlich die Beſchaffung der Kleidungsſtücke obliegt. 

§ 5. In welcher Weiſe die Unterbringung eines Zöglings zu bewirken 
iſt, beſtimmt der Landeshauptmann, ſobald ihm das Vormundſchaftsgericht 
beſcheinigt, daß ſofortige Beſchwerde gegen den Fürſorgeerziehungsbeſchluß 
nicht eingelegt, oder daß dieſelbe endgültig zurückgewieſen iſt. 

§ 6. Zur Vorbereitung der Unterbringung der Zöglinge, namentlich 
Ermittelung geeigneter Familienpflegeſtellen, ſowie zur Beaufſichtigung der 
Zöglinge während der Fürſorgeerziehung dienen dem Landeshauptmann 
außer den im § 7 genannten Behörden die Verwaltungsorgane der Vereine 
und Anſtalten, die ſich die Erziehung Minderjähriger zur Aufgabe geſtellt 
haben, ſowie die zu beſtellenden Fürſorger (Männer und Frauen). 

§ 7. Der Landrat, in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern der 
Magiſtrat, hat, ſobald ihm der Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts auf 
Überweiſung zur Fürſorgeerziehung zugeſtellt iſt, dem Landeshauptmann un⸗ 
verzüglich eine Mitteilung über die perſönlichen, häuslichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Überwieſenen zu machen, worin er ſich zugleich 
gutachtlich darüber äußert, ob die Unterbringung in einer Familie oder in 
einer Anſtalt zweckmäßiger erſcheint. Zu den Mitteilungen wird ein vom 
Landeshauptmann feſtgeſtelltes Formular benutzt. 

Von den vorgenannten Behörden ſind ferner einzureichen: 

a) die Geburtsurkunde des Zöglings, 

b) der Taufſchein desſelben, 

e) der Impf- bezw. Wiederimpfſchein, nötigenfalls iſt anzugeben, 
aus welchen Gründen die Beifügung dieſer Belagsſtücke un- 
tunlich iſt, 

d) eventuell eine Angabe darüber” ob Verhältniſſe vorliegen, welche 
es wünſchenswert erſcheinen laſſen, daß der Zögling in eine von 
dem Aufenthaltsort entfernte Gegend untergebracht werde. 

8 8. Der Landeshauptmann teilt die Entſcheidung über Art und Ort 
der Unterbringung dem Landrate bezw. dem Magiſtrate des Aufenthalts⸗ 
ortes mit und erſucht die Ortspolizeibehörde um Überführung des nach 8 4 
ausgeſtatteten Zöglings. Die Ausführung dieſer Maßregel iſt dem Landes- 
hauptmann anzuzeigen, welcher hierauf den zuſtändigen Geiſtlichen, und 
ſofern es ſich um einen ſchulpflichtigen Zögling handelt, auch die Schul⸗ 
behörde benachrichtigt, und feſtſtellt, daß die Aufnahme des Zöglings in die 
Volksſchule geſichert iſt. a 

§ 9. Der Landeshauptmann beſtellt für jeden in einer Familie leinſchl. 
der Lehr- und Dienſtverhältniſſe) untergebrachten Zögling zur Überwachung 
der Erziehung und Pflege einen Fürſorger. Er erteilt ihm eine gedruckte 
Geſchäftsanweiſung und hält ihn über die bezüglich des Zöglings getroffenen 
Vereinbarungen (Lehr- und Dienſtverträge ꝛc.) unterrichtet. Das Amt des 
Sürforgers iſt ein Ehrenamt. Notwendige bare Auslagen werden erſtattet. Für 

inder im Alter unter 12 Jahren und weibliche Zöglinge ſind vorzugsweiſe 
Frauen als Fürſorger zu beſtellen. 

Die Fürſorger können nur durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes 
ihrer Stellung entſetzt werden. 

$ 10. Die für den Unterhalt und die Erziehung eines Zöglings zu 
gewährende Vergütung iſt von dem Landeshauptmann zu vereinbaren, 
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Verträge mit Anſtalten über fortlaufende Aufnahme von Zöglingen bedürfen 
der Genehmigung des Provinzialausſchuſſes. Es iſt darauf Bedacht zu 
nehmen, daß zu den Sitzungen der Verwaltungsorgane, der Vereine und 
Privatanſtalten ein von dem Provinzialausſchuß zu ernennender Kommiſſar 
zugezogen wird. Derſelbe empfängt ſeine Geſchäftsanweiſung von dem 
Provinzialausſchuſſe und führt als Provinzialkommiſſar ($ 99 der 
Provinzialordnung) ſein Amt als Ehrenamt unentgeltlich. Bei Reiſen 
außerhalb des Wohnortes erhält derſelbe Reiſekoſten, und ſobald das 
Geſchäft einen ganzen Tag in Anſpruch genommen hat, auch Diäten, beides 
nach den für die Provinziallandtagsmitglieder gültigen Beſtimmungen, ſofern 
die Liquidation vor Schluß des Etatsjahres dem Landeshauptmann ein- 
gereicht iſt. 

§ 11. Dem Landeshauptmann bleibt es überlaſſen, neben den Für- 
ſorgern und den Anſtalten eine Beauſſichtigung der Zöglinge auszuüben 
oder herbeizuführen, insbeſondere ſelbſt oder durch Beauftragte die einzelnen 
Familien und Anſtalten zu revidieren, um die Abſtellung etwaiger Mängel 
in der Pflege oder in der Erziehung zu bewirken. Der Landeshauptmann 
hat in geeigneten Fällen die Übertragung der Vormundſchaft an die 
Anſtaltsvorſtände oder an den zur Auſſicht beſtellten Beamten in die Wege 
zu leiten. 

8 12. Die Wiedereinziehung der Koſten in dem geſetzlichen Umfange 
von den unterhaltungspflichtigen Angehörigen oder aus dem Vermögen der 
Zöglinge iſt nach Möglichkeit anzuſtreben. Dem Landeshauptmann bleibt 
im Einzelfalle die Entſcheidung über die Höhe der einzutreibenden Er— 
ſtattungsſumme innerhalb des vom Miniſter des Innern feſtgeſetzten Tarifs 
vorbehalten. 

8 13. Die Zöglinge find zwar mit Strenge, zugleich aber mit Liebe 
zu behandeln und iſt der Zweck ihrer ſittlichen Beſſerung niemals aus dem 
Auge zu verlieren. Die Behandlung der in Anſtalten untergebrachten Zög— 
linge wird durch die für dieſelben erlaſſenen Hausordnungen geregelt. 

§ 14. Das zu erſtrebende Unterrichtsziel iſt das der Volksſchule. Den 
Religionsunterricht empfangen die Zöglinge in Gemäßheit des $ 18 des 
Geſetzes. Auf die körperliche Ausbildung derſelben, ſowie auf die Anleitung 
derſelben zu Kenntniſſen, welche ihr ſpäteres ſelbſtändiges Fortkommen ſichern, 
wird Bedacht genommen. Der Landeshauptmann kann zu dieſem Zwech 
nach Maßgabe der hierzu durch den Etat bereit geſtellten Mittel auch nach 
der Fürſorgeerziehung Beihilfen bewilligen. 

$ 15. Über die widerrufliche und definitive Entlaſſung der Zöglinge 
aus der Fürſorgeerziehung vor Ablauf der geſetzlichen Friſt, ſowie über den 
Widerruf der erſteren befindet der Landeshauptmann, auch leitet er die weitere 
Fürſorge bei Beendigung der Fürſorgeerziehung ein. 

§ 16. Bei der Entlaſſung aus der Fürſorgeerziehung ſind die Zöglinge 
mit angemeſſener Bekleidung auszurüſten. 

$ 17. Der Landeshauptmann hat dem Oberpräſidenten alljährlich einen 
Bericht über die Ausführung der Fürſorgeerziehung einzureichen. 

§ 18. Mit dem Inkrafttreten dieſes Reglements verliert das Reglement 
vom 15. Oktober 1878 zur Ausführung des 8 13 des Geſetzes vom 13. März 
1878, betreffend die Unterbringung verwahrloſter Kinder, ſeine Geltung. 

Das vorſtehende Reglement iſt von dem 28. Provinziallandtage von 
Pommern am 15. März 1901 beſchloſſen und von den Herren Miniſtern der 
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geil nchen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten und des Innern unterm 
9. Mai 1901 genehmigt worden. 
Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stetttin, Stück er 
Köslin, 7 für 1901. 
Stralſund = er 


b) Tarif für die Koftenerftattung gemäß § 16 Abf. 2 des Geſetzes vom 
2. Juli 1900 über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger.: 
Gültig vom 1. April 1910 ab. 


1 E 5 6.-1::6 7 8: 178 
Für noch nicht Für Für aus der Schule 
ſchulpflichtige | ſchulpflichtige 1 ögli 
Zöglinge Zöglinge entlaſſene Zöglinge 
2 munal⸗ bei der Unterbringung in 
verband im den Geſinde⸗ 
An⸗ Fa⸗ An- Bar | An⸗ Lehr⸗ nn 2 
ſtalten milien | ftalten | milien | ftalten | Der | deits⸗ 
| | hältnis verhältnis 
jährlich Mark 
| 
| 
Pommern 25000 150,00 | 260,00 | 150,00 | 500,00 | 100,00| 40,00 


Vorſtehender Tarif wird an Stelle des bisher feſtgeſetzten Tarifs unter 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes genehmigt. 
Berlin, den 29. April 1910. 
Der Miniſter des Innern. 
J. A.: von Kitzing. 
Der vorſtehende Tarif wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 
Stettin, den 23. Mai 1910. 
Der Landeshauptmann. 
von Eiſenhart⸗Rothe. 
5 durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, nn 
Köslin, 7 für 1910. 
Stralſund „ 25 


Verkehrsweſen. 111 
6. 
Verkehrsweſen. 


A) Beſchlüſſe, betreffend den Eiſenbahnbaufonds. 


Beſchluß des 5. Provinziallandtags vom 11. März 1880. 
(5. P. L. S. 28.) 


Der Provinziallandtag beſchließt: 

1. einen beſonderen Fonds zur Förderung des Sekundärbahnbaues 
anzulegen und zu verwalten; ') 

2. dieſem Fonds jährlich 150000 %) aus der allgemeinen Ver⸗ 
waltung zuzuführen; 

3. dem Provinzialausſchuſſe die Ermächtigung zu erteilen, die erfor⸗ 
derlichen Mittel durch Emiſſion einer Anleihe oder Entleihung aus 
provinziellen Fonds bis zum Betrage von 1 Willion Mark bei 
mindeſtens 1 Prozent Amortiſation zu beſchaffen, ſoweit ſie nicht 
aus den laufenden Einnahmen des Fonds gedeckt werden können. 

Beſtätigt durch den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter unter 
dem 1. Mai 1880. 


Beſchluß des 6. Provinziallandtags vom 18. März 1881. 
(6. P. L. S. 25.) 

Der Beſchluß des 5. Provinziallandtags vom 11. März 1880, betreffend 
die Errichtung eines beſonderen Fonds zur Förderung des Sekundäreiſenbahn— 
baues wird bezüglich der Nr. 3 dahin deklariert reſp. ergänzt, daß der Pro⸗ 
vinzialausſchuß ermächtigt wird, den Bedarf innerhalb der Grenzen von 
1 Million Mark zu 4 Prozent verzinslich und bei Feſthaltung von mindeſtens 
1 Prozent Amortiſation auch aus anderen öffentlichen Fonds, wie den 
Provinzialfonds, ſowie von Privaten anzuleihen.’). 

) Aus dem Fonds find die Mittel zur Zeichnung auf Aktien der Altdamm — 
Kolberger, der Stargard⸗Küſtriner, der Greifswald⸗Grimmen er und der Stralſund⸗Tribſeeſer 
Bahn zum Nominalbetrage von 815 500 und 78 000 , von 209 500 /, 250 000 und 
200 000 # entnommen (4. P. L. S. 35 und 36, 20. P. L. S. 25, 21. P. L. ©. 26 
und 30. P. L. S. 29) und dem Königlichen Nr bare Zuſchüſſe A fonds perdu 
gewährt in Höhe von 200000 % für die Bahn Zollbrück⸗Bütow (6. P. L. & 24), 
00000 % für Jatznick⸗Uckermünde (6. P. L. S. 25), 160000 % für Stralſund⸗ 
Damgarten (7. P. L. S. 11) und 160000 % für Barth⸗Prerow (35. P. L. S. 34). 

Die Altdamm⸗Kolberger Bahn und die Stargard-Küftriner Bahn find vom 1. Juli 
1903 ab in das Eigentum des preußiſchen Staates übergegangen. Die Aktien ſind vom 
Staate gegen Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſol. Staatsanleihe zum 
Nennwerte von insgeſamt 1 520 500 % umgetauſcht. 

Aus dem Fonds find dem Meliorationsfonds 550 000 A und dem Meliorations⸗ 
zinſenfonds 250 000 / unverzinsliche Tilgungsdarlehen gewährt. Die Darlehen werden 
vom 1. April 1905 ab beginnend alljährlich mit mindeſtens 20000 % zurückgezahlt 
(31. P. L. S. 29/30). 

2) Seit dem 1. April 1884 auf 50 000 „ und ſeit dem 1. April 1889 auf 30 000 % 
herabgeſetzt. Seit dem 1. April 1 iſt der Zuſchuß in Fortfall gekommen, da der Fonds 
eines ſolchen nicht mehr bedarf. 

3) Auf Grund dieſer Ermächtigung iſt in den Jahren 1882 bis 1884 eine zu amorti⸗ 
ſierende Anleihe von 500 000 % bei dem Bankhauſe W. Schlutow zu Stettin gemacht 
worden. Der Reſtbetrag derſelben iſt am 1. April 1887 aus der Provinzialanleihe von 
2 Millionen Mark (12. P. L. S. 24) zurückgezahlt. Am 1. April 1887 und am 1. April 
1899 find von dem Hauptverwaltungsfonds der Provinz Darlehen von 520000 4 
und 180000 “ aufgenommen, die am 1. Oktober 1903 gelilgt find. 
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8) Beſchlüſſe, betreffend den Bleinbahnfonds, 


Beſchluß des 19. Provinziallandtags vom 18. März 189g. 
(19. P. L. S. 30.) 

1 Leiſtungsfähigen Unternehmern von Kleinbahnen, die den öffentlichen 
Verkehr in der Provinz Pommern zu fördern geeignet ſind, kann 
eine Beteiligung des Provinzialverbandes an der Aufbringung 
des Anlagekapitals in einer gewiſſen Höhe zugeſagt werden, 
wenn ſich die intereſſierten engeren Kommunalverbände mit 
mindeſtens derſelben Summe beteiligen und dem Unternehmen 
keine Koſten für Grunderwerb oder an Entſchädigungen für 
Nutzungen oder Wirtſchaftserſchwerniſſe erwachſen. 

Die unentgeltliche Benutzung der Provinzialchauſſeen kann 
geſtattet werden. 

2. Die Beteiligung des Provinzialverbandes kann durch Übernahme 
von Aktien, Geſchäftsanteilen oder in ſonſt geeigneter Form erfolgen. 
Sie darf ein Dritteil des Anlagekapitals nicht überſchreiten. “) 

3. Im Falle der Beteiligung muß dem Provinzialverbande ein aus— 
reichender Einfluß auf die Wahl der Richtungslinie, den Bau 
und den Betrieb der Bahn, ſowie ein Anteil an dem Reinertrage 
geſichert werden. 

Der Anteil an dem Reinertrage muß der Höhe der Be— 
teiligung entſprechen. Es kann jedoch zugeſtanden werden, daß 
einem Teile des Anlagekapitals bis zum Höchſtbetrage von einem 
Drittel ein Vorrecht vor dem Reſte dahin eingeräumt wird, daß 
die Reinerträge der Bahn in erſter Linie dazu verwendet werden, 
dem bevorrechteten Kapital eine Verzinſung bis zur Höhe von 4% und 
die Nachzahlung etwaiger Ausfälle aus früheren Jahren zu gewähren. 
[Wird in ſolchem Falle demnächſt * das ganze Anlagekapital eine den 
garantierten Zin glas überſteigende Rente erzielt, ſo iſt der Überſchuß in 
erſter Linie zur Nachzahlung der Zinſen für das nicht bevorrechtete Kapital 
zu verwenden.) 

4. Zur Beſchaffung der erforderlichen Mittel iſt eine Anleihe von zu⸗ 
nächſt 2 Millionen Mark aufzunehmen. 

5. Es iſt ein beſonderer Kleinbahnfonds zu bilden. 

6. Der Provinzialausſchuß erhält Vollmacht, die vorſtehenden Be— 
ſchlüſſe nach ſeinem Ermeſſen auszuführen, insbeſondere wird der— 
ſelbe ermächtigt, den Zeitpunkt und die Bedingungen für die Auf- 
nahme der Anleihe feſtzuſtellen. 


Beſchluß des 20. Provinziallandtags vom 9. März 1894. 
(20. P. L. S. 26.) 


Dem Kleinbahnfonds werden bis auf weiteres aus allgemeinen Fonds 
jährlich 150 000 %) zugeführt. 


1 a. eändert durch Era des Provinziallandtags vom 9. März 1894 (20. P. 
L. S. 26) iehe unter B Seite 113. 
2) Aufgehoben durch eh des Provinziallandtags vom 11. März 1897 (23. P. 
L. S. 34). Siehe unter B Seite 113. 

) Der Zuſchuß iſt von — —— bei Gelegenheit der Feſtſetzung 
des Provinzialhaushaltsetats für 1899 vom 1. April 1899 ab auf 330000 %/ erhöht. In 
den jpäteren Jahren hat die Höhe des Zuſchuſſes zwiſchen 300000 & und 430000 
geſchwankt. Für das Rechnungsjahr 1913 beträgt der Zuſchuß 300000 l. 
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Beſchluß des 20. Provinziallandtags vom 9. März 1894. 
(20. P. L. S. 26.) 


1. Zur Beſchaffung der Mittel zum Bau von Kleinbahnen iſt eine 
weitere Anleihe von 6 — ſechs — Millionen Mark aufzunehmen. 

2. Der Provinzialausſchuß erhält Vollmacht, den Zeitpunkt und die 
Bedingungen für die Aufnahme der Anleihe feſtzuſtellen. 

3. Der Beſchluß des Provinziallandtags vom 18. März 1893 — F. Nr. 9 
der Vorlagen — zu 2 letzter Satz wird dahin abgeändert: 

„Sie darf die Summe von 8000 / pro km nicht überſchreiten. 

Bei der Feſtſtellung der Höhe dieſer Beteiligung iſt Rückſicht zu 
nehmen auf die dem Kreiſe vom Provinzialverbande bereits 
gewährten Mittel zu Kleinbahnbauten.“ 

4. Wenn Prioritätsaktien ausgegeben werden, hat der Provinzial⸗ 
ausſchuß möglichſt darauf zu ſehen, daß die Hälfte der Beteiligung 
der Provinz in Prioritätsaktien angelegt werde. 


Beſchluß des 23. Provinziallandtags vom 11. März 1897. 
(23. P. L. S. 34.) 


Der letzte Satz der Nummer 3 des Beſchluſſes des Provinziallandtags 
vom 18. März 1893 zu F. Nr. 9, wonach bei der Beteiligung des Provinzial⸗ 
verbandes an Kleinbahnunternehmungen darauf zu halten iſt, daß auch für 
das nicht bevorrechtete Kapital in gewiſſen Fällen für Ausfälle aus Vor⸗ 
jahren Nachzahlungen vereinbart werden, wird aufgehoben. 


Beſchluß des 26. Provinziallandtags vom. März 1899. 
(26. P. L. S. 27.) 


Zur Förderung des Kleinbahnweſens werden weitere Mittel in Höhe 
von einer Million fünfhunderttauſend Mark bewilligt. 


Beſchluß des 30. Provinziallandtags vom 12. März 1903. 
(30. P. L. S. 29.) 
1. Zur Beſchaffung der Mittel zur Förderung des Kleinbahnweſens 
iſt eine weitere Anleihe von 1¼ Millionen Mark aufzunehmen. 
2. Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, den Zeitpunkt und die 
Bedingungen der Anleihe feſtzuſetzen. 


Beſchluß des 31. Provinziallandtags 
vom 17. März 1904 


(31. P. L. S. 27.) 


Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, den Provinzialverband in 
geeigneten Fällen an der Herabſetzung des Grundkapitals) von Kleinbahn⸗ 
aktiengeſellſchaften zwecks Beſeitigung eines aus der Bilanz ſich ergebenden 
- ) Der Provinzialverband hat ſich bei der Herabſetzung des Grundkapitals der 

Kolberger Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft mit 8000 M, der Aktiengeſellſchaft Regenwalder 
Kleinbahnen mit 15000 //, der Rügenſchen Kleinbahnen-Aktiengeſellſchaft mit 15000 % 
und der Kleinbahngeſellſchaft Greifswald —Wolgaſt mit 11000 Stammaktien, die 
vernichtet ſind, beteiligt. 


Samml. von geſetzlichen Bestimmungen uſw. für Pommern. 8 
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Verluſtes durch unentgeltliche Hergabe einer dem Verhältniſſe des Aktien- 
beſitzes der Provinz zu dem Grundkapital der Geſellſchaft entſprechenden 
Anzahl von Stammaktien zwecks Vernichtung in der Vorausſetzung zu 
beteiligen, daß das Gleiche von ſeiten der übrigen Großaktionäre der be— 
treffenden Geſellſchaft geſchieht. 


Beſchluß!) des 33. Provinziallandtags 
vom 15. ärz 1906. 
(33. P. L. S. 35.) 

1. Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, aus den Mitteln des 
Kleinbahnfonds an bereits im Betriebe befindliche Kleinbahnen zur Tilgung 
von Schulden, Erweiterungen des Unternehmens und in geeigneten Fällen 
auch zur Abſtoßung von Vorzugsaktien Tilgungsdarlehen bis zur Höhe von 
/ des zum Bau und zur Ausrüſtung der Kleinbahnen verwendeten 
Kapitals zu gewähren, wenn der betreffende Kreiskommunalverband für die 
Verzinſung und Tilgung des Darlehens ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft über— 
nimmt oder das Darlehen in das Bahngrundbuch eingetragen wird. 

Im letzteren Falle iſt die Sicherheit nur dann als ausreichend anzu— 
ſehen, wenn die betreffende Kleinbahngeſellſchaft in jedem der letzten zwei, 
vor der Darlehenshergabe abgeſchloſſenen Betriebsjahre aus dem Betriebe der 
zu verpfändenden Bahn wenigſtens einen derartigen Überſchuß erzielt hat, 
daß daraus ein Darlehen von der doppelten Höhe des zu gewährenden und 
der etwa voreingetragenen Darlehen mit den für dieſe feſtgeſetzten oder feſt— 
zuſetzenden Zins- und Tilgungsraten hätte verzinſt und getilgt werden 
können, und wenn aus den ſonſtigen in Betracht zu ziehenden Umſtänden zu 
ſchließen iſt, daß die Entwickelung des Kleinbahnunternehmens dauernd eine 
günſtige bleiben werde. 

2. Die Höhe des vom Provinzialausſchuß feſtzuſetzenden Zins- und 
Tilgungsſatzes muß denjenigen Sätzen entſprechen, welche der Provinzial— 
verband für ſeine Anleihen zu geben hat. 


Beſchluß des 34. Provinziallandtags 
vom 14. März 1907. 
(34. P. L. S. 33.) 
1. Zur Beſchaffung der Wittel zur Förderung des Kleinbahnweſens 
iſt eine weitere Anleihe von zwei Millionen Mark aufzunehmen. 
2. Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, den Zeitpunkt und die 
Bedingungen für die Aufnahme der Anleihe feſtzuſetzen. 


Beſchluß des 36. Provinziallandtags 
vom 18. März 1909. 
(36. P. L. S. 33/34.) 
Der Provinziallandtag erklärt ſich auf Grund der Vorlage des 
Provinzialausſchuſſes vom 17. Februar 1909 k. Nr. 2 damit einverſtanden, 
daß der Provinzialverband zum 1. April 1910 den Betrieb von 
Pommerſchen Kleinbahnen übernimmt, und ermächtigt den Provinzial- 


) Durch dieſen Beſchluß iſt der in gleicher Angelegenheit von dem Provinzials 
landtag am 8. März 1900 gefaßte Beſchluß aufgehoben. 
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r den Etat der für die Oberleitung des Betriebes zu errichtenden 
„Kleinbahnabteilung“ ſelbſtändig feſtzuſetzen, die erforderlichen Beamten und 
Angeſtellten anzunehmen und alle ſonſtigen Vorbereitungen für die Über- 
nahme des Betriebes zu treffen, insbeſondere auch mit den einzelnen Klein⸗ 
bahnunternehmungen Betriebsverträge unter Zugrundelegung des anliegenden 
Entwurfes und unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe im Einzel⸗ 
falle abzuſchließen. ? 


Beſchluß des 38. Provinziallandtags 
vom 16. März 1911. 
(38. P. L. S. 33.) 
1. Zur Beſchaffung der Mittel zur Förderung des Kleinbahnweſens 
iſt eine weitere Anleihe von zwei Millionen Mark aufzunehmen. 
2. Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, den Zeitpunkt und die 
Bedingungen für die Aufnahme der Anleihe feſtzuſetzen. 


Beſchluß des 40. Provinziallandtags 
vom 7. März 1913. 
(40. P. L. S. 33.) 


1. Zur Beſchaffung der Mittel zur Förderung des Kleinbahnweſens 
iſt eine weitere Anleihe von zwei Millionen Mark bei der Provinzialhilfs⸗ 
kaſſe aufzunehmen. 

2. Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, den Zeitpunkt und die 
Bedingungen für die Aufnahme der Anleihe feſtzuſetzen. 


) Der Provinzialausſchuß hat unter dem 19. März 1909 beſchloſſen, den Landes⸗ 
hauptmann zu ermächtigen, mit den einzelnen Kleinbahnen die Betriebsverträge ſelb⸗ 
ſtändig abzuſchließen und auch ſonſt alle Vorbereitungen für die Übernahme des Be- 
triebes der Kleinbahnen zum 1. April 1910 zu treffen. 

Die Verhandlungen haben dazu geführt, daß der Provinzialverband ſeit dem 
1. April 1910 durch Vertrag die Oberleitung des Betriebes folgender 18 Pommerſcher 
Kleinbahnen: Stolpetalbahn, Kolberger Kleinbahnen, Greifenberger Kleinbahnen, Regen⸗ 
walder Kleinbahnen, Saatziger Kleinbahnen, Naugarder Kreisbahnen, Pyritzer Kreis⸗ 
bahnen, Greifenhagener Kleinbahnen, Randower Kleinbahn, Kleinbahn Kaſekow 
Penkun (Oder), Demminer Kleinbahnen Oſt, Kleinbahnen Anklam. —Laſſan, Greifswald 
Wolgaſt und Greifswald Jarmen, Franzburger Kreisbahnen, Franzburger Südbahn, 
Rügenſche Kleinbahnen und Demminer Kleinbahnen Weſt übernommen hat. Zu dieſem 
Behuf iſt eine „Kleinbahnabteilung“ errichtet. Die Beamten derſelben ſind nicht 
Provinzialbeamte, ſondern durch Dienſtvertrag angeſtellt. 


c) Chauſſee- und Wegebau.“ 


a) Reglement für die Wegebauverwaltung der Provinz Pommern. 
(11. P. L. S. 27, 64). 


§ 1. Die Provinzialwegebauverwaltung erſtreckt ſich auf: 
I. die Verwaltung und Unterhaltung derjenigen durch das Geſetz 
vom 8. Juli 1875 überkommenen Brücken und deren Zubehör, 


) Durch das Dotationsgeſetz vom 2. Juni 1902 (G.⸗S. S. 167) iſt der Provinzial⸗ 
verband er die ihm nach 8 9 dieſes Geſetzes zufließende Dotationsrente von 
332 835 % für den Neubau und die Unterhaltung von Kunſtſtraßen in Provinz, 
Kreiſen oder Gemeinden ſowie zur Erleichterung der durch den Bau ſolcher Straßen 


8* 
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bezüglich deren eine Übertragung auf engere Kommunalverbände 
nicht erfolgt iſt; ?) 

II. die Fürſorge für den Neubau von Chauſſeen und Steindamm- 

- Straßen und die Unterſtützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues; 

III. die Beauffichtigung der Provinzialchauſſeen und der durch Geſetz 
vom 18. Januar 18815) dem Provinzialverbande überwieſenen 
Kommunalchauſſeen nach Maßgabe der mit den engeren Kom⸗ 
munalverbänden, denen die Verwaltung und Unterhaltung dieſer 
Chauſſeen übertragen worden iſt, abgeſchloſſenen Vereinbarungen; ) 

IV. die Beauffichtigung der ordnungsmäßigen Unterhaltung der 
Chauſſeen, Steindammſtraßen, Wege und Brücken, welche unter 
Beihilfe der Provinz erbaut ſind.“) 


§ 2. Die Organe der Provinzialwegebauverwaltung find: 
der Provinziallandtag, 
der e eee 
der Landeshauptmann, 

der Landesbaurat. 


§ 3. Der Provinziallandtag hat: 


J. durch den Etat die für die Förderung des Baues von Chauſſeen, 
Steindammſtraßen, Kreis- und Gemeindewegen zu verwendenden 
Mittel feſtzuſtellen; 


entſtandenen Schuldenlaſt zu verwenden, wobei nicht nur die an die Kreiſe zu gewährenden 
Beihilfen in Anrechnung zu bringen ſind, ſondern alle in dieſem Zweige von der Provinz 
zu machenden Aufwendungen, für welche die Deckung aus den Provinzialbeiträgen 
genommen werden müßte, alſo auch die Beträge für Verzinſung und Tilgung der für 
Chauſſeebauzwecke ſeinerzeit aufgenommenen Anleihen ſowie die Koſten für die vom 
Provinzialverbande zu unterhaltenden Baulichkeiten. Dieſer Betrag wird in der Regel 
erſchöpft, in manchen Jahren ſogar überſchritten. Um eine läſtige Kontrolle zu erſparen, 
die erforderlich wäre, wenn die tatſächliche Verwendung der 332 835 / alljährlich 
nachgewieſen werden müßte, iſt aus den der Provinz für Wegezwecke zufließenden Ein⸗ 
nahmen ein beſonderer Fonds gebildet. Dieſem fließen im weſentlichen die Renten aus 
S 20 des Dotationsgeſetzes vom 8. Juli 1875 (G. S. S. 497) mit 656 540 # und aus 

1. II der Königlichen Verordnung vom 12. September 1877 (G. S. S. 227) mit 294 331 
owie die in Rede ſtehende Dotationsrente von 332 835 J, zufammen 1283 706 / 
zu. Aus dieſem Fonds werden alle Ausgaben für Chaufjee- und Wegebauzwecke 
gedeckt, etwaige Veſtbeſtände werden von einem Jahre auf das folgende übertragen. 
Dadurch ſind die Dotationen ein für alle Mal ihrer Zweckbeſtimmung überwieſen, eine 
Kontrolle ihrer Verwendung iſt überflüſſig geworden und es hat noch den Vorteil, daß 
von vornherein mit einer feſtſtehenden Summe für die genannten Zwecke ohne Rückſicht 
auf die ſonſtigen Bedürfniſſe der Verwaltung gerechnet werden kann. Durch dieſe Zu⸗ 
weiſung der Dotationen an den neu gebildeten Chauſſee- und — m, iſt es nicht 
ausgeſchloſſen, daß, wenn einmal das Bedürfnis zur Unterſtützung von Wegebauten über 
den Beſtand des Done hinausgehen follte, dieſem ähnlich wie bei dem Kleinbahnfonds 
ein beſonderer Jr chuß aus den allgemeinen Mitteln zugeführt wird. Dieſer Zuſchuß 
beträgt für 1913 300 000 l. 

Genehmigt von dem Provinziallandtage bei Gelegenheit der Beratung des Bros 
vinzialhaushaltsetats für 1903. 

Dies ſind die Dievenow⸗Strombrücken und Dämme bei Wollin und die (1884 
neu erbaute) Brücke über die Perſante bei Körlin. Die Beauffichtigung der erſteren iſt 
dem Kreiſe Uſedom⸗Wollin 1881 durch ein ſechs Monate vor Ablauf des Etatsjahres 
kündbares Abkommen übertragen. Wegen der Perſantebrücke ſiehe unter e Note 15. 

) Siehe unter J. 3 S. 2. 

) Siehe unter e, f und g Seite 135 und folgd. 

) Alljährlich findet eine Reviſion in einem oder mehreren Kreiſen ſtatt, die ſeit 
1898 auch auf die Provinzialchauſſeen ausgedehnt iſt. 
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2. die Bedingungen feſtzuſetzen, unter welchen ſeitens des Provinzial— 
ausſchuſſes die Bewilligung von Beihilfen zum Bau von Chauſſeen 
und Steindammſtraßen, Kreis- u. Gemeindewegen zu erfolgen hat. °) 

8 47. Der Provinzialausſchuß hat zu prüfen, ob die Bedingungen, von 
deren Erfüllung die Bewilligung von Beihilfen zu Chauſſeen, Steindamm— 
ſtraßen, Kreis- und Gemeindewegebauten abhängig iſt, erfüllt ſind, die Höhe 
der zu bewilligenden Beihilfe feſtzuſetzen und die Bewilligung der letzteren 
auszuſprechen, ſofern der Landtag für beſtimmte Strecken die Bewilligung 
nicht bereits ſelbſt gewährt hat. 

5. Der Landeshauptmann hat die laufende Verwaltung zu führen. 

nsbeſondere hat derſelbe: 

1. die eingehenden Anträge auf Bewilligung von Beihilfen für 
Wegebauten einer techniſchen Reviſion unterwerfen zu laſſen und, 
ſoweit die Anträge und deren Unterlagen einer Vervollſtändigung 
bedürfen, dieſe zu veranlaſſen, auch ſolche Anträge, welche den 
für die Bewilligung von Beihilfen feſtgeſtellten Bedingungen nicht 
entſprechen, vorbehaltlich des den Antragſtellern zuſtehenden Rekurſes 
an den Provinzialausſchuß, zurückzuweiſen; 

2. die Verwendung der für Wegebauten angewieſenen Prämien und 
Beihilfen, ſowie die ordnungsmäßige Unterhaltung der unter Bei- 
hilfe der Provinz erbauten Wege zu beaufjichtigen. 

§ 6. Der Landesbaurat hat als Techniker und Dezernent ſämtliche 
Wegebauſachen zu bearbeiten, ſoweit nicht der Landeshauptmann in einzelnen 
Sachen das Dezernat unmittelbar übernimmt. 

Bei örtlichen Reviſionen der im $ 1 sub I erwähnten Bauwerke hat 
der Landesbaurat ſofort die etwa erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

§ 7. Die Fürſorge für den Wegebau ($ 1 sub II) findet durch Be⸗ 
willigung von Beihilfen ſtatt. Dieſelben werden nur gewährt, wenn: 

a) der auszuführende Wegebau vorwiegend dem öffentlichen Ver— 
kehrsintereſſe entſpricht; 

b) die Ausführung des Baues innerhalb beſtimmter Friſt geſichert iſt; 

e) die dauernde Unterhaltung des ausgebauten Weges in dem aus— 
gebauten Zuſtande durch einen leiſtungsfähigen Kommunalverband 
in rechtsgültiger Form übernommen wird. 

Durch Annahme einer auf Grund dieſes Reglements gewährten Bei- 
hilfe wird der Bauunternehmer dem Reglement und den zur Ausführung 
desſelben ergehenden Anordnungen unterworfen. Der die Unterhaltung über— 
1 N Kommunalverband hat dieſe Unterwerfung ausdrücklich zu er- 

ären. 

8. Zur Sicherung einer den allgemeinen Vernkehrsbedürfniſſen 
ſowie den Intereſſen von Nachbarkreiſen entſprechenden Richtungslinie hat 
derjenige, welcher auf ſpätere Bewilligung einer Provinzialbeihilfe Anſpruch 
machen will, bei dem beabſichtigten Bau von Chauſſeen oder Steindamm— 


6) Siehe unter b ©. 119 ff. 

) Der Provinziallandtag hat durch Beſchluß vom 12. März 1908 — F. N. 3 der 
Vorlagen — den § 4 dahin ausgelegt, daß die Bedingungen, welche der Provinzialaus⸗ 
ſchuß zu prüfen hat, auch dann als erfüllt angeſehen werden, wenn die Fahrbahn bei 
Kreis⸗ und Gemeindewegebauten zwar nicht den feſtgeſetzten Bedingungen für die Be⸗ 
willigung von Beihilfen für den Bau von Chauſſeen und Steindammſtraßen entſprechend, 
aber in einer Weiſe konſtruiert iſt, daß hierdurch eine dauernde Erleichterung des Verkehrs 
erreicht wird. Bei reinen Steinbahnen ſind dagegen jene Bedingungen einzuhalten. 
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ſtraßen, ſowie bei Wegebauten anderer Art, welche an die Kreisgrenzen 
heranreichen, dem Landeshauptmann von dem Vorhaben Mitteilung zu machen 
und ihn fortlaufend von allen auf die Beſtimmung der Richtungslinie 
bezüglichen Verhandlungen in Kenntnis zu ſetzen, um demſelben eine Teil- 
nahme an den Verhandlungen zu ermöglichen. a 

8 9. Dem eine Beihilfe Nachſuchenden iſt überlaſſen, unter Vorlegung 
einer Überſichtskarte von der projektierten Linie und eines ungefähren Koſten⸗ 
anſchlages zunächſt einen Beſchluß des Provinzialausſchuſſes darüber herbei⸗ 
zuführen, ob für den beabſichtigten Wegebau überhaupt eine Beihilfe in 
Ausſicht geſtellt werden kann. Durch einen derartigen Beſchluß wird keinerlei 
Anſpruch auf eine vorzugsweiſe Berückſichtigung aus den von dem Provinzial⸗ 
landtage zur Verfügung geſtellten Summen begründet. 
$ 10. Die definitive Zuſicherung von Beihilfen erfolgt, wenn: 

a) ein den feſtgeſtellten Bedingungen entſprechender ſpezieller Koſten— 
anſchlag vorliegt und alle etwaigen Abweichungen von den 
Normativbedingungen (§ 3,2) beſonders hervorgehoben, überſichtlich 
zuſammengeſtellt und ausreichend begründet worden ſind; 

b) im übrigen die Vorausſetzungen des 8 7 erfüllt ſind. 

Die Bewilligung erfolgt mit der Maßgabe, daß der Bauende ver— 
pflichtet iſt, den Bau nach dem revidierten ($ 5,2) und durch Beſchluß des 
Provinzialausſchuſſes feſtgeſtellten Koſtenanſchlage, ſowie unter den im Einzel— 
falle geſtellten Bedingungen auszuführen. 

§ 11. Die Zahlung der Beihilfe erfolgt an den Vorſitzenden des Kreis- 
ausſchuſſes zur Weiterbeförderung an den Bauunternehmer auf Anweiſung 
des Landeshauptmanns, ſobald der Bau in allen ſeinen Teilen innerhalb 
der geſtellten Friſt nach Maßgabe der allgemeinen oder im Einzelfalle vom 
Provinzialausſchuſſe geſtellten Bedingungen beendet und dies durch eine 
von dem Landeshauptmann veranlaßte örtliche Reviſion feſtgeſtellt iſt oder 
der Provinzialausſchuß auf andere ihm ausreichend erſcheinende Weiſe die 
Überzeugung von der erfolgten Bauausführung gewonnen hat. 

S 12. Während des Baues können vorbehaltlich der nachträglichen 
Genehmigung des Provinzialausſchuſſes ſeitens des Landeshauptmanns 
Vorſchußzahlungen an den Bauunternehmer angewieſen werden, ſobald durch 
Beſcheinigung des betreffenden Kreisausſchuſſes oder auf andere von dem 
Landeshauptmann für ausreichend erachtete Art und Weiſe der Nachweis 
erbracht wird, daß ein der beantragten Vorſchußzahlung und der im ganzen 
bewilligten Beihilfe entſprechender Teil des unternommenen Wegebaues zur 
Ausführung gelangt iſt. 

Derartige Vorſchußzahlungen gelangen zur Wiedereinziehung, falls die 
nachträgliche Genehmigung ſeitens des Provinzialausſchuſſes nicht erteilt oder 
der Wegebau nicht innerhalb der von dem Provinzialausſchuß feſtgeſetzten 
Friſt vollendet wird. 

§ 13. Alle Anträge auf Bewilligung von Wegebauhilfen, deren Be- 
rückſichtigung aus den Mitteln des nächſtjährigen Etats gewünſcht wird, 
ſind mit allen erforderlichen Unterlagen bis zum 30. September dem Landes— 
hauptmann durch die betreffenden Kreisausſchüſſe einzureichen. 

Anträge, welche zur Vervollſtändigung zurückgegeben werden müſſen, 
finden nur dann Berückſichtigung, wenn dieſelben vervollſtändigt jo zeitig 
wieder eingehen, daß fie noch dem nächſten nach dem 30. September zu— 


ſammentretenden Provinzialausſchuß vorgelegt werden können, und ſtehen den 


rechtzeitig eingegangenen vollſtändigen Anträgen nach. 
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§ 14. Bei denjenigen Beihilfen, welche nicht in einer Summe be» 
willigt werden, ſind die für das nächſte Etatsjahr zur Fortführung des 
Baues erforderlichen Raten bis zum 30. September bei dem Landeshaupt- 
mann anzumelden. 

In derſelben Weiſe ſind etwa nicht abgehobene Beihilfen für das 
nächſte Etatsjahr wieder anzumelden und als bereits früher angemeldete 
beſonders zu bezeichnen. 

§ 15. Jeder Anſpruch auf Zahlung einer zugeſicherten Beihilfe fällt 
fort, wenn die Baufriſt nicht innegehalten und die Verlängerung derſelben 
von dem Provinzialausſchuß nicht bewilligt wird. 

§ 16. Chauſſeen, Steindammſtraßen, Kreis- und Gemeindewege ſowie 
Brücken, welche mit Beihilfen des Provinzialverbandes ausgebaut ſind, 
dürfen bei Vermeidung der Rückzahlung der Beihilfe in ihrer durch den 
Ausbau hergeſtellten Konſtruktion ohne Genehmigung des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes nicht verändert, nicht verlegt und nicht dem Verfalle überlaſſen, 
Chauſſeen und Steindammſtraßen namentlich nicht in der Steinbahn ver- 
ſchmälert werden. 

Werden Wege oder Brücken, welche mit Beihilfen des Provinzial⸗ 
verbandes ausgebaut ſind, nicht ordnungsmäßig unterhalten, ſo iſt der Landes⸗ 
hauptmann befugt, den zur Unterhaltung verpflichteten Kommunalverband 
($ 70 zur Ausführung der notwendigen Herſtellungsarbeiten innerhalb einer 
beſtimmten Friſt aufzufordern. Wird dieſer Aufforderung nicht genügt, ſo iſt 
der betreffende Verband zur Erſtattung der an ihn oder an den urſprünglichen 
Bauunternehmer gezahlten Beihilfe verbunden. 

§ 17. Wo in dieſem Reglement von Kreiſen die Rede iſt, ſind unter 
denſelben auch die einen eigenen Kreis bildenden Städte zu verſtehen und 
werden in dieſem die Obliegenheiten der Kreisausſchüſſe ſeitens der Magiſtrate 
wahrgenommen. 

Den Gemeinden ſtehen die ſelbſtändigen Gutsbezirke gleich. 

$ 18. Dieſes Reglement tritt unter Aufhebung des von dem Provinzial⸗ 
landtage unter dem 29. September 1877 beſchloſſenen mit dem 1. April 1885 in Kraft. 

Beſchloſſen von dem 11. Provinziallandtage am 5. Februar 1885. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 13 S. 81 
Köslin, „ 14 S. 82 + für 1885. 

Stralſund, ” 14 ©. 63 


b) Bedingungen für die Bewilligung von Beihilfen für den Bau von Chauſſeen, 
Steindammftraßen, Kreis- und Gemeindewegen. 
(11. P. L. S. 27, 68.) 


Zur Ausführung des $ 3 Nr. 2 des Reglements für die Wegebau— 
verwaltung der Provinz Pommern wird beſtimmt: 

J. Für die Bewilligung von Beihilfen zu dem Bau von Chauſſeen und 
Steindammſtraßen bleiben vorläufig die zur Zeit geltenden Normativbeſtim⸗ 
mungen“) bezüglich der Dimenſionen, Konſtruktion, Steigungsverhältniſſe, 


*) a) Anweiſung zum Bau der Kunſtſtraßen vom 6. April 1834.) 
b) Inſtruktion zur Aufſtellung der Projekte und Koſtenanſchläge für den Bau 
von Kunſtſtraßen vom 17. Mai 1871.2 
c) Rother'ſche Chauſſeebedingungen.“) 
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Veranſchlagung uſw. mit den nachfolgenden Beſchränkungen maßgebend. 
Abänderungen dieſer Normativbeſtimmungen treten ſofort in Kraft, wenn ſie 
eine Erleichterung gegenüber den jetzigen Anforderungen darſtellen. 


A. Für Straßen, welche einen beſonders lebhaften Verkehr erwarten 
laſſen, ſoll betragen: 


a) die Breite des Planums 9 m; 

b) die Breite der Steinbahn 4 m; 

c) die Stärke der Steinbahn bei Chauſſeen im befeſtigten Zuſtande 
21 cm; 

d) das Längengefälle höchſtens 50 mm pro Meter; 

e) ſofern ſich das Planum nicht wenigſtens 0,5 Meter über das 
Terrain erhebt, die Tiefe der auf beiden Seiten oder auf einer 
Seite anzulegenden Gräben 0,6 Meter, die Sohlenbreite 0,6 Meter, 
falls nicht etwa im Einzelfalle die zu erwartenden Waſſermengen 
eine breitere Anlage erfordern; 

f) die Breite der Schutzſtreifen 0,5 m’; 

g) die lichte Höhe der Wegeunterführungen 4,4 m. 


B. Für andere Straßen kann der Provinzialausſchuß eine Ermäßigung: 


a) der Planumsbreite auf 8 m, bei fehlendem Sommerweg auf 7 m. 
b) der Steinbahnbreite auf 3,5 m; 
c) der Steinbahnſtärke auf 18 cm; 


ſowie eine Erhöhung 


d) des Längengefälles bis zu 60 mm pro Meter geſtatten. 


Die Genehmigung zu derartigen oder zu einzelnen aus— 
nahmsweiſe wegen örtlicher Verhältniſſe notwendig gewordenen 
Abweichungen iſt vor Ausarbeitung der ſpeziellen Koſtenanſchläge 
einzuholen. 


II. Den Anträgen auf Bewilligung von Wegebaubeihilfen find beizufügen: 


15 
2. 


3. 


die vollſtändigen Vorarbeiten und Anſchläge; 

der Nachweis von der Bedeutung der auszubauenden Wege für 
das öffentliche Verkehrsintereſſe ($ 7a des Reglements); 

der Nachweis, daß die Mittel zu dem beabſichtigten Wegebau mit 
Hilfe vn beantragten Beihilfe ſichergeſtellt find ($ 7b des Regle- 
ments) ; 


der Nachweis, daß die dauernde Unterhaltung des auszubauenden 


Weges durch einen Kommunalverband geſichert iſt (§S 7e des 
Reglements); 


der Nachweis, daß der Unterhaltungspflichtige, ſofern er nicht 


Bauunternehmer iſt, ſich den Beſtimmungen des Reglements 
unterworfen hat ($ 7 alin. 2 des Reglements); 


die Erklärung, innerhalb welcher Friſt der auszuführende Wegebau 


ausgeführt werden ſoll. 


) In dem Beſchluß des Provinziallandtags iſt irrtümlich der 6. März 1834 als 


Datum angegeben. 


2) Siehe unter e Seite 122 ff. 


) Siehe unter d Seite 133 ff. 
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Ill. Auf Grund der sub Il gedachten, von dem Provinzialausſchuß zu 
prüfenden Unterlagen erfolgt die Bewilligung der Beihilfe, vorbehaltlich der 
von dem Provinziallandtage für das nächſte Etatsjahr zur Verfügung zu 
ſtellenden Mittel. 

Für die Bewilligung der Beihilfen und deren Höhe ſind maßgebend: 
das größere oder geringere öffentliche Intereſſe, die Leiſtungsfähigkeit 
der den Bau Ausführenden und der die Unterhaltung übernehmenden 
kommunalen Verbände, die größere oder geringere Ausdehnung der 
in den Kreiſen bereits vorhandenen kunſtmäßig ausgebauten Wege, 
insbeſondere der bereits in demſelben vorhandenen Provinzialchauſſeen, 
die größeren oder geringeren Aufwendungen, welche der vorliegende 
Bau erfordert, die Höhe derjenigen Beihilfen, welche für Wegebauten 
in den betreffenden Kreiſen bereits aus Provinzialmitteln gewährt 
worden ſind. 

IV. Die Beihilfen werden entweder bei Wegebauten von geringerem 
Umfang in einer feſten Summe oder in Prozenten der durch die Reviſion 
feſtgeſtellten Anſchlagsſumme oder in einem Einheitsſatze pro Meter der aus⸗ 
zubauenden Wegeſtrecke gewährt und ſollen der Regel nach, ſofern die unter 
III hervorgehobenen beſonderen Verhältniſſe nicht eine andere Normierung 
rechtfertigen, nicht über 33 ¼ Prozent der Anſchlagskoſten oder über 6 Mark 
pro Meter der Wegelänge, in keinem Falle aber über 50 Prozent der An⸗ 
ſchlagsſumme hinausgehen. Bei der Bewilligung der Beihilfen dürfen in der 
— — die Koſten für Grund- und Nutzungsentſchädigung keine Berückſichtigung 
inden. 

V. Für Wegebauten, durch welche nicht eine dauernde Erleichterung 
des Verkehrs erreicht wird, insbeſondere für Befeſtigung der Fahrbahn 
durch Sand, Lehm oder Kies, werden Beihilfen nicht gewährt, während 
Kieschauſſeen, welche eine Unterlage von Steinen und eine feſtgewalzte 
Decke von geſiebtem Kies erhalten, den Steinchauſſeen und Steindamm⸗ 
ſtraßen gleichgeachtet werden. Ebenſowenig werden Beihilfen gewährt für 
Bauten, welche die Natur von Erneuerungs- oder Herſtellungsarbeiten haben. 

VI. Gelangen bereits gezahlte Beihilfen für Wegebauten wegen Nicht⸗ 
innehaltens der geſtellten Ausführungsfriſt zur Wiedereinziehung (S 12 letztes 
Alinea des Reglements), jo müſſen die empfangenen Vorſchußzahlungen mit 
5 Prozent vom Tage des Empfanges an verzinſt werden. 

VII. Bei Wegebauten, deren Koſten den Betrag von 500 M über⸗ 
ſteigen, ſind die nebſt Situationsplänen einzureichenden Koſtenanſchläge von 
einem Königlichen oder einem Kreisbaubeamten aufzuſtellen oder zu 
revidieren; bei Wegebauten, welche einen geringeren Koſtenaufwand er— 
fordern, genügen Koſtenüberſchläge von Handwerkern oder anderen nach dem 
Urteil des Landesbaurats geeigneten Perſonen. 

VII. Dieſe Bedingungen treten unter Aufhebung der von dem 
Provinziallandtage unter dem 2. Oktober 1877 beſchloſſenen mit dem 
1. April 1885 in Kraft. 

Beſchloſſen von dem 11. Provinziallandtage am 5. Februar 1885. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Stück 13 S. 81 
Köslin, „ 14 „ 82 f für 1885. 

Stralſund, „ 14 „ 63 
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c) Inſtruktion des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten vom 17. Mai 1871 zur Aufftellung der ſpeziellen Projekte 
und Koſtenanſchläge für den Bau der Kunſtſtraßen, für die Provinz 
Pommern umgearbeitet unter Berückſichtigung der Bedingungen 
für die Bewilligung von Beihilfen für den Bau von Chauſſeen, 
Steindammftraßen, Kreis- und Gemeindewegen.') 


(3. Verw.⸗Ber. S. 13, 233.) 
Erſter Teil. 


Aufſtellung der Projekte. 
Erſter Abſchnitt. 


Situationspläne, Längen- und Querprofile, Bauzeichnungen. 
§ 1. Zu jedem Projekte eines Straßenzuges gehören an 
Karten: 

a) eine Überſichtskarte, 
b) ſpezielle Situationspläne und eventl. 
c) Detailpläne. 

dran 82. Die Überſichtskarte iſt in einem Maßſtab von 1: 20,000 

bis 1: 200,000 zu geben. 

In dieſe Karte ſind alle konkurrierenden Linien, die 
Stationierung des Straßenzuges nach Hauptſtationen und die 
Anſchlußpunkte oder beſtehenden Verbindungen mit bereits aus— 
gebauten Straßen, Eiſenbahnen ꝛc. einzutragen. 


Siturklenz § 3. Der ſpezielle Situationsplan iſt: 
a a) wenn es nur auf die Darſtellung des Straßenprojekts 


ankommt, in einem Maßſtab von 1: 5000 der natür- 
lichen Größe zu zeichnen; 

b) zur Darſtellung beſonders ſchwieriger Situationen, wie 
z. B. beim Durchgange durch Ortſchaften und zu den— 
jenigen Grundriſſen, welche die Lage zugehöriger 
größerer Brücken ꝛc. verdeutlichen ſollen, iſt ein Maßſtab 
von 1: 1000, oder wenn entſprechende Pläne vorhanden 
ſind, ein ſolcher von 1: 625 bis 1: 1250 der natürlichen 
Größe zu Grunde zu legen. 

Zur Anfertigung der sub a und b genannten Karten iſt nur 
dann eine beſondere geometriſche Aufnahme der für ihre Zwecke 
wichtigen Gegenſtände, als: Straßen, Wege, Eiſenbahnen, Gewäſſer, 
Brücken, Kiesgruben, Kulturverhältniſſe, Grenzen aller Art, er- 
forderlich, wenn von der darzuſtellenden Situation keine zu anderen 
Zwecken amtlich und in hinreichend großen Maßſtäben angefertigte 
Karten vorhanden ſind. 

In allen anderen Fällen iſt aus der vorhandenen Karte ein 
Extrakt zu entnehmen und in demſelben eventl. in der nach be— 


) Siehe unter b S. 119 ff. Die Umarbeitung iſt unter dem 11. April 1879 
an der Hand der damals geltenden Bedingungen (3. P. L. S. 29, 171) 
erfolgt. Die jetzigen Bedingungen enthalten, ſoweit ſie für die Inſtruktion 
in Betracht kommen, keine Anderung des beſtehenden Zuſtandes. Eine noch» 
malige Umarbeitung war daher nicht erforderlich. 
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ſonderer Aufnahme dargeſtellten Karte die Situation in genügender 
Breite von wenigſtens 100 Metern zu jeder Seite des projektierten 
Straßenzuges anzugeben. 

In den ſpeziellen Situationsplan iſt alles Beſtehende ſchwarz, 
alles auf das Projekt Bezügliche zinnoberrot einzutragen und eben⸗ 
ſo zu beſchreiben. 

Die Terrains ſind in den gebräuchlichen Farben, insbeſondere 
aber die alten Wege blaßbraun und die neue Straße, ſofern ſie in 
voller Breite aufgetragen ift, blaßrot anzulegen. In der Regel wird 
es genügen, den projektierten Straßenzug in feiner Mittellinie dar⸗ 
zuſtellen. 

Dieſe Mittellinie iſt in Stationen von je 100 Meter Länge 
zu teilen, die, mit O am Anfangspunkte beginnend, mit nach rechts 
fortlaufenden Zahlen bezeichnet werden. Außerdem iſt bei je 
50 Meter ein Zwiſchenpunkt einzuſchalten. Jede zehnte Station 
wird durch Beſchreibung einer ebenſo beginnenden fortlaufenden 
römiſchen Zahl als Hauptſtation hervorgehoben. Straßenzüge von 
mehr als 5000 Meter Länge ſind in Sektionen zu teilen, welche 
mit ganzen Stationen oder mit den Grenzen der einzelnen Gemeinden 
abſchneiden. Die Stationen laufen jedoch durch. 

Jede Sektion muß mit einer Anſchlußlinie, welche durch einen 
feiten Punkt geht und mit korrejpondierenden Nummern bezeichnet 
wird, anfangen und endigen. 

Die Darſtellung der Situation iſt drei Stationen über beide 
Anſchlußlinien hinaus auszudehnen, jedoch nur in einfachen ſchwarzen 
Linien zu zeichnen. 

Der ſpezielle Situationsplan iſt ſektionsweiſe auf einzelne 
Blätter zu zeichnen, denen nur wenig über 1 Meter Länge zu 
geben iſt. 

Bei Straßenzügen von annähernd gerader Richtung kann ein 
Blatt, ſofern es zum Zuſammenklappen eingerichtet iſt, auch mehrere 
zuſammenhängende Sektionen enthalten. 

Dieſe Karten müſſen auf Papier gezeichnet ſein, welches vorher 
auf Leinewand aufgezogen iſt. 

Die ſämtlichen Karten, Längenprofile und Zeichnungen eines 
Wegeprojekts ſind in einer Mappe vorzulegen, welche in der Regel 
nur wenig über 1 Meter lang und über 0,7 Meter breit ſein darf. 

§ 4. Das Längenprofil, welches den Vertikalſchnitt des pro⸗ 
jektierten Straßenzuges in der Mittellinie desſelben zeigt und ſich 
aus dem Nivellement dieſer Linie ergibt, iſt unter Beachtung nach— 
folgender Punkte und der anliegenden Zeichnung?) anzufertigen: 

a) die Längen werden nach dem Maßſtab des zugehörigen 
Situationsplanes, in der Regel im Verhältnis von 
15000 der natürlichen Größe, 

b) die Höhen nach einem 25mal größeren Maßfſtabe, alſo 
im Verhältnis von 1: 200, jo daß 5 Millimeter ein 
Meter darſtellen, aufgetragen. Mehr als zwei Dezimal— 
ſtellen ſind nicht zu vermerken; 


) Hier nicht mit abgedruckt. 
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c) die Stationierung erfolgt von links nach rechts, wie 
bei der Mittellinie des Straßenzuges im Gituations- 
plane, ebenſo 

d) die Einteilung in Sektionen, die darüber hinausgehende 
lineare Darſtellung der Anſchlußſtrecken des Längenprofils 
und die Zuſammenlegung mehrerer Sektionen; 

e) wenn ein Nivellement als Fortſetzung eines ſchon in dieſer 
Art feſtgelegten älteren Nivellements zu betrachten iſt, fo 
muß das neuere an den nächſten feſten Punkt des älteren 
angeſchloſſen werden; 

) zur Verbindung eines neuen Nivellements mit einem 
ſchon vorhandenen älteren, an den Grenzen zweier Kreiſe, 
ſind die in den älteren feſtgelegten nächſten Punkte auch 
in das neue Profil aufzunehmen; 

g) die Normalhorizontale iſt etwa 10 Meter unter den tieſſten 
Punkt und zwar tunlichſt im Anſchluß an einen in der 
Gegend bekannten Feſtpunkt oder an den Nullpunkt 
eines Hauptpegels anſchließend zu legen. Die Höhenlage 
dieſer Horizontale gegen den bezeichneten Feſtpunkt iſt 
in dem Längenprofile anzugeben; 

h) bei bedeutenden Höhenunterſchieden find zur leichteren 
Überſicht Parallellinien in Abſtänden von 10 Metern 
über der Normalhorizontale zu ziehen, während die 
Ordinatenzahlen ſtets auf die Normalhorizontale zu 
beziehen ſind; 

i) die Höhenlage der Terrainpunkte wird nach der Kopf- 
höhe der Nivellementspfähle aufgetragen, weshalb dieſe 
mit ihrem Kopf der Terrainhöhe ſich anzuſchließen haben. 

Zur Bezeichnung des Nivellementspfahles iſt ein 
beſonderer Stationspfahl zu ſchlagen; 

k) die zwiſchen den ganzen und halben Stationspunkten 
durch die Unebenheiten des Terrains bedingten Nivelle- 
mentspunkte erhalten keine beſondere Nummer, ſondern 
werden nach ihrer Entfernung vom vorhergehenden 
Stationspunkte bezeichnet; 

I) die Ordinaten der Hauptſtationen ſind mit ſtärkeren, die 
der anderen Stationen und Zwiſchenpunkte mit ſchwächeren 
ſchwarzen Linien auszuziehen. Die Terrainlinie iſt in 
kräftiger ſchwarzer, die Planumslinie der Straße in 
kräftiger zinnoberroter Linie anzugeben. 

Unter den Normalhorizontalen ſind in beſonderen 
Reihen die Beſchaffenheit des Bodens mit Farbe und 
Schrift, ſowie die Gefälleverhältniſſe mit roten Ziffern 
anzugeben. Nahe über den Normalhorizontalen ſind 
die Entfernungen der Stationen und Zwiſchenpunkte 
und darüber, längs den Ordinatenlinien, die Terrain- 
ordinaten in ſchwarz, über dieſen aber die Planums- 
ordinaten in Zinnoberrot in regelmäßiger und überfichtlicher 
Anordnung einzutragen; 

m) bei allen Gewäſſern, welche die projektierte Straßenlinie 
durchſchneiden oder berühren, ſind außer der Sohle die 
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tunlichſt zuverläſſig zu ermittelnden höchſten und niedrigſten 
Waſſerſtände anzugeben. Die Tiefe der Moore iſt nach 
ſpeziellen Unterſuchungen einzuzeichnen. Brücken, Durch⸗ 
läſſe, Sockel und Türſchwellenhöhen, ſowie die Höhenlage 
der Hofeinfahrten benachbarter Gebäude und ſonſtige in 
Betracht kommende Objekte müſſen ebenfalls eingetragen 
werden; 

n) die über der projektierten Planumslinie liegenden Ab— 
träge ſind ſchwärzlich, die unter derſelben liegenden Auf— 
träge rot anzulegen; 

o) die Sohlen der Seitengräben werden nur da eingetragen, 
wo ihr Gefälle von dem der Straße abweicht, und zwar 
die auf der rechten Seite der Straße in blauer Linie, die 
auf der linken Seite blau punktiert; 

p) die abſolute Höhe des Abtrages iſt unter der Planums— 
linie mit ſchwarzen und die des Auftrages über dieſer 
Linie mit zinnoberroten Zahlen einzuſchreiben. Dieſelbe iſt 
auf zwei Dezimalſtellen abzurunden; 

q) alle in der Straßenlinie zu errrichtenden Bauwerke, als: 
Brücken, Durchläſſe uſw. ſind in charakteriſtiſcher Weiſe 
mit zinnoberroten Linien einzutragen und über der 

lanumslinie unter Angabe ihrer Weite mit der gleichen 
chrift zu benennen. 

Die Ausdehnung und Benennung der durchſchnit⸗ 

tenen Ortſchaften iſt unter der Planumslinie anzugeben. 
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profils, rechtwinklig gegen die Mittellinie des Straßenplanums, 
aufgenommen werden, bei welchen erhebliche Anderungen in der 
Terrainoberfläche vorkommen oder angrenzende Gebäude, Mauern, 
abgehende Wege ꝛc., welche eine Berückſichtigung bei Beſtimmung 
der Planumshöhe verlangen, ſolches erfordern. 

Die Querprofile ſind nach dem Höhenmaßſtab des Längen- 
profils, d. i. 1: 200 der natürlichen Größe, zu zeichnen. In der 
Mitte über jedem iſt die betreffende Stationsnummer in ſchwarzen 
arabiſchen Ziffern und unter jedem eine Horizontale einzutragen, von 
welcher die Ordinaten des Querprofils ausgehen. Die durch den 
Schnittpunkt des letzteren mit der Mittellinie des Planums gehende 
Ordinate iſt ſtärker auszuziehen und mit den im Längenprofil ange- 
gebenen Höhenzahlen in den charakteriſtiſchen Farben zu beſchreiben. 

Die Querprofile ſind auf gewöhnliche, aber geheftete Papier⸗ 
bogen in einfachen ſchwarzen Linien, die darin dargeſtellten Quer- 
ſchnitte der projektierten Straßenanlage aber in roten Linien zu zeichnen. 
Die Oberfläche des Planums iſt ſtets durch eine gerade horizontale 
Linie darzuſtellen. 5 

In dem Straßenprojekte ſind außerdem ein oder zwei Normal- 
profile, welche die Konſtruktion der Steinbahn mit ihren Abmeſſungen, 
die Breiten der Banketts, die Quergefälle, die Stellungen der Futter— 
mauern, Böſchungen, der Bäume und Geländer ꝛc. zeigen, im Maßſtab 
von 1: 100 der natürlichen Größe beizugeben. 
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86. Für die Entwürfe zu den projektierten Bauten find 
folgende Maßſtäbe anzuwenden: 

a) für Durchläſſe und Brücken bis 50 Meter lichter Weite 
1 : 100 der natürlichen Größe; 

b) für größere Brücken iſt ein kleinerer Maßſtab zuläſſig, 
dagegen ſind alle Detailzeichnungen, namentlich von 
komplizierten Holz- und von allen Eiſenkonſtruktionen 
in einem Maßſtab von Y/so, ½s8 und bis zu !/ıo der 
natürlichen Größe, je nachdem eine deutliche Darſtellung 
dies erfordert, aufzutragen; 

c) für Futtermauern ꝛc. genügt der Maßſtab von 1: 100. 

8 7. In den Projekten zu Brücken von mehr als 5 Meter 
lichter Weite müſſen an den Stellen, wo die erforderlichen Boden⸗ 
unterſuchungen ſtattgefunden haben, die Ergebniſſe derſelben durch 
ſchichtenweiſe Darſtellung der ermittelten Bodenarten und deren 
berechnete Höhenlage gegen die dem Längenprofil des Straßenzuges 
zu Grunde gelegte Horizontale angegeben werden. Außerdem müſſen 
die ermittelten niedrigſten, mittleren und höchſten Waſſerſtände in dem 
Querprofil des Waſſerlaufs an der Brückenbauſtelle in blauen Linien 
eingetragen ſein, während die projektierte Planumslinie zinnoberrot 
auszuziehen iſt. 

8 8. Sämtliche Karten und Situationspläne ſind mit einer 


immungen Nordlinie und ebenſo wie die Längenprofile und Bauzeichnungen mit 


Lage der 
Straße. 


Gefälle. 


den entſprechenden Maßſtäben zu verſehen. 

Über jedem Maßſtab iſt das Verhältnis desſelben zur natürlichen 
Größe anzugeben. 

In ſämtlichen Zeichnungen ſind außerdem die wichtigſten Ab— 
meſſungen deutlich einzutragen. 

Unter den Zeichnungen ſoll ſtets der Name und Amtscharakter 
derjenigen, welche die Aufnahme gemacht und das Projekt bearbeitet 
haben, die Zeit der Aufnahme oder der Anfertigung unter Angabe 
des Orts und der Zeit ꝛc. angegeben werden, wogegen links oben 
das Datum des Koſtenanſchlags evtl. des Berichts, dem dieſelben als 
Anlage dienen, zu vermerken iſt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Lage und Gefälle des Straßenzuges. 


§ 9. Jede Straße iſt nicht allein dem Terrain tunlichſt an⸗ 
ſchließend und auf trockenem Untergrunde, ſondern auch ſo zu legen, 
daß ſtarke Krümmungen vermieden werden. Sind dieſe nicht zu 
umgehen, ſo iſt bei einem Radius der Mittellinie der Straße von 
75 Meter oder weniger auf eine angemeſſene Verbreiterung derſelben 
reſp. der Steinbahn Bedacht zu nehmen. 

8 10. Die Kronenlinie iſt in Verbindung mit der Richtung 
der Straße ſo zu disponieren, daß hohe Auf- und Abträge tunlichſt 
vermieden werden und übermäßige Steigungen ohne dringende Not- 
wendigkeit nicht vorkommen. Dabei iſt ein häufiger Wechſel des 
Steigens und Fallens zu vermeiden und bei Überſchreitung von 
Bergen und Waſſerſcheiden die Verteilung des Gefälles in der Art 
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anzuſtreben, daß, bevor die größte Höhe nicht erreicht iſt, die einmal 
gewonnene Höhe ohne beſondere Umſtände nicht aufgegeben werde. 

8 11. Als Marimaljteigungen gelten 50 Millimeter pro Meter 
Länge, für Straßen mit geringem Verkehr nach Einholung beſonderer 
Genehmigung 60 mm pro Meter. 

Bei Disponierung des Längenprofils der Straßenkrone iſt das 
Gefälle nicht anders als nach ganzen Millimetern pro Meter Länge 
zu normieren. 

$ 12. Können Maximalſteigungen von 50 mm reſp. 60 mm 
pro Meter auf längere Strecken nicht vermieden werden, ſo ſind in 
Entfernungen von 1000 Metern Ruheplätze von wenigſtens 30 Meter 
Länge, denen höchſtens eine Steigung von 20 mm pro Meter gegeben 
werden darf, anzulegen. 

13. Horizontale Strecken erfordern eine freie Lage und 
beſonders gute Entwäſſerung der Straße. 

8 14. Die Straßenkrone iſt wenigſtens 0,6 m über den be— 
kannten höchſten Waſſerſtand, welcher die Straße erreicht, zu legen. 


Dritter Abſchnitt. 


Konſtruktion der Straße. 


§ 15. Die Breite des Planums und der Steinbahn, ſowie 
die Anlegung eines Sommerweges iſt mit Nückficht auf die 
Frequenz zu beſtimmen. Für Straßen, welche einen beſonders leb— 
haften Verkehr erwarten laſſen, muß die Breite des Planums 
9 m betragen. Für andere Straßen kann auf Grund vorher ein— 
zuholender Genehmigung die Planumsbreite auf 8 m und bei 
fehlendem Sommerweg auf 7 m eingeſchränkt werden. 

Hinſichtlich einer ausnahmsweiſen Verbreiterung bei Krüm— 
mungen wird auf 8 9 verwieſen. 

Die Abmeſſungen derjenigen Teile, in welche das Planum 
den verſchiedenen Erforderniſſen entſprechend zweckmäßig zerfällt, ſind: 


Planumsbreite — Steinbahn — Sommerweg 
m m m 
a) mit Sommerweg 
9,0 5 U 2,5 
80 3,5 2,0 
b) ohne Sommerweg 
7,0 0 — 
Materialienbankett — Fußgängerbankett — 
m mn 
a) mit Sommerweg 
1,5 
1,5 1,0 


b) ohne Sommerweg 
$ 16. Erhebt ſich das Planum nicht wenigſtens 0,5 m über 
das Terrain, oder iſt dasſelbe ganz oder teilweiſe in das Terrain 
eingeſchnitten, ſo iſt auf beiden Seiten reſp. der einen Seite ein 
Graben anzulegen. Außerdem ſind überall da, wo durch Anlage 
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Ruheplätze. 


Breite der 
Straße. 


Gräben. 
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der Straße der natürliche Abfluß des Waſſers behindert oder kon- 
zentriert wird, Vorflutsgräben anzulegen. 

Die Dimenſionen der Gräben richten ſich nach der abzu— 
führenden Waſſermenge reſp. nach ihrem Gefälle. Als die geringſten 
Abmeſſungen ſind denſelben 0,6 m Tiefe und 0,6 m Sohlenbreite 
zu geben. 

8 17. Die Grabenböſchungen ſind in der Regel 1½ fach 
anzulegen. Eine geringere Anlage iſt nur ausnahmsweiſe in 
genügend motivierten Fällen zuläſſig. 

§ 18. Die Breite des Schutzſtreifens längs des äußeren 
Grabenrandes oder am Fuße von Dammſchüttungen beträgt 0,5 m. 

” Böfchungen. § 19. Alle Aufträge erhalten eine 1½ fache Anlage und find 
bei leichtem Sandboden die Böſchungen in angemeſſener Weiſe zu 
befeſtigen. Den Abträgen kann nach Beſchaffenheit des Bodens 
eine etwas ſteilere Anlage gegeben werden. 

In niederen Einſchnitten empfiehlt es ſich, zur Verhütung von 
Schneeverwehungen die Böſchungen abzuflachen. 

S 20. Straßendämme über moorigem oder nachgiebigem 
Untergrunde ſind mit breiten Banketts, welche bis zum höchſten 
Waſſerſtande reichen, herzuſtellen. 

In denjenigen Fällen, in welchen die Straße dem Hochwaſſer 
oder dem Wellenſchlage ausgeſetzt iſt, iſt auf flache Böſchungen 
oder geeignete Befeſtigung Bedacht zu nehmen. 

Quergefälle. 8 21. Das Quergefälle der Steinbahn richtet ſich zum Teil 
nach dem Längengefälle der Straße, ſo daß bei ſtarkem Gefälle 
ein geringeres Quergefälle angewendet wird. Außerdem wird das- 
ſelbe durch die größere oder geringere Härte des Materials bedingt. 

-Nach erfolgter Befeſtigung der Steindecke muß dieſelbe bei 
feſtem Material ein Quergefälle von 3 bis 5 cm, bei mäßig feſtem 
ein ſolches von 5 bis 6 em pro Meter der halben Breite der 
Steinbahn nachweiſen. 

Sommerweg und die Banketts erhalten ein Quergefälle von 
4 bis 5 em pro Meter Breite. 

Steinbahn. § 22. Die Steinbahnen können den örtlichen Verhälniſſen 

entſprechend hergeſtellt werden: 

a) aus einer Packlage mit Steinſchlagdecke, 
b) aus einem Unterbau von größeren Leſeſteinen oder 

Grobſchlag mit Steinſchlagdecke, 

c) aus Kiesunterbau mit Steinſchlagdecke, 
d) aus Kies (Grand), 

e) aus Pflaſter von natürlichen Steinen, 
f) aus Klinkern. 

Die Stärke der ad a) b) und c) im allgemeinen mit 
Chauſſierung bezeichneten Steinbahnen ſoll bei beſonders verkehrs- 
reichen Straßen im befeſtigten Zuſtande 21 em, für andere Straßen 
mindeſtens 18 cm betragen. Die Steinſchlagdecke muß in jedem 
der drei Fälle eine Stärke von mindeſtens 9 em im befeſtigten 
Zuſtande erhalten. Die Steingröße zur Decklage darf bei feſtem 
Material nicht über 3 bis 4 em und bei weniger feſtem nicht über 
4 bis 5 em nach jeder Richtung betragen. 
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Befeſtigte Straßen aus Kies erhalten eine Stärke von 30 em, 
von welcher die erſten 10 em aus Packleſeſteinen, die folgenden 
10 em aus einem mit der Handramme oder durch Walzen be— 
feſtigten Gemenge von Lehm und Kies im Raumverhältnis von 
1:2 und die letzten 10 em aus Kies beſtehen, welcher in einzelnen 
Lagen aufgebracht, feſtgewalzt oder durch die Fuhrwerke feſt— 
gefahren wird. 

§ 23. Klinkerbahnen und Steinbahnen aus Pflaſterſteinen 
erhalten eine Unterbettung von Kies oder grobem Sande von 
20 em. Die Steinſtärke beträgt 17 bis 21 em, je nach Beſchaffen⸗ 
heit des Materials. 

Nach Fertigſtellung iſt auf die Steinbahn zum Einfegen eine 
4 em ſtarke Sandſchicht aufzubringen. 

§ 24. Der Sommerweg iſt mit Kies in mehreren Lagen von 
zuſammen 8 cm Stärke zu befeſtigen. 

Die Befeſtigung der Banketts richtet ſich nach der Beſchaffen⸗ 
heit des Bodens und bedarf meiſtenteils keiner beſonders zu be- 
ſchaffenden Materialien. a 


Vierter Abj chnitt. 


Durchläſſe, Wegeunterführungen, Baumpflanzungen und Sicherheits- 
anlagen, 

§ 25. Kein Durchlaß unter dem Straßenkörper darf weniger Duratäffe. 
als 0,5 m lichte Weite und Höhe erhalten. Größere Weiten ſind 
nach Zehntelmeter abgerundet zu bemeſſen. Werden Röhren angelegt, 
ſo darf der innere Durchmeſſer nicht unter 0,25 m betragen, auch 
muß der Nöhrenſtrang in gerader Linie liegen. Röhrendurchläſſe 
find nur bis zu einer Auftragshöhe von 2 m zuläſſig, und nur da, 
wo Sand oder beſeſtigter Lehmboden ein Verſchlammen der Ton- 
röhren nicht befürchten laſſen. — Seitendurchläſſe müſſen ſolche 
Dimenſionen erhalten, wie ſie der Waſſerabfluß und eine gute Räumung 
erfordern. 

8 26. Wegeunterführungen müſſen eine lichte Höhe von mindeſtens Wegeunter⸗ 
4,4 m erhalten, die lichte Weite muß mindeſtens 4 m betragen und 
ſo bemeſſen werden, daß die ortsüblichen landwirtſchaftlichen Maſchinen 
dieſelben ungehindert paſſieren können. 5 

§ 27. Die Entfernung der Bäume von einander iſt ſtets nach Baum- 
ganzen Metern zu bemeſſen. Die zu pflanzenden Bäume müſſen anzungen 
wenigſtens 5 em im Durchmeſſer und 2,5 m Stammhöhe haben. 

Der Abſtand der Bäume von der Planumskante ſoll für 
gewöhnlich 30 em, der Durchmeſſer und die Tiefe der Baumlöcher 
0,6 bis 1,0 m betragen. 

§ 28. Die Geländerpfoften find in der Regel auf 4 m Ent- Geländer, 
fernung zu ſetzen. Die darauf befeſtigten Holme müſſen mit ihrer usſtelne. 
Oberfläche wenigſtens 1 m über der Straßenkante liegen. 

Werden Schutzſteine angewendet, jo find dieſelben nach Er- 
- fordernis in Entfernungen von 1,5 m, höchſtens von 2 m, und ſo 
zu ſetzen, daß fie wenigſtens 0,75 m über die Planumskante her- 
vorragen. 


Samml, von geſetzl. Beſtimmungen uſw. für Pommern. 9 
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Zweiter Teil. 


) 2 Aufſtellung der Koftenanfdjläge. 
A $ 29. Für jede ſelbſtändige Wegeſtrecke iſt ein beſonderer 


Koſtenanſchlag aufzuſtellen. 
Dem Koſtenanſchlag muß ein Erläuterungsbericht vorangehen, 


Grläute- welcher die Gründe ſowohl für die Wahl der Linie, als auch der 
rungs bericht Gefälle enthält und nähere Auskunft über die Beſchaffenheit des 


Titel 1. 


Bodens, die Anzahl und Einrichtung der Brücken, Vorfluts⸗ und 
Entwäſſerungsanlagen, ſowie über die Konſtruktion der Straße gibt. 

Hinſichtlich des Steinmaterials ſind anzugeben die mineralogiſche 
Benennung und das erprobte Verhalten desſelben, die Gewinnungs⸗ 
ſtellen und deren mittlere Entfernung von der Bauſtelle ſowie die 
Beſchaffenheit der Zufuhrwege. 

Außerdem ſind darin die nötigen Angaben über die Sicher⸗ 
ſtellung des Planums, Baumpflanzungen, Schutzanlagen, Grund- 
und Nutzungsentſchädigungen zu machen und die ortsüblichen Sätze 
des Tage- und Fuhrlohns, ſowie die etwaigen Verpflichtungen und 
Leiſtungen der Anwohner anzuführen. 

§ 30. Der Koſtenanſchlag iſt nach folgenden Titeln ſpeziell 
aufzuſtellen: 

Titel J. Erdarbeiten. 
5 II. Befeſtigung der Böſchungen. 
A III. Brücken und Durchläſſe. 
R IV. Anfertigung der Steinbahn: 
a) Materialien, 
b) Arbeitslohn. 
2 V. Baum⸗ und Schußpflanzungen. 
4 VI. Geländer, Stationszeichen. 
„ VII. Chauſſeegelderhebeſtellen, Wohnhäuſer. 
„ ͤ VIII. Gerätſchaften. 
8 IX. Grund», Nutzungs⸗ und Gebäudeentſchädigungen. 
je X. Anlegung von Interimswegen. 
5 XI. Insgemein, unvorhergeſehene Ausgaben, Auf⸗ 
ſichtskoſten, Rendanturgebühren. 
Die Poſitionen laufen durch alle Titel durch. . 
§ 31. Die Veranſchlagung der Erdarbeiten kann in ebenem 


Grvarbelten Terrain, auf welchem die Herſtellung des Straßenplanums weder 


nennenswerte Auf⸗ noch Abträge nötig macht, unter Angabe der 
jedesmaligen Planumsbreite und des für die Seitengräben ange⸗ 
nommenen Querprofils nach laufenden Metern erfolgen. In anderen 


Fällen iſt nach den Längen- und Querprofilen eine Maſſenberechnung 


der Auf⸗ und Abträge mit angehängter Dispoſitionstabelle und 
einer Berechnung über die vorkommenden Löſungs⸗ und Transport⸗ 
koſten der Abtragsmaſſen zu einem Spezialanſchlage zuſammenzu⸗ 
ſtellen und dem Hauptkoſtenanſchlage als Anlage beizufügen. 

Bei dieſen Berechnungen iſt auch auf etwa erforderliche tiefere 
Ausſchachtungen in ſchwerem Lehm- oder Tonboden, behufs Unter⸗ 
füllung der Steinbahn mit trockenem Material, Bedacht zu nehmen. 


) Hier nicht mitabgedruckt. 
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Unter dieſen Titel gehören ferner die Koſten für etwaige Drai⸗ 
nierung und für Unterhaltung des Planums und der Böſchungen 
bis zum Einbau der Steinbahn. 

8 32. Die Handarbeiten und Transportkoſten für Beraſung, Tuer m. 
Bekleidung und Pflaſterung der Böſchungen, Abſtützungen derſelben eden 
durch Futtermauern, die Handarbeiten für Nachregulierung des oſchungen. 
Sommerweges, der Bankette und Gräben nach Abwalzung reſp. 
Vollendung der Steinbahn ſind unter dieſem Titel zu veranſchlagen 
oder bei umfangreichen Arbeiten dieſer Art, unter Bezugnahme auf 
die alsdann vorzunehmende geſonderte Veranſchlagung, im Haupt⸗ 
anſchlage mit den betreffenden Schlußſummen aufzuführen. 

§ 33. Die Projekte zu den Brücken und Durchläſſen müfjen, Ziter m. 
die bereits im § 7 erforderten Angaben enthalten und im Haupt⸗Durchlaſſe. 
koſtenanſchlage in derjenigen Reihenfolge, wie ſie im Straßenzuge 
liegen, aufgeführt werden. 

Dabei können Durchläſſe bis zu 1 m lichter Weite bei ge— 
wöhnlicher Konſtruktion durch eine Normalzeichnung allgemein dar⸗ 
geſtellt und unter Angabe der Maße nach Material und Arbeit im 
Texte des Hauptanſchlages veranſchlagt werden. 

Durchläſſe mit größeren Durchflußöffnungen, welche als Brücken 
zu bezeichnen ſind, bedürfen beſonderer Zeichnungen und ſpezieller 
Anſchläge, welche nebſt den erforderlichen Erläuterungen dem Haupt⸗ 
anſchlage als Anlagen beizufügen ſind. Bei Durchläſſen und Brücken 
gleicher Dimenſionen, Konſtruktionen und Koſtenbeträge iſt nur ein 
Entwurf und Spezialanſchlag erforderlich, während in dem Haupt⸗ 
anſchlage unter Bezugnahme auf den betreffenden Spezialanſchlag in 
jedem einzelnen Falle nur die ganze Summe anzugeben iſt. 

§ 34. Wenn für die Entnahme von Steinen, Kies, Sand aceaun 
oder Lehm geſetzlich oder herkömmlich eine Entſchädigung, Grund- der 
. werden muß, iſt dieſelbe unter dieſem Titel zu ver- Saterii. 
anſchlagen. 

Von der gefundenen Quantität iſt dasjenige Material, welches 
aus vorhandenen alten Anlagen, wie es bei Inſtandſetzungen aller 
Art vorkommt, vorausſichtlich ſich ergeben wird, abzuſetzen. 

Die Gewinnungskoſten, die etwa vorkommenden Grundzinſe, 
die Anlieferungskoſten der aus Steinbrüchen, Flußbetten, Kies, Sand⸗ 
und Lehmgruben ꝛc. erfolgenden Materialien, unter Angabe der 
mittleren Entfernung von der Bauſtelle, ſind geſondert aufzuführen 
und durch Addition dieſer Einzelbeträge die Geſamtkoſten für die 
kubiſche Einheit zu ermitteln und zu veranſchlagen. 

Wo die Anlieferung der Materialien einſchließlich ihrer Sammel- 
und Gewinnungskoſten aus Gründen der Zweckmäßigkeit oder 
herkömmlich ſtattfindet, iſt eine Trennung dieſer Koſten nicht erforderlich. 

Das Auffegen und Meſſen der angelieferten Materialien iſt in 
einer getrennten Poſition zu veranſchlagen. 

§ 35. Hierher gehören ſämtliche Arbeiten zur Anfertigung jeder“ Aab 
Art von Beſteinung oder Befeſtigung, alſo die Vorbereitung des 
Steinbettes, das Bearbeiten und Setzen der Bord- oder Randjteine, 
das Zerkleinern, Reinigen und Verbauen des Materials, die Regu- 
lierung desſelben während des Abwalzens, die Walzung und erforder⸗ 
liche Annäſſung der Bahn pro laufenden Meter, alle Pflaſterarbeiten 


9 * 
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auf dem Planum, desgleichen in den Mulden, Gräben und Triften, 
die event. erforderliche Befeſtigung der Unterbettung des Pflaſters und 
die Behandlung desſelben. 

Die Veranſchlagung der Arbeiten findet in derjenigen Reihen⸗ 
folge ſtatt, in welcher die Ausführung derſelben in der Regel vorge— 
nommen zu werden pflegt. Dieſelbe erfolgt nach Körper-, Flächen⸗ 
und Längenmaßen, je nachdem das eine oder das andere Maß den 
verſchiedenen Arbeiten am zweckmäßigſten zu Grunde zu legen iſt. 

Die Vorderſätze aller Anſchlagspoſitionen ſind durch Angabe 
der ſie beſtimmenden Faktoren 2c. rechnungsmäßig herzuleiten. 

Titel v. 8 36. Nach den im Erläuterungsberichte anzugebenden Gründen 
Bech für die getroffene Wahl der Baumarten evtl. ihrer Bezugsquellen find 
oftangungenumger diefem Titel die Anpflanzungen nach Zahl, Ausdehnung und 

s Verwendungsſtelle nebſt den Baumſtangen und Schutzmitteln an⸗ 
zugeben und die Koſten der Beſchaffung ſowie die der Pflanzung 
und für Vorbereitung der Pflanzlöcher überſichtlich zu veranſchlagen. 

ditet vı. S 37. Unter dieſem Titel ſind die etwa nötigen Geländer, 

Station Einfriedigungen, Schutz-, Nummer⸗ und Grenzſteine zu veranſchlagen. 

zeichen ꝛe. Die Nummerſteine zur Bezeichnung der Unterhaltungsſtationen 
ſind in Entfernungen von 100 m zu ſetzen. 

Titel vII. §S 38. Für die zur Chauſſeegelderhebung und Wohnung des 
aebenebe Erhebers event. eines Aufſehers erforderlichen Baulichkeiten nebſt 
Einfriedigungen, Brunnen, Schlagbäumen und Tariftafeln ꝛc. inkl. 
Grunderwerb ſind ſpezielle Entwürfe und Koſtenanſchläge aufzuſtellen, 
dem Hauptanſchlage beizufügen und die Schlußſumme darin 
aufzunehmen. 

Sollte bei Vorlegung des letzteren eine beſtimmte Entſcheidung 

hierüber noch nicht getroffen ſein, ſo iſt im Erläuterungsbericht und 

Hauptanſchlage anzugeben, daß und wo derartige Anlagen herzuſtellen 

beabſichtigt wird und wieviel dieſelben überſchläglich koſten werden. 

Titel vin. § 39. Die Anſchaffungskoſten für größere Gerätſchaften, z. B. 

ſchaften. Chauſſeewalzen, Waſſertransportwagen 2c.find beſonders unter ſpeziellen 

Angaben aufzuführen, für die Anſchaffung der gewöhnlichen Gerät- 

ſchaften iſt dagegen ein Pauſchquantum nach einem angemeſſenen 

Prozentſatz der betreffenden Anſchlagsſumme zur ſpeziellen Verrechnung 

auszuwerfen. Sind erſtere leihweiſe zu beſchaffen, ſo iſt nur deren 
Transport, Miete und Unterhaltung in Anſatz zu bringen. 

Titel IX. 8 40. Alle zum Straßenbau, zu Bauplätzen, Gärten, Baum⸗ 
Nugungs ſchulen und Schlammablagerungsplätzen bleibend abzutretende Grund- 
nungen, ſtücke, Baulichkeiten, Brunnen, Bewährungen, Bäume und andere 

Gegenſtände ſind nach ihrer Grundfläche, Zahl und Gattung mit 
den etwa zu entſchädigenden Ernteverluſten in der Regel in einer 
beſonderen, dem Hauptanſchlage beizufügenden Entſchädigungsberech⸗ 
nung zu ſpezifizieren, wobei hinſichtlich ihrer Bezeichnung und örtlichen 
Lage auf den betreffenden ſpeziellen Situationsplan tunlichſt durch 
Numerierung der abzutretenden Objekte Bezug zu nehmen iſt. 

Auch die etwa unentgeltlich abzutretenden Immobilien ſind 
daſelbſt aufzuführen. 
Bei der Berechnung iſt ſtets auf den neben den Straßen⸗ 
— art und Gräben zu erwerbenden Schutzſtreifen Rückſicht zu 
nehmen. 


Wodnbäe 
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: Für diejenigen Flächen nutzbarer Grundſtücke, welche nur 
während des Baues zu Materialablagerungs- und Arbeitsplätzen, 
zur Errichtung von Bauhütten, Zufuhr⸗ und Interimswegen oder 
zur Entnahme von Erde vorübergehend benutzt werden, iſt — unter 
Berückſichtigung etwaiger Kulturkoſten — die Nutzungsentſchädigung 
zu berechnen. 

Ferner ſind unter dieſem Titel die Koſten für die Taxation und 
Vermeſſung der Grundſtücke, ſowie für deren Fortſchreibung und 
für die etwa erforderliche Expropriation aufzuführen. 

Der Wert aller Abſpliſſe oder ausgeſchachteten Flächen, 
welche von den erworbenen Terrains nach Vollendung des Baues 
entbehrlich werden, iſt, ſoweit deren Verkauf vorher zu erwarten 
ſteht, von der Geſamtentſchädigungsſumme in Abzug zu bringen. 

§ 41. Hierunter find alle Koſten für Anlage und Unterhaltung FR 
der erforderlichen Interimswege, ſowie der Materialanfuhrwege, ſoweit _ von 
nicht der Unternehmer oder andere hierzu verpflichtet ſind, zu 1 
berechnen. 

$ 42. Unter den unvorhergeſehenen Ausgaben ſind alle die⸗ genen 
jenigen zu verſtehen, welche durch Naturereigniſſe, Aufitellung von unvorher⸗ 
Bau⸗ und Materialienbuden oder durch die Miete für dazu taug⸗ a 
liche Räume, durch Krankheit oder Verunglückung von Arbeitern, un ums 
Botenlöhne und Porto, Beſchaffung von Druckſachen und Schreib⸗Rendantur⸗ 
materialien, durch Schutz der Bauftelle bei Eintritt des Winters, en. 
Abſteckung der Bauſtellen und dergleichen Arbeiten herbeigeführt 
werden. 

Werden die Koſten für die Projektierungsarbeiten und Ver⸗ 
anſchlagung nicht beſonders vergütet oder aufgebracht, ſo ſind auch 
dieſe hier auszumerfen. 

Ebenſo iſt für die rechtzeitige Auſſtellung des Straßeninven⸗ 
tariums eine entſprechende Summe in Anſchlag zu bringen. 

Bei dieſen Poſitionen ſind die in Anſatz zu bringenden 
Beträge ſo zu bemeſſen, daß hierdurch eine Abrundung der Bau⸗ 
ſumme erzielt wird. 

Die Auſſichtskoſten erſtrecken ſich auf die Bauführung durch 
einen oder mehrere beſonders anzunehmende Techniker, auf die Bau⸗ 
auſſicht, Wächterlohn und nach Erfordernis auf die Bureaukojten und 
die Rechnungslegung. 

Von der Hauptanſchlagsſumme ſind die mutmaßlichen Ein⸗ 
nahmen aus dem Verkauf von übrig bleibenden Waterialien, Uten⸗ 
ſilien ꝛc. in Abzug zu bringen. 


d) Bedingungen, denen die Gemeinden und Grunoͤbeſitzer bei der Anlegung 
von Chauſſeen ſich zu unterwerfen haben. 
(Rother'ſche Chauſſee-Bedingungen.) 
§ 1. Alle Gemeinden und Grundbeſitzer, deren Grundſtücke von der 


Linie der anzulegenden Chauſſee nicht über 1% Meilen entfernt find, müſſen. 


ſich die Entnahme von Feld- und Bruchſteinen, Kies, Lehm, Sand, Erde, 
Rafen und anderen Chauſſeebaumaterialien, mit Ausſchluß des Holzes, von 
ihren Grundſtücken und die temporäre Benutzung der letzteren zur Anlegung 
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interimiſtiſcher Neben-, An⸗ oder Abfuhrwege und Waſſerableitungsgräben 
und zu Materialienablagerungs-, Aufſtellungs⸗ und Bearbeitungsplätzen un- 
weigerlich gefallen laſſen, ohne wegen der entzogenen oder geſchmälerten 
Nutzung der Grundſtücke, deren Verſchlechterung oder des an Feldfrüchten, 
Bäumen oder in anderer Art entſtandenen Schadens irgend eine Ent- 
ſchädigung verlangen zu können; wogegen aber auch bei der Entnahme 
und Anfuhr der Materialien mit möglichſter Schonung zu Werke gegangen 
und insbeſondere auch die Einplanierung der entſtandenen Gruben, oder wo 
dieſe wegen zu ſtarker Ausſtiche nicht tunlich iſt, eine regelmäßige ſechsfüßige 
Abböſchung der Ränder derſelben jederzeit bewirkt werden ſoll. 

§ 2. Die Gemeinden und Grundbeſitzer, deren Feldmarken und Grund- 
ſtücke von der anzulegenden Chauſſee durchſchnitten oder berührt werden, 
haben außer den vorgedachten noch folgende Verpflichtungen zu über⸗ 
nehmen. 
§ 3. Dieſelben müſſen: 
A. das erforderliche Terrain 


a) zur Chauſſee mit Einſchluß der Gräben und Böſchungen und 
eines zwei Fuß breiten Landſtreifens jenſeits derſelben zu Appar⸗ 
reillen und Abfuhrwegen, zu den in der Chauſſeelinie und über 
die Seitengräben anzulegenden Brücken und zu der durch den 
Chauſſeebau etwa notwendig werdenden Verlegung oder Anlegung 
von Bächen, Gräben, uſw., 

b) zu den hin und wieder, etwa in Entfernung von 200 Ruten, 
außerhalb des Straßengebietes zur Ablagerung des Schlicks und 
bedeutender Materialienvorräte anzulegenden Lagerplätzen von 10 
bis 15 Quadratruten Flächeninhalt, 

c) zu den neuanzulegenden Chauſſeegeld-Erhebungshäuſern und deren 
Fläche (für jedes Etabliſſement im ganzen einen Morgen 
7 läche 5 

d) zur Anlage von Baumſchulen, inſofern dergleichen noch außer den 
— der Wegegeldeinnehmer für erforderlich erachtet werden, 
owie 

B. das in und an den durch die Chauſſee entbehrlich werdenden Wegen 
befindliche Baumaterial an Pflaſterſteinen uſw. jedoch mit Ausnahme 
der Bewährungen, 

behufs des Chauſſeebaues für immer abtreten, ohne dafür irgend eine Ent⸗ 
ſchädigung zu erhalten. 

§ 4. Ingleichen haben dieſelben, wenn die Kunſtſtraße durch Wälder 

und Forſten geführt wird, die Abtreibung der Bäume und Sträucher neben 
derſelben in den durch den § 52 der Anweiſung zum Kunſtſtraßenbau vom 
6. April 1834 bezeichneten Dimenſionen auf eigene Koſten zu bewirken und 
die Verpflichtung zu übernehmen, die abgeholzten Stellen nie oder nur in 
der von den Wegebaubeamten nachgegebenen Art und Weiſe wieder zu be— 
ſäen oder zu bepflanzen. Für die dadurch geſchmälerte Nutzung wird keine 
Entſchädigung gewährt; Grund und Boden, ſowie das abgetriebene Holz 
verbleiben jedoch dem Eigentümer. 

§ 5. Dieſelben müſſen ferner die nur zur Benutzung der anſtoßenden 

Grundſtücke erforderlichen Seitenbrücken und Abfahrten aus eigenen Mitteln 
anlegen und für die Zukunft unterhalten. Desgleichen haben ſie die künftige 
Unterhaltung derjenigen Brücken und Abfahrten zu übernehmen, welche für 
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die zur Zeit des Chauſſeebaues bereits vorhandenen Kommunikationswege 
und Triften notwendig ſind und auf Koſten des Chauſſeebaufonds an- 
gelegt werden. 

8 6. Sie dürfen ferner keine Entſchädigung in Anſpruch nehmen, wenn 
Hof⸗ und Garten- oder andere Bewährungen infolge der Chaufjeeanlage 
abgebrochen werden oder Röhrenleitungen, Brunnen uſw. eingehen müſſen. — 
Die Wiederherſtellung und Zurücklegung ſolcher Anlagen iſt ihre alleinige 
Sache. — Dagegen wird die Translokation von Gebäuden, einſchließlich der 
Windmühlen und Backöfen, aus dem Chauſſeebaufonds beſtritten oder dafür 
Entſchädigung geleiſtet. 

8 7. Endlich müſſen die Gemeinden und Grundbeſitzer mit dem Zeit— 
punkte, wo die Chauſſeegelderhebung beginnt, auf den Chauſſeezügen die 
Erhebung aller Pflaſter-, Damm- und Brückengelder oder ſonſtigen Kommuni⸗ 
kationsabgaben einſtellen, ohne dafür irgend eine Entſchädigung in Anſpruch 
zu nehmen. 

8. Bevor mit der Anlage einer Chauſſee begonnen wird, müſſen die 
beteiligten Kreiſe, Gemeinden oder Grundbeſitzer in beſonderen, durch Regierungs- 
kommiſſarien in bindender Form mit ihnen aufzunehmenden Verhandlungen 
ſich den vorſtehenden Bedingungen unter Verzichtleiſtung auf jede Entſchädigung 
unterwerfen und zugleich ſich verpflichten, die Chauſſeeverwaltung gegen die 
Anfprüche ſolcher Gemeinden oder Grundbeſitzer zu vertreten, die nach & 1 
bis § 7 beim Chauſſeebau beteiligt find, aber bei den Verhandlungen nicht 
zugezogen werden können oder wollen. Gegen ſolche von ihnen abzufindende 
Gemeinden und Grundbeſitzer werden ihnen jedoch alle Rechte und Befugniſſe 
zuſtehen und hiermit ausdrücklich übereignet, welche dem Fiskus gegen dieſe 
Gemeinden und Grundbeſitzer bei einer direkten Verhandlung mit denſelben 
nach allgemeinen und provinziellen Geſetzen zugeſtanden haben würden. 

9. Wie die Kreiſe und Gemeinden untereinander ſich ausgleichen, 
und welche Entſchädigung ſie einzelnen Grundbeſitzern gewähren wollen, 
bleibt lediglich ihnen ſelbſt überlaſſen. Der ausführende Baubeamte wird 
ihnen auf ihr Verlangen Berechnungen der abgetretenen oder benutzten 
Flächen zuſtellen, kann ſich aber mit der Ausgleichung ſelbſt und den des⸗ 
falſigen Verhandlungen nicht befaſſen. 

Berlin, den 8. November 1834. 

gez. Rother. 


e) Verträge mit den altpommerſchen Landkreifen') und dem Kreiſe Prenzlau?) 
wegen der Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialchauſſeen. 
(2. P. L. S. 13; 3. S. 28; 5. S. 25, 83; 2. Verw.⸗Ber. S. 14, 177.) 


Auf Grund des $ 18 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 (G. S. S. 497) 
betreffend die Ausführung der 88 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 
wegen Dotation der Provinzial⸗ und Kreisverbände und in Gemäßheit der 


Beſchlüſſe 


) Mit Ausnahme der Kreiſe Dramburg und Greifenberg, welche (ebenſo wie Rügen) 
keine ehemaligen Staatschauſſeen beſitzen. Wegen Stettin ſiehe unter f. S. 138 ff., wegen 
Neuvorpommern unter g. S. 141 ff., wegen Stolp unter h. S. 145, wegen Stargard unter 
i. S. 146. 

2) Zu den dem Provinzialverbande von Pommern überwieſenen Staatschauſſeen 
gehört auch die den Kreis Prenzlau durchſchneidende Strecke der Chauſſee Stettin-Anklam, 
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a) des Provinziallandtages von Pommern zur Vorlage Nr. 53 
vom 5. Dezember 1876; 

b) des Kreistages uſw. 
wird von dem Provinzialverbande von Pommern, vertreten durch den 
Provinzialausſchuß, beziehungsweiſe den Landeshauptmann, einerſeits und von 
dem Kommunalverbande des Kreiſes „vertreten durch 
den Kreisausſchuß „ andererſeits, die nachfolgende 
Vereinbarung getroffen. 

$ 1. Dem Kommunalverbande des Kreiſes 

wird vom 1. Januar 18785) ab die Verwaltung, einſchließlich der techniſchen 
Leitung, ſowie die Unterhaltung derjenigen, innerhalb ſeiner gegenwärtigen 
Grenzen belegenen Chaufjeen*) übertragen, deren Verwaltung, einſchließlich 
der techniſchen Bauleitung, ſowie Unterhaltung durch $ 18 des im Eingange 
erwähnten Geſetzes an den Proninzialverband von Pommern übertragen 
worden iſt. 


§ 2. Alle Rechte und Pflichten, welche der Provinzialverband von 
ommern rückſichtlich der im vorhergehenden Paragraphen bezeichneten 
hauſſeen durch das in demſelben Paragraphen angeführte Geſetz über— 
kommen hat,) gehen vom 1. Januar 187890 auf den Kommunalverband 
des Kreiſes über, mit Ausnahme jedoch des Eigentums— 
rechts an den gedachten Chauſſeen, einſchließlich der Chaufjeewärter- und 
Einnehmerhäuſer, welches dem Provinzialverbande verbleibt, und unter 
Ausſchluß der Befugnis, die Verwaltung und Unterhaltung der fraglichen 
Chauſſeeſtrecken auf andere (als Kreis-) Kommunalverbände zu über— 
tragen. 


83. Für die Übernahme der Verwaltung und Unterhaltung der im 
Sl gedachten Chauſſeen einſchließlich der Koſten der Beſoldung und 
Penſionierung des für die techniſche Bauleitung, ſowie für die Beaufſichtigung 
der Chauſſeen neu anzuſtellenden beziehungsweiſe ſchon vorhandenen Beamten— 
perjonals’) werden dem im $ 1 genannten Kommunalverbande nicht nur 
bezüglich der fraglichen Chauſſeen nebſt allen Nutzungen und Pertinentien 
derſelben, einſchließlich der Chauſſeewärter- und Einnehmerhäuſer, diejenigen 
Rechte eingeräumt, welche geſetzlich dem Nießbraucher einer fremden Sache 


) An Stelle dieſes Termins iſt in den Verträgen mit Schlawe und Bublitz bezüglich 
der bei dem Abſchluß noch nicht fertigen ee Bublitz-Pollnow der Tag der Fertig- 
ſtellung geſetzt. Als folcher ift demnächſt der 1. Januar 1879 angenommen, von da ab 
auch die bezügliche Rente gezahlt. 


) Bei Belgard: „einſchließlich der ganzen Radunbrücke“ (bei Körlin). 
„ Cammin: Chaussee. Pe des Teilſtücks der Gollnow-Naugarder 
auſſee.“ 

„ Kolberg⸗Körlin: „mit Ausſchluß der r bei Körlin.“ Siehe 
Note 12) und unter a Note ) S. 116. 

„ Naugard: „mit Einſchluß der den Camminer Kreis durchſchneidenden 
Strecke der Chauſſee Naugard⸗Gollnow.“ 

„Prenzlau: „mit Einſchluß der anſchließenden Chauſſeeſtrecke im Kreiſe 


Randow bis zur weſtlichen Stirnmauer der Randowbrücke.“ 
„ Uſedom⸗Wollin: „mit Aus chluß der Dievenowbrücken und-Dämme.“ Siehe 
unter a Note ) S. 116. 
) „ Belgard: „einſchließlich einer Rente von 26 Thlr. 25 Srg., welche die 
Stadt Körlin zu zahlen hat.“ 
) Wegen der Chauſſee Br ae * ote ). 
Bei Belgard Zuſatz: „des Kreiſes“, um klar zu ſtellen, daß nur das Beamten- 
perſonal im Kreiſe gemeint ſei. 
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zuſtehen, ſondern es wird ihm auch eine Jahresrente von 1,9 
geſchrieben uſw. gewährt und das Eigentum an denjenigen Materialien und 
Inventarienſtücken übertragen, welche am 1. Januar 1878 auf den in Rede 
ſtehenden Chauſſeen vorhanden ſind. Etwaige Zweifel darüber, wohin die 
einzelnen Inventarienſtücke zu rechnen ſind, hat der Landeshauptmann zu 
entſcheiden. “ 

§ 4. Die Zahlung der im § 3 angegebenen Rente erfolgt vom 
1. Januar 1878'% ab vierteljährlich im Laufe des dritten Monats an die 
Kreiskommunalkaſſe des Kreiſes. 

Von demſelben Zeitpunkte ab gehen die ſämtlichen Verpflichtungen, 
welche dem Provinzialverbande gegenüber dem angeſtellten beziehungsweiſe 
ſeit dem 1. Januar 1876 penſionierten Chauſſeeaufſichtsperſonale, ſoweit 
letzteres innerhalb des Kreiſes wohnt beziehungsweiſe 
zur Zeit der Penſionierung gewohnt hat, obliegen, auf den Kommunalverband 
des Kreiſes N über. 

§ 5. Die Unterhaltung der im 81 gedachten Chauſſeen hat ſeitens 
des ebenda genannten Kommunalverbandes des Kreiſes 
in demſelben Maße und Umfange ſtattzufinden, in welchem der Provinzial 
verband von Pommern dazu nach dem mehrfach angezogenen Geſetze vom 
8. Juli 1875 verpflichtet iſt. 

Wenn die dazu berufenen ſtaatlichen Organe eine Inſtandſetzung der 
Chauſſeen verlangen und über die etwaige Beſchwerde hierüber endgültig 
entſchieden iſt, ſo kann der Landeshauptmann nach Maßgabe der Entſcheidung 
die Inſtandſetzung auf Koſten des Kommunalverbandes des Kreiſes 

vornehmen laſſen. Die hierdurch entſtehenden Ausgaben 
werden aus der nach den SS 3 und 4 dem Letzteren überwieſenen Rente 
beſtritten. 


5) Die Rente beträgt z. Zt. für den Kreis: 


r re 
Velgard e n . 80 211 „ 
r ee en 10800 „ 
r e einher Rate 19 644 „ 
De ee 2228 „ 
D et 45 444 „ 
Greifen hagen 24246 „ 
Kolberg⸗Aürlniin nn 1884 
Alz. rin ee e 25 600 „ 
Nene — — „„ 15812 „ 
c gie 01 48333 „ 
Rente BR an WE et rer DO 

zeuglait u ET 7200 „ 

ur ce or ee He 27111, 
Randwdw ann: UrpinshirtE ie 66 468 „ 
Regenwalde 30 644 „ 
Winmels burg a Fe 46012 „ 
Soca r 8 42 5 * 
Stadtkreis Stargard 10 916 „ 
„ . RR Ei DER, 9294 „ 
Schlo wee „ IE 75 231 „ 
Sanbkreis Stoß 76361 „ 
Stadtkreis Stol s 8 507 „ 
De ae ed 15 300 „ 
Uſedom⸗ Wollin 18 805 „ 


Aus dem Kreiſe Saatzig iſt die Stadt Stargard und aus dem eye . 4 die 
e Unterhaltung 
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Eine Rechnungslegung findet in ſolchem Falle ſeitens des Landeshauptmanns 
nur dem Provinzialausſchuſſe, nicht aber dem Kommunalverbande des Kreiſes 
gegenüber ſtatt, ſo daß diejenigen Summen, welche 
durch eine ſolche von dem Provinzialausſchuſſe dechargierte Rechnung in Aus- 
gabe nachgewieſen werden, auf die zu gewährende Jahresrente als gezahlte 
Beträge derart in Anrechnung kommen, daß darüber ſeitens des Landes- 
hauptmanns nur Quittung zu erteilen iſt. 
Etwaige Koſten, welche dem Provinzialverbande infolge einer der— 
artigen ungerechtfertigten Weigerung des Kommunalverbandes des Kreiſes 
erwachſen ſind, fallen dieſem zur Laſt. 
§ 6. Wacht eine Stadtgemeinde von der ihr nach 8 18 im vierten 
Abſatze des vorſtehend im 8 1 angezogenen Geſetzes zuſtehenden Befugnis 
Gebrauch,!) jo vermindert ſich die im § 3 hiervor erwähnte Jahresrente 
um denjenigen Betrag, welcher der Stadtgemeinde nach Maßgabe der mit 
ihr unter Zuſtimmung des Kommunalverbandes des Kreiſes 
zu treffenden Vereinbarung oder aber zufolge Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichts gewährt werden muß. 
8 7.) Dieſe Vereinbarung kann einſeitig nicht aufgekündigt werden 18), 


f) Vertrag mit der Stadt Stettin wegen Übertragung des Eigentums an 
den in Stettin belegenen Provinzialchauſſeen. 
66. P. L. S. 25, 85.) 


Zwiſchen dem Provinzialverbande von Pommern, vertreten durch den 
Provinzialausſchuß, beziehungsweiſe den Landeshauptmann, einerſeits und 


und Verwaltung der in ihren Grenzen belegenen Provinzialchauſſeen übertragen. (Siehe 
Verträge unter 1 S. 146 u. h S. 145). 

Laut Beſchluß des 4. Provinziallandtags vom 16. Oktober 1878 (J. P. L. S. 33) 
iſt bei dem Verkauf von Chauſſeehäuſern und ſonſtigen Chauſſeezubehörungen (fiehe ftatut. 
Anordnung unter I. 4e S. 6) „der Erlös zur Provinzialhauptkaſſe zu vereinnahmen und 
die Chauſſeerente der beteiligten Kommunalverbände von dem auf den Verkauf und die 
Einzahlung des Kaufpreiſes folgenden Quartalserſten ab um 4 Prozent des Kaufgeldes 
zu erhöhen.“ Laut Beſchluß des 5. 3 vom 10. März 1880 (5. P. L. S. 25) 
iſt dieſer Grundſatz nachträglich au bezüglich derjenigen Chauſſeewärter⸗ und innehmer⸗ 
häuſer angewendet, welche noch von der Königlichen Staatsregierung nach dem 
12. Auguſt 1875 veräußert waren. Durch Beſchluß vom 10. März 1892 (18. P. L. S. 29) 
hat ſich der Provinziallandtag damit einverſtanden erklärt, daß der Be chluß vom 
16. Oktober 1878 auch auf die früheren neuvorpommerſchen Kommunalchauſſeen aus⸗ 
gedehnt werde. 

In dem Vertrage mit Prenzlau iſt der letzte Satz fortgelaſſen, dagegen folgender 
Fuat gemacht: „Letzteres mit der Maßgabe, daß für die mit zur Uebergabe gelangende 
Chauſſeewalze bei der erſtmaligen Ratenzahlung der Betrag von 400 Mk. abgezogen wird“. 

) Wegen der Chauſſee Bublitz⸗Pollnow ſiehe Note). 

1) Bisher nicht geſchehen. 

) In den Verträgen mit den Kreifen Bublitz, Schlawe (betreffend die Chauſſee 
Bublitz⸗Pollnow) und Kolberg⸗Körlin iſt vor dieſem Paragraphen je ein beſonderer 8 7 
eingeſchoben und me folgenden Inhalts: 

Bei Bublitz: „Für die Dauerhaftigkeit der Erdſchüttungen, Brücken und 
Durchläſſe auf der im Bau begriffenen Bublitz⸗Pollnower 
Chauſſee leiſtet die Provinz dem Kreiſe 
Garantie für die Dauer von 6 Jahren von der 
Übernahme ab.“ Siehe hierzu Note 0). 
„Schlawe: Im weſentlichen gleichlautend. 
„Kolberg-Körlin: „Der Kreis⸗Kommunalverband 
verpflichtet ſich, ohne beſonderes Entgelt die notwendige 
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dem Rommunalverbande der Stadt Stettin, vertreten durch deren Magiltrat, 
andererſeits, wird der nachfolgende Vertrag geſchloſſen: 


§ 1. Der Provinzialverband von Pommern hat durch das Dotations⸗ 
geſetz vom 8. Juli 1875 neben der Verwaltung einſchließlich der techniſchen Bau⸗ 
leitung und der Unterhaltung der in ſeinem Bereich befindlichen Staatschauſſeen 
das Eigentum an denſelben nebſt allen Nutzungen und Pertinentien, ein⸗ 
ſchließlich der Chauſſeewärter⸗ und Einnehmerhäuſer, überkommen. 

Sämtliche hiernach auf den Provinzialverband übergegangenen Ver⸗ 
pflichtungen und Rechte, einſchließlich des Eigentums, werden bezüglich der im 
Kommunalverbande der Stadt Stettin belegenen Provinzial, ehemaligen 
Staatschauſſeen nebſtPertinentien, Materialienplätzen und Gebäuden, einſchließ⸗ 
lich des zugehörigen Areals, nämlich: 

1. der Strecke der Stettin-Altdamm-Gollnower Chauſſee von der 
Oſtſeite der Langenbrücke in Stettin bis zum Zollſtrom, 
2. der Strecke der Stettin-Gartzer Chauſſee vom Anfang derſelben 
bei Station 1,2 + 59,80 bis zur Randomwer Kreisgrenze bei 
Station 4,7 + 85, 
3. der Strecke der Stettin⸗ Anklamer Chauſſee von der Chauſſee zu 2 ab 
bis zur Randower Kreisgrenze bei Station 1,2 + 75,00, 
auf den Kommunalverband der Stadt Stettin übertragen. Letzterer tritt 
gleichzeitig in ſämtliche, inzwiſchen von dem Provinzialverbande abge— 
ſchloſſene, auf die Verwaltung und Unterhaltung dieſer Chauſſeeſtrecken 
bezügliche Verträge ein. 

§ 2. Mitübertragen werden ſämtliche auf dieſen Chauſſeeſtrecken 
befindliche Materialien und Inventarienſtücke; letztere mit Ausſchluß einer 
Chauſſeewalze. 

8 3. Dieſer Vertrag tritt am 1. April 1880 in Kraft und erfolgt an 
dieſem Tage die Übergabe. Von demſelben Zeitpunkte ab gehen die ſämt⸗ 
lichen Verpflichtungen, welche dem Provinzialverbande gegenüber dem für dieſe 
Chauſſeeſtrecken angeſtellten Chauſſeeaufſichtsperſonal obliegen, auf den 
Kommunalverband der Stadt Stettin über. 


§ 4. Die Unterhaltung der im $ 1 gedachten Chauſſeen hat ſeitens 
der Stadt Stettin in demſelben Maße und Umfange ſtattzufinden, in welchem 


Beaufjichtigung der Perſantebrücke bei Kürlin durch ſeine 
Organe zu bewirken, ebenmäßig auch die techniſche Ver⸗ 
waltung des qu. Bauwerks, namentlich bezüglich vor⸗ 
kommender Reparaturen und Neubauten zu beſorgen und 
die ſachlichen Unterhaltungskoſten für Rechnung der Provinz 
vorzuſchießen. Die Letzteren ſind am Jahresſchluß bei 
dem Landeshauptmann zur Erſtattung zu liquidieren. Beim 
Bevorſtehen von Um⸗ oder Neubauten, welche im Einzelfall 
den Betrag von 300 / überſteigen, iſt der Bedarf bei 
dem Laudeshauptmann rechtzeitig zwecks Bereitſtellung der 
erforderlichen Mittel anzumelden und zu motivieren, und 
der Bau nach Maßgabe der von dem Landeshauptmann feſt⸗ 
gejenten Koſtenanſchläge auszuführen. Der Kreis Kolberg⸗ 
örlin haftet dem Provinzialverbande mit der Rente 
3 für allen dem Letzteren aus einer mangelnden Beauf⸗ 
chtigung erwachſenden Schaden.“ 

10) Das Ausſcheiden der Städte Stolp und Stargard aus den Landkreiſen Stolp 
und Saatzig hat eine Anderung der mit dieſen Kreiſen geſchloſſenen Verträge notwendig 
gemacht, da die neuen Stadtkreife auch die Unterhaltung pp. der Provinzialchauſſeen über⸗ 
nommen haben. Siehe unter h S. 145 u. i S. 146. 
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der Provinzialverband von Pommern dazu nach dem Geſetze vom 8. Juli 
1875 verpflichtet iſt. 

Wenn die dazu berufenen ſtaatlichen Organe eine Inſtandſetzung der 
Chauſſeen verlangen und über die etwaige Beſchwerde hierüber endgültig 
entſchieden iſt, ſo kann der Landeshauptmann nach Maßgabe der Entſcheidung 
die Inſtandſetzung auf Koſten der Stadtgemeinde Stettin vornehmen laſſen. 
Die hierdurch entſtehenden Ausgaben werden aus der nach 8 6 der Letzteren 
überwieſenen Rente beſtritten. Eine Rechnungslegung findet in ſolchem 
Falle ſeitens des Landeshauptmanns nur dem Provinzialausſchuſſe, nicht 
aber der Stadtgemeinde Stettin gegenüber ſtatt, ſo daß diejenigen Summen, 
welche durch eine ſolche von dem Provinzialausſchuſſe dechargierte Rechnung 
in Ausgabe nachgewieſen werden, auf die zu gewährende Jahresrente als 
gezahlte Beträge derart in Anrechnung kommen, daß darüber ſeitens des 
Landeshauptmanns nur Quittung zu erteilen iſt. 

Etwaige Koſten, welche dem Provinzialverbande infolge einer derartigen 
ungerechtfertigten Weigerung der Stadtgemeinde Stettin erwachſen ſind, fallen 
dieſer zur Laſt. 

S 5. Der Provinzialverband von Pommern erteilt im voraus 
feine Zuſtimmung dazu, daß die im § 1 gedachten Chauſſeeſtrecken ganz 
oder teilweiſe in ſtädtiſche Straßen umgewandelt, auch durch andere 
Straßenzüge, welche im Fluchtlinienplane von Stettin beſtimmt ſind, erſetzt 
werden dürfen. 

Auf die hiernach neu eingerichteten Straßen finden die Beſtimmungen 
des § 4 keine Anwendung. 

Der Provinzialverband von Pommern zahlt vom 1. April 1880 
ab für die von der Stadtgemeinde Stettin übernommenen Verpflichtungen 
an dieſe gegen Quittung der Kämmereikaſſe eine bei der Provinzial⸗ 
hauptkaſſe von Pommern abzuhebende, ſeitens des Empfangsberechtigten 
nicht ablösbare Jahresrente von 15 400 %) in Quartalsraten am Schluſſe 
jeden Quartals. 

Dieſe Rente wird entſprechend gekürzt, ſoweit einzelne Chauſſeeſtrecken 
als ſolche eingehen und entweder zu Bauplätzen verwendet oder unter Auf- 
geben der bisherigen Richtung der Chauſſeeſtrecken durch ſtädtiſche Straßen 
erſetzt werden.) Dem Provinzialausſchuß ſteht unter Ausſchluß des Rechts- 
weges die endgültige Entſcheidung darüber zu, von welchem Zeitpunkte an 
und in welcher Höhe die Rente zu verkürzen iſt. 

S 7. Der Provinzialverband von Pommern wird auf Verlangen der 
Stadt Stettin das zur gerichtlichen Auflaſſung der im § ! bezeichneten Chauſſee⸗ 
ſtrechen und zugehörigen Realitäten Erforderliche veranlaſſen, ſoweit er hierzu 
im Stande ift.?) 

§ 8. Die geſamten durch Ausführung dieſes Vertrages, ſowie Be- 
ſchaffung des Auflaſſungsmaterials, die Auflaſſung und Regulierung des 
Grundbuchs erwachſenden Koſten trägt die Stadtgemeinde Stettin. 


Vollzogen 


auf Grund des Beſchluſſes des 5. Provinziallandtags von Pommern vom 
13. März 1880 zu D. 28 der Vorlagen ſowie des Beſchluſſes des Provinzial⸗ 


) Die Jahresrente iſt um 356 / vom 1. April 1890 ab gekürzt, da die Provinzial⸗ 
chauſſeen in einer Länge von 342 m zu Bauplätzen verwendet oder durch ſtädtiſche 
Straßen erſetzt ſind. 2 
) Die Auflaſſung iſt am 21. März 1883 erfolgt. 
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ausſchuſſes vom 10. Mai 1880 mit dem Bemerken, daß, ſofern der vorgelegte 

Bebauungsplan bei Fort Preußen (gezeichnet Kruhl, 15. April 1879) zur 

Ausführung gelangt, eine Verkürzung der Rente in Gemäßheit des 8 6 nur 

bezüglich der zwiſchen den Baufluchtlinien der Straßen 71 und 72 und 

72 und 73 liegenden Chauſſeeſtrecken nach dem Satze von 1,04 / pro 
laufenden Meter ſtattfindet. 


Stettin, den 10. Mai 1880. 
Seitens des Provinzialausſchuſſes von Pommern. 
v. Blankenburg. Dr. Frhr. v. d. Goltz. 
Der Landesdirektor. 
(L. 8.) v. Heyden. 
Seitens der Stadt Stettin. 


Stettin, den 19. Mai 1880. 
Der Magiſtrat. 


L. S.) Haken. Gieſebrecht. 


g) verträge mit den neuvorpommerſchen Kreiſen wegen der Verwaltung 
b und Unterhaltung der Provinzialchauſſeen. 
(6. P. L. S. 25; 8. Verw.⸗Ber. S. 47, 200.) 


Auf Grund des 8 18 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 (G.⸗S. S. 497), 

betreffend die Ausführung der 88 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 
wegen Dotation der Provinziale und Kreisverbände in Verbindung mit 
SS 1 und 2 des Geſetzes vom 18. Januar 1881 (G.⸗S. S. 7) ), betreffend 
die Aufhebung der kommunalſtändiſchen Verbände in der Provinz Pommern 
und in Gemäßheit des Beſchluſſes des Provinziallandtages von Pommern vom 
18. März 1881 einerſeits, wie des Kreistagsbeſchluſſes des Kreiſes Franzburg!) 
vom 17. Juli 1883 andererſeits, wird zwiſchen dem Provinzialverbande von 
Pommern, vertreten durch den Provinzialausſchuß, und dem Kreiſe Franz⸗ 
. vertreten durch den Kreisausſchuß, die nachfolgende Vereinbarung 
getroffen: 
8 1. Dem Kreiſe Franzburg wird vom 1. April 1884 ab die Ver⸗ 
waltung, einſchließlich der techniſchen Leitung, ſowie die Unterhaltung der⸗ 
jenigen innerhalb ſeiner gegenwärtigen Grenzen belegenen Chauſſeen über— 
tragen, deren Verwaltung, einſchließlich der techniſchen Bauleitung, ſowie 
Unterhaltung durch § 18 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 bezw. § 2 des 
Geſetzes vom 18. Januar 1881 auf den Provinzialverband von Pommern 
übertragen worden iſt. 

§ 2. Alle Rechte und Pflichten, welche der Provinzialverband von 
—— rückſichtlich der im vorhergehenden Paragraphen bezeichneten 

hauſſeen durch die in demſelben Paragraphen angeführten Geſetze oder durch 
beſondere Verträge überkommen hat, gehen vom 1. April 1884 ab auf den 


1) Siehe unter l. 3 ©. 2. 

2) Die Verträge mit den Landkreijen Greifswald, Grimmen und Rügen, jowie 
mit dem Stadtkreife Stralſund haben mutatis mutandis denſelben Wortlaut, abgeſehen 
von der in Note 6 bemerkten Abweichung. Wegen des Stadtkreiſes Greifswald ſiehe 


unter k S. 147 ff. 
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Kreis Franzburg über, mit Ausnahme jedoch des Eigentumsrechtes an den 
gedachten Chauſſeen, einſchließlich der Chauſſeewärter⸗ und Einnehmerhäuſer, 
welches dem Provinzialverbande verbleibt und unter Ausſchluß der Befugnis, 
die Verwaltung und Unterhaltung der fraglichen Chauſſeeſtrecken auf andere 
Kommunalverbände zu übertragen. 
$ 3. Für die Übernahme der Verwaltung und Unterhaltung der 
im § 1 gedachten Chauſſeen einſchließlich der Koſten der Beſoldung und 
Penſionierung des für die techniſche Bauleitung, ſowie für die Beaufſichtigung 
der Chauſſeen neu anzuſtellenden bezw. ſchon vorhandenen Beamtenperſonals, 
ſowie einſchließlich der Koſten der dieſen Beamten etwa zuſtehenden Anſprüche 
an Witwen- und Waiſengeld werden dem Kreiſe Franzburg nicht nur be⸗ 
züglich der fraglichen Chauſſeen nebſt allen Nutzungen und Pertinentien 
derjelben, einſchließlich der Chauſſeewärter⸗ und Einnehmerhäuſer, diejenigen 
Rechte eingeräumt, welche geſetzlich dem Nießbraucher einer fremden Sache 
zuſtehen, ſondern es wird ihm auch eine Jahresrente von 59 220 . , 
geſchrieben: Neun und fünfzig Tauſend Zweihundert Zwanzig Mark 
gewährt und das Eigentum an denjenigen Materialien und Inventarien⸗ 
ſtücken übertragen, welche am 1. April 1884 auf den in Rede ſtehenden 
Chauſſeen vorhanden ſind bezw. zu ſolchen gehören. Etwaige Zweifel 
darüber, wohin die einzelnen Materialien oder Inventarienſtücke zu rechnen 
ſind, hat der Landeshauptmann zu entſcheiden. 
§ 4. Indem nachrichtlich vermerkt wird, daß durch gleichartige Ver⸗ 
träge wie dieſer den Kreiſen Rügen, Greifswald und Grimmen und dem 
Stadtkreiſe Stralſund Jahresrenten“) zugeſichert werden und zwar: 
dem Kreiſe Rügen von .. 4896 5 
Fi „ Greifswald’) von . 79031 „ 
5 „ Grimmen 5 6481 
„ Stadtkreiſe Stralſund von . 12222 „ 
daß ſonach, unter Berückſichtigung der dem Kreiſe Franzburg im 8 3 zu⸗ 
geſicherten Rente, ſämtliche Kreiſe Neuvorpommerns eine Jahresrente von 
262 901 / zu empfangen haben, und daß auf Grund der ſtattgehabten 
Abmachungen von dieſer Jahresrente der Betrag von 119 900 M°) aus 
Provinzialmitteln gewährt, der Betrag von 143001 / aber von ſämtlichen 
beteiligten 5 Kreiſen nach dem für die Aufbringung der Provinzialabgaben 
gültigen Maßſtabe aufgebracht werden ſoll, übernimmt der Kreis Franzburg 
hierdurch ausdrücklich die Verpflichtung, den auf ihn treffenden Anteil an dem 
Jahresbetrage von 143001 /, deſſen Feſtſtellung und Verteilung alljährlich 
durch den Provinzialausſchuß erfolgt, aufzubringen und nach Anweiſung des 


) Die den übrigen Kreiſen bewilligten Renten ergeben ſich aus 8 4. 

) Infolge Verkaufs von Chauſſeehäuſern und ſonſtigen Chauſſeezubehörungen ſind 
die 1 der Kreiſe Rügen, Greifswald und Grimmen und des Stadtkreiſes 
Stralſund auf 50 108,50 , 79051 , 63753 , und 12 282 # erhöht. 

) Die Stadt Greifswald iſt aus dem Kreiſe Greifswald ausgeſchieden und bildet 
einen beſonderen Stadtkreis. Letzterem iſt die Unterhaltung und Verwaltung der in ſeinen 
Grenzen belegenen Provinzialchauſſeen übertragen. Die Rente ſteht dem Landkreiſe 
Greifswald mit 70 048 und dem Stadttkreiſe Greifswald mit 9603 % zu (ſ. Ver⸗ 
trag unter k S. 147). 

) Das iſt derjenige Betrag, welchen der Kommunalverband von Neuvorpommern 
und Rügen auf Grund des Vertrages — (ik Schema unter e. S. 135 ff.) — als Rente für 
die Unterhaltung der ehemaligen Staatschauſſeen bezog. Die von dem Provinzial⸗ 
verband gegen dieſe Rente während der eigenen Verwaltung dieſer Chauſſeen vom 
1. April 1881 bis dahin 1884 gemachten Erſparniſſe ſind den neuvorpommerſchen Kreiſen 
überwieſen (10. P. L. S. 17; 11. P. L. S. 15). 


Verkehrsweſen. 143 


Landeshauptmanns in vierteljährlichen Raten an die Provinzialhauptkaſſe 
oder eine andere von demſelben bezeichnete Zahlſtelle abzuführen. 

85. Die Zahlung der im $ 3 angegebenen Rente erfolgt vom 
1. April 1884 ab vierteljährlich im Laufe des dritten Monats an die 
Kreiskommunalkaſſe zu Franzburg. Von demſelben Zeitpunkte ab gehen 
die ſämtlichen Verpflichtungen, welche dem Provinzialverbande gegenüber 
dem angeſtellten bezw. ſeit dem 1. Januar 1876 penſionierten unteren 
Chauſſeeauſſichtsperſonal, ſowie den Witwen und Waiſen desſelben, ſoweit 
die betreffenden Aufſichtsbeamten innerhalb des Kreiſes Franzburg wohnen, 
bezw. zur Zeit ihrer Penſionierung oder ihres Todes gewohnt haben, obliegen, 
auf den Kreis Franzburg über. f 

8 6. Bezüglich des Chauſſeeaufſichtsperſonals werden insbejondere 
noch folgende Beſtimmungen getroffen: 

J. Der mit der oberen techniſchen Beauſſichtigung der Chauſſeen in 
Neuvorpommern und Rügen bisher betraute Königliche Baurat 
von Schuckmann zu Stralſund hat es abgelehnt, bei einer Über— 
tragung der Verwaltung und Unterhaltung der Chauſſeen auf die 
beteiligten Kreiſe in den Dienſt dieſer oder eines einzelnen Kreiſes 
überzutreten. Da derſelbe einen rechtlich begründeten Anſpruch 
auf den Fortgenuß ſeines bisherigen Dienſteinkommens bis zum 
70. Lebensjahre,“ mit dieſem Zeitpunkte aber nach Maßgabe ſeiner 
protokollariſchen Erklärung vom 8. März 1881 ein Anrecht auf 
die ihm nach ſeinen Dienſtjahren zuſtehende Penſion hat, ſo 
haben die Kreiſe Greifswald, Rügen, Franzburg, Grimmen und 
Stralſund dieſe Beträge, deren Höhe von dem Provinzialausſchuß 
feſtgeſtellt wird, ebenſo wie die nach 8 4 aufzubringende Jahres- 
rente bis zur Penſionierung bezw. bis zum Ableben des ꝛc v. Schuck- 
mann aufzubringen, und verpflichtet ſich auch der Kreis Franzburg, 
den auf ihn entfallenden Betrag mit dem auf ihn treffenden An— 
teil an der Jahresrente von 143 001 / an die Provinzialhaupt⸗ 
kaſſe abzuführen. 

II. Die beiden Wegeinſpektoren Weber zu Greifswald und Hörner 
zu Stralſund können nach der Anſtellungsurkunde vom 
14. Februar 1878 am 1. April reſp. 1. Oktober nach vorauf— 
gegangener jechsmonatlicher Kündigung entlaſſen werden. Dieſe 
Kündigung wird ſeitens des Landeshauptmanns vor dem 
1. April 1884 zum 1. Oktober cr. erfolgen und ſollen dann die 
bis zu ihrem Dienſtaustritte ihnen zuſtehenden Dienſtbezüge von 
denjenigen Kreiſen, welche zu den den Genannten zugewieſenen 
Inſpektionsbezirken, wie ſolche zur Zeit abgegrenzt ſind, gehören, 
nach Verhältnis der Länge der auf den einzelnen Kreis entfallenden 
Chaufjeeitrecken aufgebracht werden. 

Der Kreis Franzburg verpflichtet ſich, den auf ihn etwa 
treffenden Anteil ebenſo wie dies bezüglich der Jahresrente von 
143 001 K feſtgeſtellt iſt, aufzubringen und an die Provinzial— 
hauptkaſſe abzuführen. 

III. Die ſämtlichen definitiv angeſtellten Chauſſeeaufſeher in Neu- 
vorpommern und Rügen können nach voraufgegangener drei— 
monatlicher Kündigung ihres Dienſtes entlaſſen werden. 


) 25. Auguſt 1888. 
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Dieſe Kündigung wird ſeitens des Landeshauptmanns vor dem 
1. April 1884 zum 1. Juli 1884 ausgeſprochen werden und ſollen 
dann die den Aufſehern bis zu ihrem Dienſtaustritte zuſtehenden 
Dienſtbezüge von denjenigen Kreiſen, innerhalb welcher die Be- 
treffenden ihren Wohnſitz haben, aufgebracht werden. 

Der Kreis Franzburg verpflichtet ſich, den innerhalb des Kreiſes 
angeſtellten Chaufjeeaufjehern die denſelben gebührenden Dienſtbezüge 
zu gewähren bezw. den Provinzialverband wegen der den Auf- 
ſehern gegen dieſen zuſtehenden Anſprüche zu vertreten. 

Diejenigen Beiträge an Witwen- und Waiſenkaſſengeld, welche die 
Aufſeher bis zum 1. Juli 1884 an die Provinzialhauptkaſſe eingezahlt 
haben, werden denſelben bei ihrem Ausſcheiden aus dem Provinzialdienſte 
zurückgezahlt bezw. falls dieſelben etwa in den Dienſt des Kreiſes Franzburg 
übertreten, dieſem überwieſen. 

§ 7. Die Kautionen, welche von den 3 der im Kreiſe Franz⸗ 
burg belegenen Chauſſeeeinnehmerhäuſer beſtellt worden ſind, werden ſeitens 
des Provinzialverbandes dem Kreiſe Franzburg überwieſen, wogegen gedachter 
Kreis in alle Verpflichtungen des n gegenüber jenen Pächtern, 
insbeſondere auch in die zur Rückgabe der von ihnen beſtellten Kautionen 
nach Ablauf ihrer Pachtzeit eintritt. 

§ 8. Die Unterhaltung der im 81 gedachten Chauſſeen hat ſeitens des 
Kreiſes Franzburg in demſelben Maße und Umfange ſtattzufinden, in welchem 
der Provinzialverband von Pommern dazu nach dem Geſetze vom 8. Juli 1875, 
betreffend die Ausführung der SS 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 
wegen der Dotation der Provinzial und Kreisverbände bezw. $ 1 des Ge- 
ſetzes vom 18. Januar 1881 verpflichtet iſt. 

Wenn die dazu berufenen ſtaatlichen Organe eine Inſtandſetzung der 
Chauſſeen verlangen und über die etwaige Beſchwerde hierüber endgültig 
entſchieden iſt, kann der Landeshauptmann nach Maßgabe der Entſcheidung 
die Inſtandſetzung auf Koſten des Kreiſes Franzburg vornehmen laſſen. 
Die hierdurch entſtehenden Ausgaben werden aus der nach §8 3 und 5 
dieſes Vertrages dem Kreiſe Franzburg zugeſicherten Rente beſtritten. 

Eine Rechnungslegung findet in ſolchem Falle ſeitens des Landes- 
hauptmanns nur dem Provinzialausſchuſſe, nicht aber dem Kreiſe Franzburg 
gegenüber ſtatt, ſo daß diejenigen Summen, welche durch eine ſolche von 
dem Provinzialausſchuſſe dechargierte Rechnung in Ausgabe nachgewieſen 
werden, auf die zu gewährende Jahresrente als gezahlte Beträge derart 
in Anrechnung kommen, daß darüber ſeitens des Landeshauptmanns nur 
Quittung zu erteilen iſt. 

Etwaige Koſten, welche dem Provinzialverbande infolge einer derartigen 
ungerechtfertigten Weigerung des Kreiſes Franzburg erwachſen ſind, fallen 
letzterem zur Laſt. 

§ 9.) Macht eine Stadtgemeinde von der ihr nach § 18 des Geſetzes 
vom 8. Juli 1875, betreffend die Ausführung der SS 5 und 6 des Geſetzes 
vom 30. April 1873 wegen der Dotation der Provinzial- und Kreisverbände, 
Abſatz 4, zuſtehenden Befugnis Gebrauch,) jo vermindert ſich die im & 3 
dieſes Vertrages erwähnte Jahresrente um denjenigen Betrag, welcher der 


) In dem Vertrage mit Stralſund iſt dieſer Paragraph fortgelaſſen. 
9) Bisher nicht geſchehen. 
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Stadtgemeinde nach Maßgabe der mit ihr unter Zuſtimmung des Kreiſes 

Franzburg zu treffenden Vereinbarung oder aber zufolge Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichts gewährt werden muß. 

$ 10. Dieſe Vereinbarung kann einſeitig nicht aufgekündigt werden. 
Unterſchriften.) 


h) Vertrag wegen der Verwaltung und Unterhaltung der Provinzial⸗ 
chauſſeen im Stadtkreife Stolp. 


Die Stadt Stolp i. Pom. iſt vom 1. April 1898 ab aus dem bisherigen 
Kreisverbande Stolp ausgeſchieden und bildet von dieſem Zeitpunkte ab 
einen 8 Stadtkreis. 

Nach der zwiſchen dem Landkreiſe und dem Stadtkreife Stolp unter 
dem 21.22. Februar 1898 vereinbarten Vermögensauseinanderſetzung iſt die 
Verwaltung, einſchließlich der techniſchen Leitung, und die Unterhaltung der— 
jenigen im 81 des Vertrages vom 18. Auguſt/ 16. Juli 1877 bezeichneten 
Chauſſeeſtrecken, welche in dem Weichbilde des jetzigen Stadtkreiſes Stolp 
liegen, von dieſem Zeitpunkte ab auf letzteren übergegangen. Der Stadt- 
kreis Stolp tritt bezüglich dieſer in ſeinem Weichbilde belegenen Chauſſee— 
ſtrecken in alle in dem vorgedachten Vertrage von dem Kreiſe Stolp jeinerzeit 
dem Provinzialverbande von Pommern gegenüber übernommenen Rechte 
und Verbindlichkeiten ſelbſtändig ein und verpflichtet ſich insbeſondere, die 
Verwaltung und Unterhaltung dieſer Chauſſeen nach den Beſtimmungen 
dieſes Vertrages zur Ausführung zu bringen. 

Die nach S 3 des genannten Vertrages für die Übernahme der Ver— 
waltung und Unterhaltung der Chauſſeen von dem „ von 
Pommern zu entrichtende ae Dion .. 84 300 M, 
welche ſich um die Zinſen für verkaufte Chauſſeehäuſer von „ (1.098 

auf jährlich. . 84 764 M 
erhöht hat, gebührt vom 1. April 1898 ab nach dem Verhältniſſe der Längen 
der in den beiden Kreiſen belegenen Chauſſeeſtrechen zu der Geſamtrente von 
84 764 / berechnet, dem jetzigen Landkreiſe Stolp auf 112 936 m mit 
76 261 , buchſtäblich: „Sechsundſiebzigtauſendzweihunderteinundſechzig 
Mark“ und dem jetzigen Stadtkreiſe Stolp auf 12 592 m mit 8 503 M, 
buchſtäblich: „Achttauſendfünfhundertunddrei Mark.“ 

Anerkannt. 


Auf Grund des Beſchluſſes des Auf Grund des Beſchluſſes der 
Kreistages vom 21. Februar 1898. Stadtverordneten-Verſammlung 
vom 22. Februar 1898. 
Stolp, den 4. Juli 1898. Stolp, den 24. Juli 1898. 
Seitens des Kreisausſchuſſes 
des Kreiſes Stolp. Der Magijtrat. 
(L. S.) v. Puttkamer. (L. S.) Matthes. 
Auf Grund des Beſchluſſes des Provinziallandtags vom . Aa on. 


Stettin, den 16. März 1899. 


Der Landeshauptmann. 
(L. 8.) v. Eiſenhart⸗Rothe. 


Sammlg. von geſetzl. Beſtimmungen uſw. für Pommern. 
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i) Vertrag wegen der Verwaltung und Unterhaltung der Provinzial- 
chauſſeen im Staoͤtkreiſe Stargard. 

Die Stadt Stargard i. Pom. iſt vom 1. April 1901 ab aus dem bis— 
herigen Kreisverbande Saatzig ausgeſchieden und bildet von dieſem Zeitpunkte 
ab einen beſonderen Stadtkreis. 

Nach den zwiſchen dem Landkreiſe Saatzig und dem Stadtkreiſe 
Stargard getroffenen Vereinbarungen iſt die Verwaltung, einſchließlich der 
techniſchen Leitung, und die Unterhaltung folgender im § 1 des Vertrages 
vom 1s 1877 bezeichneten Chauſſeeſtrecken: 


b) von Station 27,4 +61 bis 29,4 f 6666 1 965,00 „ 
B. der Chauſſeeſtrecke Stargard- Freienwalde (Regakrug) 
von Station 0,4 / 18 bis 4,6 7 76606. 4 258,00 „ 


zuſammen .. 14 184,50 m 
vom 1. April 1903 ab auf den Stadtkreis Stargard übergegangen. Letzterer 
tritt bezüglich der vorbezeichneten Chauſſeeſtrecken in alle in dem vorgedachten 
Vertrage von dem Kreiſe Saatzig ſeinerzeit dem Provinzialverbande von Pommern 
gegenüber übernommenen Rechte und Verbindlichkeiten ein und verpflichtet 
ſich insbeſondere, die Verwaltung und Unterhaltung dieſer Chauſſeen nach 
den Beſtimmungen dieſes Vertrages zur Ausführung zu bringen. 

Die nach § 3 des genannten Vertrages für die Übernahme der Ver— 
waltung und Unterhaltung der Chauſſeen von dem Provinzialverbande von 
Pommern zu entrichtende Rente von . n 53 100 M, 
die ſich um die Zinſen für verkaufte Chauſſeehäuſer von .. 182 „ 

auf jährlich . . 53282 , 
erhöht hat, gebührt vom 1. April 1903 ab nach den zwiſchen den beiden 
Kreiſen getroffenen Vereinbarungen dem Landkreife Saatzig mit 42 500 M, 
buchſtäblich: „Zweiundvierzigtauſendfünfhundert Mark“, und dem Stadt- 
kreiſe Stargard mit 10 782 /, buchſtäblich: „Zehntauſendſiebenhundertzwei⸗ 
undachtzig Mark.“ 

Anerkannt. 


Auf Grund der Beſchlüſſe des Auf Grund des Beſchluſſes der 
Kreistages vom 5; nr Stadtverordneten⸗Verſammlung 
Stargard i. Pom, vom 30. März 1903. 
den 12. Dezember 1903. Stargard i. Pom., a 
3 F e ert 5 5 angie den 8. Dezember 1903. 
er Königliche Landrat. Als Vorſitzender 
1 Kreisausſchuſſes. ie Der Meglitrat, 
(L. S.) Unterſchriften. (L. S.) Unterſchriften. 


Auf Grund der Veſchlüſſe des Provinziallandtags vom e mag man 


Stettin, den 28. März 1904. 
Der Landeshauptmann. - 
(L. S.) v. Eiſenhart-⸗Rothe. 
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k) vertrag wegen Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialchauſſeen 
im Staoͤtkreiſe Greifswald. 


Die Stadt Greifswald ſcheidet am 1. April 1913 aus dem Kreisverbande 
aus und bildet von dieſem Zeitpunkte ab einen beſonderen Stadtkreis. 

Nach dem zwiſchen dem Kreiſe Greifswald und der Stadtgemeinde 
Greifswald abgeſchloſſenen Auseinanderſetzungsvertrage geht die Verwaltung, 
einſchließlich der techniſchen Leitung, und die Unterhaltung folgender im 8 1 
des Vertrages vom „3 1884 bezeichneten Chauſſeeſtrecken: 


14. Februar 
A. der Chauſſee Stralſund — Anklam: 
1. von der Steinbeckertorbrücke bis zur Gemarkungs⸗ 
grenze Greifswald Neuenkirchen. 10995 m 
2. vom Mühlentor bis zur Gemarkungsgrenze Greifs- 
wäldKoiten hagen 25510, 
zuſammen 3650,5 m 
B. der Chauſſee Greifswald — Eldena 
vom Mühlentor bis zur Gemarkungsgrenze Greifswald — 
Elden eg EEE TER UNS 
C. der Chauſſee Greifswald — Grieben ow 
von der Karlsbrücke bis zur Gemarkungsgrenze Greifs- 
e re. ere , * 
D. der Chauſſee Greifswald — Jarmen 
von der Wilhelmsbrücke bis zur Gemarkungsgrenze 
Greifswald —Helms hagen . 37857 


zuſammen 13034, m 


vom 1. April 1913 ab auf den Stadtkreis Greifswald über. Von letzterem 
werden keine mit der Verwaltung und Unterhaltung der Chauſſeen beſchäftigte 
Beamten übernommen. Der Landkreis Greifswald hat die bereits fällig 
gewordenen Penſionen, Witwen- und Waiſengelder an Beamte und deren 
Angehörige weiter zu zahlen. 

Die Stadtgemeinde Greifswald tritt hierdurch vom 1. April 1913 ab 
bezüglich der vorſtehend bezeichneten Chauſſeeſtrecken in alle in dem vorgedachten 
Vertrage von dem Kreiſe Greifswald ſeiner Zeit dem Provinzialverbande 
von Pommern gegenüber übernommenen Rechte und Verbindlichkeiten mit 
den angegebenen beiden Ausnahmen ſelbſtändig ein und verpflichtet ſich ins- 
beſondere, die Verwaltung und Unterhaltung der aufgeführten Chauſſee⸗ 
— nach den Beſtimmungen dieſes Vertrages zur Ausführung zu 
ringen. 

Die Stadtgemeinde Greifswald verpflichtet ſich weiter, von der nach 
8 4 des gedachten Vertrages ſeitens der neuvorpommerſchen Kreiſe alljährlich 
an den Provinzialverband zu zahlenden Jahresrente von 143001 % zur 
Verwaltung und Unterhaltung der neuvorpommerſchen Kommunalchauſſeen 
und von den ſeitens der neuvorpommerſchen Kreiſe alljährlich an den e 
verband zur Verzinſung und Tilgung der an die Stelle der früheren neu- 
vorpommerſchen Landesſchuld getretenen Provinzialanleihe zu zahlenden Zins⸗ 
und Amortiſationsraten diejenige Summe zu entrichten, die ſich ergibt, wenn 
nach dem für die Aufbringung der ag gültigen Maßſtabe die 
erwähnten Beträge auf jämtliche Kreiſe des Regierungsbezirks Stralſund 
durch den Provinzialausſchuß unterverteilt werden. 


3343,9, 
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Die nach § 3 des Vertrages vom an 1884 für die Übernahme 


14. Februar 
der Verwaltung und Unterhaltung der Chauſſeen von dem Provinzialverbande 
von Pommern zu entrichtende Rente von 79031 /, die ſich um die Zinſen 
für eine verkaufte Chauſſeeparzelle von 20 % auf jährlich 79051 . erhöht 
hat, gebührt vom 1. April 1913 ab nach den getroffenen Vereinbarungen: 
dem Landkreiſe Greifswald mit 70048 /, buchſtäblich: „Siebzigtauſend⸗ 
undachtundvierzig Mark“, und dem Stadtkreiſe Greifswald mit 9003 M, 
buchſtäblich: „Neuntauſendunddrei Mark“. 


Anerkannt: 
Auf Grund der Beſchlüſſe des Kreis- Auf Grund der Beſchlüſſe des 
tages vom 30. November 1912. Magiſtrats und des Bürgerſchaft⸗ 


lichen Kollegiums vom 7. Januar 
und 11. Februar 1913. 


8 den 21. Februar 1913. Greifswald, den 21. Februar 1913. 
Der Kreis⸗Ausſchuß ; 
des Kreiſes Greifswald. Der Magiftrat, 
(L. S.) Graf Behr, (L.S.) Dr. Gerding, 
v. Bornſtaedt, F. Dinſe. Schmidt. 


Auf Grund der Beſchlüſſe des Vrovinziallandtags vom gr 5 


Stettin, den 18. März 1913. 


Der Landeshauptmann der Provinz Pommern. 
(L. S.) von Eiſenhart⸗Rothe. 


0) Veſchluß des 3. Provinziallandtags vom 
29. September 1877, betreffend die in Stettin beſtehende 
Staatschaufleeaufſeherwitwen Penſtons- und 
Ilnterſtützungskaſſe. 
(8. P. L. S. 29.) 

1. Der Landeshauptmann wird ermächtigt, die qu. Kaſſe bei Übergang 
der Verwaltung der bisherigen Staatschauſſeen an die Provinz namens der 
letzteren mit den vorhandenen Beſtänden und unter Übernahme der zur Zeit 
der Übergabe beſtehenden Verpflichtungen zu übernehmen. 

2. Die Verwaltung der Kaſſe wird in der Weiſe fortgeführt, daß neue 
Mitglieder nicht mehr aufgenommen werden, von den vorhandenen Mitgliedern 
die Beiträge forterhoben und die Penſionen, zu deren Zahlung die Kaſſe 
verpflichtet iſt, weiter gezahlt werden. 

3. Soweit die von den Mitgliedern der Kaſſe gezahlten Beiträge zur 
Erhaltung ihrer Penſionsverpflichtungen nicht ausreichen, ſind die erforder⸗ 
lichen Zuſchüſſe auf Provinzialfonds zu übernehmen und auf den Etat zu 
bringen.“) 

4. Die Verwaltung der Kaſſe wird bis zum Erlaß eines anderweiten 
Reglements?) nach den Beſtimmungen des Reglements vom 3. Auguſt 1864 
fortgeführt, ſoweit Abweichungen von demſelben nicht durch die vorſtehenden 


Y) Hat ſeit 1885/86 geſchehen müſſen. 
Iſt nicht für erforderlich erachtet. 


Hebammenlehrweſen 149 


Beſchlüſſe ſich als notwendig ergeben. An die Stelle der Verwaltungs- 
kommiſſion ($ 37 des Reglements vom 3. Auguſt 1864) tritt der Landes- 
hauptmann, an die Stelle des Oberpräſidiums der Provinz Pommern (ibid.) 
der Provinzialausſchuß. 


7. 


Hebammenlehrweſen. 
a) Satzungen für die Provinzialhebammenlehranſtalt in Stettin. 


8 1. Die Provinzialhebammenlehranſtalt in Stettin iſt zur Ausbildung 
von Hebammen beſtimmt. 

Die Anſtalt iſt als Provinzialanſtalt nach den Vorſchriften der Provinzial 
ordnung und dieſer Satzungen zu verwalten und zu beauſſichtigen. 

§ 2. Die unmittelbare Leitung und Verwaltung der Anſtalt innerhalb 
der Grenzen des Etats iſt nach näherer Beſtimmung der vom Provinzial- 
ausſchuſſe erlaſſenen Dienſtanweiſung dem Anſtaltsdirektor übertragen. 

Der Direktor muß die ſtaatliche Approbation als Arzt beſitzen. 

Er iſt für die Ausbildung der Schülerinnen, für die ärztliche und 
diätetiſche Behandlung der Schwangeren, Wöchnerinnen und Neugeborenen 
beſonders verantwortlich. 

Welches Perſonal außer dem Direktor anzuſtellen iſt, wird durch den 
Etat beſtimmt. 

83. Die Anſtellung und Entlaſſung desjenigen Anſtaltsperſonals, 
welches die Rechte und Pflichten der Provinzialbeamten beſitzt (8 96 der 
Provinzialordnung) erfolgt durch den Provinzialausſchuß. 

Die Annahme und Entlaſſung des ſonſtigen Perſonals iſt Sache des 
Anſtaltsdirektors, jedoch iſt hierzu bezüglich der Hebammen, des Heizers und 
des Hauswarts die Genehmigung des Landeshauptmanns einzuholen. 

Die Beſoldung und die Art der Anſtellung der Beamten und Angeſtellten 
wird durch den Etat beſtimmt. 

En Die Obliegenheiten des Anſtaltsperſonals werden durch Dienit- 
anweiſungen, das Verhalten der Schülerinnen und Pfleglinge durch die 
Hausordnung geregelt, welche der Provinzialausſchuß feſtſetzt. 

§ 5. Der Anſtaltsdirektor wird von dem Landeshauptmann vereidigt 
und in ſein Amt eingeführt. 

Die Vereidigung oder die Verpflichtung und die Einführung des übrigen 
Perſonals erfolgt durch den Anſtalts direktor. 

8 6. In der Anſtalt wird alljährlich ein 9 Monate dauernder Lehr- 
gang abgehalten, der mit der ee, der Schülerinnen ſchließt. Den Beginn 
des Lehrganges beſtimmt der Landeshauptmann.) 

Inſoweit Wiederholungskurſe eingerichtet werden, wird deren Zahl 
und Dauer durch den Etat feſtgeſetzt.“) 

8 7. Schülerinnen, die zur Ausbildung für einen Hebammenbezirk in 
der Provinz Pommern vorgeſchlagen werden, erhalten Wohnung, Verpflegung 


) Beginn z. Zt. Anfang Oktober. 
) 3. Fkt. werden jährlich 3 Wiederholungskurſe von je 14tägiger Dauer abgehalten. 
(Beſtimmungen ſ. S. 152 und 153). 
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und Unterricht in der Anſtalt unentgeltlich, ſowie für die Zu- und Abreiſe 
eine angemeſſene Reiſekoſtenentſchädigung. 

Schülerinnen, die für eigene Rechnung lernen wollen, werden nur zu⸗ 
gelaſſen, ſoweit es der Raum geſtattet. Dieſe Schülerinnen haben als 
Ausbildungskoſten für Wohnung, Verpflegung und Unterricht eine Entſchädigung 
zu zahlen. Die Höhe dieſer Entſchädigung, ſowie auch die der obengenannten 
Reiſekoſtenentſchädigung beſtimmt der Provinzialausſchuß.“) 

8 8. Jedem Aufnahmegeſuch iſt beizufügen: 

1. ein kreisärztliches Atteſt über die körperliche und geiſtige Befähigung 
der Bewerberin für den Hebammenberuf, 
eine ortspolizeiliche und eine pfarramtliche Beſcheinigung über 
ihren unbeſcholtenen Ruf, 
eine Geburtsurkunde, 
ein Wiederimpfſchein, 
eine behördliche Erklärung darüber, daß für den Fall des erlangten 
Prüfungszeugniſſes die Anſtellung als Kreis- oder Bezirks⸗ 
hebamme in einem beſtimmten Bezirk geſichert iſt, a 
6. eine protokollariſche Erklärung, durch die die Bewerberin unter 
ausdrücklicher Zuſtimmung ihres Ehemannes, ihres Vaters oder 
ihres Vormundes ſich zur Erſtattung der Ausbildungskoſten (§ 7) 
an den Provinzialverband für den Fall verpflichtet, daß ſie die 
Stelle als Kreis- oder Bezirkshebamme, für die fie ausgebildet 
iſt, nicht antreten oder innerhalb dreier Jahre nach der Über— 
nahme aufgeben ſollte, 
7. eine Angabe darüber, ob eine Kaution in Höhe der Ausbildungs- 
koſten (§S 7) vor Beginn des Lehrganges hinterlegt werden kann. 

Für Schülerinnen, die für eigene Rechnung lernen wollen, ſind nur die 
Papiere zu 1 bis 4 und eine Angabe darüber, daß die Ausbildungskojten 
(S 7) vor Beginn des Lehrganges bezahlt werden können, erforderlich. 

S 9. Die Anträge auf Zulaſſung zu dem Hebammenlehrgang find 
unter Beifügung der im § 8 bezeichneten Unterlagen ſpäteſtens 6 Wochen 
vor Beginn des Lehrganges und zwar, ſofern es ſich um die Ausbildung 
zu Kreis- oder Bezirkshebammen handelt, durch Vermittelung der betreffenden 
Landräte an den Landeshauptmann zu richten. 

Über die Zulaſſung entſcheidet der Landeshauptmann. 

§ 10. Bei dem Eintritt in die Anſtalt hat jede Schülerin dem Anſtalts⸗ 
direktor vorzulegen:“) 

1. ein nicht über 14 Tage altes Gutachten eines approbierten Arztes 
darüber, daß ſie, ſoviel erkennbar, nicht ſchwanger ſei, 

2. den Nachweis über die erfolgte Einzahlung der Kaution oder der 
Ausbildungskojften. 

S 11. Schwangere Perſonen und Perſonen unter 20 Jahren dürfen 
überhaupt nicht, 7 im Alter von 30 Jahren und darüber dürfen nur 
bei beſonderer Befähigung als Schülerinnen zugelaſſen werden. 


PR. N 


) Siehe Beſchlüſſe des Tfänben uf S. 152. 

) An Bekleidungsgegenftänden u aben die Schülerinnen! mitzubringen: 
6 Hemden, 6 Nachtjacken, 6 Paar Beinkleider, 6 Paar Strümpfe, 6 waſchbare Unter- 
röcke, 12 Taſchentücher, 3 helle Waſchkleider, 3 große weiße Schürzen ohne Urmel, 
3 große weiße Schürzen mit Ärmel, 1 Nagelbürſte, 1 Nagelfeile und 1 Zahnbürſte. Die 
Wäſche muß gezeichnet ſein. 
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§ 12. Der Anſtaltsdirektor iſt verpflichtet, Schülerinnen, die ſich während 
des Lehrganges als ungeeignet erweiſen, ſofort zu entlaſſen und hiervon dem 
Landeshauptmann ungeſäumt Anzeige zu machen. 

In ſolchem Falle werden die eingezahlten Kautionen und Ausbildungs- 
koſten nur nach Abzug desjenigen Teils erſtattet, welcher dem in der Anſtalt 
zugebrachten Zeitraum entſpricht, auch fällt die Zahlung einer Reifekojten- 
entſchädigung fort. 

Der Landeshauptmann iſt befugt, ausnahmsweiſe von dem im Abſatz 2 
erwähnten Abzuge Abſtand zu nehmen. 

8 13. Zur Erreichung des Zwecks der Anſtalt finden Schwangere 
unentgeltliche Aufnahme. 

Die Aufnahme ſoll in der Regel nicht früher als etwa 14 Tage vor 
der zu erwartenden Niederkunft erfolgen; es dürfen jedoch auch Schwangere, 
die ſich 6 bis 8 Wochen vor ihrer Entbindung melden, aufgenommen werden, 
wenn ſie aus entlegenen Teilen der Provinz kommen oder ihre Aufnahme 
zu Unterrichtszwecken erwünſcht iſt. Eine beſchränkte Anzahl von Schwangeren 
kann zu Unterrichtszwecken auch noch früher aufgenommen werden. Die 
Entlaſſung muß erfolgen, ſobald ſie ohne Schaden für die Wöchnerin an⸗ 
gängig iſt. 

Den Schwangeren und Wöchnerinnen kann ausnahmsweiſe bei der 
Entlaſſung eine Geld- oder anderweitige Unterſtützung, auswärts wohnenden 
auch eine Reiſekoſtenentſchädigung gewährt werden. 

Soweit es der Raum geſtattet, können auch zahlende Schwangere auf— 
genommen werden. 

§ 14. Während des Lehrganges übernimmt es die Hebammenlehranſtalt, 
Schwangere auch in ihren Wohnungen in Stettin koſtenlos zu entbinden. 

Die Entbindung und nachfolgende Behandlung erfolgt durch Schüle- 
rinnen unter Anleitung einer Anſtaltshebamme. 

§ 15. Fallen bei einer ſolchen Entbindung oder während des Wochen- 
bettes Regelwidrigkeiten vor, die die Anweſenheit und Hilfe eines Arztes 
notwendig machen, ſo wird dieſe von einem der Anſtaltsärzte geleiſtet. 

8 16. Etwaige erforderliche Arzneikoſten können bei unbemittelten 
Kreiſenden und Wöchnerinnen auf die Anſtaltskaſſe übernommen werden. 

8 17. Für die Leitung einer der im § 14 erwähnten Entbindungen 
und für die dabei geleiſtete ärztliche Hilfe erhalten als beſondere Entſchädigung 
aus der Anſtaltskaſſe: 

a) der Anſtaltsarzt für Geburtshilfe und gynäkologiſche Verrichtungen 
den niedrigſten Satz der Gebührenordnung für Arzte, ſofern es 
ſich um Hilfeleiſtungen handelt, die in dieſer Gebührenordnung 
aufgeführt ſind, 

b) die Anſtaltshebamme den niedrigſten Satz der Gebührenordnung 
für Hebammen. 

Für die weiteren Beſuche und anderen Leiſtungen erhalten beide Teile 
keine Entſchädigung. 

8 18. Die Prüfung der Hebammenſchülerinnen erfolgt am Schluſſe 
jedes Lehrganges nach' den von der Königlichen Staatsregierung getroffenen 
Beſtimmungen in der Anſtalt. 

Der Anſtaltsdirektor iſt Mitglied der Prüfungskommiſſion. 

8 19. Nach dem Schluſſe jedes Lehrganges hat der Anſtaltsdirektor 
dem Landeshauptmann einen Jahresbericht einzureichen. 
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Der Landeshauptmann legt den Jahresbericht dem Oberpräſidenten vor. 

S 20. Der Landeshauptmann hat alljährlich mindeſtens einmal eine 
allgemeine Reviſion der Anſtalt vorzunehmen. Von dem Tage der Reviſion 
hat er dem Oberpräſidenten zur Wahrung der ſtaatlichen Oberauſſicht recht- 
zeitig Nachricht zu geben. 

§ 21. Dieſe Satzungen treten mit dem 1. April 1910 in Kraft. 

Das bisherige Reglement vom Fir 76 wird hierdurch aufgehoben. 


6. Februar 1877 
Beſchloſſen vom 37. Provinziallandtage am 17. März 1910. 
Genehmigt von den Herren Miniſtern des Innern und der geiſtlichen, 

Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten am 10. Mai 1910. 
Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierung zu 

Stettin Stück 24 

Köslin „ 24 für 1910. 

Stralſund Fr: 


b) Beſtimmungen über Reifevergütigungen und Lehrgeld der 
Hebammenſchülerinnen. 


Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 12. Februar 1908: 


Unter Aufhebung des Beſchluſſes vom 14. März 1887 wird die Reiſe⸗ 
koſtenentſchädigung für die Hebammenſchülerinnen der . 
lehranſtalt in Stettin vom 1. April 1908 ab in der Art feſtgeſetzt, daß die 
Schülerinnen aus den Kreiſen 

Sn rn 2 
2. Anklam? Cammin, Dramburg, Greifenberg, Naugard, 
Pyritz, Regenwalde, Saatzig, Schivelbein, Uckermünde, 
e e eee ß ie. Be HE 5 
3. Belgard, Demmin, Greifswald, Kolberg-Körlin, Stralſund 7 „ 
4. Bublitz, Franzburg, Grimmen, Köslin, Neuſtettin, Rügen, 
e S.. ea 0 MEIN AREETNEN 10 
n e Ser 15 
erhalten. 


Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 12. März 1912: 


Die Ausbildungskoſten für Hebammenſchülerinnen werden vom 
1. April 1912 ab feſtgeſetzt 
a) auf 500 % für in Pommern ortsangehörige Schülerinnen, 
b) auf 700 „ für nicht in Pommern ortsangehörige Schülerinnen. 


c) Beſtimmungen für oͤie Einberufung der Hebammen 
zu den Wieoͤerholungskurſen. 


J. Die Wiederholungskurſe in der Provinzialhebammenlehranſtalt zu 
Stettin beginnen tunlichſt am 1. Juli jeden Jahres und dauern für 
jeden Kurſus 14 Tage. Der genaue Termin wird alljährlich 
8 Wochen vor dem Beginne durch den Landeshanptmann, den Land⸗ 
räten und den Bürgermeiſtern der Stadtkreiſe und durch dieſe den 
Kreisärzten mitgeteilt. 

2. Zu den Wiederholungskurſen werden alle Hebammen — alſo auch 

die freipraktizierenden — ſoweit ſie das 60. Lebensjahr noch nicht 
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überſchritten haben, nach einem vorher aufzuſtellenden Plane ein⸗ 
berufen. 


3. Der Plan wird von dem Kreisarzt im Einverſtändnis mit den Land⸗ 


räten und den Magiſtraten der Stadtkreife feſtgeſtellt. Bis zum 

1. April iſt die Anzahl der Teilnehmerinnen an ſämtlichen Kurſen 

des Jahres von den Landräten und Magiſtraten dem Landes⸗ 

hauptmann mitzuteilen, der die Verteilung auf die einzelnen Kurſe 
vornimmt und den Landräten und Magiſtraten demnächſt be- 
kannt gibt. 

Die Einberufung ſelbſt beſorgt der Kreisarzt. 

Für die Planfeſtſtellung ſind folgende Geſichtspunkte maß⸗ 
gebend: 

a) 2 Hebammen, deren Tätigkeitsbezirke aneinander grenzen, dürfen 
nicht gleichzeitig einberufen werden, 

b) für ganz iſoliert wohnende Hebammen iſt rechtzeitig für Ver⸗ 
tretung während des Kurſus zu ſorgen, 

c) zu jedem Kurſus ſind nach Möglichkeit gemiſchte Alters klaſſen 
einzuberufen, damit nicht ein Kurſus entweder aus lediglich jüngeren 
oder älteren Hebammen zuſammengeſetzt iſt, 

d) Hebammen, die das Prüfungszeugnis eben erſt empfangen haben, 
ſind erſt nach Ablauf von 5 Jahren auf die Einberufungsliſte zu 
bringen, 

e) zunächſt ſind alle diejenigen Hebammen auf die Einberufungsliſte 
zu bringen, die noch an keinem Wiederholungskurſus teil⸗ 
genommen haben. 


„Die einberufenen Hebammen haben in der Provinzialhebammen- 


lehranſtalt zu wohnen. 


5. Die von den Kreiſen übernommenen Koſten betragen für jede 


Hebamme: 

a) für Unterbringung und Verpflegung 20 M, 

b) Erſatz für Ausfall an Berufseinnahmen und für Stellvertretung 
im Haushalt 20 l, 

c) Erſatz der Koſten für Hin- und Rückreiſe. 


. Zu jedem Wiederholungskurſus haben die Hebammen ihr Prüfungs- 


zeugnis, ihr Tagebuch und ihre geſamten Berufsgerätſchaften vor- 
zulegen. 


Am Schluſſe jedes Kurſus erhält jede Hebamme ein Zeugnis über 


den Erfolg der Teilnahme am Wiederholungskurſus, das vom 
Direktor der Hebammenlehranſtalt ausgefertigt und ausgehändigt wird. 


„Über jede einberufene Hebamme wird am Schluſſe des Kurſus vom 


Direktor der Hebammenlehranſtalt ein Fragebogen ausgefüllt, der 
durch Vermittelung des Regierungs-Präſidenten dem zuſtändigen 
Landrat und von dieſem dem Kreisarzt zugeſtellt wird. 


Stettin den 13. Februar 1906. 
U 


Der Oberpräſident. 
gez. von Maltzahn. 
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8. 


Satzung der Provinzialhilfskaſſe von Pommern. 
Abſchnitt 1. 


Einrichtung, Zweck und Mittel der Hilfskaffe 


$ 1. Die Provinzialhilfskaſſe von Pommern ift gemäß 8 4 des Geſetzes 
vom 18. Januar 1881 betreffend die Aufhebung der kommunalſtändiſchen 
Verbände in der Provinz Pommern, gebildet durch Vereinigung der auf 
Grund der Königlichen Botſchaft vom 7. April 1847 und des Abſchiedes an 
die zum vereinigten Landtage verſammelten Stände vom 24. Juli 1847 
errichteten Provinzialhilfskaſſen der kommunalſtändiſchen Verbände von Alt- 
pommern und Neuvorpommern und Rügen und des Anteils der Kreiſe 
Dramburg und Schivelbein an der Provinzialhilfskaſſe der Neumark. 

§ 2. Zweck der Hilfskaſſe iſt, gemeinnützige Anlagen und Anſtalten, 
Gemeindebauten, Tilgung von Gemeindeſchulden, Grundverbeſſerungen und 
gewerbliche Unternehmungen ſowie die Erhaltung im Grundbeſitz durch 
Gewährung von Darlehen zu erleichtern, den Grundkredit zu heben und den 
Geldverkehr überhaupt zu fördern. 

§ 3. Das Stammvermögen der Hilfshaſſe beſteht: 

a) aus dem durch $ 8 des Dotationsgeſetzes vom 8. Juli 1875 dem 
Provinzialverbande als ein ihm gehöriges Vermögen überwieſenen 
Anteile an den aus der Staatskaſſe zur Errichtung von Hilfs- 
kaſſen zinsfrei gewährten Fonds und aus denjenigen Beträgen, 
welche dem Stammfonds bis zum Erlaß des Reglements vom 
18. März 1881 hinzugeſchlagen find, d. h. im ganzen aus 910000 W. 

b) aus den Beträgen, welche der Hilfskafje außerdem und zwar 

durch Zinserträge zugewachſen ſind und noch bis zum Schluß 
des Rechnungsjahres 1911 zumachen. 

Das Stammvermögen zu a muß als Kapitalbeſtand zur Gewährung 
von Darlehen zu den im 8 2 genannten gemeinnützigen Zwecken erhalten 
bleiben. (§S 9 des Dotationsgeſetzes vom 8. Juli 1875.) 

§. 4. Die zur Erreichung des im § 2 angegebenen Zwecks weiter 
erforderlichen Betriebsmittel werden dadurch beſchafft werden, daß der Provinzial⸗ 
verband für Zwecke der Provinzialhilfskaſſe Gelder anleiht und darüber auf 
den Inhaber lautende, ſeitens der Gläubiger unkündbare, mit 3% oder 3% % 
oder 4% verzinsliche f 

„Schuldverſchreibungen des Provinzialverbandes von Pommern“ 
ausgibt. Die näheren Beſtimmungen über die Ausgabe und Tilgung der 
Schuldverſchreibungen werden durch eine beſondere, von den 5 . — 
Miniſtern zu genehmigende Ordnung getroffen. 

Für die Sicherheit der ausgegebenen Schuldverſchreibungen und ihre 
Zinſen haftet neben den der Provinzialhilfskaſſe gehörigen Darlehns⸗ 
forderungen, dem Stammvermögen und dem Sicherheitsfonds der Provinzial⸗ 
verband von Pommern mit ſeinem geſamten Vermögen und ſeiner teuerkraft. 

§ 5. Die Hilfskaſſe hat das Recht, Gelder aus anderen Provinzial⸗ 
fonds ſowie von den Kreiſen, Gemeinden, Sparkaſſen und öffentlichen 
Inſtituten der Provinz anzuleihen, um ſie zu dem in § 2 beſtimmten Zweck 
zu verwenden. Dagegen iſt es nicht geſtattet, von Privatperſonen verzinsliche 
Gelder oder Depoſiten anzunehmen. f 
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Abſchnitt II. 
Verwendung der Mittel; Darlehen. 


8 6. Die Darlehen aus der Hilfskaſſe find zu verzinſen und in der 
Regel durch halbjährliche oder jährliche Abzahlungen nach und nach zu 
tilgen (8 9 Abſ. 2). Die Tilgungsdarlehen ſind abgeſehen von den Fällen 
der 88 22 und 23 unkündbar. 

Es können aber auch — insbeſondere zur Beleihung von Hausgrund— 
ſtücken — Darlehen ohne allmähliche Tilgung auf Kündigung oder auf 
beſtimmte Zeit — jedoch nicht über zehn Jahre hinaus — unter beider⸗ 
ſeitigem Ausſchluß der Kündigung gewährt werden. Werden ſtädtiſche 
Grundſtücke gemäß § 13 Nr. 1 über die Hälfte des Taxwertes hinaus 
beliehen, ſo unterliegen ſolche Darlehen mindeſtens ſo lange dem Tilgungs— 
zwang, bis ſie die Hälfte des Taxwertes nicht mehr überſteigen. Der 
Tilgungsſatz (8 9 Abſ. 2) iſt hierbei nach dem Geſamtbetrage des Darlehns 
zu bemeſſen. a 

8 7. Die Gewährung der Darlehen erfolgt unter tunlichſter Berück- 
ſichtigung der Wünſche des Darlehnsnehmers entweder in barem Gelde oder 
in Provinzialſchuldverſchreibungen nach dem Nennwert. 

§ 8. So oft es die Umſtände erfordern, mindeſtens jedoch einmal 
jähtlich, werden für die Depofiten (8 5) und die von der Hilfskaſſe aus- 
zugebenden Darlehen der Zinsfuß und die ſonſt etwa zu ſtellenden Beleihungs- 
3 von dem Provinzialausſchuß feſtgeſetzt und öffentlich bekannt⸗ 
gemacht. 

Durch Abänderung des Zinsfußes oder der ſonſtigen Beleihungs— 
bedingungen werden früher bewilligte Darlehen nicht betroffen. 

§ 9. Die Zahlung der Zinfen erfolgt in halbjährlichen, diejenige der 
Tilgungsbeträge in halbjährlichen oder jährlichen, vom Landeshauptmann 
feſtzuſetzenden Zeitabſchnitten. Alle Zahlungen haben die Schuldner koſten— 
und portofrei an die Provinzialhauptkaſſe in Stettin oder, wohin ſie ſonſt 
damit verwieſen werden, zu leiſten. 

Die Verzinſung und Tilgung der Tilgungsdarlehen hat auf Grund 
eines von dem Landeshauptmann feſtzuſetzenden Tilgungsplanes in der Art 
ſtattzufinden, daß ungeachtet der fortſchreitenden Tilgung des Darlehns die 
Zins⸗ und Tilgungsbeträge zu den Fälligkeitszeiten von den urſprünglichen 
Darlehnsbeträgen berechnet, die Zinſen aber nur von dem jedesmaligen Darlehns— 
reſte in Anrechnung gebracht werden und der Überſchuß zur Tilgung mit— 
verwendet wird. Der jährliche Tilgungsſatz unterliegt der jedesmaligen 
Vereinbarung. Er muß, ohne Nückficht auf die Höhe des Zinsfußes, bei 
Beleihung von Hausgrundſtücken mindeſtens einhalb vom Hundert, in allen 
übrigen Fällen mindeſtens eins vom Hundert betragen. 

Den Darlehnsnehmern kann zugeſtanden werden, daß die Leiſtungen 
in den erſten zwei Jahren den zur Verzinſung erforderlichen Betrag nicht 
überſteigen. 

§ 10. Darlehen können innerhalb der Provinz gegeben werden: 

J. an den Provinzialverband zur Erfüllung ſeiner wirtſchaftlichen 
Aufgaben, 

2. an die Kreiſe, Gemeinden, Zweck-, Armen-, Kirchen- und Schul- 
verbände zu gemeinnützigen Einrichtungen, Unternehmungen und 
Anlagen, zur Verbeſſerung ihres Haushalts und zu ſonſtigen 
ihrer Beſtimmung und ihrem Intereſſe entſprechenden Ausgaben, 
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3. an Genofjenjchaften, Verbände, Korporationen und öffentliche 
Inſtitute, an Geſellſchaften und Vereine, welche wohltätige und 
gemeinnützige Zwecke verfolgen, ſowie an Alktiengeſellſchaften und 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung aus ähnlichen Anläſſen 
wie zu 2, 

4. an ſtädtiſche und ländliche Grundbeſitzer zur Hebung des Grund— 
ſtückswerts, zu nützlichen landwirtſchaftliche Unternehmungen, zur Ab⸗ 
bürdung von Schulden, Verbeſſerung ihrer wirtſchaftlichen Lage, 
zur Erhaltung im Grundbeſitz ſowie zur Erhaltung des Grund— 
beſitzes in der Familie, 

. an Unternehmer von nützlichen Gewerbeanlagen, insbeſondere von 
ſolchen, welche darauf berechnet ſind, früher nicht vorhandene 
Induſtriezweige in die Provinz einzuführen, a 

6. an kleinere Grundbeſitzer und Gewerbetreibende zur Abhilfe eines 
augenblicklichen Notſtandes. 

Unter Genoſſenſchaften im Sinne dieſer Satzung ſind alle diejenigen — 
eingetragenen und nicht eingetragenen — Genoſſenſchaften zu verſtehen, 
welche ſich der für die Genoſſenſchaft geltenden Landesgeſetzgebung unterſtellen. 

§ 11. Die zu Provinzialzwecken zu bewilligenden Darlehen (8 10 Nr. 1) 
bedürfen keiner Sicherſtellung. 

Auch in den Fällen des § 10 Nr. 2 kann die Sicherſtellung erlaſſen 
werden, wenn und ſoweit ein genügender Ausweis über die Ordnung des 
Geldhaushalts beigebracht wird. 

$ 12. Genoſſenſchaften, Verbände, Korporationen, öffentliche Inſtitute, 
Geſellſchaften und Vereine ($ 10 Nr. 3) haben, ſoweit nicht ihre Organiſation 
ausreichende Sicherheit bietet, in derſelben Weiſe Sicherheit zu ſtellen, wie es 
von Privatperſonen nach § 13 verlangt wird. 

Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung erhalten 
Darlehen nur, wenn ſie gemeinnützigen Zwecken dienen und neben der 
Haftung des Geſellſchaftsvermögens beſondere Sicherſtellung des Darlehns 
nachweiſen. Die Gewährung von Darlehen an Aktiengefellichaften und Ge- 
ſellſchaften m. b. H. iſt in jedem Falle davon abhängig zu machen, daß der 
Hilfskaſſe durch unparteiiſches Gutachten Sachverſtändiger ein vollſtändiger 
Einblick in den Gründungshergang, insbeſondere genaue Kenntnis von der 
Bildung des Stammkapitals und dem tatſächlichen Werte der Sacheinlagen 
gegeben, daß ihr ferner dauernde und jederzeit auszuübende Überwachungs- 
befugniſſe in bezug auf die Betriebs- und Geſchäftsführung der Geſellſchaft 
und für den Fall ihrer Rückzahlungsunfähigkeit ausreichende Sicherheit durch 
die Garantieübernahme für das Darlehen der Geſellſchaft von ſeiten der 
Geſellſchafter oder kreditſicherer Dritter oder öffentlicher Verbände beſchafft wird. 

§ 13. Privatperſonen (§ 10 Nr. 4 bis 6) haben, ſoweit nicht im 
Einzelfall eine vermehrte Sicherheit für geboten erachtet wird, auf eine der 
nachſtehend aufgeführten Arten Sicherheit zu beſtellen: 

1. durch hypothekariſche Eintragung auf ländliche Grundſtücke innerhalb 
der erſten vier Fünftel oder auf ſtädtiſche innerhalb der erſten 
Hälfte des Wertes; 

Im allgemeinen wird — vorbehaltlich anderweitiger 
Ermittelung durch Taxen und andere Nachweiſe — als Wert 
angenommen bei ländlichen Grundſtücken in Neuvorpommern 
und Rügen der dreißigfache, im übrigen Pommern der 
vierzigfache Betrag ihres Grundſteuerreinertrages und ihres 


oa 
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halben Gebäudeſteuernutzungswertes und bei ſtädtiſchen 
Grundſtücken, die durch die Taxe einer öffentlichen Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft ermittelte Summe. Iſt eine ſolche 
Taxe von der Pommerſchen Feuerſozietät aufgenommen, jo 
iſt die Beleihung bis zu zwei Drittel des Taxwertes zuläſſig. 

Hypotheken auf Fabrik- und gewerbliche Grundſtücke 
gelten nur innerhalb der Hälfte des Materialwerts und der 
Hälfte des Werts von Grund und Boden für ſicher. Unter 
Materialwert iſt derjenige Wert zu verſtehen, welchen die 
Gebäude behalten, auch wenn fie zu Fabrik- oder gewerb⸗ 
lichen Zwecken nicht mehr benutzt werden. 

2. durch Verpfändung von Hypotheken und Grundſchulden, ſoweit 
ſie nach den Beſtimmungen unter Nr.! als ſicher anzuſehen ſind, 
ſowie von Guthaben bei öffentlichen Sparkaſſen; 

3. durch Verpfändung von Wertpapieren, die nach den geltenden 
Geſetzen zur Anlegung von Mündelgeld zugelaſſen ſind, bis zu 

vier Fünftel ihres Kurswertes an der Berliner Börſe zur Zeit 
der Verpfändung. 

Verſtärkung des Unterpfandes kann gefordert werden, 
ſobald der Kurswert den Betrag der Reſtſchuld nicht mehr 
um ein Zehntel dieſes Betrages überſteigt. 

Die Hilfskaſſe prüft innerhalb der vorſtehenden Beſtimmungen die 
Sicherheit nach freiem Ermeſſen. Sie iſt befugt, aus beſonderen Gründen 
die Hergabe eines Darlehns abzulehnen, auch wenn die durch die Satzung 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten von dem Darlehnsſucher erfüllt ſind. Zur 
Angabe der Gründe iſt ſie nicht verpflichtet. 

§ 14. Befinden ſich auf den zur Sicherheit angebotenen Grundſtücken 
Gebäude, oder wird das Darlehn zu Bauzwecken verlangt, fo iſt bei Ge— 
währung des Darlehns die Verſicherung der Gebäude gegen Brandſchaden 
bei einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt zur Bedingung zu machen. 

Sind die Gebäude bei Abſchluß des Darlehnsgeſchäfts bereits bei einer 
anderen Geſellſchaft verſichert, ſo kann die Hilfskaſſe die Verpflichtung zur 
Verſicherungsnahme bei einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt erlaſſen, 
wenn und ſolange der beſtehende Verſicherungsvertrag nicht vorzeitig gelöſt 
werden kann. 

m $ 15. Die bei dem Landeshauptmann einzubringenden Darlehnsgefuche 
müſſen: 

1. auf Gewährung einer beſtimmten Summe gerichtet fein, 

2. angeben, welche Rückzahlungsbedingungen gewünſcht werden, und 
gegebenenfalls die Gründe darlegen, welche die Abſtandnahme 
von einer allmählichen Tilgung rechtfertigen, 8 

3. den Zweck, zu dem das Darlehn verwendet werden ſoll — 
nötigenfalls unter Beifügung eines genauen Planes — bezeichnen. 

Ihnen iſt ferner beizufügen das zur Beurteilung der Sicherheit erforderliche 
Material, insbeſondere im Falle des $ 13 Nr. 1 und 2 die neueſte Abſchrift 
des Grundbuchblatts oder der zu verpfändende Hypotheken- oder Grund— 
ſchuldbrief, die neueſten Auszüge aus der Grundſteuermutterrolle und Gebäude— 
ſteuerrolle, ſowie eine Beſcheinigung des Landrats oder Magiſtrats über die 
auf dem Grundſtücke haftenden Renten, Abgaben an den Staat, geiſtliche 
Inſtitute uſw. ; 
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Wenn das Darlehn von Kreiſen, Gemeinden, Genoſſenſchaften uſw. 
nachgeſucht wird, ſo ſind die Beſchlüſſe der zur Vertretung befugten Organe 
in urkundlicher Form beizubringen; auch iſt, falls ſolche Beſchlüſſe nach 
geſetzlicher Vorſchrift der Beſtätigung einer Aufſichtsbehörde bedürfen, der 
Nachweis dieſer Beſtätigung zu führen. 

§ 16. Behufs Vorprüfung der Darlehnsgeſuche kann der Landes- 
hauptmann die ihm erforderlich ſcheinenden Ermittelungen anſtellen und zu 
dieſem Zwecke die vermittelnde und begutachtende Tätigkeit der Kreis- und 
Gemeindebehörden in Anſpruch nehmen. Die entſtehenden Koſten hat in der 
Regel der Darlehnsſucher zu tragen, auch wenn ſeinem Geſuche nicht ſtatt— 
gegeben wird. 

§ 17. Die Entſcheidung über die Darlehnsgeſuche erfolgt nach freiem 
Ermeſſen innerhalb der Grenzen der Satzung; insbeſondere ſteht keinem Dar- 
lehnsſucher ein Recht auf Bewilligung eines Darlehns oder auf Gewährung 
beſtimmter Bedingungen zu. 

Der Bewilligungsbeſchluß, der neben dem Auszahlungstermin und einer 
Angabe über die Art der Zahlung ($ 7) die hinſichtlich der Sicherheit, der 
Rückzahlung und ſonſt zu ſtellenden Bedingungen enthalten muß, iſt dem 
Darlehnsſucher zur Erklärung über die Annahme mitzuteilen. 

Geht die Erklärung nicht binnen vier Wochen ein, oder wird der 
Borſchrift des § 18 nicht rechtzeitig genügt, jo kann die Bewilligung zurück⸗ 
gezogen werden. 

§ 18. Vor der Auszahlung des bewilligten Darlehns iſt, abgeſehen 
von dem Falle des § 10 Nr. 1, die Schuldurkunde ordnungsmäßig und 
einwandfrei — und zwar, wenn der Schuldner nicht eine öffentliche Behörde 
iſt, notariell oder gerichtlich — auszuſtellen und einzureichen, auch die ge- 
forderte Sicherheit zu beſtellen. Tritt dadurch eine Verzögerung der Aus- 
zahlung über den feſtgeſetzten Zahlungstermin ein, jo beginnt doch die Ver⸗ 
zinſung mit dieſem Termin, wenn nicht die Bewilligung überhaupt zurückgezogen 
wird oder im Einzelfalle — nach Entſcheidung des Landeshauptmanns — 
beſondere Gründe für eine Abweichung ſprechen. 

In den notariellen und gerichtlichen Schuldurkunden haben ſich die 
Schuldner hinſichtlich der von ihnen zu leiſtenden Zahlungen von Zins- und 
Tilgungsbeträgen der ſofortigen Zwangsvollſtreckung gemäß § 794 Nr. 5 der 
Zivilprozeßordnung zu unterwerfen. 

§ 19. Iſt der Vorſchrift des § 18 genügt, jo wird das Darlehn zu 
dem feſtgeſetzten Termin oder, falls die Mittel vorhanden find, auf Antrag 
gegen Entrichtung von Zwiſchenzinſen ſchon vorher ausgezahlt. 

Die Auszahlung erfolgt in der Regel in einer Summe. In dem 
Bewilligungsbeſchluſſe kann jedoch auch Ratenzahlung vorgeſchrieben und 
der Nachweis der gehörigen Verwendung der vorhergehenden Rate zur Be— 
dingung für die Zahlung der folgenden gemacht werden. a 

§ 20. Die Rückzahlung des Darlehns geſchieht nach Maßgabe der 
Schuldurkunde. e 

Vorzeitige Zahlungen und Teilzahlungen können dem Schuldner ebenſo 
wie die Verſtärkung der Tilgungsbeträge geſtattet werden. 

§ 21. Wenn ein Darlehn im Wege der allmählichen Tilgung oder 
auf ſonſtige Weiſe erſt zu einem Teil zurückgezahlt iſt, ſo kann der Schuldner 
nicht löſchungsfähige Quittung, ſondern nur Abtretung ohne Gewährleiſtung 
unter Vorbehalt des Vorzugsrechtes für den Darlehnsreſt beanſpruchen. 
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§ 22. Jeder Schuldner iſt — außer den in den Geſetzen vorgeſehenen 
Fällen — verpflichtet, den ganzen Darlehnsreſt vorzeitig und zwar auf drei⸗ 
monatige Kündigung zurückzuzahlen: 

1. wenn er das Darlehn ganz oder zum Teil nicht zu dem von ihm 
angegebenen Zwecke verwendet oder den Nachweis hierüber nicht 
in der ihm geſtellten Friſt beibringt, 

2. wenn er die ihm obliegenden Zahlungen nicht pünktlich zu den 
feſtgeſetzten Terminen leiſtet, 

3. wenn er das gemäß § 13 Nr. 3 beſtellte Unterpfand nicht in der 
ihm geſetzten Friſt zu der vorgeſchriebenen Höhe ergänzt. 

Im Falle zu 1 ſind ſtatt des etwa bewilligten mäßigeren Zinsſatzes 
fünf vom Hundert als Zinſen vom Tage der Auszahlung an zu entrichten 
und werden die bereits gezahlten Zins- und Tilgungsbeträge zunächſt auf 
die Zinſen verrechnet. 

Im Falle zu 2 kann der Schuldner angehalten werden, den fälligen 
Zins⸗ und Tilgungsbetrag mit fünf vom Hundert zu verzinſen. 

Um Überwachung der Verwendung und der Sicherheit ſind in den 
Landkreiſen die Landräte und in den Stadtkreifen die Magiſtrate zu erſuchen. 

23. Die vollſtändige oder teilweiſe Einziehung des Darlehns kann 

ohne Kündigung erfolgen, wenn das verpfändete Grundſtück in ſeinem Werte 
ſo erheblich verringert wird, daß das Darlehn nicht mehr in der den Vor— 
ſchriften des § 13 entſprechenden Weiſe ſicher geſtellt iſt. Ob dieſer Fall 
vorliegt, entſcheidet die Hilfskaſſe mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 24. Wenn Grundſtücke, die der Hilfskaſſe für ein Darlehn ver- 
pfändet ſind, zur Zwangsverſteigerung kommen, ſo iſt der Landeshauptmann 
ermächtigt, nach pflichtmäßigem Ermeſſen zur Sicherung des Kapitals 

1. bei der Verſteigerung bis zur Deckung des vorgeſchoſſenen Kapitals 
der Zinsrückſtände und der Koſten mitzubieten und, wenn das 
Grundſtück der Hilfskaſſe zugeſchlagen wird, es zum Beſten der 
Hilfskaſſe ſo lange zu benutzen, bis ſich Gelegenheit zu vorteil— 
hafter Veräußerung bietet, oder 

2. einem Kaufluſtigen das nötige Kapital, das jedoch zwei Drittel 
der Kaufſumme nicht überſteigen darf, vorzuſchießen oder zu be- 
laſſen, ohne dabei an die allgemeinen Vorſchriften der Satzungen 
gebunden zu ſein. 


Abſchnitt Ill. 


Verwendung von Tilgungsbeträgen zum Abſchluß 
von Lebensverſicherungen bei der Pommerſchen 
Provinzial⸗Lebensverſicherungsanſtalt. 


§ 25. Die Tilgungsbeträge ſolcher Darlehnsſchuldner, welche mit der 
Pommerſchen Provinzial⸗Lebensverſicherungsanſtalt einen Vertrag zur Ver— 
ſicherung des Lebens ihrer ſelbſt oder — mit Genehmigung des Landes- 
hauptmanns — eines Dritten, ſei es in Form der einfachen Verſicherung auf 
den Todesfall, ſei es in Form der abgekürzten Verſicherung abgeſchloſſen und 
alle Rechte aus dieſer Verſicherung unter Übergabe des Verſicherungsſcheines 
an die Hilfskaſſe abgetreten haben, ſind — ſofern nicht nach dem Ermeſſen 
des Landeshauptmanns rechtliche oder ſonſtige Bedenken entgegenſtehen — 
auf Antrag des Darlehnsſchuldners zur Bezahlung der Lebensverjicherungs- 
prämien zu verwenden. Überſteigt die Prämie den Tilgungsbetrag, ſo hat 
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der Darlehnsſchuldner in einer nach § 18 auszuſtellenden Urkunde die Ver— 
pflichtung zu entſprechend höherer Tilgung zu übernehmen und die Eintragung 
des Mehrbetrages im Grundbuch zu veranlaſſen. Bleibt die Verſicherungs⸗ 
prämie hinter dem Tilgungsbetrage zurück, ſo wird der für die Prämie nicht 
in Anſpruch genommene Teil auf den Darlehnsbetrag in einer dem 8 9 Abſ. 2 
entſprechenden Weiſe verrechnet. 


§ 26. Die Hilfskafje iſt verpflichtet, die ihr abgetretenen Rechte wiederum 
an den Berechtigten zu ſeiner freien Verfügung abzutreten, wenn die Dar— 
lehnsſchuld, deren Tilgungsbetrag ganz oder zum Teil zur Zahlung von 
Prämien beſtimmt war, getilgt iſt. 
§ 27. Die Hilfskaſſe zahlt die zur Prämiendeckung beſtimmten 
Tilgungsbeträge an die Lebensverſicherungsanſtalt und ſchießt fie erforder- 
lichenfalls für Rechnung des Darlehnsſchuldners vor. Die von der Hilfskaſſe 
vorgeſchoſſenen Prämien gelten als Rückſtände im Sinne des § 22 Abſ. 3. 
§ 28. Die Hilfskaſſe iſt berechtigt, den Verſicherungsvertrag unter Ein- 
ziehung des Rückkaufwerts jederzeit aufzuheben, wenn die Vorausſetzungen 
der 88 22 und 23 vorliegen. 
§ 29. Der Verſicherungsvertrag iſt von der Hilfskaſſe unter Einziehung 
des Rückkaufswerts aufzuheben im Falle: l 
1. einer freihändigen Veräußerung des verpfändeten Grundſtücks, es 
ſei denn, daß die Verſicherung auf das Leben des Erwerbers 
genommen iſt und Veräußerer und Erwerber unter Eintritt des 
Letzteren in alle Verpflichtungen des Verſicherungsnehmers das 
Fortbeſtehen der Verſicherung vereinbaren, 
2. des Zwangsverkaufs, 
3. des Todes eines ſolchen Darlehnsſchuldners, welcher das Leben 
eines Dritten verſichert hat, es ſei denn, daß 
a) entweder die Verſicherung auf das Leben des alleinigen 
Erben genommen iſt, oder aber 
b) die Erben dem Verſicherten das Grundſtück übereignen und 
mit dieſem und unter ſeinem Eintritt in alle Verpflichtungen 
des Verſicherungsnehmers das Fortbeſtehen der Verſicherung 
vereinbaren. 
§ 30. Das der Hilfskaſſe zuſtehende Aufhebungsrecht (Ss 28 und 29) 
erliſcht, wenn der Darlehnsſchuldner — oder im Falle des § 29 Nr. 3 ſeine 
Erben oder der verſicherte Dritte — alle fälligen Forderungen der Hilfskaſſe 
gedeckt und den Betrag des Rückkaufswerts der Lebensverſicherung an die 
Hilfskaſſe gezahlt haben, bevor dieſe von dem Aufhebungsrecht Gebrauch 
gemacht hat. Der Verſicherungsſchein iſt alsdann dem Berechtigten zur freien 
Verfügung zu ſtellen. 
§ 31. Alle auf Grund des Verſicherungsvertrages von der Lebens— 
verſicherungsanſtalt geſchuldeten Zahlungen, insbeſondere an Verſicherungs⸗ 
ſummen, Rückkaufswerten und Dividenden, ſind an die Hilfskaſſe zu leiſten. 
Sie ſind auf die Darlehnsſchuld in Anrechnung zu bringen und, falls und 
ſoweit ſie dieſe und etwaige Rückſtände an Zinſen und Koſten überſteigen, 
an den Berechtigten weiterzuzahlen. 
Es kann im Einzelfalle nachgelaſſen werden, daß nur ein Teil der 
gezahlten Verſicherungsſumme auf die Darlehnsſchuld angerechnet und der 
überſchießende Betrag an den Berechtigten ausgezahlt wird. 


= — — 
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Abſchnitt IV. 
Verwendung der Zinserträge. 


§ 32. Zur Deckung etwaiger Verluſte aus den Darlehnsgeſchäften 
werden jährlich von dem Zinsgewinne der Hilfskaſſe zwanzig Tauſend Mark 
einem Sicherheitsfonds ſolange zugeführt, bis er die Höhe von fünf vom 
Hundert der ausgegebenen Darlehen erreicht hat. Bei ſtattgehabten Ver— 
wendungen iſt er auf dieſe Höhe zu ergänzen. 

Der Betrag des Sicherheitsfonds iſt alljährlich in der Rechnung unter 
den Schulden der Hilfskaſſe aufzuführen. 

§ 33. Der nach Speiſung des Sicherheitsfonds und Deckung der Ver⸗ 
waltungskoſten verbleibende Reſt des Zinsgewinns iſt zu gemeinnützigen 
Zwecken im Intereſſe des Provinzialverbandes zu verwenden (§ 9 des 
Dotationsgeſetzes vom 8. Juli 1875). 


Abſchnitt V. 


Verwaltung der Hilfskaſſe. 


§ 34. Die Verwaltung der Hilfskaſſe erfolgt durch die Organe des 
Provinzialverbandes nach Maßgabe der Provinzialordnung und der Satzung. 
§ 35. Dem Provinziallandtage gebührt: 

1. der Erlaß der Beſtimmungen über die Ausgabe und Tilgung der 
Schuldverſchreibungen gemäß 8 4 Abi. 1, 

2. die Beſtimmung über die Entnahme von Darlehen zu Provinzial⸗ 
zwecken (8 119 Nr. 3 der Provinzialordnung), 

3. die Entſcheidung über die Verwendung der bereits angeſammelten 
und der ferneren Zinserträge (SS 3b und 33) innerhalb der ge- 
ſetzlichen Grenzen, 

4. die Entlaſtung der Jahresrechnung, 

5. die Abänderung der Satzung vorbehaltlich der miniſteriellen Ge⸗ 
nehmigung, ſoweit ſie geſetzlich vorgeſchrieben iſt. 

8 36. Dem Provinzialausſchuß liegt ob: 

1. die Feſtſetzung der für die Verwaltung der Hilfskaſſe durch die 

Organe des Provinzialverbandes an den letzteren zu zahlenden 
Enſtſchädigung (Erſatz für Beſoldungen, Miete und andere Auslagen), 

2. die Feſtſetzung des Zinsfußes und der Beleihungsbedingungen 
für Darlehen und des Zinsfußes für Depoſiten, 

3 89 Ab 3 über Darlehnsgeſuche (§S 17 in Verbindung mit 

4. die Beſchlußfaſſung über Zurückziehung von Bewilligungen (8 17 
Abſ. 3), über Kündigungen ($ 22) und über Darlehnsein⸗ 
ziehungen (8 23). 

5. die Beſchlußfaſſung über Aufhebung von Lebensverſicherungs⸗ 
verträgen gemäß § 28 und die Auszahlung von Teilbeträgen der 
Lebensverſicherungsſumme gemäß § 31 Abſ. 2, 

6. die Entſcheidung über Geſuche um Pfandhaftentlafjungen, Vor⸗ 
rechtsbewilligungen, Löſchungen und Abtretungen, ſoweit nicht der 
Landeshauptmann zuſtändig it ($ 37 Nr. 5 

7. die Vorprüfung der Jahresrechnung behufs Vorlage an den 
Provinziallandtag, 
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8. die Entſcheidung über Beſchwerden gegen Verfügungen des Landes— 
hauptmanns und, 

9. falls ſich nach ſeinem Ermeſſen in der Praxis ein Bedürfnis dazu 
herausſtellt, der Erlaß beſonderer Taxvorſchriften für Grundſtücke 
und Gebäude. 

Der Provinzialausſchuß kann die Erledigung der unter Nr. 3 bis 6 
angeführten Angelegenheiten ganz oder innerhalb beſtimmter Grenzen einer 
Kommiſſion übertragen, die aus dem Landeshauptmann oder ſeinem dienſt— 
lichen Stellvertreter als Vorſitzenden und drei vom Provinzalausſchuſſe zu 
wählenden Mitgliedern beſteht (8 99 der Provinzialordnung). Für jedes 
Mitglied iſt ein Stellvertreter zu wählen. 

Der Provinzialausſchuß kann auch beſchließen, daß beſtimmte Darlehns⸗ 
ſachen vom Landeshauptmann ſelbſtändig erledigt werden, falls der Darlehns— 
betrag fünfzehntauſend Mark im Einzelfalle nicht überſteigt. 

§ 37. Der Landeshauptmann hat nach Maßgabe der Provinzial⸗ 
ordnung ($ 90) und der vom Provinziallandtage beſchloſſenen Geſchäfts⸗ 
inſtruktion für den Landeshauptmann und die ihm zugeordneten oberen 
Beamten die laufenden Geſchäfte der Hilfskaſſe zu führen, die Beſchlüſſe des 
Provinzialausſchuſſes und gegebenenfalls auch die Beſchlüſſe der von dieſem 
gewählten Kommiſſion vorzubereiten, ſowie für deren Ausführung Sorge zu 
tragen und die Hilfskaſſe nach außen zu vertreten. 

Zu ſeinen Obliegenheiten und Befugniſſen gehört insbeſondere: 

1. die Prüfung der Schuldurkunden und der geſtellten Sicherheit, 

2. die Geſtattung beſchleunigter Aus- und Rückzahlungen, 

3. die Bewilligung vonPfandhaftsentlaſſungen, Vorrechtseinräumungen, 
Löſchungen und Abtretungen, ſoweit die vorgeſchriebene Sicher— 
heit unzweifelhaft vorhanden iſt, 

4. Die Einlegung von Kündigungen vorbehaltlich nachträglicher Zu⸗ 
ſtimmung des Provinzialausſchuſſes oder — gegebenenfalls — 
der Kommiſſion, ſowie die Ergreifung aller ihm erforderlich 
ſcheinenden Sicherheitsmaßregeln, 

5. die Vorprüfung der Jahresrechnungen, 

6. die Überwachung der Ausfertigung und Ausgabe der Provinzial⸗ 
ſchuldverſchreibungen. 

$ 38. Die Kaſſenverwaltung der Hilfskaſſe erfolgt durch die Provinzial⸗ 
hauptkaſſe. 

Die Kaſſengeſchäfte in den einzelnen Kreiſen können durch den Landes— 
hauptmann Spezialkaſſen übertragen werden. 

Das Rechnungsjahr umfaßt die Zeit vom 1. April bis zum 31. März. 

$ 39. Alljährlich einmal iſt ein Bericht über den Vermögensſtand der 
Hilfskaſſe durch die Regierungsamtsblätter zu veröffentlichen. 


Abſchnitt VI. 


Staats aufſicht. 


§ 40. Das jtaatliche Auffichtsrecht wird von dem Oberpräſidenten 
nach Maßgabe der Provinzialordnung ausgeübt. 
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Abſchnitt VII. 
Schluß beſtimmung. 

g 41. Die Satzung tritt mit dem 1. April 1912 in Kraft. Von dem⸗ 
ſelben Tage ab wird das Reglement vom 1 Mu 1881 aufgehoben. Wohl⸗ 
erworbene Rechte Dritter erleiden durch die Aufhebung keine Anderung. 

Beſchloſſen vom 39. Provinziallandtage von Pommern am 15. März 1912. 

Genehmigt durch Erlaß der Herren Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, des Innern und der Finanzen vom 18. Mai 1912. 

Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu 
Stettin, Stück 25 S. 327 n 
Köslin, „ 25 „ 206 für 1912. 

Stralſund, „ 25 18 


Beſchluß des Provinzialausſchuſſes. 


Der Provinzialausſchuß beſchließt: 

1. Gemäß § 8 der Satzung der Provinzialhilfskaſſe von Pommern 
werden die von dieſer Kaſſe für Darlehen zu erhebenden und für 
Depoſiten zu zahlenden Zinsſätze bis auf weiteres wie folgt 
feſtgeſetzt: 

1. Es ſind an Zinſen zu erheben: 
a) für die von der Provinzialhilfskaſſe in Provinzialſchuld⸗ 
verſchreibungen nach dem Nennwerte auszugebenden 


Darlehen 
bei Hergabe von 3 igen Schuldverſchreibungen 3% %. 
* ” ” 3 % gigen — 3 % %. 


” ” ” 4%igen ” 44 %. 
b) für bare Darlehen 4% %. 

Bei niedrigem Kursſtande der 4%igen Provinzial⸗ 
ſchuldverſchreibungen (unter 100,25 %) haben die Darlehns⸗ 
nehmer zu b neben der Verzinſung und Tilgung auch 
den Kursverluſt zu tragen, welcher der Provinzialhilfs⸗ 
kaſſe durch den Verkauf einer entſprechenden Anzahl von 
4% igen Provinzialſchuldverſchreibungen entſteht oder (unter 
Hinzurechnung von % % Unkojten) entjtehen würde. Der 
Verluſtbetrag wird bei der Auszahlung von dem Darlehns⸗ 
betrage in Abzug gebracht oder — wenn der Darlehens⸗ 
nehmer es wünſcht — dem Darlehensbetrage zugeſchlagen 
und nebſt 4½% Zinſen vom Tage der Zahlung ab aus 
den erſten Abzahlungen gedeckt, letzteres bei 1 
jedoch nur dann, wenn auch für den Zuſchlag genügende 
Sicherheit beſtellt wird. 

Es können auch bare Darlehen zu 34% oder 
3% % gewährt werden. Dann gilt bezüglich des Kurs⸗ 
verluſtes, der durch den Verkauf von 3 digen oder (bei 
3% beigen Verzinſung) von 3% %igen Provinzialſchuld⸗ 
verſchreibungen enſteht oder entſtehen würde, dasſelbe, 
was vorſtehend für die 4% igen baren Darlehen be⸗ 
ſtimmt iſt. N 
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Bei Darlehen von mindenſtens 1 Million Mark 

kann eine Ermäßigung des Zinsfußes um 0,05% ein- 
treten. Dieſe Ermäßigung kann auch bei Darlehen 
erfolgen, durch deren Aufnahme der Darlehnsnehmer ſeine 
bei der Provinzialhilfskaſſe bereits beſtehende Schulden— 
laſt bis zu 1 Million Mark oder darüber vermehrt. 

2. Für Gelder, die von Kreiſen, Gemeinden, Korporationen uſw. 
bei der Provinzialhilfskaſſe belegt werden, ſind an Zinſen 
zu zahlen. 

a) bei täglicher Kündigung 2% unter Reichsbankdiskont, 
aber nicht über 3%. 

b) bei einmonatiger Kündigung 14% unter Reichsbank- 
diskont, aber nicht über 3 ½ 00. 

c) bei vierteljährlicher Kündigung 1%% unter Reichs- 
bankdiskont, aber nicht über 3% %. 

II. Dieſer Beſchluß tritt alsbald in Kraft. Privatperſonen, mit denen 
bereits wegen Hergabe verhandelt iſt, können jedoch noch bare 
Darlehen zu 4%% unter den bisherigen Bedingungen gewährt 
werden!)), falls bei der endgültigen Bewilligung feſtſteht, daß der 
Provinzialhilfskaſſe dadurch unter Berückſichtigung eines mäßigen 
Verwaltungskoſtenbeitrages ein Verluſt nicht erwächſt. 


) Kommt nicht mehr in Frage, da derartige Anträge nicht mehr vorliegen. 


9. 
Meliorationsweſen.“ 


a) Reglement für die Verwaltung des Meliorationsfonds 
der Provinz Pommern. 


l. Einrichtung und Zweck des Meliorationsfonds, 


§ 1. Der Meliorationsfonds der fend die Pommern iſt gemäß § 8 
des Geſetzes vom 18. Januar 1881, betreffend die Aufhebung der kommunal— 
ſtändiſchen Verbände in der Provinz Pommern (G. S. S. 7), gebildet durch 


*) Zur Unterſtützung und Förderung von Meliorationen in der Provinz Pommern 
ſtehen ſeit dem 1. April 1912 folgende Provinzialfonds zur Verfügung: 

1. Der Meliorationsſtam m fonds. Der Stammfonds, ausgerüſtet mit 
einem Stammkapital von 1 780 000 / und einem unter dem Vorbehalte der Rückforderung 
ausgeſtatteten Mehrbetrage von 550 000 % (unverzinsliches Darlehn aus dem Eiſenbahn⸗ 
— 3 — dient hauptſächlich zur Gewährung von Darlehen an Einzelbeſitzer. Der Zins⸗ 
10 für Darlehen aus dem Stammfonds wird vom Provinzialausſchuſſe feſtgeſetzt und 
öffentlich bekannt gemacht. Zur Zeit beträgt der Zinsfuß 4%. Aber die ſonſtigen Darlehns⸗ 
bedingungen trifft der Provinzialausſchuß von Fall zu Fall Entſcheidung. (Vergl. das 
— abgedruckte Reglement für die Verwaltung des Meliorationsfonds der Provinz 

ommern. 

2 er außerordentliche Meliorationsfonds. Aus dem außer⸗ 
ordentlichen Meliorationsfonds, dem vom Staate und von der Provinz jährlich je 
40 000 „ zufließen, werden nach dem Beſchluſſe des 39. Provinziallandtages künftig in 
erſter Linie Unterſtützungen wenig bemittelter Mitglieder von Meliorationsgenoſſenſchaften 
bei Durchführung der Folgeeinrichtungen gewährt. Die Beihilfen werden gemeinſchaftlich 
durch den Provinzialausſchuß und den Oberpräſidenten bewilligt. 

3. Der Fonds zur Unterſtützung genoſſenſchaftlicher Melio. 
rationen (Meliorations-Unterftügungsfonds). (Vgl. hierzu den unter 
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Vereinigung der beiden für die Regierungshezirke Stettin und Köslin be- 
ſtehenden Meliorationsfonds, welche durch § 10 des Geſetzes vom 8. Juli 
1875 (G.⸗S. S. 497) dem Provinzialverbande übereignet ſind. 


§ 2. Das Stammkapital des Meliorationsfonds wird auf 1 780 000% 
feſtgeſetzt und muß in dieſer Höhe zur Gewährung von Darlehen erhalten 
bleiben (§ 10 des zitierten Geſetzes vom 8. Juli 1875). 


Bei vorkommenden Verluſten wird der Fonds ohne weiteres aus den 
Zinseinnahmen wieder auf dieſen Betrag ergänzt. 

§ 3. Zweck des Meliorationsfonds iſt die Gewährung von Darlehen 
innerhalb der Provinz zu dauernden Bodenverbeſſerungen aller Art, zu Wald— 
anlagen, Obſtbaumplan agen und ſonſtigen Baumpflanzungen, zu Ver⸗ 
beſſerungen des Wirtſchaftsbetriebes und dergleichen. Auch können Darlehen 
behufs Vornahme von Koloniſationen zur Gründung bäuerlicher Stellen von 
mindeſtens 20 Hektar Wittelboden für jede Stelle, wovon die Hälfte zum 
ſofortigen Anbau geeignet iſt, gegeben werden. 


Zum Aufkarren von Erde, Mergel, Kalk, zur Beſchaffung und Ver— 
wendung von Dungmitteln, wie auch zur Reinigung des Bodens von 
Steinen ſind Darlehen nicht zu bewilligen. 

§ 4. Soweit die Meliorationen bei Einbringung des dem Darlehens- 
geſuch zu Grunde liegenden vollſtändigen Meliorationsplanes (8 11 ff.)!) 
nt ausgeführt ſind, findet eine Darlehensbewilligung für dieſelben 
nicht ſtatt. 


§ 5. Unter mehreren Darlehensſuchern, welche nicht gleichzeitig befriedigt 
werden können, ſind in der Regel in erſter Linie einzelne Grundbeſitzer ohne 
Nückficht auf den Umfang ihres Beſitzes, jedoch unter Bevorzugung derjenigen 
zu berückſichtigen, welche die Koſten der beabſichtigten Unternehmung nicht 


Abſchnitt 9 b abgedruckten Beſchluß des 39. Provinziallandtages vom 15. März 1912 zu 
I. Nr. 3.) Der bisher für genoſſenſchaftliche Meliorationen beſtimmte Meliorationszinſen⸗ 
fonds iſt ſchon ſeit Jahren vollſtändig erſchöpft und ſeit dem 1. April 1912 für weitere 
Bewilligungen geſchloſſen. An ſeine Stelle iſt ſeit dem 1. April 1912 der Fonds zur 
Unterſtützung genoſſenſchaftlicher Meliorationen getreten, dem bis auf weiteres jährlich 
ein Betrag von 100 000 % zugeführt wird. 

Die Unterſtützungen aus dieſem Fonds können beſtehen in a) Hingabe einer ein— 
maligen Beihilfe ohne Verpflichtung der Rückerſtattung, b) Hingabe von Tilgungsdarlehen, 
in der Regel unter Bewilligung von Freijahren, e) Übernahme eines Teiles der Ver⸗ ; 
zinſung oder der Tilgung oder beider für anderweit angeliehene Kapitalien. 

Über die Gewährung der Unterſtützungen beſchließt der Provinzialausſchuß 
gemeinſchaftlich mit dem Oberpräſidenten. 

4. Der Fonds zur Förderung der Kultivierung der Niederungs— 
moore in der Provinz Pommern durch Folgeein richtungen (Moor- 
fonds). Die Mittel für dieſen Fonds find vom Provinziallandtag bereitgeſtellt. Seine 
Einrichtung kann aber noch nicht erfolgen, da die Grundſätze über die Beteiligung des 
Staates und über die gemeinſchaftliche Verwendung noch nicht feſtgelegt ſind. Der Fonds 
ſoll zu gleichen Teilen von dem Staat und der Provinz aufgebracht werden. Er iſt zur 
Förderung der Kultivierung der Niederungsmoore durch Folgeeinrichtungen beſtimmt. 
Die Bewilligung der Beihilfen ſoll gemeinſchaftlich durch den Oberpräſidenten und den 
Provinzialausſchuß erfolgen. K 

Vorausſetzung für die Bewilligung von Mitteln aus den Fonds 2—4 iſt, daß der 
Staat ſich an den betreffenden Meliorationsunternehmungen mit mindeſtens gleichwertigen 
Zuwendungen beteiligt. g 

Anträge auf Bewilligung von Beihilfen aus dieſen Fonds 2—4 ſind an die 
betreffenden Staatsbehörden zu ſtellen. 

1) 300 10 ff.)“ in „(8 11 ff.)“ abgeändert durch Beſchluß des 39. Provinziallandtages 
vom 15. März 1912 — L. Nr. 3. — 
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aus eigenen Mitteln beſtreiten können. In Ermangelung ſolcher können 
Darlehen auch an Meliorations-Genoſſenſchaften, Korporationen und juriſtiſche 
Perſonen gewährt werden. 


II. Darlehen aus dem Meliorationsfonds. 


1. Im Allgemeinen. 


§ 6. Die Darlehen aus dem Meliorationsſtammfonds ſind zu ver⸗ 
zinſen und durch halbjährliche Abzahlungen nach und nach zu tilgen. 

So oft es die Umſtände erfordern — beſonders bei weſentlicher Anderung 
der Geldmarktverhältniſſe —, wird für die auszugebenden Darlehen der Zins⸗ 
fuß von dem Provinzialausſchuß feſtgeſetzt und öffentlich bekannt gemacht. 
pe! Abänderung des Zinsfußes werden früher bewilligte Darlehen nicht 
betroffen. 

Über die ſonſtigen Darlehensbedingungen, insbeſondere den Tilgungsſatz 
und die Bewilligung von Freijahren, während deren Zinſen nicht zu zahlen 
und die Tilgung auszuſetzen iſt, trifft der Provinzialausſchuß von Fall zu 
Fall Entſcheidung, jedoch mit der Maßgabe, daß alljährlich zur Tilgung der 
Drainagedarlehen neben den durch die fortſchreitende Tilgung erſparten Zinſen 
mindeſtens 3% und bei den ſonſtigen Darlehen mindeſtens 1% des urſprüng⸗ 
lichen Darlehensbetrages zu verwenden ſind. 

Die Verzinſung und Tilgung geſchieht in halbjährlichen Teilen nach— 
träglich zum 1. April und 1. Oktober.“ 

7. Alle Zahlungen haben die Schuldner koſten- und portofrei an 
die Provinzialhauptkaſſe zu Stettin oder, wohin ſie ſonſt damit verwieſen 
werden, zu leiſten. 

2. Sicherheit. 


5 § 8. Für die zu bewilligenden Darlehen iſt Sicherheit zu beſtellen 
und zwar: 

1. regelmäßig durch Eintragung auf ländliche Grundſtücke inner⸗ 
halb der erſten vier Fünftel oder auf ſtädtiſche innerhalb der 
erſten Hälfte des Wertes. — Im allgemeinen wird — vorbehaltlich 
anderweitiger Ermittelung durch Taxen und andere Nachweiſe — 
als Wert angenommen bei ländlichen Grundſtücken: in Neu- 
vorpommern und Rügen der dreißigfache, im übrigen Pommern 
der vierzigfache Betrag ihres Grundſteuerreinertrages und ihres 
halben Gebäudeſteuernutzungswertes — und bei ſtädtiſchen Grund—⸗ 
ſtücken: die durch die Taxe einer öffentlichen Feuer-Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft ermittelte Summe; 

Ausnahmsweiſe kann auch zugelaſſen werden die Sicherſtellung; 

2. durch Verpfändung von im Grundbuche eingetragenen Forderungen, 
ſoweit dieſelben nach den Beſtimmungen zu Nr. 1 als ſicher 
anzuſehen ſind; 

3. durch Verpfändung von Wertpapieren der im § 39 der Bormund- 
ſchaftsordnung vom 5. Juli 1885 bezeichneten Art bis zu vier 
Fünftel ihres Kurswertes an der Berliner Börſe zur Zeit der 
Verpfändung. Verſtärkung des Unterpfandes kann gefordert 


) Der 8 6 hat die vorangeführte Faſſung erhalten. — Vergl. Beſchluß wie unter ). 
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werden, ſobald der Kurswert den Betrag der Reſtſchuld nicht mehr 
um 10 % überſteigt; 

4. durch ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft angeſeſſener und als ſolide 
und zahlungsfähig anerkannter Einwohner der Provinz, wenn 
über dieſe Verbindlichkeit Wechſel ausgeſtellt werden. 

§ 9. Unbenommen bleibt es im Einzelfall, eine höhere Sicherheit zu 
verlangen, als die Beſtimmungen des § 8 in minimo zugelaſſen, wenn dies 
mit Rückſicht auf den Zuſtand des Inventars oder der Gebäude der zu 
verpfändenden Grundſtücke oder aus ſonſtigen Gründen für angemeſſen er- 
achtet wird. 

Andererſeits kann bei Darlehensbewilligungen an Meliorationsgenoſſen⸗ 
ſchaften, Korporationen und juriſtiſche Perſonen von der Sicherſtellung ab- 
geſehen werden, ſoweit deren Organiſation ausreichende Sicherheit bietet. 

3. Einbringung der Darlehensgeſuche und Entſcheidung über dieſelben. 

8 10. (gortgefallen.) ) 

§ 11. Die an den Landeshauptmann einzureichenden*) Darlehnsgeſuche 
müſſen enthalten: 

1. den Antrag auf Gewährung einer beſtimmten Summe; 

2. die genaue Bezeichnung des Projekts, für welches das Darlehen 
erbeten wird, zu welchem Zweck beizufügen it: 

a) ein detaillierter Plan der beabſichtigten Melioration, 

b) ein ſpezieller Koſtenanſchlag, 

c) eine Berechnung von dem bisherigen und dem künftig zu 
erwartenden Natural- und Geldertrage des zu verbeſſernden 
Grundſtücks, welche eine Verzinſung der eine Boden- 
verbeſſerung bezwechenden Anlage zu wenigſtens 6% in 
ſichere Ausſicht ſtellen muß; ad a—c von einem Sach— 
verſtändigen ausgearbeitet; 

d) ſoweit es zur Prüfung des Projekts erforderlich iſt, ein von 
einem geprüften Feldmeſſer gefertigter Situations- und reſp. 
Nivellementsplan der zu meliorierenden Fläche nebſt Flächen⸗ 
angabe; 

3. die Angabe der Friſt, innerhalb deren das Projekt ausgeführt 
werden ſoll; 

4. das zur Beurteilung der Sicherheit gemäß SS 8 und 9 erforderliche 
Material, wozu insbeſondere im Falle des § 8 Nr. 1 beizubringen iſt: 

a) die neueſte Abſchrift des Grundbuchblattes von dem zu 
verpfändenden Grundſtück; 

b) der neueſte Auszug aus der Grundſteuermutterrolle und der 
Gebäudeſteuerrolle desſelben; 

c) eine Beſcheinigung des Landrats über die auf demſelben 
haftenden Abgaben und Leiſtungen an den Staat, geiſtliche 
Inſtitute ufm.; 

d) alle ſonſt zu Gebote ſtehenden Wertsnachweiſe (Taxen, 
Kaufkontrakte uſw.). 

8 12. Aberſteigt das erbetene Darlehen nicht den Betrag von 1200 /, 
fo kann von der Beibringung der im S 11 unter Nr. 2 a—d bezeichneten 
Anlagen abgeſehen werden. 


) Der S 10 iſt fortgefallen, vgl. Beſchluß wie unter !). 
) Wegen der Anderung in der Einleitung vgl. Beſchluß wie unter ). 
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§ 13. Vor der Entſcheidung über das Darlehensgeſuch iſt das Projekt 
— der Regel nach durch Vermittelung des Kreisausſchuſſes — einer an 
Ort und Stelle vorzunehmenden Prüfung und Begutachtung durch geeignete 
Sachverſtändige zu unterwerfen, zu welchem Zwecke von den Kreisausſchüſſen 
beſondere Meliorationskommiſſionen beſtellt werden können. 

Auch können Sachverſtändige mit Aufſtellung eines anderweitigen An— 
ſchlages über die Koſten der beabſichtigten Melioration und über den 
bisherigen und künftigen Ertrag der zu miliorierenden Ländereien be— 
auftragt werden. 

Die hierdurch ſowie überhaupt durch Vorbereitung des Darlehensgeſuches 
erwachſenden Koſten hat der Darlehnsſucher zu tragen, auch wenn das erbetene 
Darlehen nicht bewilligt werden ſollte. 

Zur Vermeidung von Weiterungen kann der Landeshauptmann die 
weitere Bearbeitung eines Projekts von der vorgängigen Einzahlung eines 
Koſtenvorſchuſſes abhängig machen. 

$ 14. Die Entſcheidung über die eingegangenen Darlehensgeſuche erfolgt?) 
nach freiem Ermeſſen innerhalb der Grenzen des Reglements; insbeſondere 
ſteht keinem Darlehensſucher ein Recht auf Bewilligung eines Darlehens oder 
auf Gewährung beſtimmter Bedingungen zu. 

Im Falle der Bewilligung iſt zugleich je nach dem Umfange der 
Melioration feſtzuſetzen, ob das Darlehen in einer Summe oder in mehreren 
— ihrem Höchſtbetrage nach zu beſtimmenden — Raten ausgezahlt werden 
ſoll. Überſteigt das bewilligte Darlehen den Betrag von 1200 ½¼, ſo iſt 
die Ratenzahlung als Regel anzuſehen. 

Die Bewilligung eines Darlehens kann an die Bedingung geknüpft 
werden. daß die Ausführung des Projekts unter Leitung oder Auſſicht eines 
auf Koſten des Unternehmers zu beſtellenden Kommiſſars erfolge. 

§ 15. Von jeder Darlehensbewilligung iſt dem zuſtändigen Landrat 
mit dem Erſuchen um Überwachung der Sicherheit Kenntnis zu geben. 


4. Auszahlung der Darlehen. 


$ 16. Die Auszahlung des bewilligten Darlehens reſp. der erſten 
Darlehnsrate erfolgt, wenn im Einzelfalle nichts anderes beſchloſſen wird, 
pränumerando, ſobald die Schuldurkunde ordnungsmäßig — und zwar, wenn 
der Schuldner nicht eine öffentliche Behörde iſt, notariell oder gerichtlich — 
ausgeſtellt und eingereicht, auch die geforderte Sicherheit beſtellt iſt. Geſchieht 
dies nicht binnen ſechs Monaten von dem Tage, an welchem dem Antrag— 
ſteller die Mitteilung von der Bewilligung des Darlehens zugegangen iſt, ſo 
erliſcht die Bewilligung; jedoch kann die Friſt auf rechtzeitigen Antrag durch 
den Landeshauptmann verlängert werden. 

Eine folgende Rate wird erſt dann gezahlt, wenn die für die früheren 
Raten auszuführenden Arbeiten plan- und anſchlaggemäß fertiggeſtellt find. . 
Die Kontrolle hierüber, ſowie über die Ausführung des ganzen Projekts iſt 
auf Koſten des Darlehensſchuldners durch geeignete Sachverſtändige zu führen, 
3 zu dieſem Zweck eine Prüfung an Ort und Stelle vorzunehmen 

aben. 


) Die früheren Worte „regelmäßig einmal im Jahre nach dem 1. Oktober ($ 10 
und zwar“ find geſtrichen, vgl. Beſchluß wie unter ). 3 En 
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5. Rückzahlung der Darlehen. 


$ 17. Die Rückzahlung des Darlehns geſchieht nach Maßgabe der 
Schuldurkunde. Den Schuldnern ſteht es jedoch zu jeder Zeit frei, das 
Kapital ganz oder teilweiſe — im letzteren Falle in durch 100 teilbaren Be- 
trägen nicht unter 300 % — zurückzuzahlen. Sie gehen aber in dieſem 
Falle, ſofern die Melioration noch nicht ausgeführt iſt, der Benefizien der 
Darlehnsbewilligung ($ 6) nach Maßgabe des S 19 verluſtig. 

Den Schuldnern kann ferner geſtattet werden, die Amortiſationsbeträge 
zu verſtärken. Die Verſtärkung darf nicht unter %% des urſprünglichen 
Darlehens betragen und bis zur gänzlichen Tilgung desſelben nicht wieder 
ermäßigt werden. 

§ 18. Wenn ein Teilbetrag des Darlehens durch Amortiſation oder 
auf ſonſtige Weiſe getilgt iſt, ſo hat der Schuldner keinen Anſpruch auf 
Löſchung oder Abtretung oder Verminderung der ſonſt gewährten 
Sicherheit. Einem bezüglichen Antrage kann jedoch unter Vorbehalt der 
Priorität für den Darlehensreſt ſtattgegeben werden. Die Höhe der 
Amortiſationsraten wird hierdurch nicht geändert. 

§ 19. Jeder Schuldner iſt — außer den in den Geſetzen vorgeſehenen 
Fällen — verpflichtet, den ganzen Darlehensreſt vorzeitig und zwar auf 
dreimonatige Kündigung zurückzuzahlen: 

1. wenn er nicht innerhalb der bei Bewilligung des Darlehens feſt— 
geſetzten Friſt die Melioration, zu deren Ausführung das Darlehen 
gegeben worden, plan- und anſchlaggemäß vollendet oder den 
Nachweis hierüber nicht innerhalb der ihm hierzu geſetzten Friſt 
in der ihm vorgeſchriebenen Weiſe beibringt; 

2. wenn er die ihm obliegenden Zahlungen nicht pünktlich zu den 
feſtgeſetzten Terminen leiſtet; 

3. wenn er das gemäß § 8 Nr. 3 beſtellte Unterpfand nicht in der 
ihm geſetzten Friſt zu der vorgeſchriebenen Höhe ergänzt. 

Im Falle zu 1 und, ſo lange die Melioration noch nicht vollſtändig 
ausgeführt iſt, auch in den Fällen zu 2 und 3 hat die Kündigung den Ver⸗ 
luſt der Benefizien der Darlehensbewilligung (§ 6) zur Folge und find dem⸗ 
gemäß 5% Zinſen des urſprünglichen Darlehensbetrages vom Tage der 
Auszahlung an zu entrichten, wobei die bereits gezahlten Zins⸗ und 
Amortiſationsraten zunächſt auf die Zinſen verrechnet werden. 

§ 20. Ergibt ſich während der Ausführung der Meliorationsarbeiten, 
daß das Projekt ganz oder in einzelnen Teilen den erwarteten Nutzen nicht 
bringen kann oder daß eine Abweichung von dem urſprünglichen Plane 
zweckmäßig ſein würde, ſo kann dem Schuldner die Ausführung erlaſſen oder 
eine Anderung geſtattet werden, ohne daß die Strafbeſtimmungen des 8 19 
zur Anwendung kommen. Das Darlehen iſt jedoch mindeſtens inſoweit 
zurückzuzahlen, als es nach dem veränderten Plane keine Verwendung findet. 


Ill. Verwendung der Zinserträge. 


8 21. Der durch die nachträglich in das Reglement eingefügten ss 21, 
21a und 21b gebildete Meliorationszinſenfonds wird für weitere Bewilligungen 
geſchloſſen. Ihm fließen die Zinserträge des Stammfonds noch ſolange zu, 
als er ihrer noch ganz oder zum Teil zur Deckung feiner Ausgabever- 
pflichtungen bedarf. Die ſpäter zu erwartenden Überſchüſſe der Einnahmen 
des Zinſenfonds über feine Ausgaben ſowie nach feiner Auflöſung auch die 
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Zinserträge des Stammfonds fließen in den neuen Fonds zur Unterſtützung 
genoſſenſchaftlicher Weliorationen. 

Von der Abführung eines Verwaltungshoſtenbeitrages an den Haupt- 
verwaltungsfonds wird abgeſehen ). 


IV, Verwaltung des Meliorationsfonds. 


8 22. Die Verwaltung des Meliorationsfonds erfolgt durch die Organe 
des Provinzialverbandes nach Maßgabe der Provinzialordnung und des 
Reglements. 

§ 23. Dem Provinziallandtage gebührt: 

1. Die Beſtimmung über die Verwendung der Zinserträge (8 21); 

2. die Entlaſtung der Jahresrechnung; 

3. die Abänderung dieſes Reglements. 

S 24. Dem Provinzialausſchuß liegt ob: 

1. Die Entſcheidung über die Darlehnsgeſuche (8 14); 

2. die Beſchlußfaſſung über Kündigungen (8 19) und über die 
Genehmigung von weſentlichen Anderungen des Meliorations— 
planes (§ 20); 

3. die Entſcheidung über Geſuche um Exnexuationen, Prioritäts⸗ 
konſenſe, Löſchungen und Abtretungen, ſoweit nicht der Landes— 
hauptmann kompetent iſt ($ 25 Nr. 5); 

4. die Vorprüfung der Jahresrechnung behufs Vorlage an den 
Provinziallandtag; a 

5. die Feſtſetzung des Zinsfußes und der ſonſtigen Bedingungen (8 6)“. 

§ 25. Der Landeshauptmann hat die laufende Verwaltung zu führen. 
Zu ſeinen Obliegenheiten und Befugniſſen gehört insbeſondere: 

1. die Vorbereitung der Darlehensgeſuche (8 11 ff.) ); 

. die Prüfung der Schuldurkunden und der beſtellten Sicherheit (8 16); 

5 af 2 über die Ausführung der Meliorationsarbeiten (8 16 

die Geſtattung beſchleunigter Rückzahlungen (§ 17); 

die Bewilligung von Exnexuationen, Prioritätskonſenſen, Löſchungen 
und Abtretungen, ſoweit die reglementsmäßige Sicherheit unzweifel⸗ 
haft vorhanden iſt (ekr. $ 24 Nr. 3); 


) Vgl. Beſchluß wie unter ). Die SS 21, 21a und 21b hatten folgenden Wortlaut: 

$ 21. Die Zinserträge des Meliorationsfonds find nach Abführung von 2% 
derſelben an den Hauptverwaltungsfonds zur Deckung der Verwaltungskoſten zu den⸗ 
ſelben Zwecken zu verwenden wie der Stammfonds, ſoweit derſelbe nach S 2 zur Deckung 
etwaiger Verluſte nicht in Anſpruch genommen wird, jedoch ſind ſie getrennt von dieſem 
als beſonderer Fonds (Zinjenfonds) zu verwalten. 

S 21a. Die SS 6—20 und 22—27 finden auf den Zinſenfonds ſinngemäße 
Anwendung, jedoch können bei Hergabe der einzelnen Darlehen auf Antrag der Darlehens⸗ 
nehmer die Bedingungen bezüglich der Sicherſtellung der Verzinſung und der Tilgung 
erleichtert werden. Hierbei kann von einer Verzinſung überhaupt abgeſehen werden, 
dann aber darf nicht unter eine Amortiſierung von 2% des urſprünglichen Darlehens 
herabgegangen werden. 

S 21b. Darlehen, die an derartig erleichterte Bedingungen geknüpft find, 
dürfen nur an kommunale, korporative oder wirtſchaftliche Verbände und nur in ſolchen 
Fällen gewährt werden, in denen beſondere Gründe von allgemeinem Intereſſe es zweck⸗ 
mäßig erſcheinen laſſen, ein Darlehen unter leichteren Bedingungen zu — als es 
bei Hergabe von Darlehen aus dem Hauptfonds zuläffig iſt. 

) Wegen des Zuſatzes unter § 24 Nr. 5 vgl. Seht wie unter ). 

9 (S 10 ff.) in (§ 11 ff.) abgeändert, vgl. Beſchluß wie unter ). 


S 


S 
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6. die Einlegung von Kündigungen (8 19) vorbehaltlich nachträglicher 
Genehmigung des Provinzialausſchuſſes, ſowie die Ergreifung 
aller ihm erforderlich ſcheinenden Sicherheitsmaßregeln; 

7. die Genehmigung von Abänderungen oder Erweiterungen des 
Meliorationsprojekts, die ſich bei oder nach der Ausführung des⸗ 
ſelben als notwendig oder vorteilhaft herausſtellen ſollten und den 
Zweck des Unternehmens nicht ändern; 

8. die Vorprüfung der Jahresrechnung. 


V. Staatsaufſicht. 


S 26. Das ſtaatliche Aufſichtsrecht wird von dem Ober-Präſidenten 
nach Maßgabe der Provinzialordnung ausgeübt. 


VI. Schluß beſtimmung. 


§ 27. Dieſes Reglement tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft. 

Die Reglementsänderungen treten am 1. April 1912 in Kraft”). 

Das vorſtehende Reglement iſt von dem Provinziallandtage von 
re am 17. März 1881 beſchloſſen und von den Herren Miniſtern des 

nnern und für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten unterm 24. April 1881 
beſtätigt worden. 

Der erſte Nachtrag zu dem Reglement iſt von dem 22. Provinzial⸗ 
landtage von Pommern am 4. März 1896 beſchloſſen und von den Herren 
Miniſtern des Innern und für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten unterm 
4. Mai 1896 genehmigt worden. 

Der zweite Nachtrag zu dem Reglement iſt von dem 39. Provinzial⸗ 
landtage von Pommern am 15. März 1912 beſchloſſen und von den Herren 
Miniſtern für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und des Innern unterm 
30. März 1912 genehmigt worden. 

Veröffentlicht durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 

bzw. der 1. Nachtrag 
Stettin, Stück 23 S. 131 Stettin, Stück 22 S. 140 
Köslin, „ 24 „ 130 für 1881 Köslin, „ 22 „ 156 für 1896 
Stralſund, „ 25 „ 89 Stralſund, „ 22 „ 1140 
bzw. der 2. Nachtrag 

Stettin, Stück 21 S. 283 

Köslin, 2 1 . 1912. 

Stralſund, „ 21 „ 127 


6) Vgl. Beſchluß wie unter . 


b) Beſchluß des 39. Provinziallandtages vom 15. März 1912.') 


II. Der Provinzialverband ſtellt vom 1. April 1912 ab bis auf 
weiteres zur Förderung von Landesmeliorationen durch Gewährung 
von Unterſtützungen an kommunale, korporative oder wirtſchaft⸗ 
liche Verbände jährlich 180000 % bereit. Davon werden 


) Der Beſchluß des Provinziallandtages zu I betrifft die Abänderungen des 
Reglements für die Verwaltung des Meliorationsfonds. — Vgl. Abſchnitt a. 
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80 000 % aus den laufenden Mitteln des Hauptverwaltungs- 
fonds unter Wegfall der ſchon bisher bewilligten 40000 % 
(Kap. XVII des Provinzialhaushaltsetats) entnommen. Die über- 
ſchießenden 100000 ¼ find, ſolange und ſoweit fie nicht aus 
den Überſchüſſen des Stammfonds und des Zinſenfonds gedeckt 
werden können, aus den Zinserträgen der Provinzialhilfskaſſe zu 
entnehmen. Die Verwendung der 180000 .# erfolgt nach fol- 
genden Beſtimmungen: 

1. Die 80 000 % fließen dem außerordentlichen Meliorations— 


fonds zu. Die Bewilligung erfolgt unter der Bedingung, daß 
a) der außerordentliche Meliorationsfonds künftig in erſter 
Linie zur Unterſtützung wenig bemittelter Mitglieder 
von Meliorationsgenoſſenſchaften bei Durchführung von 
Folgeeinrichtungen verwendet wird; 
b) daß der Staat mindeſtens denſelben Betrag zur Ver— 
fügung ſtellt, und 
c) daß die Staatsregierung in den Fortfall der Vor— 
kommiſſion und demgemäß in lediglich gemeinſchaftliche 
Bewilligung der Beihilſen durch den Provinzialausſchuß 
und den Oberpräſidenten willigt. 
Wenn und ſolange die Königliche Staatsregierung dieſen 
Bedingungen nicht zuſtimmt, werden ſtatt der 80 000 % 
nur 40 000 % jährlich bereitgeſtellt. Stimmt fie nur den 
Bedingungen zu a und c zu, fo verbleibt es zwar bei der 
Bewilligung der 80 000 /, es fließt dann aber der den 
ſtaatsſeitigen Zuſchuß überſteigende Betrag nicht dem außer— 
f Meliorationsfonds, ſondern dem neuen Fonds 
(zu 2) zu. 


. Die weiteren 100 000 % werden einem 


Fonds zur Unterſtützung genoſſenſchaftlicher Meliorationen, 
über den dem Provinziallandtage in gewohnter Weiſe 
Rechnung zu legen iſt, zugeführt. Die Unterſtützungen aus 
dieſem Fonds können beſtehen in: 
a) Hingabe einer einmaligen Beihilfe ohne Verpflichtung 
der Rückerſtattung, 
b) Hingabe von Tilgungsdarlehen, in der Regel unter 
Bewilligung von Freijahren, 
e) Übernahme eines Teiles der Verzinſung oder der 
Tilgung oder beider für anderweit angeliehene Kapitalien. 
Über die Gewährung der Unterſtützungen im Einzelfalle 
und über die an ſie zu knüpfenden Bedingungen beſchließt der 
Provinzialausſchuß mit der Maßgabe, daß der Staat ſich 
mindeſtens mit einer gleichwertigen Beihilfe zu beteiligen hat. 


„Die Beſtände der beiden Fonds zu 1 und 2 find von Jahr 


zu Jahr übertragbar. 


Wenn der Staat dem neuen Fonds (zur Unterſtützung 


genoſſenſchaftlicher Meliorationen) ebenfalls allgemein ſoviel 
wie der Provinzialverband oder einen anderen Betrag zu— 
führt, ſo können die Bewilligungen aus dieſem Fonds oder 
— bei Zuweiſung eines niedrigeren Betrages — aus einem 
entſprechenden Teile dieſes Fonds (dargeſtellt durch den 
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doppelten Betrag des Staatszuſchuſſes) gemeinſchaſtlich durch 
den Provinzialausſchuß und den Oberpräſidenten erfolgen. 
Wie ſich in ſolchem Falle die Beſchlußfaſſung zu geſtalten 
hat, bleibt der Vereinbarung zwiſchen Provinzialausſchuß 
und Staatsregierung überlaſſen. 
Bei Fortfall der Vorkommiſſion können auch die Beſtände des Fonds 
zu 1 und des ganzen Fonds oder des Teilfonds zu 2 unter ſich 
übertragen werden. 


10. 
Feuerverſicherungsweſen. 


A) Satzung der Pommerſchen Feuerſozietät. 


Pesch vom 38. Provinziallandtag am 17. März 1911, genehmigt durch 
Erlaß des Miniſters des Innern vom 13. Mai 1911. Ib 619. 


Abſchnitt 1. 


Allgemeine Vorſchriften. 


Art. 1. Die Pommerſche Feuerſozietät iſt eine im Intereſſe 2. 
des gemeinen Nutzens und nicht zu Erwerbszwecken errichtete, den Zwei. 
Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes betreffend die öffentlichen 
Feuerverſicherungsanſtalten vom 25. Juli 1910 (Geſ-Sammlg. 9.241 ff.) 
unterliegende Provinzialanſtalt mit dem Sitz in Stettin zur gegen- 
ſeitigen Verſicherung von Gebäuden, anderen Baulichkeiten und 
Zubehör von Gebäuden gegen Brand-, Blitz- und Exploſionsſchäden. 

Die Anſtalt betreibt außerdem mit Genehmigung des Miniſters des 
Innern als Nebenbetrieb die Verſicherung beweglicher Sachen gegen 
Brand-, Blitz- und Exploſionsſchäden. 

Art. 2. Das Geſchäftsgebiet der Pommerſchen Feuerſozietät lte 
iſt die Provinz Pommern, hinſichtlich der Gebäudeverſicherung jedoch 
mit Ausſchluß der Stadtteile der Stadt Stettin, in denen für die 
Gebäudebeſitzer ein Zwang beſteht, ihre Gebäude bei der Feuer— 
ſozietät der Stadt Stettin zu verſichern. 

Art. 3. Die Pommerſche Feuerſozietät iſt verpflichtet, jedes * 
innerhalb ihres Gebietes belegene Gebäude gegen Brandſchaden zu a 
verſichern, ſofern nicht einer der durch das Geſetz betreffend die 
öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten vom 25. Juli 1910 (Gej.- 
Sammlg. S. 241 ff.) vorgeſehenen Ablehnungsgründe vorliegt.“) 


) Das Geſetz vom 25. 7. 1910 ſchreibt vor: 

m S 10: Eine öffentliche Feuerverſicherungsanſtalt kann die Verſicherung 
eines Gebäudes ablehnen: 1. wenn das Gebäude einer außergewöhnlichen 
Senersgefabt ausgeſetzt tft; 2. wenn die Verſicherung die Leiſtungsfähigkeit der 

nftalt überſteigt; 3. wenn der Wert des Gebäudes einhundert Mark nicht 
überſteigt oder das Gebäude zum Abbruche beſtimmt oder im Verfall iſt oder 
ſeinen Gebrauchswert für den Eigentümer ganz oder zum weſentlichen Teil 
verloren hat; 4. wenn das Gebäude auf fremden Grund und Boden ſteht, aus» 
genommen den Fall des Erbbaurechts; 5. wenn das Gebäude den un⸗ 
günſtigeren Teil eines im übrigen anderweit oder überhaupt nicht verſicherten 
Gebäudebeſitzes innerhalb des Gebiets der Anſtalt darſtellt; 6. während der 
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Sue Art. 4. Die Pommerſche Feuerſozietät iſt ferner verpflichtet, 

der Feuer Einrichtungen und Maßnahmen zu fördern, welche der Erhöhung der 

ſicherbett. Feuerſicherheit, insbeſondere der Vervollkommnung des Feuerlöſch— 
weſens in ihrem Gebiete dienen. 

Zu dieſem Zweck hat ſie alljährlich ihrer Leiſtungsfähigkeit und 
dem in ihrem Gebiete vorhandenen Bedürfniſſe entſprechende Mittel 
zur Verfügung zu ſtellen. 

Die Pflicht zur Förderung der Feuerſicherheit begründet keinen 
Anſpruch an die Sozietät. 

In Ermangelung von Überſchüſſen und ſolange, als der Mindeſt⸗ 
betrag des Sicherheitsfonds (Art. 27) nicht erreicht iſt, kann von 
der Bereitſtellung von Mitteln abgeſehen werden. Nähere Be⸗ 
ſtimmungen über die Verwendung der bereitgeſtellten Mittel trifft 
der Provinzialausſchuß. Etwaige von ihm zu erlaſſende allgemeine 
Vorſchriften ſind zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 

mar Art. 5. Die Pommerſche Feuerſozietät genießt, ſoweit ihr Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb die Verſicherung unbeweglicher Sachen betrifft, die 
durch das Geſetz betreffend die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten 
vom 25. Juli 1910 (Geſ.-Sammlg. S. 241 ff.) den öffentlichen Feuer⸗ 
verſicherungsanſtalten als Körperſchaften des öffentlichen Rechtes zur 
Erfüllung der ihnen obliegenden Pflichten eingeräumten Sonderrechte.“ 
. Art. 6. Die Pommerſche Feuerſozietät kann bei anderen 
öffentlichen Verſicherungsanſtalten, Verbänden dieſer Anſtalten und 
privaten Verſicherungsanſtalten Rückverſicherung nehmen, ſowie 
anderen öffentlichen Verſicherungsanſtalten und privaten Berjicherungs- 
anſtalten Rückverſicherung gewähren. 
—.— Art. 7. Bekanntmachungen der Pommerſchen Feuerſozietät 
haben in den Amtsblättern der Regierungen und in den Kreisblättern 
der Provinz Pommern zu erfolgen. 


Dauer eines Kriegszuſtandes. Auf das Zubehör eines Gebäudes erſtreckt ſich 
die Verſicherungspflicht der Anſtalt nicht; das Gleiche gilt von Maſchinen und 
Werkeinrichtungen, welche einem Gebäude derart eingefügt find, 808 ie Beſtand⸗ 
teile des Gebäudes geworden ſind. Durch die Satzung kann die Verſicherungs⸗ 
pflicht der Anſtalt erweitert und das Ablehnungsrecht beſchränkt werden. 

m S 11: Gegen die Ablehnung einer Gebäudeverſicherung durch den 
Anſtaltsleiter findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die ſtaatliche Auf⸗ 
ſichtsbehörde (§ 30 Abſ. 1) ſtatt, welche endgültig entſcheidet. Die Satzung kann 
vorſchreiben, daß gegen die ablehnende Verfügung des Anſtaltsleiters zunächſt 
die Entſcheidung eines anderen Anſtaltsorgans, insbeſondere des Verwaltungs⸗ 
rats (S 16), anzurufen iſt. Die Entſcheidung der ſtaatlichen Gelb e iſt 
auf die Frage an ob einer der Gründe vorliegt, welche die Anſtalt zur 
Ablehnung der Verſicherung ($ 10) berechtigen. 

2) § 3 des Geſetzes vom 25. — 1910 lautet: 

Die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten ſind Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes. Soweit ihr Geſchäftsbetrieb die Verſicherung unbeweglicher 
Sachen gegen Feuer betrifft, genießen fie folgende Rechte: 

1. Sie ſind von der Entrichtung der Stempelſteuer und der Zahlung von 
Gerichtsgebühren befreit; 2. die Verſicherungsbeiträge haben, insbeſondere hin⸗ 
ſichtlich der Einziehung und Zwangsbeitreibung, die Rechte öffentlicher Abgaben, 
ſtehen in der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung den gemeinen Laſten 
gleich und haben im Konkurſe die ihnen geſetzlich zuſtehenden Vorrechte; das 
Gleiche hinſichtlich der Einziehung und Zwangsbeitreibung gilt für die ſeitens der 
Verſicherungsnehmer zu zahlenden Aufnahmekoſten ſowie für die von den Anſtalts⸗ 
leitern innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe ($ 6 Ar. 3) feſtgeſetzten 
Ordnungsſtrafen; 3. die Anſtaltsleitung iſt befugt, gegen Erſtattung der ent⸗ 
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Abſchnitt 2. 


Die Organe der Sozietät, ihre Zuſammenſetzung 
und ihre Befugniſſe, Beamte der Sozietät. 


Art. 8. Die Pommerſche Feuerſozietät iſt eine Provinzial Zune der 
anſtalt und wird nach Maßgabe der Beſtimmungen der Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875 und dieſer Satzung verwaltet von dem: 

1. Provinziallandtage, 
2. Provinzialausſchuß, 
3. Verwaltungsrat, 
4. Landeshauptmann. 
Art. 9. Dem Provinziallandtage ſteht insbeſondere zu: TER 
1. die Feſtſtellung des Haushaltsplanes, Provinzial 
2. die Entlaſtung der Jahresrechnung, 3 
3. die Genehmigung von Überſchreitungen des Haushalts- 
lanes, 
4. die Abänderung dieſer Satzung, 
5. die Beſchlußfaſſung über die Auflöſung der Sozietät und 
die Verwendung ihres Vermögens im Falle der Auf- 
löſung im Rahmen des $ 33 des Preuß. Geſetzes vom 
25. Juli 1910 (Geſ.⸗Sammlg. S. 241 ff.) ), 
6. die Entſcheidung über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des 
Provinzialausſchuſſes. 
10. Dem Provinzialausſchuß ſteht insbeſondere zu: Beſugniſſe 
die Aufficht über die Verwaltung der Sozietät, brop intel 
die Beſchlußfaſſung über alle dem Provinziallandtage zu dusſchufßes. 
machenden Vorlagen, 
die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates, 
die Entſcheidung über Beſchwerden gegen die Verfügungen 
und Beſcheide des Landeshauptmanns nach Maßgabe 
des Art. 46 dieſer Satzung, ſowie die Entſcheidung über 
en gegen die Beſchlüſſe des Verwaltungsrates 
tt 12), 
5. die Entſcheidung über die Abſtandnahme von der Ver— 
folgung zweifelhafter Erſatzanſprüche, 
6. die Feſtſetzung der den Kreisfeuerſozietätsdirektoren, den 
Kreisverſicherungskommiſſaren, den Kreisfeuerf ozietäskaſſen⸗ 


Ar 


Po 82 


ſtehenden baren Auslagen in den — der Anſtalt die Unterſtützung der 
öffentlichen Behörden in Anſpruch zu nehmen und von ihnen Auskunft über 
Angelegenheiten ihres Geſchäftskreiſes zu erfordern, ſoweit anderweit geſetz⸗ 
liche Vorſchriften oder dienſtliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. Dieſe Befugnis 
darf nicht zum Br des Eindringens in die Berhältnifje von Privatverſicherungs⸗ 
geſellſchaften benutzt werden. Weitergehende Berechtigungen der beſtehenden 
öffentlichen Er werden durch dies Geſetz nicht berührt. 
9 8 des Geſetzes vom 25. 7. 1910 lautet: 

ie Auflöſung einer öffentlichen Tanne bedarf der 
Königlichen Genehmigung. Bei der Auflöfung kann beſtimmt werden, daß das 
nach Abwickelung der beſtehenden Verpflichtungen verbleibende Vermögen der 
Anſtalt für Zwecke des N im Geſchäftsgebiete der aufgelöſten 
Anſtalt zu verwenden iſt. Die 12 kann durch Königliche Verordnung 
erfolgen, wenn die im § 13 Abſ. 2 dieſes Geſetzes bezeichneten Vorausſetzungen 
vorliegen. Im Falle der Auflöſung erſtreckt ſich die Staatsaufficht auch auf 
die Abwickelung der beſtehenden Verſicherungen. 
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rendanten, den Geſchäftsführern, den Vertrauensmännern 
und den Ortserhebern zu gewährenden Entſchädigungen, 

die Feſtſetzung der von Sozietätsbeamten zu beſtellenden 
Sicherheitsleiſtungen, 

8. die Beſchlußfaſſung über die Verwendung von Jahres— 
überſchüſſen für den Fall, daß es einer Erhöhung des 
Sicherheitsfonds nicht mehr bedarf, 

9. die Beſtimmung darüber, ob die örtlichen Kaſſengeſchäfte 
der Sozietät durch die Provinzialhauptkaſſe oder durch 
beſondere Kaſſen zu führen ſind, 

10. die Feſtſetzung etwaiger Grundſätze, nach denen Beihilfen. 
für Einrichtungen und Maßnahmen zu gewähren ſind, 
welche der Erhöhung der Feuerſicherheit dienen (Art. 4), 

11. die Feſtſetzung der von der Sozietät dem Provinzial— 
verbande für Beſoldungen, Miete und andere Auslagen 
zu zahlenden Entſchädigung, 

12. die Feſtſetzung der Grundſätze über die für die Abſchätzung 
eines Gebäudes zu zahlenden Koſten, 

13. die Beſchlußfaſſung darüber, ob andere Zweige der 
Schadensverſicherung von der Sozietät zu betreiben ſind 
(§ 32 des Geſetzes vom 25. Juli 1910 Geſ.-Sammlg. 
S. 241 ff.)). 

Art. 11. Der Verwaltungsrat, der als Provinzialkommiſſion 
anzuſehen iſt (§ 99 d. Prov.⸗Ordng.), beſteht aus dem Landes- 
hauptmann oder ſeinem dienſtlichen Stellvertreter als Vorſitzenden 
und ſechs vom Provinzialausſchuſſe auf die Dauer von ſechs Jahren 
gewählten Mitgliedern, von denen ein Mitglied gleichzeitig Mitglied 
der Pommerſchen Landſchaft ſein muß. 

Außerdem iſt die Pommerſche Generallandſchaftsdirektion, 
ſolange für die landſchaftlich beliehenen Grundſtücke ein Zwang zum 
Eintritt in die Sozietät beſteht, befugt, noch ein ſtändiges Mitglied 
in den Verwaltungsrat zu entſenden. 

Die dem Landeshauptmann zur Führung der Sozietätsgeſchäfte 
zugeordneten oberen Beamten ſind zu den Sitzungen des Verwal— 
tungsrates hinzuziehen. Sie haben beratende Stimme. 
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) 8 32 des Geſetzes vom 25. 7. 1910 lautet: 

er Miniſter des Innern iſt befugt, einer öffentlichen Feuerverſicherungs⸗ 
anſtalt neben der Verſicherung unbeweglicher Sachen den Betrieb der Ver⸗ 
ſicherung beweglicher Sachen gegen Feuer ſowie anderer Zweige der Schadens⸗ 
verſicherung und die Gewährung von Rüchkverſicherung an andere Verſicherungs⸗ 
anſtalten zu geſtatten. Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, wenn die 
Geſchäftsführung zu groben Mißſtänden führt, die Intereſſen der Verſicherungs⸗ 
nehmer oder die Sicherheit der Anſtalt gefährdet. Dem Betriebe derartiger 
Nebenzweige der Verſicherung find beſondere Geſchäftsbedingungen zu Grunde 
zu legen, welche der Genehmigung des Oberpräſidenten bedürfen, ſoweit ſie 
nicht als Teil der allgemeinen Verſicherungsbedingungen 105 24) vom Miniſter 
des Innern genehmigt find. In bezug auf dieſe Nebenbetriebe dürfen die 
Satzungen oder Verſicherungsbedingungen, 2 ſich nicht aus dem gegen⸗ 
wärtigen Geſetz ein anderes ergibt oder fofern es ſich nicht um mit der Ge⸗ 
bäudeverſicherung verbundene Verſicherungen handelt, nicht von Vorſchriften 
abweichen, in Anſehung deren im Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag 
vom 30. Mai 1908 (K.⸗G.⸗Bl. S. 263) Beſchränkungen der Vertragsfreiheit 
vorgeſehen ſind. 
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Wählbar zu Mitgliedern des Verwaltungsrates ſind nur 
Verſicherungsnehmer der Sozietät. Bei den Wahlen iſt darauf 
Bedacht zu nehmen, daß die bei der Sozietät beteiligten Berufs- 
ſtände in Stadt und Land tunlichſt nach Maßgabe ihrer Beteiligung 
vertreten ſind. 

Für jedes Mitglied des Verwaltungsrates iſt nach den gleichen 
Grundſätzen ein Stellvertreter zu wählen. Jedes Mitglied und jedes 
ſtellvertretende Mitglied ſcheidet aus, ſobald es aufhört, Verſicherungs— 
nehmer der Sozietät zu ſein. 

Im übrigen gelten für die Wählbarkeit und das Ausſcheiden 
der Mitglieder, ſowie für etwa vorzunehmende Erſatzwahlen und 
deren Dauer die in gleicher Hinſicht für die Mitglieder des Pro— 
vinzialausſchuſſes zu beachtenden Beſtimmungen der Provinzial⸗ 
ordnung mit der Maßgabe, daß auch die Vollziehung der Erſatz— 
wahlen durch den Provinzialausſchuß zu erfolgen hat. 

Infolge Ablaufs der Wahlperiode ausſcheidende Witglieder 
bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger im Amte. 

Der Verwaltungsrat verſammelt ſich, ſo oft es ſeine Geſchäfte 
erfordern. Die Berufung zu den Verſammlungen erfolgt durch den 
Vorſitzenden. Sie muß erfolgen, wenn die Mehrheit der Mitglieder 
es ſchriftlich und unter Angabe der Gründe verlangt. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten für die Teilnahme 
an den Sitzungen Tagegelder und Reiſekoſten in der gleichen Höhe 
wie die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes. 

Art. 12. Der Verwaltungsrat iſt in allen wichtigen Angelegen- 
heiten der Sozietät gutachtlich zu hören. 

Als wichtigere Angelegenheit gelten insbeſondere alle Angelegen- 
heiten, die dem Provinziallandtage und dem Provinzialausſchuſſe 
zur Beſchlußfaſſung oder zur Kenntnisnahme vorgelegt werden (Art. 9 
und 10), jedoch mit Ausnahme der dem Provinzialausſchuſſe zu— 
gewieſenen Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates. 

Abgeſehen von dieſer gutachtlichen Tätigkeit ſteht dem Ver— 
waltungsrate zu: 

1. die Feſtſetzung und Abänderung der Allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen für alle von der Sozietät betriebenen 
Verſicherungszweige, 

2. die Feſtſetzung der Grundſätze für die Abſtufung und 
Bemeſſung der Beiträge, 

3. die Genehmigung der Geſchäftsanweiſungen für die Kreis⸗ 
verſicherungskommiſſare, Sozietätstaxatoren, Gejchäfts- 
führer, Vertrauensmänner und Ortserheber, 

4. die Genehmigung des Abſchluſſes von Rückverſicherungs— 
verträgen, 

5. die Genehmigung von Verträgen mit Körperſchaften und 
Vereinen über die Behandlung der Verſicherung ihrer 
Mitglieder, 

6. die Beſchlußfaſſung über alle ihm vom Provinzialaus- 
ſchuſſe übertragenen Angelegenheiten. 

Art. 13. Der Landeshauptmann hat nach Maßgabe der 
Provinzialordnung (S 90) und der vom Provinziallandtage be- 
ſchloſſenen Geſchäftsinſtruktion für den Landeshauptmann und die 

Sammlg. von gefegl. Beſtimmungen uſw. für Pommern 
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ihm zugeordneten oberen Beamten die laufenden Geſchäfte der 
Sozietät zu führen, die Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes und des 
Verwaltungsrates vorzubereiten, ſowie für deren Ausführung Sorge 
zu tragen und die Sozietät nach außen zu vertreten. 

Seine beſonderen Rechte ergeben die nachfolgenden Beſtimmungen 
dieſer Satzung. s 

2 Art. 14. Die bei der Hauptverwaltung der Pommerſchen Feuer— 

ſozietät zu beſchäftigenden und die in den örtlichen Verwaltungen auf 
Lebenszeit anzuſtellenden Beamten werden nach Maßgabe der Pro— 
vinzialordnung und des Reglements über die dienſtlichen Verhältniſſe 

der 3 ernannt, angeſtellt und entlaſſen und ſind 

den Beſtimmungen der Provinzialordnung und des genannten Re- 
glements unterworfen. 

Die Beamten der örtlichen Verwaltung werden, ſoweit ſie nicht 
auf Lebenszeit angeſtellt werden ſollen, vom Landeshauptmann er— 
nannt, angeſtellt und entlaſſen. Sie ſind, ſofern ſie unmittelbare 
oder mittelbare Staatsbeamte find, der Disziplinargewalt des Landes- 
hauptmanns nicht unterworfen. . 

Gibt die Amtsführung dieſer Beamten zu Beſchwerden Ver— 
anlaſſung, ſo hat der Landeshauptmann dieſe bei den den be— 
treffenden Beamten vorgeſetzten Behörden anzubringen. 

1 — Art. 15. Sämtliche Sozietätsgeſchäfte in den Landnkreiſen 

biveftoren. werden von den Kreisfeuerſozietätsdirektoren — in der Regel den 
Landräten, wenn dieſe die Übernahme des Amtes nicht ausdrücklich 
ablehnen, — bearbeitet. 

Die Kreisfeuerſozietätsdirektoren werden von dem Landes— 
hauptmann nach Anhörung des Kreisausſchuſſes ernannt. 

Für jeden Kreisfeuerſozietätsdirektor iſt vom Landeshauptmann 
nach Anhörung des Landrates ein Stellvertreter zu ernennen. 

In den Stadtkreiſen können alle oder einzelne Verrichtungen 
der Kreisfeuerſozietätsdirektoren einem beſonderen, vom Landeshaupt⸗ 
mann zu ernennenden Beamten übertragen werden. 

Kretsver. Art. 16. Der Landeshauptmann iſt ermächtigt, mit Genehmigung 

lohnte des Verwaltungsrates bei den Kreisfeuerfozietätsdirektionen einen 
oder mehrere beſoldete, dem Kreisfeuerſozietätsdirektor unterſtellte 
Beamte (Kreisverſicherungskommiſſare) anzuſtellen, die den Kreis— 
feuerſozietätsdirektor in der Beſorgung aller Sozietätsgeſchäfte zu 
unterjtügen haben und von letzterem in einzelnen Geſchäften mit 
ſeiner Vertretung beauftragt werden können. 

Die Anſtellung ſolcher Beamten im Einzelfalle kann erſt nach 
Anhörung des Kreisfeuerſozietätsdirektors erfolgen. 

Zoztetäts- Art. 17. Zur Abſchätzung des Wertes der in Verſicherung zu 

ES. nehmenden Gebäude und zur Mitwirkung bei der Abſchätzung der 
Höhe der Gebäudebrandſchäden werden in jedem Kreiſe von dem 
Landeshauptmann nach Anhörung der Kreisfeuerfozietätsdirektoren 
Sozietätstaxatoren beſtellt. 

Zu Sozietätstaxatoren können beſtellt werden: 

1. die bei den Kreisverbänden und Magiſtraten angeſtellten 
bauſachverſtändigen Beamten, 

2. Regierungsbaumeijter, mit Genehmigung der vorgeſetzten 
Dienſtbehörde, 
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3. erfahrene und zuverläſſige Baugewerksmeiſter. 

Die als Sozietätstaxatoren beſtellten Perſonen dürfen als Tara- 
toren für die Sozietät nicht tätig ſein, wenn ſie mit dem Verſicherungs⸗ 
nehmer näher als im dritten Grade verwandt oder verſchwägert ſind. 

Art. 18. Der Landeshauptmann iſt befugt, techniſchen Beamten „eren 
der Hauptverwaltung ihren Wohnſitz in einer Kreisſtadt der Provinz 
anzuweiſen und dieſen das Amt eines Sozietätstaxators für einen 
oder mehrere Kreiſe zu übertragen. Macht der Landeshauptmann 
von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo haben die Kreisfeuerſozietäts⸗ 
direktoren im Brandſchadensfalle ausſchließlich nur dieſe Beamten 
als Sachverſtändige hinzuzuziehen oder mit der ſelbſtändigen Ab⸗ 
ſchätzung der Gebäudebrandſchäden zu beauftragen. N 

Der Landeshauptmann kann beſtimmen, daß die in den Kreiſen 
beſchäftigten techniſchen Sozietätsbeamten der Hauptverwaltung an 
Stelle der Reife- und Tagegelder eine jährliche Entſchädigungsſumme 
erhalten, deren Höhe von ihm in jedem einzelnen Falle feſtgeſetzt wird. 

Art. 19. Zur Unterſtützung der Kreisfeuerſozietätsdirektoren Seihäfts- 
bei Bearbeitung der die Verſicherung beweglicher Sachen betreffenden (rer. 
örtlichen Sozietätsangelegenheiten können von dem Landeshauptmann 
nach Anhörung der Kreisfeuerſozietätsdirektoren für jeden Kreis ein 
oder mehrere Geſchäftsführer beſtellt werden. 

Art. 20. Zur Vermittelung und Überwachung ſämtlicher Ver-Vertrauens. 
ſicherungen und zur Vermittelung des Geſchäftsverkehrs zwiſchen den * 
Verſicherungsnehmern und den örtlichen Sozietätsorganen kann für 
jede Ortſchaft oder für mehrere benachbarte Ortſchaften gemeinſam 
ein Vertrauensmann beſtellt werden. Die Beſtellung von Vertrauens- 
männern erfolgt auf Erſuchen des Landeshauptmanns und mit ſeinem 
Einverſtändnis durch die Kreisfeuerſozietätsdirektoren. 

Art. 21. In den Kreiſen, in denen Kreisfeuerſozietätskaſſen Kreisfeuer- 
beſtehen (Art. 32), werden dieſe von Kreisfeuerſozietätskaſſenrendanten * 2 
geführt, die vom Landeshauptmann nach Anhörung des Kreisfeuer- vendanten. 
ſozietätsdirektors ernannt werden. 

Art. 22. Die Einziehung der Sozietätsbeiträge erfolgt auf dem Orcs. 
platten Lande und in den Städten durch Ortserheber, die von . 
Kreisfeuerſozietätsdirektoren im Einvernehmen mit dem Landes- 
hauptmann ernannt werden. 

Die Ortserheber dürfen gleichzeitig auch Vertrauensmänner ſein. 

Der Einziehung im Verwaltungszwangsverfahren unterliegen 
nur die Beiträge für die Verſicherung unbeweglicher Sachen. 

Art. 23. Für die Kreisverſicherungskommiſſare, Sozietäts⸗ Geſchäfte⸗ 


anwetſungen 


taxatoren, Geſchäftsführer, Vertrauensmänner und Ortserheber find für die 


von dem Landeshauptmann Geſchäftsanweiſungen zu erlaſſen, die 2 
der Genehmigung des Verwaltungsrates bedürfen. beamten. 


Art. 24. Sämtliche örtlichen Sozietätsbeamten, die nicht nach gung 
dem Haushaltsplan feſt angeſtellte Beamte find, erhalten für Dienjtever brilichen 
aufwand, für bare Auslagen und für im Intereſſe der Sozietät aus⸗ Feamten, 
zuführende Reifen eine für jede Klaſſe von Beamten nach gleichen 
Grundſätzen zu berechnende, vom Provinzialausſchuſſe feſtzuſetzende 
Entſchädigung. 
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— Art. 25. Zu örtlichen Sozietätsbeamten dürfen 888 nicht 
lungvon der-beſtellt werden, die als Agenten oder in anderer Eigenſchaft für 
as andere, ähnliche Ziele verfolgende Verſicherungsgeſellſchaften, in— 


gegenſteben, ſonderheit private Feuerverſicherungsgeſellſchaften tätig find. 


Abſchnitt 3. 
Von den Geldmitteln der Sozietät. 


eig Art. 26. Die Geldmittel zur Deckung der Brandſchäden und 

ſicherungs zur Beſtreitung aller Ausgaben der Sozietät werden durch feite, von 

deren de den Verſicherungsnehmern zu erhebende Beiträge aufgebracht, die für 

bella nan jedes Halbjahr nachträglich ausgeſchrieben und von den damit be- 

Ver“ auftragten Hebeſtellen eingezogen werden. 

* Die Beiträge ſind im Verhältnis zum Geſamtbedarf der Sozietät 
derart zu bemeſſen, daß ſie der mit der Verſicherung übernommenen 
Gefahr entſprechend abgeſtuft werden. 

Bei der Beurteilung der Gefahr ſind neben der Güte der vor— 
handenen Feuerlöſcheinrichtungen, der Leiſtungsfähigkeit der Feuer⸗ 
wehren und der Zahl der vorgekommenen Brände bei Gebäuden deren 
Bauart, Beſchaffenheit, Lage und Benutzung, bei beweglichen Sachen 
deren Beſchaffenheit und Benutzung und, wenn ſie in Gebäuden 
untergebracht ſind, auch die Bauart, Lage und Beſchaffenheit dieſer 
zu berückſichtigen. 4 

Die maßgebenden Grundſätze für die Abſtufung und Bemeſſung 
der Beiträge ſind von dem Verwaltungsrat aufzuſtellen. (Art. 12 
Abſ. 3 Nr. 2.) 

eg Art. 27. Die Sozietät iſt verpflichtet, zur Deckung von Fehl⸗ 

beträgen und für außergewöhnliche Ausgaben einen Sicherheitsfonds 

anzuſammeln, dem die am Schluſſe eines jeden Rechnungsjahres ſich 

ergebenden Überſchüſſe zuzuführen ſind und der auf eine ſolche Höhe 

zu bringen iſt, daß er „fünf“ vom Tauſend des jeweiligen Ver— 
ſicherungsbeſtandes erreicht. 

Hat der Sicherheitsfonds dieſe Höhe erreicht, ſo kann der 
Provinzialausſchuß (Art. 10 Ziff. 8) anordnen, daß die weiteren 
Überſchüſſe zur Rückgewähr von Beiträgen an die Verſicherungs— 
nehmer im Wege der Anrechnung auf die nächſtfälligen Beitrags- 
zahlungen verwendet werden. 

Der Mindeſtbetrag des Sicherheitsfonds wird auf „zwei“ vom 
Tauſend des jeweiligen Verſicherungsbeſtandes feſtgeſetzt. 

Der Sicherheitsfonds iſt Eigentum der Sozietät. Die Ver— 
ſicherungsnehmer haben an ihn keinen Anſpruch. 

A Art. 28. Das Vermögen der Sozietät iſt unter Beachtung der 

undder Vorſchriften des § 19 des Geſetzes betreffend die öffentlichen Feuer⸗ 

wendung, verſicherungsanſtalten vom 25. Juli 1910 (Geſ⸗Sammlg. S. 241 ff.) 

Uberſchüſſe und der für die Verwaltung des Provinzialvermögens maßgebenden 
Grundſätze mündelſicher anzulegen.“) i 


) 8 19 des Geſetzes vom 25. 7. 1912 lautet: 
Die Satzung hat J der . daß das Vermögen der Anſtalt mündel⸗ 
ſicher angelegt wird und daß das Vermögen und die Einnahmen der Anſtalt 
nur im Intereſſe der Anſtalt oder der Verſicherten verwendet werden dürfen. 
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Zur Anlegung des Sicherheitsfonds in Hypotheken und Grund— 
ſchulden darf höchſtens / des Sicherheitsfonds verwendet werden. 

Der Landeshauptmann iſt ermächtigt, dem nicht in Anleihen 
des Reiches oder des Preußiſchen Staates anzulegenden Teile des 
Sicherheitsfonds die nötigen Betriebsmittel und die zur Fortführung 
der Geſchäfte nötigen Beträge vorſchußweiſe zu entnehmen. Das 
Vermögen und die Einnahmen der Sozietät dürfen im übrigen nur 
im Intereſſe der Sozietät oder der Verſicherten verwendet werden. 

Als derartige Verwendungen gelten auch Aufwendungen zur 
Förderung der Feuerſicherheit (Art. 4). 

Art. 29. Sollten infolge außergewöhnlicher Unglücksfälle die Fehtseträne 
regelmäßigen Beiträge zur Deckung der Verpflichtungen der Sozietät Decune. 
nicht ausreichen, ſo iſt der Fehlbetrag aus den im Sicherheitsfonds 
vorhandenen Witteln zu entnehmen. 

Unter die Hälfte feines ſatzungsmäßigen Mindeſtbetrages darf 
der Sicherheitsfonds nicht vermindert werden. Über die Hälfte des + 
ſatzungsmäßigen Windeſtbetrages hinausgehende Fehlbeträge hat der . 
Provinzialverband vorzuſchießen. 

Eine Nachſchußpflicht der Verſicherungsnehmer beſteht nicht. 

Die Sozietät hat den ihr vom Provinzialverband geleiſteten Vorſchuß 
zu erſtatten, ſobald ſie dazu unter Berückſichtigung der Beſtimmungen 
über den Mindeſtbetrag des Sicherheitsfonds nach ihren Gejchäfts- 
ergebniſſen in der Lage iſt. 


Abſchnitt 4. 
Kaſſen- und Rechnungsweſen. 


Art. 30. Das Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. a 
Art. 31. Die Kaſſenverwaltung der Sozietät erfolgt durch die Paugttſe 
Provinzialhauptkaſſe der Provinz Pommern. 


Art. 32. Die Kaſſengeſchäfte in den einzelnen Kreiſen können „che 


ird aſſenver 

entweder durch die Provinzialhauptkaſſe oder durch beſondere Kreis» maltung 
feuerſozietätskaſſen geführt werden. ſozteläts⸗ 
kaſſen). 


Sind Kreisfeuerſozietätskaſſen eingerichtet, jo find an dieſe alle 
ae der Verſicherten abzuführen und durch ſie alle Zahlungen 
zu leiſten. 


Art. 33. Nach Abſchluß eines jeden Rechnungsjahres hat der mechnungs. 


Landeshauptmann über das Geſchäftsergebnis dieſes Jahres Rech- na mb 
nung zu legen. — 


Der Inhalt der Jahresrechnung iſt auszugsweiſe bekannt zu 
machen (Art. 7); die Bekanntmachung kann nach dem Ermeſſen des 
Landeshauptmanns auch durch Zeitungen erfolgen, die in der Provinz 
Pommern erſcheinen. 


Als derartige Verwendungen gelten auch Aufwendungen zur Förderung der 
Feuerſicherheit. Die Anſtalten müſſen ihr Vermögen mindeſtens zu einem Viertel 
in Anleihen des Reichs oder des Preußiſchen Staates anlegen und haben bis 
zur Erreichung dieſes Beſitzſtandes ein Drittel ihres jährlichen Vermögens— 
zuwachſes in derartigen Werten anzulegen. 
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Abſchnitt 5. 


Eintritt in die Sozietät, Verſicherungsanträge, 
Verſicherungsunterlagen und deren Prüfung, 
Annahme von Verſicherungen. 


gen u Art. 34. Der Eintritt in die Sozietät kann auf Grund eines 
ru ſtellenden Antrages auf Verſicherung jederzeit erfolgen. 
Ver⸗ Art. 35. Verſicherungsanträge ſind auf den von der Sozietät 


as unentgeltlich zu liefernden Vordrucken unter Beifügung der erforder- 


lichen Unterlagen ſchriftlich zu ſtellen. Nähere Beſtimmungen über 
die Form der Anträge, die dieſen beizufügenden Verſicherungsunter⸗ 
lagen und die Einreichung der Anträge werden von dem Landes- 
hauptmann getroffen und bekannt gemacht. 
Prüfung Art. 36. Die Prüfung der Verſicherungsanträge und Ver⸗ 
Annahme ſicherungsunterlagen, die Annahme der Verſicherungsanträge und die 
der unte Feſtſetzung der Verſicherungsſumme, die den gemeinen Wert der zu 
—— verſichernden Gegenſtände nicht überſchreiten darf, erfolgen durch den 
der Vekſiche⸗ Landeshauptmann. 
en Im Falle der Annahme gilt die Verſicherung von Gebäuden 
bereits mit dem Ablauf desjenigen Tages als abgeſchloſſen, an dem 
der Verſicherungsantrag mit den zugehörigen Unterlagen bei den zur 
Entgegennahme von Verſicherungsanträgen berechtigten Stellen 
(Art. 35) eingegangen iſt. 
eg Art. 37. Die Verſicherung unbeweglicher Sachen darf nur auf 
mungen für Grund einer Schätzung übernommen werden. Es iſt zuläſſig, im 
übernobme Bau befindliche Gebäude vorläufig ohne Abſchätzung zu verſichern. 
laber Die Schätzung iſt nach Fertigſtellung, ſpäteſtens nach endgültiger 
cher Sachenpolizeilicher Abnahme des Baues alsbald nachzuholen. 

Der Schätzungswert, d. h. der Wert, den das Gebäude hat 
und über den hinaus keine Verſicherung angenommen werden darf, 
wird durch den Landeshauptmann feſtgeſetzt. 

Erkennt der Verſicherungsnehmer den vom Landeshauptmann 
feſtgeſetzten Wert nicht an, jo hat er ein Beſchwerderecht (Art. 46). 

Wird rechtzeitig Beſchwerde erhoben, jo kann der Landes- 
hauptmann als weitere Unterlage für die Beſchwerdeinſtanz eine 
nochmalige Abſchätzung der betreffenden Gebäude durch einen von 
ihm zu beſtimmenden Sachverſtändigen vornehmen laſſen. 

Na Art. 38. Der Landeshauptmann hat durch von ihm zu ver- 
derchebaadanlaſſende, für den Verſicherungsnehmer koſtenloſe Nachprüfungen 
kungen. der beſtehenden Gebäudeverſicherungen dafür Sorge zu tragen, daß 
die Verſicherungsſummen (Schätzungswerte) den tatſächlichen Werten 
der Gebäude dauernd angemeſſen bleiben. 

Vornahme Art. 39. Der Landeshauptmann hat durch Verwaltungs- 
und geſten vorſchriften zu beſtimmen, ob und in welchen Fällen Gebäude- 
Abſchcgung abſchätzungen von Bauſachverſtändigen, die nicht techniſche Sozietäts⸗ 
Gebäuden. beamte der Hauptverwaltung oder Sozietätstaxatoren find, als Unter 
lagen für die von ihm zu bewirkende Feſtſetzung des Schätzungs— 

wertes (Art. 37) als genügend anzuſehen ſind. 
Die Verwaltungsvorſchriften (Abſ. 1) bedürfen der Genehmigung 
des Verwaltungsrates. 
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Über die für eine Abſchätzung entſtehenden Koſten hat der 
Provinzialausſchuß Beſtimmungen zu erlaſſen und in dieſen die 
Vorausſetzungen feſtzuſetzen, unter denen die Koſten für die Abſchätzung 
von der Sozietät zu tragen ſind. 

Art. 40. Bei der Verſicherung beweglicher Sachen kann der, ang der 
Landeshauptmann jederzeit eine Prüfung des Verſicherungsbeſtandes Verſiche⸗ 
und der Richtigkeit der bei Annahme der Verſicherung von dem cher 
Verſicherungsnehmer gemachten Angaben vornehmen laſſen. Sachen. 


Abſchnitt 6. 


Verfahren bei der Regelung von Brandſchäden. 


Art. 41. Die Höhe eines an verſicherten Sachen entſtandenen Feſthelung 
Schadens wird entweder durch Vereinbarung zwiſchen dem Ver- Schadens 
ſicherungsnehmer und der Sozietät oder durch eine auf Koften und deren“ 
unter Leitung der Sozietät vorzunehmende Abſchätzung feſtgeſtellt. une 

Findet eine Abſchätzung ſtatt, jo hat der den Schaden Ab- 5 
ſchätzende den Vorgang bei der Abſchätzung und das Ergebnis der- 
ſelben zu beurkunden. Aus dieſer Beurkundung muß der Ber- 
ſicherungswert der Sachen, ſowohl zur Zeit des Eintritts des 
Schadensfalles, als auch nach dem Schadensfalle hervorgehen und 
zwar bezüglich der übriggebliebenen Teile und Materialien unter 
Berückſichtigung ihres Gebrauchswertes und ihrer Verwendbarkeit 
für die Wiederherſtellung. 

Das Ergebnis der Abſchätzung iſt dem Verſicherungsnehmer 
unverzüglich mitzuteilen. Seine Erklärungen auf dieſe Mitteilungen 
ſind zu Protokoll zu nehmen. 

Iſt der Verſicherungsnehmer mit der von dem Abſchätzenden 
ermittelten Entſchädigung nicht zufrieden, ſo kann er ſich gleichzeitig 
darüber erklären, ob er für den Fall, daß der Landeshauptmann 
die Entſchädigung in Übereinſtimmung mit dem Ergebnis der ört— 
lichen Abſchätzung feſtſetzt (Art. 44), eine nochmalige Abſchätzung 
durch zwei Sachverſtändige (Art. 45) verlangt. 

Art. 42. Für das Verfahren bei Abſchätzung eines SchadensAhihäsune 
(Art. 41) an verſicherten Gebäuden gelten folgende Grundſätze: Gebäube: 

1. Der Verſicherungsnehmer iſt zur Abſchätzung einzuladen. ſchadens. 

2. Die Abſchätzung aller Schäden über 25 000 M ſoll durch 
einen beſonderen Sachverſtändigen, in der Regel einen 
techniſchen Sozietätsbeamten der Hauptverwaltung erfolgen, 
der vom Landeshauptmann mit der Abſchätzung beauf— 
tragt wird. Dem Kreisfeuerſozietätsdirektor iſt in dieſem 
Falle unter Mitteilung des Zeitpunkts (Tag und Stunde), 
an dem die Abſchätzung ſtattfinden ſoll, Nachricht zu 
geben. 

Der Kreisfeuerſozietätsdirektor iſt berechtigt, an der 

Abſchätzung teilzunehmen und ſie zu leiten. 

3. Die Abſchätzung aller anderen Schäden erfolgt durch den 
Kreisfeuerſozietätsdirektor oder durch einen von ihm Be— 
auftragten. 
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Hierbei ſind folgende Beſtimmungen zu beachten: 

a) Mit der Abſchätzung kleiner und einfacher Schäden ſoll 
der Kreisfeuerſozietätsdirektor den Amtsvorſteher, den 
Gemeindevorſteher, den Vertrauensmann oder eine ſonſt 
geeignete Perſönlichkeit beauftragen. 

b) Kleine Schäden, deren Feſtſtellung nicht mehr ganz 
einfach iſt, und Vollſchäden ſoll der Kreisfeuerſozietäts⸗ 
direktor, wenn er es für angebracht hält, allein oder 
unter Hinzuziehung zweier Sozietätsmitglieder ab- 
ſchätzen. Alle Sozietätsmitglieder ſind auf Erfordern 
verpflichtet, an der Abſchätzung teilzunehmen. 

Gebühren und Neijekojten der gerichtlichen Sach— 
verſtändigen ſtehen ihnen nur dann zu, wenn ſie nicht 
an dem Orte, an dem die Abſchätzung ſtattſindet, 
wohnen. 

c) Die Abſchätzung aller anderen, nicht unter 2 fallenden 
Schäden hat der Kreisfeuerſozietätsdirektor unter Zu— 
ziehung eines Sachverſtändigen (Sozietätstaxators) 
vorzunehmen. Will er die Abſchätzung ſolcher Schäden 
nicht ſelbſt vornehmen, ſo hat er einen Sachverſtändigen 
(Sozietätstaxator) damit zu beauftragen. Die Be- 
ſtimmungen des Art. 18 ſind gegebenenfalls zu 
beachten. 

4. Der Verſicherungsnehmer iſt berechtigt, auf ſeine Koſten 
einen Sachverſtändigen zu der Abſchätzung hinzuzuziehen. 

— 4 Art. 43. Für das Verfahren bei Abſchätzung eines Schadens 
ſchadens an (Art. 41) an beweglichen Sachen gelten folgende Grundſätze: 
* rg 1. Der Verſicherungsnehmer iſt zu der Abſchätzung einzuladen. 

2. Mit der Abſchätzung kleinerer Schäden können vom 
Landeshauptmann der Geſchäftsführer, der Vertrauens— 
au oder eine ſonſt geeignete Perſönlichkeit beauftragt 
werden. 

3. Die Abſchätzung aller übrigen Schäden erfolgt durch 
ein für allemal beſtellte Sozietätsbeamte (Feuerſozietäts⸗ 
inſpektoren), nötigenfalls unter Hinzuziehung zweier 
Sozietätsmitglieder. 

Hinſichtlich der Verpflichtung der Sozietätsmitglieder 
zur Teilnahme an einer Abſchätzung und hinſichtlich ihrer 
Anſprüche auf Gebühren und Reiſekoſten gelten die Be— 
ſtimmungen des Art. 42 dieſer Satzung. 

Erfordert die Abſchätzung eine beſondere Sachkunde, 
fo hat der Feuerſozietätsinſpektor auf Koſten der Sozietät 
einen Sachverſtändigen zu der Abſchätzung hinzuzuziehen. 

4. Der Verſicherungsnehmer iſt berechtigt, auf ſeine Koſten 

Feftfegung einen Sachverſtändigen zu der Abſchätzung hinzuzuziehen. 

ar Art. 44. Auf Grund der Vereinbarung oder der Abſchätzung 

. für (Art. 41) ſetzt der Landeshauptmann die Entſchädigung nach Maßgabe 
de der allgemeinen Verſicherungsbedingungen und der etwa vereinbarten 

babs, beſonderen Bedingungen feſt. 

Antrag auf Das Ergebnis der Feſtſetzung iſt dem Verſicherungsnehmer vom 


wach Landeshauptmann mitzuteilen. Iſt der Verſicherungsnehmer mit 
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dieſer Feſtſetzung nicht zufrieden, ſo muß auf ſeinen Antrag, der von 
ihm binnen einer Woche nach Empfang der Mitteilung zu ſtellen iſt, 
eine nochmalige Abſchätzung durch zwei Sachverſtändige erfolgen 


(Art. 45). 


Art. 45. Für die Abſchätzung eines Schadens durch zwei Sach⸗ 


verſtändige 
Grundſätze: 
1. 


2. 


Verfa 
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Sach⸗ 


x R ver: 
gelten, wenn nichts anderes vereinbart wird, folgende Ränbigen- 


Jede Partei (Sozietät und Verſicherungsnehmer) ernennt 
einen Sachverſtändigen. 

Beide Sachverſtändige ernennen vor Beginn des Ab⸗ 
ſchätzungsverfahrens einen Obmann. Können ſich die 
Sachverſtändigen über die Wahl des Obmannes nicht 
einigen, ſo ernennt ihn der Landeshauptmann. Der 
Obmann ſoll, wenn angängig, ein Verſicherungsnehmer der 
Sozietät ſein. 


„Sind die Sachverſtändigen über den Betrag des Schadens 


nicht derſelben Meinung, jo entjcheidet über die ſtreitig 
gebliebenen ande innerhalb der Grenzen der Feſtſtellungen 
der Sachverſtändigen der Obmann, dem die beiden Sach⸗ 
verſtändigen ihr Gutachten ſchriftlich abzugeben haben. 


Jede Partei trägt die Koſten des von ihr ernannten 


Sachverſtändigen. 
Die Koſten des Obmanns trägt jede Partei zur 
Hälfte. 5 


Abſchnitt 7. 


hren bei Streitigkeiten zwiſchen dem 


Verſicherungsnehmer und der Sozietät und die 
dem Verſicherungsnehmer zuſtehenden Rechtsmittel. 


Art. 46. 


1. 


Die Satzung und die Allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
find im Zweifel zugunſten des Verſicherungsnehmers aus— 
zulegen. 


Gegen die Ablehnung einer Gebäudeverſicherung durch 


den Landeshauptmann ſteht dem Verſicherungsnehmer der 
Einſpruch bei dem Provinzialausſchuß frei. Der Einſpruch 
iſt binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des Ablehnungs- 
beſcheides bei dem Landeshauptmann zu erheben. Gegen 
die Entſcheidung des ring rein ug kann binnen 
zwei Wochen nach Zuſtellung Beſchwerde bei dem Ober⸗ 
präſidenten eingelegt werden. 


Gegen die Beſcheide des Landeshauptmanns, durch welche 


die Entſchädigung feſtgeſetzt oder die Gewährung einer 
Entſchädigung abgelehnt wird, ſteht dem Verſicherungs⸗ 
nehmer der Rechtsweg ſowie die Beſchwerde an den 
Provinzialausſchuß und gegen deſſen Entſcheidung die 
weitere Beſchwerde an den Provinziallandtag offen. Die 
Beſchwerden an den Provinzialausſchuß und Provinzial- 
landtag ſind bei dem Landeshauptmann binnen einer Friſt 
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von einem Monat nach der jedesmaligen Zuſtellung des 
Beſcheides einzulegen. 


Gegen alle anderen Beſcheide des Landeshauptmanns 


ſteht dem Verſicherungsnehmer die Beſchwerde an den 
Provinzialausſchuß und gegen deſſen Entſcheidung die 
weitere Beſchwerde an den Provinziallandtag frei. 
Dieſer entſcheidet endgültig. 
Die Beſchwerden ſind beim Landeshauptmann 
binnen einer Friſt von einem Monat nach der jedes— 
maligen Zuſtellung des Beſcheides einzulegen. 


Abſchnitt 8. 


Schutz der Realberechtigten des von der Ver— 


Art. 


1. 


ſicherung betroffenen Grundſtücks. 


47. 


Eine Kündigung der Verſicherung eines Gebäudes iſt nur 
dann wirkſam, wenn der Berſicherungsnehmer nach Maß— 
gabe der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen den 
Nachweis führt, daß zu dem Zeitpunkt, bis zu welchem 
die Kündigung zuläſſig war, auf dem Gebäude Hypotheken, 
Reallajten, Grund- oder Rentenſchulden nicht vorhanden 
waren, oder daß die zu dieſem Zeitpunkt vorhandenen 
Realberechtigten in die Aufhebung der Verſicherung 
willigen. Die Einwilligungserklärungen der Realberech- 
tigten ſind zu beglaubigen. Zum Nachweiſe über die 
Belaſtung des Grundſtücks iſt von dem Verſicherungs— 
nehmer eine beglaubigte Abſchrift des Grundbuchblattes 
einzureichen, die nicht früher angefertigt ſein darf, als drei 
Monate vor dem Zeitpunkte, für den das Ausſcheiden 
aus der Sozietät beantragt wird. 


. Eine Kündigung, ein Rücktritt oder eine ſonſtige Tatſache, 


welche die Beendigung des Verſicherungsverhältniſſes zur 
Folge hat, wirkt den Realberechtigten gegenüber erſt mit 
dem Ablauf eines Monats, nachdem die Beendigung und, 
ſofern dieſe noch nicht eingetreten war, der Zeitpunkt der 
Beendigung den Berechtigten durch die Sozietät mit- 
geteilt worden iſt. Das Gleiche gilt für eine Herabſetzung 
der Verſicherungsſumme oder eine Herabminderung des 
Umfanges der Gefahr, für welche die Sozietät haftet. 


3. Verminderungen der Verſicherungsſumme um mehr als 


ein Drittel ſind allen Realberechtigten mitzuteilen. Ver— 
minderungen der Verſicherungsſumme von weniger als 
einem Drittel brauchen nur den angemeldeten Realberech— 
tigten mitgeteilt zu werden. 


„Iſt der Verſicherungsvertrag nichtig, weil der Verſiche— 


rungsnehmer den Vertrag in der Abſicht, ſich aus einer 
Überverſicherung oder Doppelverſicherung einen rechts— 
widrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen, abgeſchloſſen 
hat, jo kann die Sozietät den Realberechtigten gegenüber 
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die Nichtigkeit erſt mit dem Ablauf ein es Monats nach 
dem Zeitpunkt geltend machen, an dem fie den Real- 
berechtigten die Nichtigkeit des Vertrages mitgeteilt hat. 

5. Bei der Gebäudeverſicherung hat die Sozietät den Real- 
berechtigten Mitteilung zu machen, wenn der Verſicherungs⸗ 
nehmer ſechs Monate ſeit der ihm zugegangenen Zahlungs- 
aufforderung mit der Zahlung des Beitrages in Rückſtand 
geblieben iſt. Jeder derſelben kann den rückſtändigen 
Beitrag, auch gegen den Willen des Verſicherungsnehmers, 
entrichten. 

6. Jedem Realberechtigten ſteht es frei, eine aufgehobene 
oder herabgeſetzte Verſicherung binnen einem Monat nach 
Zuſtellung der Mitteilung für ſein Intereſſe fortzuſetzen. 

Die Fortſetzung erfolgt bis zur Höhe der alten 
Verſicherungsſumme und erliſcht von ſelbſt, ſobald der 
Realberechtigte durch eine neue Verſicherung gedeckt iſt. 

Die Sozietät kann aber im Falle der Fortſetzung 
der Verſicherung durch einen Realberechtigten die unver⸗ 
zügliche Kündigung des Realtechts, ſowie die Betreibung 
der Zwangsverſteigerung zur Bedingung machen. 

7. Die nach vorſtehenden Beſtimmungen an die Real⸗ 
berechtigten zu erſtattenden Mitteilungen erfolgen koſten⸗ 
frei durch eingeſchriebenen Brief. 

Art. 48. S gen“ 

1. Die Entſchädigung für verſicherte Gebäude wird nur zurberechugten 
Wiederherſtellung und erſt dann gezahlt, wenn die be⸗ Schadens- 
ſtimmungsmäßige Verwendung des Geldes geſichert iſt. Me 
Die Zahlung der Entſchädigung erfolgt bei Vollſchäden 
in der Regel in drei Teilbeträgen. Die Hälfte der Ent⸗ 
ſchädigungsſumme wird gezahlt, wenn Baumaterial an- 
gefahren und mit dem Aufbau der Umfaſſungswände be— 
gonnen iſt, ein weiteres Viertel der Entſchädigungsſumme, 
wenn das Gebäude unter Dach gebracht iſt, und der 
Reit nach Vollendung des Baues unter Verwendung der 
geſamten Entſchädigung. 

Bei Teilſchäden erfolgt die Zahlung, wenn der 
Schaden geringfügig iſt, nach der Feſtſetzung, ſonſt in zwei - 
gleichen Teilbeträgen. Der erſte wird gezahlt, wenn mit 
der Wiederherſtellung begonnen iſt, der zweite nach er⸗ 
folgter Wiederherſtellung unter Verwendung der geſamten 
Entſchädigung. 

Der Landeshauptmann iſt berechtigt, aus beſonderen 
Gründen, namentlich, wenn es das Intereſſe des Verſicherten 
erheiſcht, davon abzuſehen, daß die Entſchädigung zur 
Wiederherſtellung des Gebäudes verwendet wird. 

Sind jedoch verſicherte Gebäude mit Hypotheken, 
Neallaſten, Grund- oder Rentenſchulden belaſtet, ſo darf 
der Landeshauptmann die Entſchädigung ohne Wieder⸗ 
herſtellung nur dann auszahlen, wenn die vor dem 
Schadensfalle eingetragenen Realberechtigten in die ſofortige 
Auszahlung der Entſchädigung willigen. 
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Die Einwilligungserklärungen der Realberechtigten 
ſind zu beglaubigen. 

Zum Nachweis über die Belaſtung des Grundſtücks 
iſt von dem Verſicherungsnehmer eine beglaubigte Ab— 
ſchrift des Grundbuchblattes einzureichen. i 


Iſt bei einer Gebäudeverſicherung die Sozietät wegen des 


Verhaltens des Verſicherungsnehmers von der Verpflichtung 
zur Leiſtung frei, ſo bleibt gleichwohl ihre Verpflichtung 
gegenüber den Realberechtigten beſtehen. 

Das Gleiche gilt, wenn die Sozietät nach dem 
Eintritt des Schadensfalles von dem Vertrage zurücktritt. 


Soweit die Sozietät auf Grund vorſtehender Beſtimmungen 


(Art. 47 Ziffer 2, 3, 4, Art. 48 Ziffer 2) einen Real- 
berechtigten befriedigt, geht deſſen Recht auf die Sozietät 
über. 

Der Übergang kann nicht zum Nachteil eines gleich— 
oder nachſtehenden Realberechtigten geltend gemacht werden, 
dem gegenüber die Verpflichtung der Sozietät beſtehen 
geblieben iſt. 


Abſchnitt 9. 


Abtretungen und Pfändungen der Entſchädigungs— 
forderungen des Verſicherungsnehmers. 
Art. 49. 
1. Iſt die Entſchädigung zur Wiederherſtellung des Gebäudes 


zu zahlen, jo kann die Forderung des Verſicherungs— 
nehmers auf die Entſchädigungsſumme vor der Wieder- 
herſtellung nur an den Erwerber des Grundſtücks oder 
an ſolche Gläubiger des Verſicherungsnehmers übertragen 
werden, welche Arbeiten oder Lieferungen zur Wieder- 
herſtellung des Gebäudes übernommen oder bewirkt haben. 
Eine Übertragung an Gläubiger des Verſicherungsnehmers, 
die bare Vorſchüſſe zur Wiederherſtellung des Gebäudes 
gegeben haben, iſt wirkſam, wenn die Verwendung der 
Vorſchüſſe zur Wiederherſtellung erfolgt. 


. Den gleichen Beſchränkungen unterliegt die Pfändbarkeit 


der Forderung. 


Abſchnitt 10. 


Schluß beſtimmungen. 


Art. 50. 


1. 


Die Rechtsbeziehungen zwiſchen der Sozietät und den 
Verſicherungsnehmern werden, ſoweit über ſie nicht in der 
Satzung Beſtimmung getroffen iſt, durch die Allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen (Art. 12) geregelt. 


Dieſe Satzung tritt mit dem 1. Juli 1911 in Kraft. 
Wird eine zu dieſem Zeitpunkt beſtehende Verſicherung 


nicht zu dem erſten, nach den bisherigen Beſtimmungen 
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zuläſſigen Termin (1. 1. 1912) gekündigt, ſo finden von 
dieſem Termin an auf die Verſicherung die Beſtimmungen 
dieſer Satzung und der auf Grund der Satzung erlaſſenen 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen Anwendung. 

Bei den nach Nr. 3 weiterlaufenden Verſicherungs— 
verträgen bleiben die bisherigen Vorſchriften über die 
Beurkundung des Verſicherungsvertrages in Kraft. Die 
Satzungen und die Allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
werden bei ſolchen Verſicherungen nur auf Verlangen 
ausgehändigt. 


B) Allgemeine Verſicherungsbeoͤingungen der Pommerſchen 
Feuerſozietät. 
Beſchloſſen vom Verwaltungsrat am 12. Dezember 1911 und 13. Februar 1912, 


genehmigt durch Erlaß des Miniſters des Innern 
vom 23. Februar 1912. Ib 274. 


l. Für die Verſicherung von Gebäuden und 
ſonſtigen unbeweglichen Sachen. 

$ J. 1. Die Sozietät haftet für den Schaden, der durch Brand, aku 
durch zündenden oder kalten Blitzſchlag oder durch Exploſion von 2 
Leuchtgas aller Art, auch wenn es nicht zu Beleuchtungszwecken 
dient, von Beleuchtungskörpern und von Haushaltungs-Heizeinrich— 
tungen entſteht. Die Haftung für die Folgen anderer Exploſionen 
bedarf ohne Rückſicht auf ihre Entſtehungsurſache beſonderer Ver— 
einbarung. 

2. Im Falle eines Brandes erſetzt die Sozietät jeden unmittel— 
baren Sachſchaden, d. h. den Schaden, der an verſicherten Sachen 
durch ihre Zerſtörung oder Beſchädigung entſteht, ſoweit die Zerſtörung 
oder Beſchädigung auf der Einwirkung eines ausgebrochenen Feuers 
beruht oder ſeine unmittelbare Folge iſt. . 

Die Sozietät erſetzt ferner an mittelbaren Schäden auch den 
Schaden, der durch Abhandenkommen verſicherter Sachen beim 
Brande, ſowie den Schaden, der durch das Löſchen des Brandes, 
durch die zum Löſchen und zur Verhütung weiterer Verbreitung des 
Brandes erforderlichen Maßnahmen und durch Riederreißen oder 
Ausräumen entſteht, und zwar an verſicherten Sachen immer, an 
nicht verſicherten Sachen nach billigem Ermeſſen. Einen weiteren 
Schaden, insbeſondere einen weiteren mittelbaren Schaden, ſowie den 
durch Eintritt des Schadensfalles entgehenden Gewinn umfaßt die Ber- 
ſicherung nur, wenn dies beſonders vereinbart iſt. 

3. Die Haftung der Sozietät für einen durch Blitzſchlag oder 
Exploſion entſtehenden Schaden regelt ſich nach den Beſtimmungen 
der Ziffer 2. 

4. Die Sozietät haftet nicht, wenn Brände oder Exploſionen 
durch Erdbeben oder vulkaniſchen Ausbruch oder durch Maßregeln 
verurſacht werden, die im Kriege oder bei Aufruhr von einem mili- 
täriſchen Befehlshaber angeordnet werden. Bei allen Schäden, die 
während eines Erdbebens oder unmittelbar darauf entſtehen, wird 


190 


Verſicherte 
Sachen. 
(Umf 
Ver- 
ſicherung.) 


Ver 
ſicherungs⸗ 
ſumme. 


er 
ſicherungs⸗ 
wert. 


Anzeige⸗ 
pflicht des 
Ver⸗ 
ſicherungs⸗ 


* 


II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


angenommen, daß ſie durch das Erdbeben veranlaßt ſind, es ſei denn, 
daß der Verſicherungsnehmer nachweiſt, daß ſie auch ohne das 
Erdbeben entſtanden wären. 

5. Die Sozietät haftet nicht für Schäden, welche die verſicherten 
Sachen dadurch erleiden, daß ſie ihrer Beſtimmung gemäß dem Feuer 
oder der Wärme ausgeſetzt werden. 

S 2. 1. Die Verſicherung eines Gebäudes erſtreckt ſich auf 


aug deralle im Verſicherungsſchein (§ 5) nicht ausgeſchloſſenen Beſtandteile, 


auch wenn ſie nach Abſchluß der Verſicherung eingefügt ſind. Zu— 
behörſtücke und Maſchinen ſind jedoch in die Verſicherung eines 
Gebäudes nur dann eingeſchloſſen, wenn ſie im Verſicherungsſchein 
beſonders aufgeführt ſind. 

2. Die für die Bauzeit abgeſchloſſene Verſicherung eines Ge— 
bäudes umfaßt auch die zum Bau beſtimmten, auf dem Bauplatze 
oder in ſeiner unmittelbaren Nähe im Freien lagernden Bauſtoffe. 

8 3. 1. Die Verſicherung darf nicht zu einer Bereicherung 
führen. Die Sozietät haftet nur für den Verſicherungswert der Sachen 
zur Zeit des Eintritts des Schadensfalles bis zur Höhe der Ver— 
ſicherungsſumme. 

Iſt die Verſicherungsſumme höher als der Verſicherungswert 
zur Zeit des Eintritts des Schadensfalles (Überverjicherung), jo hat 
die Sozietät dem Verſicherungsnehmer nicht mehr als den Betrag 
des Schadens zu erſetzen. Iſt die Verſicherungsſumme niedriger als 
der Verſicherungswert zur Zeit des Eintritts des Schadensfalles 
(Unterverſicherung), ſo haftet die Sozietät nur nach dem Verhältnis 
der Verſicherungsſumme zum Verſicherungswert. 

2. Bei Gebäuden gilt als Verſicherungswert der ortsübliche 
Bauwert nach Abzug eines dem Zuſtande des Gebäudes, insbeſondere 
dem Alter und der Abnutzung entſprechenden Betrages. 

Dieſer Wert, der bei Beginn der Verſicherung durch Schätzung 
feſtgeſtellt und in gewiſſen Zwiſchenräumen nachgeprüft wird (Art. 37 
und 38 der Satzung), gilt im Schadensfalle als für die Schadens- 
feſtſtellung maßgeblicher Verſicherungswert. 

3. Vermag die Sozietät im Schadensfalle feſtzuſtellen, daß das 
Gebäude einen erheblich geringeren Wert als den Verſicherungswert 
gehabt hat, jo iſt nur der ermittelte wirkliche Wert der Schadens- 
berechnung zugrunde zu legen. 

4. Iſt ein Gebäude zum Abbruch an- oder ausgeboten oder 
ſonſt erweislich zum Abbruch beſtimmt, ſo gilt als Verſicherungswert 
nicht die Taxe, ſondern der Wert der aus dem Abbruch hervor- 
gehenden Bauſtoffe abzüglich der Abbruchskoften. 

5. Die Verficherungsfumme muß durch 100 ohne Reit teil⸗ 
bar ſein. 0 

Kleinere Baulichkeiten desſelben Gehöftes, die einzeln den Ver⸗ 
ſicherungswert von 100 . nicht erreichen, können als eine Sache 
verſichert werden. 

S 4. 1. Die Sozietät übernimmt die Verſicherung unbeweglicher 
Sachen nur auf Grund eines ſchriftlichen Antrages mit beſtimmten 
Unterlagen. Die Form hierfür ſchreibt der Landeshauptmann vor. 
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2. Der Verſicherungsnehmer hat der Sozietät bei Abſchluß des f Nanga 
Vertrages alle ihm bekannten Umſtände, die für die Übernahme des 
der Gefahr erheblich ſind, ſchriftlich anzuzeigen. 8 

3. Iſt ein erheblicher Umſtand nicht oder unrichtig angezeigt, 
jo kann die Sozietät gemäß der 88 16—21 des Reichsgeſetzes über 
den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (R.⸗G.⸗Bl. 1908 Nr. 30) q) 
von der Verſicherung zurücktreten und die Leiſtung der Ent— 
ſchädigung bei Eintritt des Schadensfalles verſagen. 

Ein Rücktritt der Sozietät von der Verſicherung iſt jedoch bei 
Verſicherungen, zu deren Annahme die Sozietät verpflichtet ift, nur 
dann ſtatthaft, wenn die Verletzung der Anzeigepflicht einen Umſtand 
betrifft, der die Sozietät zur Ablehnung der Verſicherung berechtigt 
haben würde, oder wenn dem Verſicherungsnehmer argliſtige Täuſchung 
zur Laſt fällt. 

4. Liegen dieſe Vorausſetzungen nicht vor oder will die Sozietät 
von ihrem Rücktrittsrecht im Falle der Ziffer 3 Abſ. 2 keinen Ge— 
brauch machen, ſo kann ſie, wenn nach Abſchluß einer Verſicherung 
Gefahrumſtände ſich herausſtellen, die der Sozietät beim Abſchluſſe 
nicht bekannt waren, aber für Bemeſſung des Verſicherungsbeitrages 
erheblich ſind, die Vertragsbedingungen abändern und vom Beginn 
der laufenden Verſicherungsperiode den Verſicherungsnehmern zu er- 
höhten Leiſtungen heranziehen. Will der Verſicherungsnehmer unter 
den abgeänderten Bedingungen den Vertrag nicht fortſetzen, ſo kann 
er die Verſicherung binnen einem Monat nach Empfang der Mit⸗ 
teilung mit einmonatiger Friſt kündigen. § 5 Ziffer 5 und 6 findet 
ſinngemäße Anwendung. 

5. Zur Verſagung der Entſchädigung bei Eintritt des Schadens 
falles iſt die Sozietät, ſofern die Anzeigepflicht in Anſehung eines 
erheblichen Umſtandes verletzt iſt, auch dann befugt, wenn ſie gemäß 
Ziffer 3 zum Rücktritt von der Verſicherung nicht berechtigt iſt. 

6. Dieſe Befugnis der Sozietät fällt fort, wenn die Verletzung 
der Anzeigepflicht eine unverſchuldete war oder der Umſtand, der 


) SS 16—21 des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908 lauten: 

$ 16. Der Verſicherungsnehmer hat bei der Schließung des Vertrags 
alle ihm bekannten Umſtände, die für die Übernahme der Gefahr erheblich ſind, 
dem Verſicherer anzuzeigen. ft dieſer Vorſchrift zuwider die Anzeige eines 
erheblichen Umſtandes unterblieben, ſo kann der Verſicherer von dem Vertrage 
zurücktreten. Das Gleiche gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen Umftandes 
deshalb unterblieben iſt, weil ſich der Verſicherungsnehmer der Kenntnis des 
Umſtandes argliſtig entzogen hat. Der Rücktritt iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Verſicherer den nicht angezeigten Umſtand kannte, oder wenn die Anzeige ohne 
Verſchulden des Verſicherungsnehmers unterblieben iſt. 

§ 17. Der Verſicherer kann von dem Vertrage auch dann zurücktreten, 
wenn über einen erheblichen Umſtand eine unrichtige Anzeige gemacht worden 
iſt. Der Rücktritt iſt ausgeſchloſſen, wenn die Unrichtigkeit dem Verſicherer 
bekannt war oder die Anzeige ohne Verſchulden des Verſicherungsnehmers 
unrichtig gemacht worden iſt. 

$ 18. Ein Umſtand, nach welchem der Verſicherer ausdrücklich und 
ſchriftlich gefragt hat, gilt im Zweifel als erheblich. Hatte der Verſicherungs⸗ 
nehmer die Gefahrumſtände an der Hand ſchriftlicher, von dem Verſicherer 
gran Fragen anzuzeigen, ſo kann der Verſicherer wegen unterbliebener 

nzeige eines Umſtandes, nach welchem nicht ausdrücklich gefragt worden iſt, 

nur im Falle argliſtiger Verſchweigung zurücktreten. 


Unfang und 
Dauer der 
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nicht oder unrichtig angezeigt iſt, keinen Einfluß auf den Eintritt und 
Umfang des Schadens gehabt hat, oder wenn der Sozietät die Ver— 
letzung der Anzeigepflicht bereits ſeit einem Monat vor Eintritt des 
Schadensfalles bekannt war, eine Abänderung der Vertragsbedingungen 
durch die Sozietät aber nicht erfolgt iſt. 


85. 1. Der Verſicherungsnehmer erhält von der Sozietät koſten— 
frei einen Verſicherungsſchein, zu deſſen Unterzeichnung eine mechaniſch 
hergeſtellte Namensunterſchrift genügt. 


Der Inhalt des Verſicherungsſcheines gilt als genehmigt, wenn 
der Verſicherungsnehmer nicht binnen einem Monat nach Empfang 
bei dem Kreisfeuerſozietätsdirektor oder Landeshauptmann 
ſchriftlich Widerſpruch erhebt. Das Recht des Verſicherungsnehmers, 
die Genehmigung wegen Irrtums anzufechten, bleibt unberührt. 


Der Verſicherungsnehmer kann jederzeit Abſchriften der Er— 
klärungen fordern, die er mit Bezug auf den Vertrag abgegeben hat. 
Die Koſten dieſer Abſchriften hat er auf Verlangen zu erſtatten. 


2. Iſt nichts anderes vereinbart, ſo beginnen 

a) Verſicherungen, zu deren Annahme die Sozietät ver⸗ 

pflichtet iſt, mit dem Ablauf des Tages, an dem 
der Antrag mit den zugehörigen Unterlagen oder auch 
nur ein vorläufiger Antrag 

bei dem Kreisfeuerſozietätsdirektor eingegangen iſt, 

b) ſonſtige Verſicherungen mit dem Ablauf des Tages, an 
dem die Annahme von dem Landeshauptmann ge— 
nehmigt iſt. 

Wird bei letzteren Verſicherungen der Antrag nicht innerhalb 
eines Monats nach Eingang beanſtandet oder abgelehnt, ſo gilt er 
als genehmigt. 


Der Antragſteller iſt an ſeinen Antrag einen Monat gebunden. 


3. Als Verſicherungsperiode gilt das Geſchäftsjahr der Sozietät 
(Kalenderjahr). 


$ 19. Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem 
Vertreter ohne Vertretungsmacht geſchloſſen, ſo kommt für das Rücktrittsrecht 
des Verſicherers nicht nur die Kenntnis und die Argliſt des Vertreters, 
ſondern auch die Kenntnis und die Argliſt des Verſicherungsnehmers in Be— 
tracht. Der Verſicherungsnehmer kann ſich darauf, daß die Anzeige eines 
erheblichen Umſtandes ohne Verſchulden unterblieben oder unrichtig gemacht iſt, 
San fallt en. wenn weder dem Vertreter noch ihm ſelbſt ein Verſchulden zur 

aſt fällt. 

$ 20. Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die 
Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Verſicherer von der Verletzung 
der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Verſicherungsnehmer. Im Falle des Rücktritts find, ſoweit dieſes 
Geſetz nicht in Anſehung der Prämie ein anderes beſtimmt, beide Teile ver- 
pflichtet, einander die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren; eine Geld- 
ſumme iſt von der Zeit des Empfanges an zu verzinſen. 

$ 21. Tritt der Verſicherer zurück, nachdem der Verſicherungsfall ein- 
getreten iſt, ſo bleibt ſeine Verpflichtung zur Leiſtung gleichwohl beſtehen, wenn 
der Umſtand, in hear deſſen die Anzeigepflicht verletzt ift, keinen Einfluß 
auf den Eintritt des Verſicherungsfalls und auf den Umfang der Leiſtung des 
Verſicherers gehabt hat. 


» 
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4. Iſt nichts anderes vereinbart, jo gelten die Verſicherungs⸗ 
verträge als auf 10 Jahre abgeſchloſſen, wobei die ein- oder mehr⸗ 
jährige Dauer vom Beginn des nächſten Geſchäftsjahres ab gerechnet 
wird. Die Vertragsdauer der beim Inkrafttreten dieſer Allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen laufenden Verſicherungen bleibt unberührt. 

5. Iſt eine ein- oder mehrjährige Verſicherung drei Monate 
vor ihrem Ablauf von keiner Seite durch eingeſchriebenen Brief 
gekündigt, ſo gilt ſie als ſtillſchweigend um ein Jahr und weiter von 
Jahr zu Jahr verlängert. 

Die Kündigung des Verſicherungsnehmers iſt an den Kreis» 
feuerſozietätsdirektor oder Landeshauptmann zu richten. 

Das Kündigungsſchreiben, dem der Verſicherungsſchein bei⸗ 
gefügt werden ſoll, iſt von dem Verſicherungsnehmer eigenhändig zu 
unterſchreiben und die Namensunterſchrift auf Verlangen amtlich zu 
beglaubigen. f 

6. Die Kündigung iſt nur dann wirkſam, wenn der Ber- 
ſicherungsnehmer den in Artikel 47 Abſ. 1 der Satzung verlangten 
Nachweis führt und dieſer Nachweis nebſt den in Artikel 47 Abſ. 1 
aufgeführten Urkunden ſpäteſtens einen Monat vor Ablauf der Ver⸗ 
ſicherung bei dem Kreisfeuerſozietätsdirektor oder Landeshauptmann 
eingegangen iſt. 


8 6. 1. Die Beiträge find nach Maßgabe des Artikels 26%eiträge 
Abſ. 1 der Satzung halbjährlich nachträglich binnen vier Wochen a 
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des 
e⸗ 


nach erfolgter Zahlungsaufforderung an die damit beauftragten "mers. 


3 auf Koſten und Gefahr des Verſicherungsnehmers zu 
zahlen. 
Etwaige Nebenkoſten ſind ſofort fällig. 

Rückjtändige Beiträge werden im Verwaltungszwangsverfahren 
eingezogen. 

In beſonderen Fällen kann die Vorausbezahlung des Beitrages 
für ein oder mehrere Jahre vereinbart werden. 

2. Werden die Beiträge und etwaige Nebenkoſten nicht recht⸗ 
zeitig gezahlt, ſo haftet die Sozietät nicht, wenn der Verſicherungs— 
nehmer trotz wiederholter Mahnung länger als ſechs Monate im 
Rückftande geblieben iſt und die Zwangsvollſtreckung in ſein be⸗ 
wegliches Vermögen nicht zur Befriedigung der Sozietät geführt hat. 

3. Die Sozietät iſt im Falle der Ziffer 2 auch berechtigt, das 
Verſicherungsverhältnis mit ein monatiger Friſt zu kündigen. Die 
Wirkungen der Kündigung treten nicht ein, wenn vor Ablauf der 
Friſt gezahlt wird. 

4. Kündigt der Verſicherungsnehmer vor Ablauf der Vertrags⸗ 
zeit, ſo muß er den Beitrag bis zum Schluß des Kalenderjahres 
zahlen; kündigt die Sozietät, ſo darf ſie nur den Beitrag ausſchreiben, 
der für den abgelaufenen Teil der Verſicherungsperiode (Kalender— 
jahr) zu entrichten iſt. 

Sind Beiträge für ein oder mehrere Jahre vorausbezahlt, ſo 
kann die Sozietät den Betrag einbehalten, den ſie bei Abſchluß der 
Verſicherung für die abgelaufene Zeit feſtgeſetzt haben würde. 

5. Angefangene Monate werden für voll gerechnet. 
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6. Ein Anſpruch auf Erſtattung irrtümlich gezahlter Beiträge 
kann nur für das laufende und das vorausgegangene Verſicherungs— 
jahr erhoben werden. 

8 7. 1. Nach dem Abſchluſſe des Vertrages darf der Ver— 
ſicherungsnehmer nur mit Einwilligung der Sozietät eine Erhöhung 
5 Gefahr vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten 
geſtatten. 


2. Der Verſicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, mag ſie 
mit oder ohne ſeinen Willen erfolgt ſein, nach erlangter Kenntnis 
dem Kreisfeuerſozietätsdirektor oder dem Landeshaupt— 
mann unverzüglich ſchriftlich mitzuteilen. 


3. Verletzt der Verſicherungsnehmer dieſe Vorſchriften, ſo kann 
die Sozietät gemäß der SS 24—30 des Reichsgeſetzes über den 
Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (R.⸗G.⸗Bl. 1908 Nr. 30) 
die Verſicherung kündigen und bei Eintritt des Schadensfalles die 
Entſchädigung verſagen. 

Bei Verſicherungen jedoch, zu deren Annahme die Sozietät 
verpflichtet iſt, ſteht ihr ein Kündigungsrecht nur dann zu, wenn die 
Gefahrerhöhung eine derartige iſt, daß ſie die Sozietät berechtigt 
haben würde, die Verſicherung abzulehnen. 

Bei Verſicherungen, zu deren Kündigung die Sozietät im Falle 
der Verletzung der Vorſchriften der Ziffern 1 und 2 nicht berechtigt 


) 88 24— 30 des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908 lauten: 

S 24. Verletzt der Verſicherungsnehmer die Vorſchrift des 8 23 Abſatz 1, 
jo kann der Verſicherer das Verſicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt kündigen. Beruht die Verletzung nicht auf einem Verſchulden 
des r ſo braucht dieſer die Kündigung erſt mit dem Ablauf 
eines Monats gegen ſich gelten zu laſſen. Das Kündigungsrecht erliſcht, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkte an ausgeübt wird, in 
welchem der Verſicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder 
wenn der Zuſtand wiederhergeſtellt iſt, der vor der Erhöhung beſtanden hat. 

§ 25. Der Verſicherer iſt im Falle einer Verletzung der Vorſchrift des 
$ 23 Abſ. 1 von der Verpflichtung zur Leiſtung frei, wenn der Verſicherungs⸗ 
fall nach der Erhöhung der Gefahr eintritt. Die Verpflichtung des Verſicherers 
bleibt beſtehen, wenn die Verletzung nicht auf einem Verſchulden des Verſiche⸗ 
rungsnehmers beruht. Der Verſicherer iſt jedoch auch in dieſem Falle von der 
Verpflichtung zur Leiſtung frei, wenn die im § 23 Abſ. 2 vorgeſehene Anzeige 
nicht unverzüglich gemacht wird und der Verſicherungsfall ſpäter als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt, in welchem die Anzeige dem Verſicherer hätte 
zugehen müſſen, eintritt, es ſei denn, daß ihm in dieſem Zeitpunkte die Erhöhung 
der Gefahr bekannt war. Die Verpflichtung des Verſicherers zur Leiſtung bleibt 
auch dann beſtehen, wenn zur Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls die 
Friſt für die Kündigung des Verſicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht 
erfolgt iſt, oder wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluß auf den Eintritt 
des 8 und auf den Umfang der Leiſtung des Verſicherers 
gehabt hat. 

S 26. Die Vorſchriften der == bis 25 finden keine Anwendung, 
wenn der Verſicherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr durch das Intereſſe 
des Verſicherers oder durch ein Ereignis, für welches der Verſicherer haftet, 
oder durch ein Gebot der Menſchlichkeit veranlaßt wird. 

§ 27. Tritt nach dem Abſchluſſe des Vertrags eine Erhöhung der Ge— 
fahr unabhängig von dem Willen des Verſicherungsnehmers ein, ſo iſt der 
Verſicherer berechtigt, das Verſicherungsverhältnis unter Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt von einem Monate zu kündigen. Die Vorſchriften des § 24 
Abi. 2 finden Anwendung. Der Verſicherungsnehmer hat, ſobald er von der 
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iſt, bleibt der Sozietät nur die Befugnis, bei Eintritt des Schadens: 
falles die Entſchädigung gemäß der §8 24—30 des Reichsgeſetzes 
über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (R.⸗G.⸗Bl. 1908 
Nr. 30) zu verſagen. 

Dieſe Befugnis fällt jedoch, abgeſehen von den in den reichs⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen vorgeſehenen Fällen, auch noch dann fort, 
wenn der Sozietät die Gefahrerhöhung bereits ſeit einem Monat 
vor Eintritt des Schadensfalles bekannt war, eine Abänderung der 
Vertragsbedingungen durch die Sozietät (Ziffer 4) aber nicht erfolgt iſt. 

4. Iſt die Sozietät zur Kündigung nicht berechtigt oder will 
ſie von dem ihr nach Ziffer 3 Abſ. 2 zuſtehenden Kündigungsrecht 
keinen Gebrauch machen, ſo kann ſie, wenn die Gefahrerhöhung für 
die Bemeſſung des Verſicherungsbeitrages erheblich iſt, die Vertrags⸗ 
bedingungen abändern und vom Beginn der laufenden Verſicherungs⸗ 
periode (Kalenderjahr) den Verſicherungsnehmer zu erhöhten Leiſtungen 
heranziehen. 

Will der Verſicherungsnehmer unter den abgeänderten Be— 
dingungen die Verſicherung nicht fortſetzen, ſo kann er ſie, — un⸗ 
beſchadet des Rechts der Sozietät auf die höheren Beiträge für die 
laufende Verſicherungsperiode — binnen einem Monat nach Empfang 
der Mitteilung mit ein monatiger Friſt kündigen. Auf die Kündigung 
findet $ 5 Ziffer 5 u. 6 ſinngemäße Anwendung. 


e der Gefahr Kenntnis erlangt, dem Verſicherer unverzüglich Anzeige 
zu machen. 
28. Wird die im § 27 Abſ. 2 vorgeſehene Anzeige nicht unverzüglich 
gemacht, ſo iſt der Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei, wenn 
der Verſicherungsfall ſpäter als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in 
welchem die Anzeige dem Verſicherer hätte zugehen müſſen. Die Verpflichtung 
des Verſicherers bleibt beſtehen, wenn ihm die Erhöhung der Gefahr in dem 
eitpunkte bekannt war, in welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müſſen. 
as Gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls die Friſt 
für die Kündigung des Verſicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht 
erfolgt iſt, oder wenn die Erhöhung der em keinen Einfluß auf den Eintritt 
2 an und auf den Umfang der Leitung des Verſicherers 
gehabt hat. 

29. Eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr kommt nicht in Betracht. 
Eine Gefahrerhöhung kommt auch dann nicht in etracht, wenn nach den Um⸗ 
ſtänden als vereinbart anzuſehen iſt, daß das Verſicherungsverhältnis durch die 
Gefahrerhöhung nicht berührt werden ſoll. 

30. Liegen die Vorausſetzungen, unter denen der Verſicherer nach 
den Vorſchriften u m Titels zum Rücktritt oder zur Kündigung berechtigt ift, 
in Anſehung eines Teiles der Gegenſtände oder Perſonen vor, auf welche ſich 
die Verſicherung bezieht, ſo ſteht dem Verſicherer das Recht des Rücktritts oder 
der Kündigung für den übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen iſt, daß für 
dieſen allein der Verſicherer den Vertrag unter den gleichen Beſtimmungen nicht 
geſchloſſen haben würde. Macht der Verſicherer von dem Rechte des Rücktritts 
oder der Kündigung in Anſehung eines Teiles der Gegenſtände oder Perſonen 
Gebrauch, ſo iſt der Verſicherungsnehmer berechtigt, das Verſicherungsverhältnis 
in Anſehung des übrigen Teiles E kündigen; die Kündigung kann nicht für 
einen ſpäteren Zeitpunkt als den chluß der Verſicherungsperiode geſchehen, in 
welcher der Rücktritt des Verſicherers oder ſeine Kündigung wirkſam wird. 
Liegen in 1 b eines Teiles der Gegenſtände oder Perſonen, auf welche 
ſich die Verſicherung bezieht, die Vorausſetzungen vor, unter denen der Ver⸗ 
ſicherer wegen einer Verletzung der Vorſchriften über die Gefahrerhöhung von 
der Verpflichtung zur Leiſtung frei iſt, ſo findet auf die Befreiung die Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 
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rn. § 8. 1. Der Verſicherungsnehmer darf die geſetzlichen oder 
polizeilichen Sicherheitsvorſchriſten und die zur Verminderung der 
Gefahr oder zur Verhütung einer Gefahrerhöhung vertraglich 
übernommenen Verpflichtungen weder ſelbſt verletzen noch ihre Ver— 
letzung durch einen Dritten dulden. 

2. Verletzt der Verſicherungsnehmer die geſetzlichen oder polizei⸗ 
lichen Sicherheitsvorſchriſten oder die vertraglich übernommenen 
Pflichten, ſo kann die Sozietät bei Verſicherungen, zu deren Annahme 
ſie verpflichtet iſt, die Vertragsbedingungen abändern. 

Will der Verſicherungsnehmer unter den abgeänderten Be— 
dingungen die Verſicherung nicht fortſetzen, ſo kann er ſie binnen 
einem Monat nach Empfang der Mitteilung mit ein monatiger Friſt 
kündigen. Auf die Kündigung findet § 5 Ziffer 5 u. 6 ſinngemäße 
Anwendung. 

3. Verſicherungen, zu deren Annahme die Sozietät nicht ver- 
pflichtet iſt, kann die Sozietät binnen einem Monat, nachdem ſie 
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, mit ein monatiger Friſt 
kündigen. | 

4. Die Sozietät kann endlich die Entſchädigung ganz oder 
teilweiſe verſagen, wenn der Schadensfall nach der Verletzung eintritt 
und die Verletzung auf Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit des Ver— 
ſicherungsnehmers beruht. Ihre Entſchädigungspflicht bleibt beſtehen, 
wenn die Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt des Schadens- 
falles und auf den Umfang der Leiſtung der Sozietät gehabt hat, | 
oder wenn bei Eintritt des Schadensfalles die Friſt für das | 
Kündigungsrecht der Sozietät (vergl. Ziffer 3) abgelaufen und eine 
Kündigung nicht erfolgt iſt. 


N $ 9. 1. Die Verſicherungsſumme iſt herabzuſetzen, wenn fie 
an den Verſicherungswert überſteigt (vergl. Art. 37 u. 38 der Satzung und 


ſumme. § 3 Ziffer 2, 3, 4 dieſer Verſicherungsbedingungen). 

2. Iſt der Verſicherungsnehmer mit der Herabſetzung nicht ein— 
verſtanden, ſo ſteht ihm ein Beſchwerderecht zu (Art. 37 und 46 der 
Satzung). Er kann aber auch die Verſicherung binnen einem Monat 
nach Empfang der Mitteilung ohne Friſt kündigen. Auf die 
Kündigung findet § 5 Ziffer 5 u. 6 ſinngemäße Anwendung. 

* $ 10. 1. Wer verſicherte Gebäude gegen Feuersgefahr ganz . 

cherung. oder teilweiſe anderweitig verſichert oder anderweitig verſicherte Ge— 

verhnerung. bäude bei der Sozietät verſichert, hat der Sozietät von der anderen 

Begehrte Verſicherung unverzüglich ſchriftlich unter Benennung des anderen 

verficherung. Verſicherers und der Verſicherungsſumme Mitteilung zu machen und 
ihre Genehmigung einzuholen. 

2. Wird die Genehmigung nicht eingeholt oder verſagt, fo 
haftet die Sozietät bis zur Aufhebung der anderen Verſicherung nicht. 


3. Iſt ein bei der Sozietät verſichertes Gebäude mit Genehmigung 
der Sozietät ganz oder teilweiſe auch anderweitig verſichert, ſo haftet 
die Sozietät nur anteilig nach dem Verhältnis der mit ihr ver— 
einbarten Verſicherungsſumme zum Geſamtbetrage der Verſicherungs— 
ſummen. Überſteigen die Verſicherungsſummen zuſammen den Ver— 
ſicherungswert (Doppelverſicherung), ſo haftet die Sozietät nach jenem 
Verhältnis nur für den Verſicherungswert. 
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4. Hat der Verſicherungsnehmer einen Teil des Schadens ſelbſt 
zu tragen (vereinbarte Selbſtverſicherung), ſo darf er für dieſen Teil 
nicht anderweit Verſicherung nehmen. Wird dieſer Beſtimmung 
zuwider gehandelt, ſo wird von der Sozietät die Entſchädigungsſumme 
um den Betrag gekürzt, den der Verſicherungsnehmer auf Grund der 
anderweitigen Verſicherung als Entſchädigung erhält. 

11. 1. Im Falle der Veräußerung der verſicherten unbeweg— 
lichen Sache durch den Verſicherungsnehmer tritt an Stelle des 
Veräußerers der Erwerber in die während der Dauer ſeines Eigen— 
tums aus dem Verſicherungsverhältnis ſich ergebenden Rechte und 
Pflichten des Verſicherungsnehmers ein. 

Die Sozietät hat jedoch hinſichtlich ihrer durch das Ver— 
ſicherungsverhältnis begründeten Leiſtungen die Veräußerung erſt 
dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn ſie von ihr Kenntnis er— 
langt hat. 

2. Die Veräußerung iſt dem Kreisfeuerſozietätsdirektor 
oder Landeshauptmann unverzüglich ſchriftlich anzuzeigen. 

Die Unterlaſſung der Anzeige hat 

a) bei den Verſicherungen, zu deren Annahme die Sozietät 
verpflichtet iſt, keine dem bisherigen Verſicherungsnehmer 
oder dem Erwerber nachteilige Folgen, 

b) bei ſonſtigen Verſicherungen die Folge, daß die Sozietät 
die Entſchädigung unter den im Geſetz beſtimmten Voraus- 
ſetzungen ganz oder zum Teil verſagen kann. 

3. Handelt es ſich um Verſicherungen, zu deren Annahme die 
Sozietät verpflichtet iſt, ſo ſteht der Sozietät ein Kündigungsrecht 
nicht zu; der Erwerber aber kann das Verſicherungsverhältnis mit 
ein monatiger Friſt kündigen. Bei ſonſtigen Verſicherungen iſt ſowohl 
die Sozietät wie der Erwerber berechtigt, das Verſicherungsverhältnis 
unter Einhaltung einer Friſt von einem Monat zu kündigen. § 5 
Ziffer 5 und 6 findet ſinngemäße Anwendung. 

Das Kündigungsrecht der Sozietät erliſcht einen Monat nach 
erlangter Kenntnis der Veräußerung, das des Erwerbers einen Monat 
nach dem Erwerbe oder, wenn der Erwerber von der Verſicherung 
keine Kenntnis hatte, einen Monat nach erlangter Kenntnis. 

4. Für die Beiträge, die auf die zur Zeit der Veräußerung 
laufende Verſicherungsperiode (Kalenderjahr) entfallen, haften der 
Veräußerer und Erwerber als Geſamtſchuldner. 

Außerdem haftet neben dem Veräußerer der Erwerber auch für 
rückſtändige Beiträge und Nebenkoſten. 

5. Bei der Zwangsverſteigerung finden die vorſtehenden Be— 
ſtimmungen entſprechende Anwendung. 

§ 12. 1. Eine Verſicherung kann mit Zuſtimmung der Sozietät, 


von dem, der den Vertrag mit ihr abſchließt (Verſicherungsnehmer), 


im eigenen Namen für einen anderen (den Verſicherten) mit Bezeichnung 
der Perſon desſelben genommen werden. (Verſicherung für fremde 
Rechnung.) . 

2. Bei der Verſicherung für fremde Rechnung kann der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer über die dem Verſicherten aus dem Vertrage zu⸗ 
ſtehenden Rechte im eigenen Namen verfügen. Der Verſicherungs⸗ 
nehmer iſt, auch wenn er nicht im Beſitze des Verſicherungsſcheines 


Ver⸗ 
außerung 
der ver⸗ 
ſicherten 
Sache. 


Ver⸗ 
cherung für 
fremde 
Rechnung. 
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iſt, ohne Zuſtimmung des Verſicherten zur Annahme der Entſchädigung 
und zur Übertragung der Rechte des Verſicherten befugt. Die Sozietät 
iſt berechtigt, vor Auszahlung der Entſchädigung von dem Ver— 
ſicherungsnehmer den Nachweis zu verlangen, daß der Verſicherte ſeine 
Zuſtimmung zu der Verſicherung und zur Empfangnahme der Ent— 
ſchädigung erteilt und keine anderweite Verſicherung genommen hat. 


3. Der Verſicherte kann über ſeine Rechte aus dem Ver⸗— 
ſicherungsverhältnis nicht verfügen, ſelbſt wenn er im Beſitz des Ver— 
ſicherungsſcheines iſt; er kann die noch nicht gezahlte Entſchädigung 
nur mit Zustimmung des Verſicherungsnehmers verlangen. 

4. Bei der Verſicherung für fremde Rechnung haftet die Sozietät 
nicht, ſoweit der Verſicherte die Sachen anderweitig verſichert hat. 


§ 13. 1. Der Verſicherungsnehmer hat jeden Schaden, für 
den er Erſatz verlangt, ſowie jeden Brandſtiftungsverſuch dem Kreis- 
feuerſozietätsdirektor und der Ortspolizei⸗ 

ehörde unverzüglich anzuzeigen. Auch das Abhandenkommen 
verſicherter Sachen bei dem Schadensfall iſt der Ortspolizei- 
behörde unter Bezeichnung der Sachen unverzüglich mitzuteilen. 

Der Pflicht zur Anzeige wird genügt, wenn die Anzeige binnen 
drei Tagen nach Eintritt des Schadensfalles erſtattet wird. 

2. Der Verſicherungsnehmer iſt verpflichtet, nach Möglichkeit 
für die Abwendung und Minderung des Schadens zu ſorgen und 
dabei die Weiſungen der Sozietät oder ihrer örtlichen Vertreter zu 
befolgen. Aufwendungen, die der Verſicherungsnehmer hierfür macht, 
fallen, auch wenn ſie erfolglos bleiben, der Sozietät zur Laſt, ſoweit 
5 Verſicherungsnehmer ſie den Umſtänden nach für geboten halten 
durfte. 

Nicht verpflichtet iſt die Sozietät, Aufwendungen zu erſetzen, 
die dem Verſicherungsnehmer durch die Leiſtungen der im öffentlichen 
Intereſſe beſtehenden Feuerwehren oder anderer zur Löſchhilfe Ver- 
pflichteter, ſowie durch Bewachung der Brandſtelle erwachſen. 

Die Sozietät braucht keine Vorſchüſſe auf die Aufwendungen 
zu leiſten. 

Aufräumungskoſten werden nur vergütet, wenn dies beſonders 
vereinbart iſt. 


3. Bis zur Feſtſtellung des Schadens darf der Verſicherungsnehmer 
ohne Einwilligung der Sozietät keine Anderungen vornehmen, es ſei 
denn, daß dieſe zur Erfüllung der ihm nach Ziffer 2 Abſ. 1 ob⸗ 
liegenden Pflicht oder im öffentlichen Intereſſe geboten ſind. ’ 

Insbeſondere darf er mutwillige Zerſtörungen verſchont ge— 
bliebener Teile weder veranlaſſen noch dulden. 


4. Die Sozietät iſt berechtigt, jede Unterſuchung vorzunehmen, 
die den Wert, den Schaden, ſeine Urſache und Höhe betrifft. 

Der Verſicherungsnehmer hat der Sozietät jede Auskunft zu 
erteilen, die zur Feſtſtellung des Schadensfalles oder der Höhe der 
Entſchädigung erforderlich iſt, auch für ſeine Anſprüche die Belege 
beizubringen, deren Beſchaffung ihm billigerweiſe zugemutet werden kann. 
Dadurch entſtehende Koſten trägt der Verſicherungsnehmer. 
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§ 14. 1. Hat der Verſicherungsnehmer eine Obliegenheit, die Pagen aer 
bei oder nach Eintritt des Schadensfalles (8 13) zu erfüllen war, der 
verletzt, jo kann die Sozietät die Entſchädigung ganz oder zum Teil seiten ses 
verſagen, es ſei denn, daß die Verletzung weder auf Vorſatz noch u 
auf grober Fahrläſſigkeit des Verſicherungsnehmers beruht. nehmers bei 

Wegen Unterlaſſung der Anzeige des Schadensfalles an die * 
Ortspolizeibehörde kann die Leiſtung jedoch nur bis zur Nachholung she 
der Anzeige verweigert werden. Schuldhafte 

Wird das Abhandenkommen verſicherter Sachen bei dem fn 


Schadensfall der Ortspolizeibehörde nicht angezeigt, jo darf die gde 


Leiſtung für andere als die abhanden gekommenen Sachen nicht faules. 


abgelehnt werden. 

2. Die Sozietät iſt von der Verpflichtung zur Leiſtung frei, 
wenn der Verſicherungsnehmer oder der Verſicherte den Schadensfall 
vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat, oder 
wenn die Brandſtiftung mit ſeinem Wiſſen und Willen erfolgt iſt, 
oder wenn er ſich bei Ermittelung des Schadens einer argliſtigen 
Täuſchung ſchuldig gemacht hat. 

§ 15. 1. Die Entſchädigung iſt — vorbehaltlich der Berdahlung der 
ſtimmungen der Ziffern 3 und 4 — grundſätzlich nur zur Wieder⸗ ſchadigung. 
herſtellung und erſt dann zu zahlen, wenn die beſtimmungsmäßige 
Verwendung des Geldes geſichert iſt, Die Zahlung der Entſchädigung 
erfolgt ſowohl bei Vollſchäden wie bei größeren Teilſchäden in der 
Regel in Teilbeträgen (vergl. Art. 48, Ziff. 1, Abſ. 1 und 2 der 
Satzung). Wird ausreichende Sicherheit geleiſtet, ſo kann die ganze 
Entſchädigung vor der Wiederherſtellung auf einmal gezahlt werden. 

2. Sieht der Landeshauptmann gemäß der ihm nach Art. 48, 
Ziff. 1, Abſ. 3 der Satzung zuſtehenden Berechtigung davon ab, daß 
die Entſchädigung zur Wiederherſtellung verwendet wird, ſo iſt die 
Entſchädigung — vorbehaltlich der Beſtimmungen der Ziffern 3 und 4 — 
mit dem Ablauf eines Monats nach vollſtändiger Feſtſtellung des 
Schadens zu zahlen. 

Sind jedoch Gebäude, für welche die Entſchädigung zu zahlen 
iſt, mit Hypotheken, Reallajten, Grund- oder Rentenjchulden belaſtet, 
ſo darf ohne Verpflichtung zur Wiederherſtellung die Entſchädigung 
erſt dann gezahlt werden, wenn die vor dem Schadensfalle ein— 
getragenen Realberechtigten in die ſofortige Auszahlung willigen und 
dies der Sozietät von dem Verſicherungsnehmer unter Befolgung der 
Beſtimmungen des Art. 48, Ziff. 1, Abſ. 4, 5, 6 der Satzung nach— 
gewieſen wird. 

Iſt der Schaden bis zum Ablauf eines Monats ſeit der Anzeige 
des Schadensfalles noch nicht vollſtändig feſtgeſtellt, ſo kann der 
Verſicherungsnehmer — unbeſchadet der nachfolgenden Beſtimmungen 
— die Feſtſetzung desjenigen Betrages, den die Sozietät nach Lage 
er mindeſtens zu zahlen hat, und die Zahlung dieſes Betrages 
ordern. 

3. Solange eine polizeiliche oder gerichtliche Unterſuchung über 
die Entſtehung des Brandes ſchwebt, kann die Sozietät die Aus- 
zahlung der Entſchädigung verweigern, bis der Verſicherungsnehmer 
eine Erklärung der zuſtändigen Behörde darüber beibringt, daß die 
Unterſuchung ſich nicht gegen ihn oder den Verſicherten richtet. 
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4. Solange die Auszahlung der Entſchädigung durch Legi⸗ 
timationsmängel oder durch ſonſtige geſetzliche Gründe gehindert 
wird, iſt die Sozietät nicht verpflichtet, die Entſchädigung zu zahlen 
oder zu hinterlegen oder die Folgen des Zahlungsaufſſchubes zu 
vertreten. 

5. Entſchädigungen, die gemäß der folgenden Beſtimmungen 
nicht rechtzeitig gezahlt werden, hat die Sozietät mit „vier“ vom 
Hundert für das Jahr zu verzinſen. Die Zinspflicht tritt ein 

a) bei Entſchädigungen, die unter Verpflichtung zur Wieder- 
herſtellung zu zahlen ſind, mit Beginn des Zahlungs— 
verzuges, 

b) bei Entſchädigungen, die ohne Verpflichtung zur Wieder- 
herſtellung zu zahlen ſind, mit dem Ablauf eines Monats 
ſeit Anzeige des Schadensfalles. 

Der Lauf der Friſt iſt gehemmt, ſolange infolge Verſchuldens 
des Verſicherungsnehmers der Schaden nicht feſtgeſtellt oder die 
Entſchädigung nicht gezahlt werden kann, oder ſobald die Ent— 
ſchädigung hinterlegt iſt. 

Bei Zinsbeträgen werden Bruchteile einer Mark auf volle 
Mark nach unten abgerundet. Zinsbeträge unter einer Mark werden 
nicht gezahlt. 

6. Der Anſpruch guf die ⸗Entſchädigung erliſcht, wenn der 
Verſicherungsnehmer weder von der Verpflichtung zur Wiederher— 
ſtellung befreit iſt, noch binnen 10 Jahren die Wiederherſtellung her- 
beigeführt hat. 

Die zehnjährige Friſt beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in 
dem der Brandſchaden ſtattgefunden hat. 

7. Die Auszahlung der Entſchädigung geſchieht koſtenfrei. 

8. Mit der Auszahlung der Entſchädigung gehen alle durch 
den Schadensfall begründeten Erſatzforderungen des Verſicherungs— 
nehmers gegen Dritte bis zur Höhe der geleiſteten Entſchädigung auf 
die Sozietät über. 5 

Rechts. $ 16. 1. Nach Eintritt des Schadensfalles oder nach ſonſtigem 
nach dem gänzlichen oder teilweiſen Untergang der verjicherten Sache bleibt die 
Jah dder Verſicherung beſtehen, bis ſie der Verſicherungsnehmer oder die 
AL) Sozietät ändert. Die fortlaufende Verſicherung umfaßt dann auch 
länlilzen die zum Wiederaufbau beſtimmten, auf dem Bauplatz oder in ſeiner 
eden unmittelbaren Nähe im Freien lagernden Bauſtoffe. 

Untergang Wird mit dem Wiederaufbau nicht innerhalb des laufenden 
Sin verOder des nächitfolgenden Gejchäftsjahres (Kalenderjahr) begonnen, 
vefinerten ſo erliſcht die Verſicherung mit dem Ablauf des letzteren. 

Der Verſicherungsnehmer hat einen Anſpruch auf Erlaß oder 
Ermäßigung der Beiträge vom Ablauf der Verſicherungsperiode 
(Kalenderjahr) ab bis zum Wiederaufbau oder bis zur Neubeſchaffung 
der Sachen. 

2. Der Eintritt des Schadensfalles begründet bei Verſicherungen, 
zu deren Annahme die Sozietät verpflichtet iſt, weder für dieſe, noch 
für den Verſicherungsnehmer ein Kündigungsrecht. 

Wer eine Brandentſchädigung von mindeſtens 500 ½/ erhält, 
it verpflichtet, noch fernere fünf volle Jahre bei der Sozietät ver- 
ſichert zu bleiben. 
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3. Bei Berficherungen, zu deren Annahme die Sozietät nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, hat jeder Teil nach dem Schadensfalle das Recht, das Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis binnen einem Monat nach dem Abſchluſſe der 
Verhandlungen über die Entſchädigung zu kündigen, der Verſicherungs⸗ 
nehmer jedoch nur dann, wenn er den Schaden in der vorgeſchriebenen 
Friſt ($ 13 Ziffer 1, Abſatz 2) angemeldet hat. Der Beitrag iſt in dieſem 
Falle gemäß der Beſtimmung des $ 6 Ziffer 4 zu zahlen. 

Die Sozietät hat eine Kündigungsfriſt von einem Monat ein⸗ 
zuhalten. Der Verſicherungsnehmer kann ohne Kündigungsfriſt, 
aber nicht für einen ſpäteren Zeitpunkt als den Schluß der laufenden 
Verſicherungsperiode (Kalenderjahr) kündigen. 

Die Kündigung ſeitens des Verſicherungsnehmers iſt, wenn es 
ſich um eine Gebäudeverſicherung handelt, nur wirkſam, wenn bis 
zu dem gewählten Ablaufstermin die Vorſchriften des 8 5 Ziffer 5 
und 6 erfüllt ſind. 

§ 17. Die Sozietät wird von der Verpflichtung zur Leiſtung Bertuft des 
frei, wenn der Verſicherungsnehmer ſeinen Anſpruch nicht innerhalb we 
einer Friſt von ſechs Monaten gerichtlich geltend gemacht hat. Der en 
Lauf der Friſt beginnt von dem Tage, an dem die Sozietät demwegen Richt- 
Verſicherungsnehmer gegenüber den Anſpruch unter Angabe der mit — — 
dem Ablauf der Friſt verbundenen Rechtsfolge jchriftlic) abgelehnt hat. 

§ 18. Für die beim Inkrafttreten dieſer Allgemeinen Ver⸗ubergangs 
ſicherungsbedingungen laufenden Verſicherungen wird ein neuern. 
Verſicherungsſchein nur auf Antrag und dann auf Koſten des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers ausgeſtellt (vergl. $ 5). 

§ 19. 1. Soweit nicht in der Satzung, in den vorjtehenden, Fan, 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen in Sonderbedingungen oder = 
durch beſondere Vereinbarung Abweichendes beſtimmt iſt, gelten für 
das Verſicherungsverhältnis die geſetzlichen Vorſchriften. 

2. Die vorſtehenden Allgemeinen Verſicherungsbedingungen treten 
am 1. Januar 1912 in Kraft. 


2. Allgemeine Bedingungen für die Verſicherung 
beweglicher Sachen. 

§ 1. 1. Die Sozietät haftet für den Schaden, der durch Brand, gata 
durch zündenden oder kalten Blitzſchlag oder durch Exploſion von 8 
Leuchtgas aller Art, auch wenn es nicht zu Beleuchtungszwecken dient, 
von Beleuchtungskörpern und von Haushaltungsheizeinrichtungen 
entſteht. Die Haftung für die Folgen anderer Exploſionen bedarf 
ohne Rückſicht auf ihre Entſtehungsurſache beſonderer Vereinbarung. 

2. Im Falle eines Brandes erſetzt die Sozietät jeden unmittel⸗ 
baren Sachſchaden, d. h. den Schaden, der an verſicherten Sachen 
durch ihre Zerſtörung oder Beſchädigung entſteht, ſoweit die Zer⸗ 
ſtörung oder Beſchädigung auf der Einwirkung eines ausgebrochenen 
Feuers beruht oder ſeine unmittelbare Folge iſt. 

Die Sozietät erſetzt ferner an mittelbaren Schäden auch den 
Schaden, der durch Abhandenkommen verſicherter Sachen beim 
Brande, ſowie den Schaden, der durch das Löſchen des Brandes, 
durch die zum Löſchen und zur Verhütung weiterer Verbreitung des 
Brandes erforderlichen Maßnahmen und durch Niederreißen und 
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Ausräumen entſteht und zwar an verſicherten Sachen immer, an 
nicht verſicherten Sachen nach billigem Ermeſſen. Einen weiteren 
Schaden, insbeſondere einen weiteren mittelbaren Schaden, ſowie 
den durch Eintritt des Schadensfalles entgehenden Gewinn umfaßt 
die Verſicherung nur, wenn dies beſonders vereinbart iſt. 
3. Die Haftung der Sozietät für einen durch Blitzſchlag oder 
Exploſion enſtehenden Schaden regelt ſich nach den Beſtimmungen 
der Ziffer 2. 
4. Die Sozietät haftet nicht, wenn Brände oder Exploſionen 
durch Erdbeben oder vulkaniſchen Ausbruch oder durch Maßregeln 
verurſacht werden, die im Kriege oder bei Aufruhr von einem 
militäriſchen Befehlshaber angeordnet werden. Bei allen Schäden, 
die während eines Erdbebens oder unmittelbar darauf entſtehen, 
wird angenommen, daß ſie durch das Erdbeben veranlaßt ſind, es 
ſei denn, daß der Verſicherungsnehmer nachweiſt, daß ſie auch ohne 
das Erdbeben entſtanden wären. j 
5. Die Sozietät haftet nicht für Schäden, welche die verſicherten 
Sachen dadurch erleiden, daß ſie ihrer Beſtimmung gemäß dem Feuer 
oder der Wärme ausgeſetzt werden. | 
1 — § 2. 1. Die Verſicherung heweglicher Sachen erſtreckt ſich auf 
(umfangderalle im Verſicherungsſchein ($ 6) aufgeführten Sachen. 
ficherung.) 2. Bares Geld und Wertpapiere, Urkunden, ungemünzte Edel- 
metalle, ungefaßte Edelſteine, ungefaßte echte Perlen ſind nur dann 
verſichert, wenn dies beſonders vereinbart iſt. Schmuck- und Kunſt⸗ 
gegenſtände ſind ohne beſondere Vereinbarung nur bis zum Betrage 
von je 500 „%/ verſichert. 
3. Die Verſicherung eines Inbegriffs von Sachen umfaßt die 
jeweils zum Inbegriff gehörigen Sachen. e 
4. Iſt die eigene Verſicherung von Haushaltungs⸗ und ſonſtigen 
Gebrauchsgegenſtänden für einen Inbegriff von Sachen genommen, 
ſo umfaßt ſie auch die Sachen der Familienangehörigen des Ver— 
ſicherungsnehmers und der in einem Dienſtverhältnis zu ihm ſtehenden 
Perſonen, wenn ſie mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft leben. In⸗ 
ſoweit gilt die Verſicherung als für fremde Rechnung genommen ($ 13). 
ee § 3. 1. Die Verſicherung beweglicher Sachen gilt, wenn nichts 
bereich der anderes vereinbart iſt, nur für die im Verſicherungsſchein ($ 6) 
ncherung. bezeichneten Räume (Verſicherungsräume). Innerhalb dieſer Räume 

können die Sachen ihren Stand- oder Aufbewahrungsort wechſeln. 

2. Für den Schaden an Haushaltungs- und Gebrauchsgegen⸗ 
ſtänden, die ſich vorübergehend außerhalb der Verſicherungsräume 
befinden, haftet die Sozietät bis zur Höhe von 10% der für verſicherte 
Sachen dieſer Art zuſammen feſtgeſetzten Verſicherungsſumme und 
bis zum Geſamtbetrage von 2000 M. 

3. Bei einem Wohnungswechſel bleibt die Verſicherung von 
Haushaltungs- und Gebrauchsgegenſtänden — auch während des 
Umzuges — beſtehen, wenn die neue Wohnung innerhalb des 
Deutſchen Reiches liegt. Der Verſicherungsnehmer iſt aber ver- 
pflichtet, der Sozietät unverzüglich und ſpäteſtens binnen ſechs 
— nachdem die Sachen überführt ſind, ſchriftlich Anzeige zu 

machen. 
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Wird die Anzeige nicht rechtzeitig erſtattet, ſo iſt die Sozietät 
von der Haftung frei, bis fie durch den Verſicherungsnehmer oder 
anderweitig von dem Umzuge Kenntnis erhält. Die Haftung der 
Sozietät bleibt beſtehen, wenn die Verletzung der Anzeigepflicht eine 
unverſchuldete iſt. 

Die Sozietät iſt berechtigt, die Verſicherung der durch den 
Umzug verbrachten Haushaltungs- und Gebrauchsgegenſtände mit 
ein monatiger Friſt zu kündigen. Das Kündigungsrecht erliſcht, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an aus⸗ 
geübt wird, an dem die Sozietät von dem Umzuge Kenntnis 
erlangt hat. 

§ 4. 1. Die Verſicherung darf nicht zu einer Bereicherung ver— 
führen. Die Sozietät haftet nur für den Verſicherungswert der u 
Sachen zur Zeit des Eintritts des Schadensfalles bis zur Höhe der u nangs 
Verſicherungsſumme. wert. 

Iſt die Verſicherungsſumme höher als der Verſicherungswert 
zur Zeit des Eintritts des Schadensfalles (Überverſicherung), ſo hat 
die Sozietät dem Verſicherungsnehmer nicht mehr als den Betrag 
des Schadens zu erſetzen. Iſt die Verſicherungsſumme niedriger als 
der Verſicherungswert zur Zeit des Eintritts des Schadensfalles 
(Unterverſicherung), ſo haftet die Sozietät nur nach dem Verhältnis 
der Verſicherungsſumme zum Verſicherungswert. 

Die Verſicherung an ſich begründet keinen Beweis für das 
Vorhandenſein und den Wert der verſicherten Sachen zur Zeit des 
Schadensfalles. 

2. Sind die Sachen in dem Verſicherungsſchein ($ 6) poſitions⸗ 
weiſe aufgeführt, ſo bilden die für die einzelnen Poſitionen feſtgeſetzten 
Verſicherungsſummen die Grenze für die Erſatzpflicht der Sozietät, 
rg nicht ein Ausgleich zwiſchen einzelnen Poſitionen verein- 
bart iſt. 

3. Bei beweglichen Sachen gilt als Verſicherungswert der 
Betrag, der erforderlich iſt, um Sachen gleicher Art anzuſchaffen, 
unter billiger Berückſichtigung des aus dem Unterjchiede zwiſchen 
alt und neu ſich ergebenden Minderwertes. 

4. Bei Sachen, die einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, Kunſt⸗ 
oder Liebhaberwert haben, gilt als Verſicherungswert der gemeine 
Wert, wenn nichts anderes vereinbart iſt. 

5. Die Verſicherungsſumme muß durch 100 ohne Reit teil- 


bar ſein. 

5. 1. Die Verſicherung beweglicher Sachen erfolgt auf Anzeige 
Grund eines ſchriftlichen Antrages, deſſen Form der Landeshaupt- erde 
mann vorſchreibt. 1 


2. Der Verſicherungsnehmer hat der Sozietät bei Abſchlußkleſchlußves 
des Vertrages alle ihm bekannten Umſtände, die für die Übernahme ai 
der Gefahr erheblich ſind, ſchriftlich anzuzeigen. 

3. Iſt ein erheblicher Umſtand nicht oder unrichtig angezeigt, 
fo hat die Sozietät das Recht, gemäß der SS 16—21 des Reichs- 
geſetes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 
(R.⸗G.⸗Bl. 1908 Nr. 30) ) von der Verſicherung zurückzutreten und 


) Siehe Anmerkung auf Seite 191 und 192. 
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die Leiſtung der Entſchädigung bei Eintritt des Schadensfalles zu 
verſagen. 

§ 6. 1. Der Verſicherungsnehmer erhält von der Sozietät 
koſtenfrei einen Verſicherungsſchein, zu deſſen Unterzeichnung eine 


Alles der mechaniſch hergeſtellte Namensunterſchrift genügt. 
Ver⸗ 


ſicherung. 


Der Inhalt des Verſicherungsſcheines gilt als genehmigt, wenn 
der Verſicherungsnehmer nicht binnen einem Monat nach Empfang 
bei dem Landeshauptmann ſchriftlich Widerſpruch erhebt. Das 
Recht des Verſicherungsnehmers, die Genehmigung wegen Irrtums 
anzufechten, bleibt unberührt. 

Der Verſicherungsnehmer kann jederzeit Abſchriften der Er— 
klärungen fordern, die er mit Bezug auf den Vertrag abgegeben 
hat. Die Koſten dieſer Abſchriften hat er zu erſtatten. 

2. Iſt nichts anderes vereinbart, ſo beginnen die Verſicherungen 
mit dem Ablauf des Tages, an dem die Annahme von dem Landes— 
hauptmann genehmigt iſt. 

Wird der Antrag nicht innerhalb eines Monats nach Eingang 
beanſtandet oder abgelehnt, ſo gilt er als genehmigt. 

Der Antragſteller iſt an ſeinen Antrag einen Monat gebunden. 

3. Als Verſicherungsperiode gilt das Geſchäftsjahr der Sozietät 
(Kalenderjahr). 

4. Iſt nichts anderes vereinbart, ſo gelten die Berficherungs- 
verträge als auf 10 Jahre abgeſchloſſen, wobei die ein- oder mehr⸗ 
jährige Dauer vom Beginn des nächſten Geſchäftsjahres ab gerechnet 
wird. Die Vertragsdauer der beim Inkrafttreten dieſer allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen laufenden Verſicherungen bleibt unberührt. 

5. Iſt eine ein⸗ oder mehrjährige Verſicherung drei Monate 
vor ihrem Ablauf von keiner Seite durch ein geſchriebenen Brief 
gekündigt, ſo gilt ſie als ſtillſchweigend um ein Jahr und weiter 
von Jahr zu Jahr verlängert. 

Die Kündigung des Verſicherungsnehmers iſt an den Landes— 
hauptmann zu richten. Der Verſicherungsſchein iſt tunlichſt bei⸗ 
zufügen. 

§ 7. 1. Die Beiträge find nach Maßgabe des Artikels 26 


vetträgedesdfpf, 1 der Satzung halbjährlich nachträglich binnen vier Wochen 


ne 


b 


m 


fiherungs- nach erfolgter Zahlungsaufforderung an die damit beauftragten 
ers Hebeſtellen auf Koſten und Gefahr des Verſicherungsnehmers zu 


zahlen. 

Etwaige Nebenkoſten ſind ſofort fällig. 

In beſonderen Fällen kann die Vorausbezahlung des Bei- 
trages für ein oder mehrere Jahre vereinbart werden. 

2. Werden Beiträge und etwaige Nebenkoſten nicht rechtzeitig 
gezahlt, ſo haftet die Sozietät nicht, wenn der Verſicherungsnehmer 
vier Wochen nach Empfang der Zahlungsaufforderung mit der 
Zahlung im Rückſtande geblieben iſt. In der Zahlungsaufforderung 
iſt auf dieſe Folge hinzuweiſen. 

3. Die Sozietät iſt im Falle der Ziffer 2 auch berechtigt, das 
Verſicherungsverhältnis mit ein monatiger Friſt zu kündigen. Die 
Wirkungen der Kündigung treten nicht ein, wenn vor Ablauf der 
Friſt gezahlt wird. 
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4. Kündigt der Verſicherungsnehmer vor Ablauf der Vertrags- 
zeit, ſo muß er den Beitrag bis zum Schluß des Kalenderjahres 
zahlen, kündigt die Sozietät, ſo darf ſie nur den Beitrag aus— 
ſchreiben, der für die abgelaufene Verſicherungszeit zu entrichten iſt. 

Sind Beiträge für ein oder mehrere Jahre vorausbezahlt, ſo 
kann die Sozietät den Betrag einbehalten, den ſie bei Abſchluß der 
Verſicherung für die abgelaufene Zeit feſtgeſetzt haben würde. 

5. Angefangene Monate werden für voll gerechnet. 

6. Ein Anſpruch auf Erſtattung irrtümlich gezahlter Beiträge 
kann nur für das laufende und das vorausgegangene Verſicherungs— 
jahr erhoben werden. 

§ 8. 1. Nach dem Abſchluſſe des Vertrages darf der Ver— 7 — 
ſicherungsnehmer nur mit Einwilligung der Sozietät eine Erhöhung 
der Gefahr vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten 
geſtatten. 

2. Der Verſicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, mag ſie 
mit oder ohne ſeinen Willen erfolgt ſein, nach erlangter Kenntnis 
dem Landeshauptmann unverzüglich ſchriftlich mitzuteilen. 

3. Verletzt der Verſicherungsnehmer dieſe Vorſchriften, ſo kann 
die Sozietät gemäß den §§ 24—30 des Reichsgeſetzes über den 
Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (R.⸗G.⸗Bl. 1908 Nr. 30) ) 
die Verſicherung kündigen und bei Eintritt des Schadensfalles die 
Entſchädigung verſagen. 

4. Will die Sozietät von ihrem Kündigungsrecht keinen Ge— 
brauch machen, jo kann ſie, wenn die Gefahrerhöhung für die Be— 
meſſung des Verſicherungsbeitrages erheblich iſt, die Vertragsbedingungen 
abändern und vom Beginn der laufenden Verſicherungsperiode 
e den Verſicherungsnehmer zu erhöhten Leiſtungen her— 
anziehen. 

Will der Verſicherungsnehmer unter den abgeänderten Be— 
dingungen die Verſicherung nicht fortſetzen, ſo kann er ſie — unbeſchadet 
des Rechts der Sozietät auf die höheren Beiträge für die laufende 
Verſicherungsperiode — binnen einem Monat nach Empfang der 
Mitteilung mit ein monatiger Friſt kündigen. 

§ 9. 1. Der Verſicherungsnehmer darf die geſetzlichen oder osten. 
polizeilichen Sicherheitsvorſchriften und die zur Verminderung der i 
Gefahr oder zur Verhütung einer Gefahrerhöhung vertraglich über— 
nommenen Verpflichtungen weder ſelbſt verletzen, noch ihre Verletzung 
durch einen Dritten dulden. 

2. Verletzt der Verſicherungsnehmer die geſetzlichen oder polizeilichen 
Sicherheitsvorſchriften oder die vertraglich übernommenen Pflichten, 
ſo kann die Sozietät binnen einem Monat, nachdem ſie von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, mit ein monatiger Friſt kündigen 
oder die Vertragsbedingungen abändern. 

Will der Verſicherungsnehmer unter den abgeänderten Be— 
dingungen die Verſicherung nicht fortſetzen, ſo kann er ſie binnen 
einem Monat mit ein monatiger Friſt kündigen. 

3. Die Sozietät kann endlich die Entſchädigung ganz oder 
teilweiſe verſagen, wenn der Schadensfall nach der Verletzung eintritt 


) Siehe Anmerkung auf Seite 194 und 195. 


206 II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


und die Verletzung auf Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit des Ver— 
ſicherungsnehmers beruht. Ihre Entſchädigungspflicht bleibt beſtehen, 
wenn die Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt des Schadens— 
falles und auf den Umfang der Leiſtung der Sozietät gehabt hat, 
oder wenn bei Eintritt des Schadensfalles die Friſt für das Kün⸗ 
digungsrecht der Sozietät (Ziffer 2) abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt iſt. 

Herab S 10. 1. Die Verſicherungsſumme kann herabgeſetzt werden, 
eb der wenn ſie den Verſicherungswert erheblich überſteigt (vergl. Artikel 40 
bc der Satzung. 

f 2. Iſt der Verſicherungsnehmer mit der Herabſetzung nicht 
einverſtanden, jo kann er die Verſicherung binnen einem Monat 
nach Empfang der Mitteilung ohne Friſt kündigen. 

Mehrfache 8 11. 1. Wer die verſicherte Sache gegen Feuersgefahr ganz 
ere oder teilweiſe anderweitig verſichert oder anderweitig verſicherte Sachen 


ſicherung N b. f 8 
Doppel“ bei der Sozietät verſichert, hat der Sozietät von der anderen Ver— 


Valehhbarte ſicherung unverzüglich ſchriſtlich unter Benennung des anderen Ber- 
et ſicherers und der Verſicherungsſumme Mitteilung zu machen. 

2. Die Sozietät iſt berechtigt, innerhalb eines Monats, nachdem 
ſie von der anderweitigen Verſicherung Kenntnis erlangt hat, die 
Verſicherung mit einer Friſt von drei Monaten zu kündigen. 

3. Wird die Mitteilung (Ziffer 1) nicht unverzüglich gemacht, 
ſo iſt die Sozietät bis zum Fortfall der anderweiten Verſicherung 
von der Verpflichtung zur Leiſtung frei, wenn der Schadensfall ſpäter 
als zwei Monate nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem der Sozietät 
die Mitteilung hätte zugehen müſſen. 

Die Verpflichtung zur Leiſtung bleibt beſtehen, wenn zur Zeit 
des Eintritts des Schadensfalles die Friſt für die Kündigung der 
Sozietät bereits abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt iſt. 

4. Iſt eine bei der Sozietät verſicherte Sache ganz oder teilweiſe 
auch anderweitig verſichert, ſo haftet die Sozietät nur anteilig nach 
dem Verhältnis der mit ihr vereinbarten Verſicherungsſumme zum 
Geſamtbetrage der Verſicherungsſummen. Überſteigen die Ver— 
ſicherungsſummenzuſammen den Verſicherungswert(Doppelverſicherung), 
jo haftet die Sozietät nach jenem Verhältnis nur für den Ver— 
ſicherungswert. 

5. Hat der Verſicherungsnehmer einen Teil des Schadens ſelbſt 
zu tragen (vereinbarte Selbſtverſicherung), ſo darf er für dieſen Teil 
nicht anderweit Verſicherung nehmen. Wird dieſer Beſtimmung 
zuwidergehandelt, fo wird von der Sozietät die Entſchädigungsſumme 
um den Betrag gekürzt, den der Verſicherungsnehmer auf Grund 
der anderweitigen Verſicherung als Entſchädigung erhält. 

Ver ⸗ $ 12. 1. Im Falle der Veräußerung der verſicherten Sache 
ns durch den Verſicherungsnehmer tritt an Stelle des Veräußerers der 
verfiherten Erwerber in die während der Dauer feines Eigentums aus dem 
Verſicherungsverhältnis ſich ergebenden Rechte und Pflichten des 
Verſicherungsnehmers ein. 

Die Sozietät hat hinſichtlich ihrer durch das Verſicherungs— 
verhältnis begründeten Leiſtungen die Veräußerung erſt dann gegen 
ſich gelten zu laſſen, wenn ſie von ihr Kenntnis erlangt hat. 
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2. Die Veräußerung iſt dem Landeshauptmann unverzüglich 
ſchriftlich anzuzeigen. Wird ſie weder von dem Veräußerer noch 
von dem Erwerber angezeigt, ſo kann die Sozietät die Entſchädigung 
unter den im Geſetz beſtimmten Vorausſetzungen ganz oder teilweiſe 
verſagen. 

3. Die Sozietät und der Erwerber ſind berechtigt, die Verſicherung 
mit ein monatiger Friſt zu kündigen. Das Kündigungsrecht der 
Sozietät erliſchteinen Monat nach erlangter Kenntnis der Veräußerung, 
das des Erwerbers einen Monat nach dem Erwerbe oder, wenn der 
Erwerber von der Verſicherung keine Kenntnis hatte, einen Monat 
nach 1 Kenntnis. 

4. Für die Beiträge, welche auf die zur Zeit der Veräußerung 
laufende Verſicherungsperiode (Kalenderjahr) entfallen, haften der 
e und Erwerber als Geſamtſchuldner. 

5. Bei der Zwangsverſteigerung finden die vorſtehenden Be— 
ſtimmungen entſprechende Anwendung. 

8 13. 1. Eine Verſicherung kann mit Zuſtimmung der Sozietät, „er für 
von dem, der den Vertrag mit ihr abſchließt (Berſicherungsnehmer), fremde 
im eigenen Namen für einen anderen (den Verſicherten) mit Be- echnung. 
zeichnung der Perſon desſelben genommen werden. (Verſicherung 
für fremde Rechnung). 

2. Bei der Verſicherung für fremde Rechnung kann der Ver— 

ſicherungsnehmer über die dem Verſicherten aus dem Vertrage zu— 
ſtehenden Rechte im eigenen Namen verfügen. Der Verſicherungs— 
nehmer iſt, auch wenn er nicht im Beſitze des Verſicherungsſcheines 
iſt, ohne Zuſtimmung des Verſicherten zur Annahme der Entſchä— 
digung und zur Übertragung der Rechte des Verſicherten befugt. 
Die Sozietät iſt berechtigt, vor Auszahlung der Entſchädigung von 
dem Verſicherungsnehmer den Nachweis zu verlangen, daß der Ver— 
ſicherte ſeine Zuſtimmung zu der Verſicherung und zur Empfangnahme 
der Entſchädigung erteilt und keine anderweite Verſicherung ge— 
nommen hat. 

3. Der Verſicherte kann über ſeine Rechte aus dem Ver— 
ſicherungsverhältnis nicht verfügen, ſelbſt wenn er im Beſitz des 
Verſicherungsſcheines iſt; er kann die noch nicht gezahlte Entſchä— 
digung nur mit Zuſtimmung des Verſicherungsnehmers verlangen. 

4. Bei der Verſicherung für fremde Rechnung haftet die Sozietät 
nicht, ſoweit der Verſicherte die Sachen anderweitig verſichert hat. 

14. 1. Der Verſicherungsnehmer hat jeden Schaden, für * 
den er Erſatz verlangt, ſowie jeden Brandſtiftungsverſuch der Sozietät des Xer- 
oder ihrem örtlichen Vertteter und der DOrtspolizeibehörderumes re 
unverzüglich anzuzeigen. Auch das Abhandenkommen verſicherter u 
Sachen bei dem Schadensfall iſt der Ortspolizeibehörde unter ee 
Bezeichnung der Sachen unverzüglich mitzuteilen. 2255 

Der Pflicht zur Anzeige wird genügt, wenn die Anzeige binnen 
drei Tagen nach Eintritt des Schadensfalles erſtattet wird. 

2. Der Verſicherungsnehmer iſt verpflichtet, nach Möglichkeit 
für die Abwendung und Minderung des Schadens zu ſorgen und 
dabei die Weiſungen der Sozietät oder ihrer örtlichen Vertreter zu 
befolgen. Aufwendungen, die der Verſicherungsnehmer hierfür macht, 
fallen, auch wenn ſie erfolglos bleiben, der Sozietät zur Laſt, ſoweit 
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. ſie den Umſtänden nach für geboten halten 
durfte. 

Nicht verpflichtet iſt die Sozietät, Aufwendungen zu erſetzen, 
die dem Verſicherungsnehmer durch die Leiſtungen der im öffentlichen 
Intereſſe beſtehenden Feuerwehren oder anderer zur Löſchhilfe Ver⸗ 
pflichteter, ſowie durch Bewachung der Brandſtelle erwachſen. 

Die Sozietät braucht keine Vorſchüſſe auf die Aufwendungen 
zu leiſten. 

3. Bis zur Feſtſtellung des Schadens darf der Verſicherungs— 
nehmer ohne Einwilligung der Sozietät keine Anderungen vor⸗ 
nehmen, es ſei denn, daß dieſe zur Erfüllung der ihm nach Ziffer 2 
Abſ. 1 obliegenden Pflicht oder im öffentlichen Intereſſe geboten ſind. 

Insbeſondere darf er mutwillige Zerſtörungen verſchont ge— 
bliebener Teile weder veranlaſſen noch dulden. 

4. Die Sozietät iſt berechtigt, jede Unterſuchung vorzunehmen, 
die den Wert, den Schaden, ſeine Urſache und Höhe betrifft. 

Der Verſicherungsnehmer hat der Sozietät jede Auskunft zu 
erteilen, die zur Feſtſtellung des Schadensfalles oder der Höhe der 
Entſchädigung erforderlich iſt, auch für ſeine Anſprüche die Belege 
beizubringen, deren Beſchaffung ihm billigerweiſe zugemutet werden 
kann. 

Der Verſicherungsnehmer hat ferner auf Verlangen ein Ver⸗ 
zeichnis der zur Zeit des Eintritts des Schadens vorhanden geweſenen, 
der bei dem Schadensfalle zerſtörten oder abhanden gekommenen, 
ſowie der beſchädigten und unbeſchädigten Sachen unter Angabe 
ihres Wertes vor dem Schadensfall gewiſſenhaft anzufertigen und 
der Sozietät binnen einer angemeſſenen Friſt von mindeſtens zwei 
Wochen einzureichen. Dadurch entſtehende Koſten trägt der Ver— 
ſicherungsnehmer. 

§ 15. 1. Hat der Verſicherungsnehmer eine Obliegenheit, die 
bei oder nach Eintritt des Schadensfalles (8 14) zu erfüllen war, 


ten perletzt, jo kann die Sozietät die Entſchädigung ganz oder zum Teil 


verſagen, es ſei denn, daß die Verletzung weder auf Vorſatz noch 
auf grober Fahrläſſigkeit des Verſicherungsnehmers beruht. 

Wegen Unterlaſſung der Anzeige des Schadensfalles an die 
Ortspolizeibehörde kann die Leiſtung jedoch nur bis zur Nachholung 
der Anzeige verweigert werden. 

Wird das Abhandenkommen verſicherter Sachen bei dem 
Schadensfall der Ortspolizeibehörde nicht angezeigt, ſo darf die 
Leiſtung für andere als die abhanden gekommenen Sachen nicht ab— 
gelehnt werden. 

2. Die Sozietät iſt von der Verpflichtung zur Leiſtung frei, 
wenn der Verſicherungsnehmer oder der Verſicherte den Schadensfall 
vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat, oder 
wenn die Brandſtiftung mit ſeinem Wiſſen und Willen erfolgt iſt, 
oder wenn er ſich bei Ermittelung des Schadens einer argliſtigen 
Täuſchung ſchuldig gemacht hat. 


Zahlung der $ 16. 1. Die Entſchädigung iſt — vorbehaltlich der nach⸗ 


Entſchädi⸗ 
gung. 


folgenden Beſtimmungen — mit dem Ablauf eines Monats nach 
vollſtändiger Feſtſtellung des Schadens fällig. 
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Iſt der Schaden bis zum Ablauf eines Monats ſeit der 
Anzeige des Schadensfalles noch nicht vollſtändig feſtgeſtellt, ſo kann 
der Verſicherungsnehmer — unbeſchadet der nachfolgenden Be— 
ſtimmungen — die Feſtſetzung desjenigen Betrages, den die Sozietät 
nach Lage der Sache mindeſtens zu zahlen hat, und die Zahlung 
dieſes Betrages fordern. 

2. Solange eine polizeiliche oder gerichtliche Unterſuchung über 
die Entſtehung des Brandes ſchwebt, kann die Sozietät die Aus⸗ 
zahlung der Entſchädigung verweigern, bis der Verſicherungsnehmer 
eine Erklärung der zuſtändigen Behörde darüber beibringt, daß die 
Unterſuchung ſich nicht gegen ihn oder den Verſicherten richtet. 

3. Solange die Auszahlung der Entſchädigung durch Legiti⸗ 
mationsmängel oder durch ſonſtige geſetzliche Gründe gehindert wird, 
iſt die Sozietät nicht verpflichtet, die Entſchädigung zu zahlen oder 
zu hinterlegen oder die Folgen des Zahlungsaufſchubes zu vertreten. 

4. Die Sozietät hat nach Ablauf eines Monats ſeit Anzeige 
des Schadensfalles die Entſchädigung mit „vier“ vom Hundert für 
das Jahr zu verzinſen. Der Lauf der Friſt iſt gehemmt, ſolange 
infolge Verſchuldens des Verſicherungsnehmers der Schaden nicht 
feſtgeſetzt oder die Entſchädigung nicht gezahlt werden kann, oder 
ſobald die Entſchädigung hinterlegt iſt. 

Bei Zinsbeträgen werden Bruchteile einer Mark auf volle Mark 
. abgerundet. Zinsbeträge unter einer Mark werden nicht 
gezahlt. 

5. Die Zahlung der Entſchädigung geſchieht koſtenfrei. 

6. Mit der Auszahlung der Entſchädigung gehen alle durch 
den Schadensfall begründeten Erſatzforderungen des Verſicherungs— 
nehmers gegen Dritte bis zur Höhe der geleiſteten Entſchädigung 
auf die Sozietät über. . 

8 17. 1. Nach Eintritt des Schadensfalles oder nach ſonſtigem mechtsver⸗ 
gänzlichen oder teilweiſen Untergang der verficherten Sache bleibt“ nden a 
die Verſicherung beſtehen, bis fie der Verſicherungsnehmer oder die cgerenahn 
Sozietät ändert. fonftigem 

Der Verſicherungsnehmer hat einen Anſpruch auf Erlaß oder dar ale 
Ermäßigung der Beiträge vom Ablauf der Verſicherungsperiode ab Sn 
bis zur Neubeſchaffung der Sachen. der ver- 

2. Nach Eintritt des Schadensfalles hat jeder Teil das Recht, ache 
das Verſicherungsverhältnis binnen einem Monat nach dem 
Abſchluſſe der Verhandlungen über die Entſchädigung zu kündigen, 
der Verſicherungsnehmer jedoch nur dann, wenn er den Schaden in 
der vorgeſchriebenen Friſt (8 14) angemeldet hat. Der Beitrag iſt in 
dieſem Falle gemäß der Beſtimmung des 87 Fiffer 4 zu entrichten. 

Die Sozietät hat eine Kündigungsfriſt von einem Monat 
einzuhalten. Der Verſicherungsnehmer kann ohne Kündigungsfriſt, 
aber nicht für einen ſpäteren Zeitpunkt als den Schluß der laufenden 
Verſicherungsperiode (Kalenderjahr) kündigen. 

§ 18. Die Sozietät wird von der Verpflichtung zur Leiſtung Narres 
frei, wenn der Verſicherungsnehmer feinen Anſpruch nicht innerhalb des Ver 
einer Friſt von ſechs Monaten gerichtlich geltend gemacht hat. "nme 
Der Lauf der Friſt beginnt von dem Tage, an dem die Sozietät wean 
dem Verſicherungsnehmer gegenüber den Anſpruch unter Angabe der machung. 
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5 dem Ablaufe der Friſt verbundenen Rechtsfolge ſchriftlich abge— 
ehnt hat. 

§ 19. Für die beim Inkrafttreten dieſer Allgemeinen Ver⸗ 
ſi cherungsbedingungen laufenden Verſicherungen wird ein Ver— 
ſicherungsſchein nur auf Antrag und dann auf Kojten des Ver— 
ſicherungsnehmers ausgeſtellt. (Vergl. 8 6, Ziffer 1.) 

8 20. 1. Soweit nicht in der Satzung, in den vorſtehenden 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen, in Sonderbedingungen oder 
durch beſondere Vereinbarung Abweichendes beſtimmt iſt, gelten für 
das Verſicherungsverhältnis die geſetzlichen Vorſchriften. 

2. Die vorſtehenden Allgemeinen Berficherungsbedingungen 
treten am 1. Januar 1912 in Kraft. 


3. Zuſatzbedingungen für landwirtſchaftliche 
Verſicherungen. 


§ 1. Für landwirtſchaftliche Verſicherungen gelten außer den 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen die nachſtehenden Vorſchriften. 

8 2. Die Sozietät haftet bei landwirtſchaftlichen Verſicherungen 
auch für den Schaden, welcher durch Exploſion der dem landwirt- 
ſchaftlichen Betriebe dienenden Dampfkeſſel (Dampferzeuger) und 
Exploſionsmotoren an unbeweglichen und beweglichen Sachen entſteht. 

§ 3. Die landwirtſchaftliche Verſicherung erſtreckt ſich auf die 
durch eigenen Anbau gewonnenen oder zum eigenen Bedarf erworbenen 
Ernteerzeugniſſe und landwirtſchaftlichen Vorräte, ſowie auf die zum 
Betriebe der Landwirtſchaft gehörigen Viehbeſtände und Geräte. 

84 1. Als Verſicherungsräume gelten, wenn nichts anderes 
vereinbart iſt, ſämtliche vom Verſicherungsnehmer zu landwirtſchaft⸗ 
lichen Zwecken benutzte, nach Lage, Bau- und Benutzungsart im 
Verſicherungsſchein bezeichnete Gebäude mit Ausnahme der offenen 
Feldſcheunen (Mieten-, Schober-, Diemenſchuppen — vergl. Mieten⸗ 
verſicherungsbedingungen), der Hofraum und ſämtliche Ländereien 
des Gehöfts und ſeiner wirtſchaftlich zugehörigen Vorwerke nebſt 
allen dahin führenden Wegen, ſowie die Wege nach und von 
deutſchen Märkten, Ausſtellungen und Ablieferungsorten mit Ein- 
ſchluß 10 Unterkunftsitellen, Märkte, Ausſtellungen und Ablieferungs- 
orte ſelbſt. 

2. Hat jemand für mehrere ihm gehörige Güter landwirtſchaft— 
liche Verſicherungen bei der Sozietät genommen, ſo gelten die auf 
einem Gute verſicherten Sachen auch auf den anderen Gütern als 
verſichert, wenn ſie dorthin gebracht werden. 

3. Außerhalb der Verſicherungsräume gelten als verſichert: 

a) Mahlgut nebſt den Säcken auf der Mühle und beim 
Hin⸗ und Rücktransport; 

b) landwirtſchaftliche Geräte, die zur Ausbeſſerung nach außer— 
halb gegeben ſind; 

c) landwirtſchaftliche Geräte und Maſchinen, die behufs 
nachbarlicher Aushilfe unentgeltlich und nur vorübergehend 
verliehen ſind; (bei Lohn-Dreſchſätzen bedarf es zur. 
Außenverſicherung beſonderer Vereinbarung); 
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d) Vieh gegen Blitzſchlag auf der ganzen Feldmark der 
Gemeinde, zu welcher der Verſicherungsnehmer gehört; 
Gutsvieh auch, wenn es in die Nachbarſchaft auf Weide 
gegeben iſt. 


4. Wenn jemand infolge eines Brandſchadens genötigt iſt, ſein 


bei der Sozietät verſichertes Vieh oder ſeine ſonſtigen verſicherten 
Sachen anderweitig unterzubringen, jo gelten dieſe Sachen, voraus- 
geſetzt, daß der Sozietät davon Anzeige erſtattet wird, auch außerhalb 
als verſichert, ſelbſt wenn die neuen Unterkunftsſtellen nicht im 
Geſchäftsbereiche der Sozietät liegen. 

§ 5. 1. Die Verſicherung der Ernteerzeugniſſe umfaßt ohne 
Unterſcheidung nach den einzelnen Fruchtgattungen die geſamten 
jeweils in den Verſicherungsräumen vorhandenen Beſtände an Halm-, 
Hülfen- und Olfrüchten jeder Art, an Körnern, Sämereien, Gräſern, 
Stroh, Heu, Futterkräutern und Obſt einſchließlich der älteren 
Beſtände und des Zukaufs. 

Der Verſicherungsnehmer iſt verpflichtet, die geſamten Vorräte 
dieſer Art zum vollen Wert für die Zeit des ganzen Erntejahres zur 
Verſicherung anzugeben. 

Hackfrüchte und Handelsgewächſe müſſen, um als verſichert zu 
gelten, beſonders angemeldet werden. 

2. Die Erntefrüchte ſind auch auf dem Halme, während der 
Erntearbeiten und, bis zum Höchſtbetrage von 20 000 % für den 
einzelnen Schadensfall, beim Aufſtellen in Mieten (Schobern, Diemen) 
verſichert. Nach Ablauf einer Woche, vom Beginn des Einbringens 
in Mieten an gerechnet, ſcheiden die in Mieten geſetzten Erntefrüchte 
aus der Verſicherung aus. Für Erntefrüchte, die länger als eine 
Woche in Mieten verſichert bleiben ſollen, muß eine beſondere Mieten— 
verſicherung beantragt werden. Für Mietenverſicherungen gelten 
beſondere Bedingungen. Werden die Erntefrüchte aus den Mieten 
in die Wirtſchaftsräume verbracht, ſo fallen ſie unter die Ernte— 
verſicherung (Ziffer 1). . 

3. Können nach Eintritt des Schadensfalles die Erntebeſtände, 
einſchließlich der aus früheren Jahren und des Zukaufs, weder durch 
ordnungsmäßig geführte Wirtſchaftsbücher, noch durch Belege oder 
in anderer zuverläſſiger Weiſe ermittelt werden, ſo wird angenommen, 
daß eine gleichmäßige Verminderung der Beſtände ſtattgefunden hat 
und zwar bei Getreide und Stroh vom 1. September ab täglich um 
% , bei Futtergewächſen vom 1. November ab täglich um /40. 
Für die Wertberechnung ſind die mittleren Preiſe des nächſten Markt⸗ 
ortes am Brandtage maßgebend. Bei Dreſchfrucht werden vom 
Körnerwerte die Dreſchkoſten nicht in Abrechnung gebracht, ſofern 
fie tatſächlich nicht erſpart werden. Für erſparte Marktfuhren wird 
kein Abzug gemacht. 

§ 6. 1. Die Verſicherung der Viehbeſtände umfaßt, wenn 
nichts anderes vereinbart iſt, den geſamten jeweils vorhandenen 
landwirtſchaftlichen Viehbeſtand ohne Unterſcheidung nach einzelnen 
Viehgattungen. Ausgenommen ſind Lurustiere und andere Tiere 
von außergewöhnlichem Werte, die beſonders zu verſichern ſind. Der 
Verſicherungsnehmer iſt verpflichtet, ſeinen geſamten Viehbeſtand zur 
Verſicherung anzugeben. 
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2. Die Verſicherung des Viehs geht nach dem Schlachten auf 
das Fleiſch und die Felle über. Bei Schafen gilt die Verſicherung 
mit Einſchluß der Wolle auch nach der Schur. 

§ 7. Der Verſicherungsnehmer iſt verpflichtet, in feinem Betriebe 
die geſetzlichen oder polizeilichen Vorſchrifſten über Auſſtellung, 
Beſchaffenheit und Betrieb von Dampfkeſſeln und von beweglichen 
und unbeweglichen Motoren genau zu erfüllen; beſonders hat er 
darauf zu achten, daß dieſe Vorſchriften beim Dreſchen mit Maſchinen 
befolgt werden. a 


4. Bedingungen für Mieten verſicherung. 


1. Ernte⸗, Stroh- und Futtervorräte können in gleicher Weiſe 
wie in Gebäuden auch in Mieten (Schobern, Diemen) verſichert 
werden, vorausgeſetzt, daß der Beſitzer ſeine übrigen Ernteerzeugniſſe, 
Vieh und landwirtſchaftlichen Geräte bei der Sozietät verſichert hat. 

2. Als Mieten (Schober, Diemen) im Sinne der nachfolgenden 
Beſtimmungen werden betrachtet, Aufſtapelungen von Erntevorräten, 
die durch Schnitt vom Boden getrennt ſind, zu dauernder Lagerung. 

3. Bei der Aufſtellung von Mieten hat ſich der Verſicherungs⸗ 
nehmer, ſoweit nicht geſetzliche oder polizeiliche Verordnungen Weiter— 
gehendes verlangen, nach folgenden Vorſchriften zu richten: 

a) Jede Miete muß mindeſtens 30 m von Gebäuden, öffent— 
lichen Wegen und Eiſenbahnen entfernt ſtehen. 
Mehrere einzelne Mieten dürfen, ſofern ihr Geſamtwert 
10000 % nicht überſteigt, in unbeſchränkter Nähe neben- 
einander liegen und bilden dann einen Wietenkomplex, 
der wie eine Wiete behandelt wird. 

Mehrere Wieten, deren Geſamtwert höher iſt als 
10000 , aber 20 000 %/ nicht überſteigen darf, gelten 
auch als Komplex; doch müſſen in einem ſolchen größeren 
Komplex die Einzelmieten mindeſtens 30 m voneinander 
entfernt ſein. 

Beträgt die Entfernung der einzelnen Mieten unter- 

einander mehr als 60 m, ſo gelten ſie nicht mehr als 
Komplex. 
Mietenkomplexe im Werte von 10000 20 000 % und 
Einzelmieten im Werte von 1000020 000 % müſſen 
mindeſtens 70 m voneinander entfernt aufgeſtellt werden. 
Mieten und Wietenkomplexe, die den vorgeſchriebenen 
Entfernungen nicht entſprechen, werden überhaupt nicht, 
Mietenkomplexe im Werte von mehr als 20000 % 
(3. B. Mieten auf Dreſchplätzen mit elektriſcher Anlage) 
nur auf Grund beſonderer Vereinbarung in Verſicherung 
genommen. 

4. Jede Miete oder jeder Mietenkomplex muß mit einem ſichtbar 
angebrachten Verſicherungsſchilde verſehen ſein. 


b 


— 


— 


. 
— 


5. Die Verſicherung einer Miete erfolgt auf Grund eines 


ſchriftlichen Antrages, deſſen Form der Landeshauptmann beſtimmt. 
Der Antrag muß genaue Angaben über den Standort, die Form 
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und Größenverhältniſſe, den Inhalt und den Verſicherungswert ent⸗ 


halten. 
a) 


d) 


dingungen: 


a) 


d) 


Der Standort iſt durch einen Lageplan jo genau zu be⸗ 
zeichnen, daß eine Verwechſelung nicht möglich iſt. Zu 
dieſem Zwecke ſind Angaben über die Nummern der be⸗ 
treffenden Ackerſchläge, über die vorüberführenden Wege 
und Eiſenbahnen und über die Entfernungen von dieſen, 
von den nächſtſtehenden Gebäuden und von anderen 
Mieten zu machen. 

Die Form, ob rund oder viereckig, ſowie die Größen⸗ 
verhältniſſe ſind durch Eintragungen in die entſprechenden 
Spalten des Antrages erſichtlich zu machen. 

Der Inhalt iſt entweder nach Fuderzahl oder nach dem 
Rauminhalte — in cbm anzugeben. Im erſteren 
Falle iſt außer Angaben über die Größe der Fuder, ob 
vier⸗, drei⸗ oder zweiſpännig, auch anzuführen, wieviel 
Stiegen oder Mandeln durchſchnittlich aufgeladen ſind. 
Der Verſicherungswert iſt der Verſicherungsart ent- 
ſprechend für das Fuder oder für das Kubikmeter anzu⸗ 
geben. Die Beſtimmung des Verſicherungswertes bleibt 
dem Antragſteller überlaſſen. 


6. Für die allgemeine Mietenverſicherung gelten folgende Be— 


Mieten zu einer der Ernte eines guten Jahres entſprechenden 
Pauſchalſumme durch einen generellen Antrag im voraus 
zu verſichern, iſt zuläſſig. Der generelle Antrag kann auch, 
ſtatt in jedem Jahre beſonders, bei Stellung des Haupt⸗ 
antrages auf Verſicherung der ſonſtigen beweglichen Sachen 
ein für allemal auf unbeſchränkte Zeit geſtellt werden. 
Bei allgemeiner Wietenverſicherung iſt der Verſicherungs⸗ 
nehmer verpflichtet, ſpäteſtens innerhalb 14 Tage nach 
erfolgter Aufſtellung jeder Miete dem Landeshauptmann 
durch Einreichung eines vorſchriftsmäßigen Sonderantrages 
Anzeige zu machen und bei einem vor Ablauf dieſer Friſt 
eintretenden Brande auf zuverläſſige Weiſe den Nachweis 
über den Inhalt der Miete zu führen. Geht die Anzeige 
von der Aufſtellung erft nach Ablauf der Friſt von 
14 Tagen bei dem Landeshauptmann ein, ſo haftet die 
Sozietät nicht vom Ablauf der Friſt bis zum Eingang 
der Anzeige. - 
Sollte die An einer derartigen allgemeinen 
Mietenverſicherung durch die nach und nach geſetzten und 
zur Verſicherung angemeldeten Mieten überſchritten werden, 
ſo muß der Verſicherungsnehmer den die Pauſchalſumme 
überſteigenden Wert beſonders verſichern. 

Die Beiträge werden nicht von der Pauſchalſumme, ſondern 
von den im einzelnen feſtgeſetzten Verſicherungsſummen 
berechnet. 


7. Die Verſicherung einer Miete erliſcht ſchon vor ihrem Ablauf 


mit der Abtragung. 
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Wird eine Getreidemiete ausgedroſchen und das daraus ge- 
wonnene Stroh ſofort wieder in eine Miete geſetzt, jo geht die Ver⸗ 
ſicherung unter den bisherigen Bedingungen auf die Strohmiete bis 
zum Ablauf der Verſicherungszeit für die Getreidemiete über und 
zwar zu dem urſprünglich für Stroh vereinbarten Werte, höchſtens 
aber zu einem Drittel der Verſicherungsſumme der Getreidemiete. 
(Für nicht wieder in Mieten geſetztes Stroh, ſowie für Körner und 
Kaff aus Mieten vergl. Zuſatzbedingungen für landwirtſchaftliche 
Verſicherungen § 5 Ziffer 2.) 

8. Die für Mieten getroffenen Beſtimmungen gelten auch für 
Erntefrüchte in offenen Feldſcheunen (Mieten-, Schober-, Diemen⸗ 
ſchuppen.) 


C) Geſchäftsanweiſung und Geſchäftsoroͤnung für den Verwaltungsrat der 
pommerſchen Feuerſozietät. 
Beſchloſſen durch den Provinzialausſchuß am 13. Dezember 1911. 


§ 1. Der Verwaltungsrat der Pommerſchen Feuerſozietät hat bei der 
Führung der Geſchäfte der Pommerſchen Feuerſozietät nach Maßgabe des 
Preußiſchen Geſetzes betreffend die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten 
vom 25. Juli 1910 (Geſ.⸗Sammlg. S. 241 ff.) und der Satzung der Pom⸗ 
merſchen Feuerſozietät vom 13. Mai 1911 mitzuwirken und hierbei als ein 
Organ, deſſen Mitglieder in ihrer überwiegenden Mehrheit Verſicherungs⸗ 
nehmer der Sozietät ſein müſſen, auf eine gleichmäßige Wahrnehmung der 
Intereſſen aller den verſchiedenſten Berufs- und Erwerbskreiſen angehörenden 
Verſicherten Sorge zu tragen. 

§ 2. Die Berufung zu den Verſammlungen des Verwaltungsrates 
erfolgt durch den Landeshauptmann oder ſeinen dienſtlichen Stellvertreter als 
Vorſitzenden. 

Sie muß erfolgen, wenn die Mehrheit der Mitglieder es ſchriftlich und 
unter Angabe der Gründe verlangt. 

8 3. Mit dem Einladungsſchreiben an die Mitglieder, ſpäteſtens aber 
zwei Tage vor Beginn der Sitzung iſt den Mitgliedern ein Verzeichnis der 
zur Verhandlung ſtehenden Gegenſtände mit kurzer Angabe des Inhalts 
zuzuſtellen. 

Inſofern kein Mitglied widerſpricht, kann auch über Gegenſtände ver— 
handelt werden, die nicht auf der Tagesordnung geſtanden haben. 

8 4. Ein Mitglied, das verhindert iſt, an der anberaumten Sitzung 
teilzunehmen, hat hiervon dem Vorſitzenden rechtzeitig Anzeige zu machen. 
Dieſer beruft alsdann ſtatt des Witgliedes ein ſtellvertretendes Mitglied ein. 

Die Reihenfolge, in der die vom Provinzialausſchuß gewählten ſtell⸗ 
vertretenden Mitglieder einzuberufen ſind, wird von dem Vorſitzenden beſtimmt. 

Für das von der Pommerſchen Generallandſchaftsdirektion zu ent⸗ 
ſendende Mitglied iſt im Behinderungsfall deſſen Stellvertreter einzuberufen. 

5. Der Verwaltungsrat iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens fünf 
Mitglieder bzw. ſtellvertretende Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden 
‚ anmejend find. 
§ 6. Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder 
oder deren Verwandte oder Verſchwägerte in auf- und abſteigender Linie 
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oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſe an der Beratung 
und Abſtimmung nicht teilnehmen. 

Ebenſowenig darf ein Mitglied bei der Beratung und Beſchlußfaſſung 
über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in denen es in anderer als öffentlicher 
Eigenſchaft ein Gutachten abzugeben hat oder als Geſchäftsführer, Beauf⸗ 
tragter oder in anderer als öffentlicher Stellung tätig geweſen iſt. (8 54 
der Provinzial-Drdnung.) 

b Die dem Landeshauptmann zur Führung der Sozietätsgeſchäfte 
zugeordneten oberen Beamten ſind zu den Sitzungen des Verwaltungsrates 
zuzuziehen; ſie haben beratende Stimme. 

Der Vorſitzende iſt berechtigt, auch andere, den techniſchen Teil des 
Betriebes bearbeitende Beamte zu den Sitzungen hinzuzuziehen. 

§ 8. Der Oberpräſident iſt befugt, an den Beratungen des Ver— 
waltungsrates entweder ſelbſt oder durch einen zu feiner Vertretung abzu— 
ordnenden Staatsbeamten teilzunehmen. 

8 9. Der Vorſitzende verteilt die Geſchäfte, erteilt mit Zuſtimmung der 
Verſammlung den Auftrag zur Vertretung des Verwaltungsrates im Pro- 
vinzialausſchuſſe, eröffnet und ſchließt die Sitzungen, leitet die Verhandlungen 
und handhabt die Ordnung. 

8 10. Für die dem Verwaltungsrat zur Beſchlußfaſſung zu unter⸗ 
breitenden Sachen ernennt der Vorſitzende einen oder zwei Berichterſtatter. 

Die Berichterſtatter haben in der Verſammlung mündlichen Vortrag zu 
halten, die von ihnen zu ſtellenden Anträge in ſchriftlicher Faſſung einzus 
reichen, die von dem Verwaltungsrat gefaßten Beſchlüſſe niederzuſchreiben 
und, ſoweit es erforderlich iſt, mit ſchriftlicher Begründung zu verſehen. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsrates ſind von dem Berichterſtatter, 
dem Vorſitzenden und dem Protokollführer zu unterzeichnen. 

§ 11. Der Vorſitzende beſtimmt im Einverſtändnis mit der Verſamm⸗ 
lung den Gang der Diskuſſion in ſinngemäßer Anwendung der bezüglichen 
Vorſchriften in der Geſchäftsordnung des Provinziallandtages. 

§ 12. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

13. Über die Verhandlung des Verwaltungsrates iſt von einem der 
dem Landeshauptmann zur Führung der Geſchäfte der Pommerſchen Feuer⸗ 
ſozietät zugeordneten oberen Beamten ein Protokoll zu führen, welches die 
gefaßten Beſchlüſſe aufzuführen hat. 

§ 14. Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten für die Teil⸗ 
nahme an den Sitzungen Tagegelder und Reifekoften in der gleichen Höhe 
wie die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes. 


D) Satzungen für die Pommerſche Feuerwehr-Unfall-Unterſtützungs-Kaſſe. 
Zweck der Kaſſe. 


§ 1. Zur Unterſtützung im Dienſt verunglückter Witglieder organiſierter 
tat und der Hinterbliebenen derſelben wird von der Pommerſchen 
Feuerſozietät die Pommerſche Feuerwehr-Unfall-Unter⸗ 
ſtützungs-Kaſſe errichtet. 

§ 2. Als Feuerwehren können in der Regel nur ſolche freiwilligen, 
Pflicht- oder Berufswehren gelten, welche ein geſchloſſenes, durch obrigkeitlich 
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beſtätigte Satzungen organiſiertes und durch Uniform oder beſtimmte Abzeichen 
erkennbares Korps bilden, das ſich zur Hilfeleiſtung bei Bränden verpflichtet 
hat, mit den nötigen Geräten dazu ausgerüſtet iſt und zu ſeiner Ausbildung 
regelmäßige Ubungen vornimmt. f 


Mitgliedſchaft. 


8 3. Jede Gemeinde der Provinz, welche den Feuerwehren ihres 
Bezirks die nach dieſen Satzungen zu gewährenden Entſchädigungen fichern. 
will und ſich dagegen zur Zahlung der ſatzungsmäßigen Beiträge verpflichtet, 
iſt der Kaſſe beizutreten berechtigt. 

Ebenſo ſind freiwillige Feuerwehren, welche dem Pommerſchen Feuer- 
wehrverbande angehören, auch ohne Vermittelung der Gemeinde berechtigt, 
der Kaſſe ſelbſtändig beizutreten. 

Die ſchriftliche Anmeldung bezeichnet den Zeitpunkt des Eintritts. 

Dem Pommerſchen Feuerwehrverbande nicht angehörenden Pommerſchen 
Wehren den Beitritt zur Kaſſe zu verſtatten, desgleichen anderen Wehren, 
welche den Anforderungen des § 2 nicht vollſtändig entſprechen, und zwar 
unter welchen Bedingungen, iſt der Kaſſen-Beirat (SS 14 und 16) ermächtigt 
zu beſchließen. 

Mittel der Kaſſe. 


$ 4. Die Kaſſe wird gebildet: 

a) durch einmalige Zuwendung eines Kapitals von 12000 M; 

b) durch einen jährlichen Beitrag der der Kaſſe angehörigen Wehren. 
Die Beiträge betragen: 

1. für jedes Mitglied einer Berufsfeuerwehr 3 M, 

2. für jedes Mitglied einer anderen Wehr 2 M. 
Der Beitrag iſt von den Gemeinden oder den Wehren (§ 3) jähr- 
lich im voraus und zwar für das laufende Rechnungsjahr voll 
einzuzahlen. Eine Verminderung der Mitgliederzahl einer Wehr 
im Laufe des Rechnungsjahres ändert an der für das Jahr ent- 
richteten Beitragsſumme nichts. Für jedes im Laufe eines 
Rechnungsjahres einer Wehr beitretende Mitglied iſt der Beitrag 
für dieſes Jahr voll einzuzahlen und zwar nachträglich zuſammen 
mit den für das nächſte Rechnungsjahr zu entrichtenden Beiträgen; 

c) durch etwaige freiwillige Zuwendungen; 

d) durch Einlage aus den Überſchüſſen der Einnahmen des Pommerſchen 
Feuerwehr-Ausſchuſſes nach Befinden der Delegierten-Verſammlung, 
aber mindeſtens der Hälfte dieſer Überſchüſſe. 

85. Die Zinſen der Kapitalien und die anderen Einnahmen werden 
zur Beſtreitung der Ausgaben verwendet. Etwaige Überſchüſſe werden kapi⸗ 
taliſiert. Reichen die Einnahmen und der über das Grundkapital von 
12 000 % (8 4a) hinaus angeſammelte Kapitalbeſtand zur Deckung der 
Ausgaben nicht aus, ſo ſchießt die Pommerſche Feuerſozietät den Fehlbetrag 
— vorbehaltlich der Erſtattung aus ſpäteren Überſchüſſen — zinsfrei vor. 

§ 6. Sobald die Fonds der Unfallkaſſe die Höhe von 50000 M 
erreicht haben, iſt eine Ermäßigung der laufenden Jahresbeiträge (§ 4a und b) 
nach den Entſchließungen des Provinzial-Ausſchuſſes vorzunehmen. 


Feuerverſicherungsweſen. 


Unterſtützungen. 


8 7. Wenn Feuerwehrmänner innerhalb der Provinz, ſowie in den 
Grenzorten der benachbarten Bezirke im Feuerlöſchdienſte, ſowie bei den von 
zuſtändiger Seite hierzu angeordneten Übungen oder bei ſonſtiger auf Anrufen 
öffentlicher Behörden in Unglücksfällen oder in gemeinſamer Gefahr vom 
6 angeordneter Hilfeleiftung, z. B. bei Überſchwemmung, 

rdabrutſchung, Explosion, Häuſereinſturz uſw. ſich Verletzungen oder Er⸗ 
krankungen zuziehen und dadurch nachweislich ihre Erwerbsfähigkeit oder 
das Leben verlieren, ſo gewährt die Kaſſe dieſen bzw. ihren Hinterbliebenen 
folgende Entſchädigungen: 

J. Die Koſten des Heilverfahrens in Höhe bis zu 100 M. 

II. Bei vorübergehender Erwerbsbeſchränkung bzw. vorübergehender 
Erwerbsunfähigkeit von länger als 3 Tagen bis auf die Dauer 
von 3 Monaten, alsdann aber vom erſten Tage ab: 

1. einem Verheirateten bis zu 4 / täglich, 

2. einem Unverheirateten bis zu 2,50 W täglich. 
Dauert die vorübergehende Erwerbsbeſchränkung bzw. Erwerbs⸗ 
unfähigkeit länger als 3 Monate, ſo werden für die fernere Zeit 
der Erwerbsbeſchränkung bzw. Erwerbsunfähigkeit die unter III 
und IV beſtimmten Renten bezahlt. 

Ill. Bei dauernder Erwerbsbeſchränkung eine Rente: 

1. einem Verheirateten bis zu 60 / monatlich, 
2. einem Unverheirateten bis zu 40 / monatlich. 
IV. Bei dauernder vollſtändiger Erwerbsunfähigkeit eine Rente: 
1. einem Verheirateten bis zu 100 M, 
2, einem Unverheirateten bis zu 60 . monatlich. 

V. Im Falle des Todes des Verletzten oder Erkrankten: 

a) ſeiner Witwe ſolange ſie im Witwenſtande verbleibt eine Rente 
bis zu 40 % monatlich; 

b) jedem ſeiner Kinder bis zum vollendeten 15. Lebensjahr eine 
Rente bis zu 10 /, ſofern es ſich um Vollwaiſen handelt 
bis zu 15 % monatlich. Ehefrauen und Kindern aus Ehen, 
die erſt nach dem Schadensfall geſchloſſen find, dürfen Renten 
nicht gewährt werden. Die Renten der Witwen und Kinder 
zuſammen dürfen niemals den Höchſtbetrag der Rente über⸗ 
ſteigen, die dem Verunglückten, falls er nicht geſtorben wäre, 
hätte gewährt werden können; 8 

e) die Koſten der Beerdigung, wenn ſie von der Witwe oder den 
Kindern zu tragen find in Höhe von 50 M. 

Auf die Zuwendungen zu I—V werden ſtets die aus anderen Kaſſen 
zuſtehenden Entſchädigungen oder Unterſtützungen angerechnet. 

§ 7a. Ein Unverheirateter wird einem Verheirateten gleich behandelt, 
wenn er der einzige Ernährer unbemittelter und erwerbsunfähiger Eltern oder 
Geſchwiſter iſt. Im Falle ſeines Todes kann den Eltern die Witwenrente, 
jedem ſeiner Geſchwiſter die Kinderrente bewilligt werden. 

7b. An Stelle der Rente kann in allen Fällen der 88 7 und 7a 

auch eine einmalige Abfindung vereinbart werden. 

8 8. An Stelle des Krankengeldes kann mit Zuſtimmung der Orts- 
behörde freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe gewährt werden. 
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Hat der ſolchergeſtalt in einem Krankenhauſe Untergebrachte Angehörige, für 
deren Unterhalt er bisher zu ſorgen hatte, ſo wird dieſen eine nach Lage des 
Falles zu bemeſſende Unterſtützung gewährt, welche in der Regel den Betrag 
von 2 % täglich nicht überſchreiten ſoll 

§ 9. Treten in den Verhältniſſen, nach denen die Entſchädigung 
bemeſſen worden, weſentliche Veränderungen ein, ſo können die bewilligten 
Beträge den neuen Verhältniſſen entſprechend erhöht oder ermäßigt werden. 


Fortfall der Unterſtützungen. 


S 10. Der Anſpruch auf Unterſtützung fällt fort: 

a) wenn der Unfall infolge Anwendung in der betreffenden Feuer— 
wehr verbotener Geräte oder Übungsarten, durch Nichtbeachtung 
allgemeiner Vorſchriften oder beſonderer Befehle oder Warnungen, 
durch Trunkenheit oder grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt 
worden iſt; 
wenn der Beſchädigte ſeine Geneſung durch Fahrläſſigkeit oder 
Nichtbefolgung der ärztlichen Vorſchriften verhindert oder durch 
unwahre Angaben über die Veranlaſſung und Art ſeiner Ver— 
letzung oder Krankheit die Kaſſe zu hintergehen verſucht. 

S 10a. War der Verunglückte ſchon vor dem Unfalle leidend oder 
gebrechlich und iſt durch dieſen Umſtand der Unfall veranlaßt, mit herbei— 
geführt oder in ſeinen Folgen verſchlimmert worden, ſo kann die ſonſt zu 
gewährende Entſchädigung je nach den Umftänden entſprechend ermäßigt 
oder auch ganz verſagt werden. 


oO 
— 


Feſtſetzung der Unterſtützung. 


8 11. Wenn eine Unterſtützung in Anſpruch genommen wird, ſo iſt 
von der erfolgten Verletzung oder Erkrankung ſpäteſtens innerhalb drei mal 
vier und zwanzig Stunden nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit dem Feuer— 
wehrvorſtande, welchem der Verunglückte unterſtellt iſt, Anzeige zu erſtatten. 
Dieſer hat über den Tatbeſtand ein Protokoll aufzunehmen, welches eventl. 
von dem Ortsvorſtand des Ortes, an welchem der Unglücksfall ſich zugetragen 
hat, zu beſtätigen iſt. Dies Protokoll geht unverweilt an den Landeshaupt- 
mann, welcher hierauf die zur Beſchlußfaſſung über den Unterſtützungsantrag 
etwa noch erforderlichen Erhebungen: 

a) über die perſönlichen, Familien-, Vermögens- und Erwerbs— 
verhältniſſe des Verunglückten und ſeiner Angehörigen und 
b) über den Urſprung, die Art und den Umfang, ſowie die Folgen 
des eingetretenen Unfalles 
nach ſeinem Ermeſſen bewirkt. 

Der Umfang und die Folgen des Unglücksfalles find durch ärztliches 
Atteſt, auf Verlangen von dem Kreisarzt ausgeſtellt, zu erhärten. 

Die Beibringung eines ſolchen Atteſtes kann bei Fortdauer der Krank— 
heit und Arbeitsunfähigkeit allmonatlich verlangt werden. — Die Koſten der 
erforderlichen Atteſte trägt die Kaſſe. 

Iſt der Antrag auf Unterſtützung nicht binnen 8 Tagen nach dem 
Eintritt der Krankheit oder Verletzung von dem Beſchädigten oder ſeinen 
Hinterbliebenen geſtellt, ſo kann die Entſchädigung verſagt werden. 


Feuerverſicherungsweſen. 


Art der Auszahlung. 


§ 12. Die Auszahlung vorübergehender Unterſtützungen wird nach 
Lage des Falles angeordnet. Dauernde Unterſtützungen werden monatlich 
vorausbezahlt auf Grund einer Beſcheinigung der heimatlichen Ortsbehörde, 
daß die zu unterſtützende Perſon noch am Leben iſt und daß in deren 
Erwerbs-, Vermögens- und ſonſt in Betracht kommenden perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſen Veränderungen nicht vorgekommen ſind. 


Verwaltung der Kaſſen. 


§ 13. Die Verwaltung der Unfall⸗Unterſtützungs-Kaſſe und deren 
Vertretung nach außen führt der Landeshauptmann der Provinz Pommern 
nach Maßgabe der Satzung der Pommerſchen Feuerſozietät vom 13. Mai 1911. 
Er eutſcheidet über die Gewährung von Entſchädigungen in Gemäßheit der 
88 7, 7a, 7b, 8 und 9 dieſer Satzung und innerhalb der dort feſtgeſetzten 
Höchſtbeträge. 


Kaſſen⸗- Beirat. 


§ 14. Der Kafjen-Beirat beſteht aus fünf Mitgliedern und zwar: 

a) aus dem Landeshauptmann oder einem von ihm beſtellten 
Vertreter, 

b) aus zwei Vertretern der der Kaſſe angehörenden Gemeinden und 

c) aus zwei Vertretern der beteiligten Feuerwehren. 

Die unter b) Genannten, ſowie zwei Stellvertreter derſelben ſind von 
dem Provinzial⸗Ausſchuß, die unter c) Genannten, ſowie zwei Stellvertreter 
derſelben, ſind von dem Pommerſchen Feuerwehr-Ausſchuß zu erwählen. 
Von beiden Kategorien ſcheidet alle zwei Jahre je ein Vertreter und ein 
Stellvertreter aus, worüber nach Ablauf des zweiten Verwaltungsjahres das 
vom Landeshauptmann zu ziehende Los entſcheidet. Wiederwahl iſt ſtatthaft. 

Die Kaſſen⸗Beirats⸗Mitglieder erhalten für die Teilnahme an den 
außerhalb ihres Wohnortes abgehaltenen Sitzungen, außer dem Erſatz der 
Keiſekoſten (d. h. bare Auslagen für Fahrſcheine auf Eiſenbahnen — I. Klaſſe 
— Dampſſchiffen — J. Klaſſe —, Poſt oder Omnibus), Tagegelder im 
Betrage von 9 / täglich. z 

15. Der Beirat wird durch den Landeshauptmann berufen; er berät 
unter deſſen Vorſitz und Leitung und faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmen⸗ 
mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. Der 
Beirat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder ſeinem Vertreter 
drei Mitglieder bezw. Stellvertreter anweſend ſind. 

Die Sitzungen des Kaſſen-Beirats finden in der Regel in Stettin ſtatt. 
Der Landeshauptmann kann auch auf ſchriftlichem Wege die Faſſung 
gültiger Beſchlüſſe herbeiführen. 0 

$ 16. Der Kaſſen⸗Beirat beſchließt: 

a) über die Aufnahme von fteiwilligen Feuerwehren Pommerns, 
welche dem Pommerſchen Feuerwehrverbande nicht angehören, 
oder ſolcher Wehren, welche den im 8 2 angegebenen Bedin— 
gungen nicht voll entſprechen; 

b) über etwaige Beſchwerden der Verunglückten oder deren 
Hinterbliebenen gegen Entſcheidungen des Landeshauptmanns; 
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c) über die ihm vom Landeshauptmann vorgelegten zweifelhaften 
Entſchädigungsfälle; 

d) über die Feſtſetzung von Entſchädigungen, welche die Höchſtbeträge 
der SS 7, 7a und 8 überſteigen ſollen; 

e) über die Höhe der nach 8 7b zu vereinbarenden Kapitalabfindungen; 

f) über den Fortfall von Entſchädigungen (S8 10 und 10a); 

g) über den erzwungenen Austritt der Mitglieder (§ 20). 


Berufung. 


$ 17. Gegen die Entſcheidung des Kaſſen-Beirats ſteht den Beteiligten 
innerhalb vier Wochen nach Behändigung des Beſcheides der Beſchwerdeweg 
an den Provinzial⸗Ausſchuß offen; die Entſcheidung des letzteren ſoll aber 
in allen Angelegenheiten der Unfall-Unterſtützungs-Kaſſe endgültig ſein. 


Beſtätigung. 


§ 18. Die Beſchlüſſe des Kafjen-Beirats aus § 16e bedürfen der 
Beſtätigung des Provinzial-Ausſchuſſes. 


Verwaltungs-Bericht und Entlaſtung. 


§ 19. Der Landeshauptmann erſtattet dem Beirat jährlich nach Schluß 
des Etatsjahres den Verwaltungsbericht, wobei die Mitglieder des Beirates 
befugt ſind, von der Geſchäftsführung durch Einſicht der Akten und Rechnungen 
Kenntnis zu nehmen und die Abſtellung etwa vorgefundener Mängel, ſowie 
die Einführung von Verbeſſerungen in Antrag zu bringen. 


Die Entlaſtung der Jahresrechnung ſteht dem Provinzial-Landtage zu. 


Austritt. 


§ 20. Mit dem Ablaufe des Etatsjahres iſt den Mitgliedern, wie fie 
im 8 3 bezeichnet ſind, der Austritt aus der Kaſſe geſtattet, doch muß die 
Mitgliedſchaft drei Monate vorher ſchriftlich aufgekündigt ſein. 

In gleicher Weiſe kann durch einſtimmigen Beſchluß des Beirates jedem 
Mitgliede der Kaſſe die Witgliedſchaft gekündigt werden. 

Mitglieder, welche drei Monate mit der Zahlung der Beiträge ($ 4b) 


im Rückſtande bleiben, können durch Beſchluß des Beirates, zu welchem 
Stimmeneinheit nicht erforderlich iſt, von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen werden. 

Ausſcheidende Mitglieder haben auf das vorhandene Vermögen der 
Kaſſe keinerlei Anſpruch. 


Satzungsänderungen. 


8 21. Abänderungen der vorſtehenden Satzungen oder Zuſätze zu den- 
ſelben können nur nach Anhörung des Pommerſchen Feuerwehr-Ausſchuſſes 
durch den Provinzial⸗Ausſchuß in Übereinſtimmung mit dem Kaſſenbeirat, 
beim Mangel dieſer Übereinſtimmung aber nur durch den Provinzial-Landtag 
beſchloſſen werden. Dieſelben treten mit dem nächſten Verwaltungsjahre in 
Kraft und ſind allen Mitgliedern der Kaſſe ſpäteſtens vier Monate vor Beginn 
des neuen Verwaltungsjahres mitzuteilen. 
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Auflöſung. 


S 22. Die Auflöſung der Kaſſe kann nur durch Beſchluß des Provinzial⸗ 
Landtages erfolgen. 

In dieſem Falle ſind die vorhandenen Mittel der Kaſſe zunächſt zur 
Deckung der ſatzungsmäßig noch zu erfüllenden Verpflichtungen zu verwenden. 
Über die Verwendung des alsdann noch verbleibenden Beſtandes der Kaſſe 
beſtimmt der Provinzial⸗Landtag. 


Übergangs-Beſtimmungen. 
§ 23. Die Kaffe beginnt ihre Tätigkeit am 1. Oktober 1886. 


E) Geſchäftsplan 
der Pommerſchen Provinzial-Lebensverſicherungs-Anſtalt. 


l. Satzung der „Pommerſchen Provinzial⸗Lebens⸗ 
N verſicherungsanſtalt“. 


Abſchnitt 1. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$ 1. Der Provinzialverband von Pommern errichtet unter Entftebung. 
Mitwirkung der Pommerſchen Landſchaft (§ 9) mit landesherrlicher 
Genehmigung eine Lebensverſicherungsanſtalt. 

S 2. Die Lebensverſicherungsanſtalt der Provinz Pommern ger der 


($ 1) iſt eine nicht zu Erwerbszwecken, ſondern im Intereſſe des Auel 
gemeinen Nutzens zur Förderung der allgemeinen Wohlfahrt, ins- 
beſondere auch zur Verminderung der Verſchuldung, Befeſtigung des nehmens. 
Grundbeſitzes, Seßhaftmachung der Bevölkerung und Hebung ihres 
Wohlſtandes errichtete Provinzial-Anjtalt zum Betriebe aller Arten 


der Lebensverſicherung. 

§ 3. Die Anſtalt hat die Rechte einer juriſtiſchen Perſon, führt —— 
die Firma „Pommerſche Provinzial-Lebensverſicherungsanſtalt“ und Firma und 
hat ihren Sitz in Stettin und ihren Gerichtsſtand bei dem Königlichender Anhalt. 
Amtsgericht und Landgericht daſelbſt. 

§ 4. Das Geſchäftsgebiet der Pommerſchen Provinzial⸗Lebens⸗ ate 
verſicherungsanſtalt iſt bis auf weiteres die Provinz Pommern. 

Die Ausdehnung des Geſchäftsgebietes iſt mit Genehmigung 
der zuſtändigen Miniſter zuläſſig. 

§ 5. Als gemeinnützige Anſtalt des öffentlichen Rechtes iſt die a 
a Provinzial⸗Lebensverſicherungsanſtalt berechtigt, in dender Anftatı. 
Heſchäften der Anſtalt die Mitwirkung und Unterſtützung anderer 
öffentlicher Behörden und Beamten gegen Erſtattung der baren Aus⸗ 
lagen in Anſpruch zu nehmen, ſoweit anderweite geſetzliche Vorſchriften 
oder dienſtliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. Insbeſondere iſt ſie 
auch befugt, Grundbücher einzuſehen und einfache oder beglaubigte 
Abſchriften von Grundbuchblättern zu erfordern. 
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9 § 6. Zur Förderung des öffentlichen Lebensverſicherungs⸗ 

band öffent-weiens und zur Beſchaffung einer ausreichenden Verſicherungs⸗ 
bebensver gelegenheit kann ſich die Pommerſche Brovinzial-Lebensverjicherungs- 
bac anſtalt mit anderen öffentlichen Lebensverſicherungsanſtalten zu einem 

Ni: und Verbande vereinigen. : 

verfierung. Sie iſt berechtigt: 

1. bei einem ſolchen Verbande NRückverjicherung zu nehmen 
und ihm ſowie den ihm angeſchloſſenen Anſtalten Mit⸗ 
und Rüchkverſicherung zu gewähren, 

. mit einem ſolchen Verbande zu ihrer Entlaſtung von 
verſicherungstechniſchen Arbeiten Verträge abzuſchließen, 
durch die ſie einen Teil der Verwaltungsgeſchäfte auf 
den Verband überträgt. 

2 S 7. Wenn ein öffentlich-rechtliches Kreditinſtitut ſeinen Pfand⸗ 

lichendtredit⸗briefſchuldnern, welche zum Zwecke der Schuldentilgung einen Lebens- 
kuſtttuten perſicherungsvertrag mit der Anſtalt abſchließen, die Verwendung 

von Tilgungsfondsbeiträgen zur Zahlung der Lebensverſicherungs— 
prämie geſtattet, ſo iſt die Anſtalt bei denjenigen Verſicherungen, bei 
denen die Tilgungsbeiträge zur Prämienzahlung verwendet werden 
und die Rechte aus der Verſicherung unter Niederlegung des Ver— 
ſicherungsſcheines an das Kreditinſtitut abgetreten ſind, verpflichtet: 

1. ſämtliche Zahlungen aus dem Verſicherungsvertrage, ins- 
beſondere an Verſicherungsſummen, Rückkaufswerten und 
Dividenden an das Kreditinſtitut zu leiſten, 

2. auf Verlangen des Kreditinſtituts diejenigen Verſicherungs⸗ 
verträge, die unter Benutzung von Tilgungsbeiträgen ab— 
geſchloſſen ſind, aufzuheben und die Rückkaufswerte an 
das Kreditinſtitut abzuführen, wenn das Kreditinſtitut 
zur Verwendung des Tilgungsfonds ſchreiten will. 

— 8 8. Bekanntmachungen der Pommerſchen Provinzial-Lebens⸗ 

verſicherungsanſtalt haben in den Amtsblättern der Regierungen und 
in den Kreisblättern der Provinz Pommern zu erfolgen. 


1 


Abſchnitt II. 


Von den Geldmitteln der Anſtalt, Kaſſen⸗ und RNechnungsweſen. 


ar § 9. Die Anſtalt iſt mit einem Stammkapital (Garantiefonds) 
von 1 Million Mark, zur Hälfte in 3½ prozentigen Pommerſchen 
Provinzial⸗Obligationen, zur Hälfte in 3½ prozentigen Pommerſchen 
landſchaftlichen Pfandbrieſen zum Nennwerte ausgeſtattet, von denen 
die erſteren vom Provinzialverbande, die letzteren von der Pommerſchen 
Landſchaft ihr darlehnsweiſe gewährt werden, ohne daß dieſen 
Körperſchaften, abgeſehen vom Falle der Auflöſung ($ 12), ein 
Kündigungsrecht zuſteht. 
ie Stammeinlage iſt an dem Tage fällig, an dem die Tätigkeit 
der Anſtalt beginnt. 

Die für das vom Provinzialverbande und der Pommerſchen 
Landſchaft hergegebene Stammkapital für die erſten 5 Jahre zu 
3½ Prozent zu berechnenden Zinſen werden der Anſtalt unbefriſtet 
geſtundet. Nach Ablauf der fünfjährigen Friſt iſt das Stammkapital 
mit 3½ Prozent in halbjährigen Nachtragszahlungen zu verzinſen. 


DD 
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Lebensverſicherungsweſen. f 22: 


Die geſtundeten Zinsbeiträge find dem Provinzialverbande und der 
Landſchaft zurückzuerſtatten, wenn die Anſtalt ohne Gefährdung der 
bei ihr Verſicherten und ihres Beſtandes hierzu in der Lage iſt. 
Dieſen Zeitpunkt beſtimmt auf Vorſchlag des Verwaltungsrates und 
des Provinzialausſchuſſes der Provinziallandtag. Der Provinzial— 
landtagsbeſchluß bedarf der Beſtätigung des Miniſters des 
Innern. 


Die Anſtalt iſt jederzeit berechtigt, nach Tilgung der geſtundeten 
Zinſen das Stammkapital ganz oder in einzelnen Raten von nicht 
weniger als 10000 % in den der Einlage entſprechenden Wertpapieren 
je a Hälfte dem Provinzialverbande und der Landſchaft zurück- 
zugeben. 


§ 10. Soweit in den dem Provinzialverbande gehörigen Ge- —— 
bäuden Räume entbehrlich find, werden der Anſtalt die für ihrendes Probin⸗ 
Geſchäftsbetrieb erforderlichen Dienſträume überlaſſen und zwar in verbandes 
den erſten 5 Jahren unentgeltlich, nach Ablauf dieſer Friſt gegen Sir die 
Entrichtung eines angemeſſenen Wietszinſes. 


Die zur Ausarbeitung der Verſicherungsbedingungen, Rechnungs⸗ 
grundlagen und Prämientarife, ſowie zu den ſonſtigen Einführungs- 
koſten erforderlichen Geldmittel werden der Anſtalt vom Provinzial- 
verbande vorgeſchoſſen. Die vorgeſchoſſenen Beträge ſind dem 
Provinzialverbande mit 3½ Prozent zu verzinſen. Die Anſtalt hat 
den Vorſchuß nach Ablauf einer Friſt von 5 Jahren in halbjährlichen 
Raten von mindeſtens 1000 / zurückzuzahlen. 


§ 11. Das Vermögen der Anſtalt iſt von dem des Provinzial⸗ an gahlan 
verbandes und anderer Provinzialanſtalten getrennt zu halten. Dieder Antatt 
Auſtalt iſt verpflichtet, mindeſtens den vierten Teil ihres geſamten 
Vermögens in Anleihen des Reiches oder des preußiſchen Staates 
anzulegen. Für die Prämien und Gewinnreſerven tritt dieſe Ver— 
pflichtung jedoch erſt nach Ablauf von 10 Jahren ſeit dem Tage 
der Genehmigung des Statuts mit der Maßgabe in Kraft, daß von 
dem jährlichen Zuwachs mindeſtens ½ ſolange in den bezeichneten 
Anleihen anzulegen iſt, bis der angelegte Betrag ½ des Geſamt— 
betrages der Prämien- und Gewinnreſerven erreicht hat. Die zu⸗ 
ſtändigen Miniſter ſind befugt, die Anſtalt für die Prämien- und 
Gewinnreſerven auch weiterhin von dieſer Verpflichtung zu entbinden, 
ſo lange und ſoweit den im Reiche zugelaſſenen privaten Verſiche— 
rungsunternehmungen nicht eine entſprechende Verpflichtung durch 
Geſetz auferlegt iſt. Die Anſtalt iſt verpflichtet, auf Verlangen der 
Pommerſchen Generallandſchafts-Direktion die Prämienreſerven für 
diejenigen Verſicherungsverträge, die unter Benutzung von landſchaft⸗ 
lichen Tilgungsfondsbeiträgen abgeſchloſſen ſind, in Pommerſchen 
Landſchaftlichen und Neulandſchaftlichen Pfandbriefen anzulegen und 
deren Beſchaffung durch die Pommerſche Landſchaftliche Bank zu 


Stettin zu bewirken. 


Im Übrigen gelten ſinn emäß für die Anlegung der Be⸗ 
ſtände der Prämienteferve die für die Anlegung ſolcher Beſtände 
geltenden reichsgeſetzlichen Vorſchriften (88 59, 60, 61, Abſ. 1 
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des Reichsgeſetzes vom 12. Mai 1901, Reichsgeſetzblatt 
Seite 139). ) 


Für die Sicherheit der Anſprüche der Verſicherten haftet die 
Anſtalt mit ihrem geſamten Vermögen. f 
Der reine Überſchuß des Geſchäftsbetriebes der Anſtalt, wie er 
ſich nach der Jahresrechnung ergibt, wird nach näherer Maßgabe 
des Geſchäftsplanes der Anſtalt den Verſicherten überwieſen. 
Verwendung § 12. Im Falle der Auflöſung der Anſtalt wird aus ihrem 


Denen Jer, Vermögen, ſoweit dieſes ausreicht, nach Deckung aller Verbindlich⸗ 

Falle der keiten zunächſt der noch nicht zurückgezahlte Teil des Stammkapitals 

dar Alta in den der Einlage entſprechenden Wertpapieren nebſt 3¼ Prozent 
Zinſen für 5 Jahre, ſoweit ſie nicht ſchon getilgt ſind, an Provinzial⸗ 
verband und Landſchaft in gleichen Anteilen, alsdann der etwa noch 
nicht erſtattete Teil des Einrichtungsvorſchuſſes an den Provinzial⸗ 
verband zurückgezahlt. Der dann verbleibende Reſt wird an die 
zurzeit Verſicherten als beſondere Dividende verteilt. 


. §S 13. Die Kaſſenverwaltung der Anſtalt erfolgt durch die 
„ der Provinz Pommern. Dieſe kann mit der 
inziehung der Verſicherungsbeiträge andere öffentliche Kaſſen (Kreis⸗ 
kommunalkaſſen, Landſchaftliche Bank der Provinz Pommern, Landes⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe und deren Zweigkaſſen) beauftragen. 

ka § 14. Das Rechnungsjahr ift das Kalenderjahr. 

Beginnt die Tätigkeit der Anſtalt erſt nach dem 1. Juli, ſo 
läuft das erſte Geſchäftsjahr bis zum Ende des nächſten Kalenderjahres. 
ren § 15. Auf Grund der Bücher iſt am Jahresſchluß für das 
nungs- verfloſſene Rechnungsjahr eine Jahresrechnung und Bilanz aufzu⸗ 

Keirnomoftellen und mit einem die Verhältniſſe und die Entwicklung der 

— Anſtalt darſtellenden Bericht des Landeshauptmanns dem Provinzial⸗ 

ausſchuß vorzulegen, der ſeinerſeits nach Prüfung die Jahresrechnung 
dem Provinziallandtage zur Prüfung und Erteilung der Entlaſtung 


1) Reichsgejeg vom 12. Mai 1901: 

59. Die Anlegung der den 1807 f 1, r. bildenden Beſtände 

8 57) kann erfolgen: 1. in der im $ 1807, Abſ. 1, Nr. 1 bis 4 des Bürger- 
ichen Geſetzbuchs für die Anlegung von Mündelgeld vorgeſchriebenen Weiſe. 
Außerdem dürfen die Beſtände bis höchſtens zum zehnten Teile des Prämien- 
reſervefonds in Wertpapieren, welche nach landesgeſetzlichen Vorſchriften zur 
Anlegung von Mündelgeld zugelaſſen ſind, ſowie in 1 — m auf den Inhaber 
lautenden eee deutſcher Hypotheken⸗Aktien⸗Banken angelegt werden, 
welche die Reichsbank in Klaſſe I beleiht; 2. gegen Verpfändung ſolcher Hypo⸗ 
theken oder Wertpapiere, in denen eine Anlegung nach Nr. 1 geſtattet iſt, bis 
zu a nen ig vom Hundert ihres Nennwerts, ſofern aber der Kurswert 
niedriger iſt, bis zu fünfundſiebzig vom Hundert des Kurswerts; 3. in der 
Weiſe, daß — — oder Darlehen u te u Verſicherungsſcheine 
des Unternehmens (Policenbeleihung) nach Maßgabe der Allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen (§ 9, Nr. 8) gewährt werden; 4. mit Genehmigung der 
Auffichtsbehörde in Schuldverſchreibungen inländiſcher kommunaler Körper⸗ 
chaften, Schulgemeinden und Kirchengemeinden, wofern dieſe Schuldver⸗ 
chreibungen entweder von Seiten des Gläubigers kündbar ſind oder einer 
regelmäßigen Tilgung unterliegen. Kann die Anlegung den Umſtänden nach 
nicht in einer dem Abſ. 1 entſprechenden Weiſe erfolgen, ſo iſt eine vorüber⸗ 
gehende Anlegung bei der Reichsbank, bei einer Staatsbank oder bei einer 


durch die Aufſichtsbehörde dazu für geeignet erklärten anderen inländiſchen 


Bank oder öffentlichen Sparkaſſe geſtattet. 


Lebensverſicherungsweſen. 


vorzulegen hat. Die Prüfung der Jahresrechnung erfolgt nach den 
für die a der Rechnungen des Provinzialverbandes beſtehenden 
Vorſchriften. 

Der Inhalt der Jahresrechnung iſt auszugsweiſe bekannt- 
zumachen ($ 8), die Bekanntmachung kann nach dem Ermeſſen des 
Landeshauptmanns auch durch Zeitungen erfolgen, die in der 
Provinz Pommern erſcheinen. 


Abſchnitt III. 
Verfaſſung und Verwaltung. 


8 16. Die Pommerſche Provinzial-Lebensverſicherungsanſtalt 
wird von den Organen des Provinzialverbandes nach Maßgabe 
der Provinzialordnung und der für die Provinzialverwaltung gültigen 
Verwaltungsvorſchriften, ſowie nach den Beſtimmungen dieſer Satzung 
verwaltet von 
1. dem Provinziallandtag, 

2. dem Provinzialausſchuß, 

3. dem Verwaltungsrat, 

4. dem Landeshauptmann. 

17. Dem Provinziallandtage ſteht insbeſondere zu: 


J. die Feſtſtellung des Haushaltsplanes und die Genehmigung 
von Überſchreitungen desſelben; 

die Kues und Entlaſtung der Jahresrechnung; 

. die Entgegennahme des Jahresberichts; 

die Abänderung der Satzungen; 

die Beſchlußfaſſung über die Auflöſung der Anſtalt; 

6. die Beſtimmung des Zeitpunktes, an dem dem Provinzial⸗ 
verband und der Landſchaft die geſtundeten Zinſen für 
das hergegebene Stammkapital (8 9) zurückzugeben find, 


un 


sam 


S 60. Bei der Anlegung der Beſtände des 8 nach 
der Vorſchrift des S 59, Abſ. 1, Nr. 1 darf die Sicherheit einer Hypothek, 
einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld angenommen werden, wenn die 
Beleihung die erſten drei Fünfteile des Wertes des Grundſtücks nicht über⸗ 
ſteigt. Soweit jedoch die Zentralbehörde eines Bundesſtaats gemäß § 11, 
Abſ. 2 des Hypothekenbankgeſetzes die Beleihung landwirtſchaftlicher Grund- 
ſtücke bis zu zwei Dritteilen des Wertes geſtattet hat, darf die Sicherheit auch 
bei einer ſolchen Beleihung angenommen werden. Die Beleihungen dürfen 
der Regel nach nur zur erſten Stelle erfolgen. Beileihungen von Bauplätzen 
und ſolchen Neubauten, welche noch nicht fertiggeſtellt und ertragsfähig ſind, 
ſowie von Grundſtücken, die einen dauernden Ertrag nicht gewähren, ins- 
beſondere von Gruben, Brüchen und Bergwerken, ſind ausgeſchloſſen. Der 
bei der Beleihung angenommene Wert des Grundſtücks darf den durch ſorg— 
fältige Ermittelung feſtgeſtellten Verkaufswert nicht überſteigen. Bei der Feſt⸗ 
ſtellung dieſes Wertes ſind nur die dauernden Eigenſchaften des Grundſtücks 
und der Ertrag zu berückfichtigen, welchen das Grundſtück bei ordnungsmäßiger 
. jedem Beſitzer nachhaltig gewähren kann. Auf Verlangen der Auf- 
ſichtsbehörde haben die Unternehmungen über die Wertermittelung eine 
Anweiſung zu erlaffen, welche der Genehmigung der Auſſichtsbehörde bedarf. 

8 61. Dem Prämienrefervefonds dürfen, abgeſehen von den zur Vor- 
nahme und Anderung der Kapitalanlagen erforderlichen Mitteln, nur diejenigen 
Beträge entnommen werden, welche durch Eintritt des Verſicherungsfalls, durch 
. oder andere Fälle der Beendigung von Verſicherungsverhältniſſen 
rei werden. 
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Organe. 


Provinzial⸗ 


landtag. 


Provinztal⸗ 
ausſchuß. 


Genehmt⸗ 
ung von 
Leſchlufſen 


der Anſtalts⸗ 
organe. 


Verwal⸗ 
tungsrat. 


Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Zur Abänderung der Satzungen und zur Auflöſung 
der Anſtalt (Nummer 4 und 5) iſt die Zuſtimmung der 
Pommerſchen Generallandſchaftsdirektion erforderlich, ſo 
lange das von der Landſchaft eingebrachte Stammkapital 
noch nicht zurückgegeben iſt. 

§ 18. Dem Provinzialausſchuß ſteht insbeſondere zu: 

1. die Aufſicht über die Verwaltung der Anſtalt; 

2. die Beſchlußfaſſung über alle dem Provinziallandtage zu 
machenden Vorlagen; 

3. die Feſtſetzung der Prämientarife; 

4. die Feſtſetzung der Verſicherungsbedingungen und des 
Höchſtbetrages der zu übernehmenden Verſicherungen; 

5. die Feſtſetzung der Bedingungen, unter denen die Anſtalt 
die Kriegsgefahr übernimmt; 

6. der Erlaß einer Anweiſung über die Berechnung und 
Verwaltung der Prämienreſerve, insbeſondere auch über 
die Anlegung der den Prämienreſervefonds bildenden 
Beſtände, ferner über die Art der Anlegung der ſonſtigen 
verfügbaren Gelder und Reſervefonds; 

die Feſtſetzung von Beſtimmungen über die Verwendung 
des erzielten Gewinns; 

die Einführung neuer Verſicherungsarten; 

die Feſtſetzung des Jahresabſchluſſes; 

die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter des Verwal⸗ 
tungsrates nach Maßgabe des § 20 dieſer Satzung; 

die Entſcheidung über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des 
Verwaltungsrates; 

. die Feſtſetzung der von Anſtaltsbeamten zu beſtellenden 
Sicherheitsleiſtungen; 

die Feſtſetzung der von der Anſtalt dem Provinzial— 
verbande für Beſoldungen, Miete und andere Auslagen 
zu zahlenden Enſchädigung. 

§ 19. Beſchlüſſe des Provinziallandtages auf Abänderung der 
Satzungen oder Auflöſung der Anſtalt ($ 17 zu 4 und 5) bedürfen 
der landesherrlichen Genehmigung. 

Der Genehmigung des Miniſters des Innern bedürfen die 
Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes über die in $ 18 unter Nummer 
3—8 bezeichneten Gegenſtände. 

20. Der Verwaltungsrat, der als Provinzialkommiſſion an⸗ 
zuſehen iſt (§ 99 der Provinzialordnung) beſteht aus dem Landes— 
hauptmann oder ſeinem dienſtlichen Stellvertreter als Vorſitzenden 
und 6 Mitgliedern, von denen 4 vom Provinzialausſchuß auf die 
Dauer von 6 Jahren gewählt und 2 von der Pommerſchen Land- 
ſchaft entſendet werden. 

Für jedes Mitglied des Verwaltungsrates iſt nach den gleichen 
Grundſätzen ein Stellvertreter zu wählen oder zu beſtellen. 

Für die Wählbarkeit und das Ausſcheiden der Mitglieder, 
ſowie für etwa vorzunehmende Erſatzwahlen und deren Dauer gelten 
die in gleicher Hinſicht für die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes 
zu beachtenden Beſtimmungen mit der Maßgabe, daß auch die 
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Vollziehung der Erſatzwahlen durch den Provinzialausſchuß zu er- 
folgen hat. 

Infolge Ablaufs der Wahlperiode ausſcheidende Mitglieder 
bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger im Amte. 

Der Verwaltungsrat verſammelt ſich, ſo oft es ſeine Geſchäfte 
erfordern. 

Die Berufung zu den Verſammlungen erfolgt durch den 
Vorſitzenden. 

Sie muß erfolgen, wenn die Mehrheit der Mitglieder oder die 
Generaldirektion der Pommerſchen Landſchaft es ſchriftlich und unter 
Angabe der Gründe erfordert. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten für die Teilnahme 
an den Sitzungen Tagegelder und Reifekojten in der gleichen Höhe 
wie die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes. 


$ 21. Der Verwaltungsrat iſt in allen wichtigen Angelegen⸗ den Pelle 
heiten der Anſtalt gutachtlich zu hören. Er kann von dem Stande waltungs 
der Verwaltung durch Einſicht der Akten und Bücher jederzeit“ 
Kenntnis nehmen. 


Als wichtigere Angelegenheiten gelten insbeſondere alle An« 
gelegenheiten, die dem Provinziallandtage und dem Provinzialausſchuß 
zur Beſchlußfaſſung oder Kenntnisnahme vorgelegt werden, jedoch 
mit Ausnahme der dem Provinzialausſchuß zugewieſenen Wahl 
der Mitglieder des Verwaltungsrates. Abgeſehen von dieſer gut- 
achtlichen Tätigkeit ſteht dem Verwaltungsrat zu: 


1. die Beſchlußfaſſung über den Abſchluß von Verträgen 
mit anderen öffentlichen Lebensverſicherungsanſtalten zu 
einem Verbande ($ 6) und die Abordnung von Vertretern 
in dieſen Verband, 

die Entſcheidung in zweifelhaften Verſicherungsfällen, 

die Genehmigung von Geſchäftsanweiſungen für die 
Beamten der Anſtalt, 

die Genehmigung von Verträgen mit Körperſchaften und 
Vereinen über die Behandlung der Verſicherung ihrer 
Mitglieder, 

die Abgabe eines Gutachtens über die vom Landes- 
hauptmann mit einem Bericht dem Provinzialausſchuß 
einzureichende Bilanz und Jahresrechnung (8 14), 

6. die Beſchlußfaſſung über alle ihm vom Provinzialausſchuß 
übertragenen Angelegenheiten. 


§ 22. Der Landeshauptmann hat nach Maßgabe der Provinzial⸗ Bervantiis 
ordnung (§ 90) und der vom Provinziallandtage beſchloſſenen Ge- baupt 
ſchäftsinſtruktion für den Landeshauptmann und die ihm zugeordneten aus. 
oberen Beumten die laufenden Geſchäfte der Anſtalt zu führen, die 
Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes und des Verwaltungsrates vor- 
zubereiten, ſowie für deren Ausführung Sorge zu tragen und die 


Anſtalt gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 


§ 23. Die Beamten der Anſtalt werden nach Maßgabe der, uta 
Provinzialordnung und des Reglements über die dienſtlichen Ver⸗ 
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hältniſſe der Provinzialbeamten ernannt, angeſtellt und entlaſſen und 
find den Beſtimmungen der Provinzialordnung des genannten Regle- 
ments unterworfen. 

Der Landeshauptmann iſt außerdem ermächtigt, privatdienſtlich 
durch beſonderen Vertrag für die Geſchäfte der Anſtalt geeignete 
er auf Kündigung anzunehmen. Über den Inhalt dieſer 

ienſtverträge (Beſoldung, Kündigung, Reiſevergütungen, dienſtliche 
Stellung der betreffenden Perſonen) kann der Provinzialausſchuß 
nähere Anweiſungen erlaſſen. 

Sollen auf Kündigung für den Dienſt der Anſtalt angenommene 
Perſonen als Provinzialbeamte angeſtellt werden, ſo finden auf 
ihre Anſtellung und Ernennung die Beſtimmungen des erſten Abſatzes 
Anwendung. 


rn § 24. Zu Beamten der Anſtalt im Haupt- oder Nebenamte 

lung von dürfen ven nicht beſtellt werden, die als Agenten oder in 
ss anderer Eigenſchaft für andere, ähnliche Ziele verfolgende Verſiche— 
beamten ent-rungsgeſellſchaften, inſonderheit private Lebensverſicherungsgeſell— 
bezenkeben ſchaſten tätig find. 


Abſchnitt IV. 


Verfahren bei Streitigkeiten zwiſchen den Verſicherungsnehmern und 
der Anſtalt und die dem Verſicherungsnehmer zuſtehenden Rechtsmittel. 


S 25. Gegen die Entſcheidung des Landeshauptmanns ſteht 
dem Verſicherungsnehmer die Beſchwerde an den Provinzialausſchuß 
und gegen deſſen Entſcheidung die weitere Beſchwerde an den 
Provinziallandtag frei. 

Dieſer entſcheidet endgültig. 

Die Beſchwerden ſind bei dem Landeshauptmann binnen einer 
Friſt von einem Monat nach der jedesmaligen Zuſtellung des 
Beſcheides einzulegen. Durch die Entſcheidung des Provinzial- 
ausſchuſſes oder Provinziallandtags wird dem Verſicherungsnehmer 
die Beſchreitung des Rechtsweges nicht abgeſchnitten. 


Abſchnitt V. 


Schlußbeſtimmungen. 


Staatliche § 26. Die ſtaatliche Aufjicht wird von dem Oberpräſidenten 

Auſſicht. der Provinz Pommern, in höherer Inſtanz von dem Miniſter des 
Innern ausgeübt. Die Auſſichtsbehörde iſt namentlich befugt, die 
geſamte Geſchäftsführung und Vermögenslage der Anſtalt jederzeit 
zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu laſſen. 


97 8 27. Die Tätigkeit der Anſtalt beginnt an dem von dem 
der Aal Oberpräſidenten zu beſtimmenden Tage. 
er An . 


Sagungs- $ 28. Satzungsänderungen müſſen durch die Amtsblätter der 
regen Königlichen Regierungen der Provinz Pommern öffentlich bekannt 
gemacht werden. Sie treten 14 Tage nach erfolgter Bekanntmachung 
in Kraft, ſofern nicht ein anderer Zeitpunkt ausdrücklich beſtimmt iſt. 


Lebensverſicherungsweſen. 


Bei Anderungen der Satzung kann beſtimmt werden, daß ſie 
auch für die vor ihrer Veröffentlichung abgeſchloſſenen Verſicherungs— 
verträge gelten unbeſchadet der wohlerworbenen vertraglichen Rechte 
der Verſicherten. 5 

Auf Ihren Bericht vom 12. Oktober d. Is. will Ich zu der 
vom 38. Provinziallandtage von Pommern in der Sitzung vom 
17. März 1911 beſchloſſenen Errichtung einer öffentlich- rechtlichen 
Lebensverſicherungsanſtalt durch den Provinzial-Verband von 
Pommern unter Witwirkung der Pommerſchen Landſchaft hierdurch 
Meine landesherrliche Genehmigung erteilen. Zugleich genehmige 
Ich die von ihm unter dem gleichen Tage beſchloſſene Satzung der 
Pommerſchen Provinzial-Lebensverſicherungsanſtalt in der aus der 
wiederbeifolgenden Anlage erſichtlichen Faſſung. 


Neues Palais, den 23. Oktober 1911. 
gez. Wilhelm R. 
995. Frhr. von Schorlemer. von Dallwitz. Lentze. 


[l. Rechnungsgrundlage der Tarife und 
Prämienreſerven. 


A) Tarife. 


Die Anſtalt betreibt jede Art der ſogenannten großen Lebens- 
verſicherung, und zwar: 
a) Verſicherung auf den Todesfall mit ärztlicher Unter- 
ſuchung, 
b) Verſicherung auf den Erlebensfall, 
c) Rentenverſicherung, 
ferner Kombinationen dieſer Unterarten. 
Der Windeſtbetrag der Verſicherungsſumme, der von der Anſtalt 
in Deckung genommen wird, ſoll in der Regel ſein: 
a) bei Verſicherungen auf den Todesfall 2000 WM, 
5 2 „ „ẽ Erlebensfall 500 M, 
c) bei Rentenverſicherungen ſoll die jähr- 
liche Rente in der Regel mindeſtens . 100 / 
betragen. 
Die Verſicherungen auf den Todesfall einſchließlich der Ver— 
ſicherungen mit einmaliger Prämie ſollen am Gewinn beteiligt werden, 
die Erlebensfall⸗ und Rentenverſicherungen jedoch nicht. 


Berechnungen dürfen nicht veröffentlicht werden. 
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1. Allge- 
meines. 


2. Berech⸗ 
nung der 
Tarif⸗ 

prämtien. 


II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Verſicherung auf den Todesfall. 
Zur Verſicherung von ‚ 1000 zahlbar beim Tode. (Endalter 90 Jahre.) 


Lebenslängliche Prämienzahlung 


Jährliche | Halbjährliche | Vierteljährliche 


Prämie 


Verſicherung auf den Todesfall. 231 


Verſicherung auf den Todesfall. 
Zur Verſicherung von * 1000 zahlbar beim Tode. (Endalter 90 Jahre.) 


10 jähr. Prämienzahlung 35 jähr. Prämienzahlung 
| ) 
4 , Halbe | DBiertele | azugn, | Halb⸗ Viertel⸗ 
Alter Jährliche jährliche jährliche] Jährliche ſchrlße | jährliche | Alter 
Prämie Prämie 
21 19.19 974 189 20.07 10.19 5.12 21 
22 1952 | 9.91 4.98 20.41 | 10.36 5.20 22 
23 19.89 10.09 5.07 2077 10.54 5.30 23 
24 20.29 10.30 517 21.17 | 10.74 5.40 24 
25 20.74 10.53 5.29 21.61 10.97 5.51 25 
26 21.21 | 10.76 5.41 22.09 11.21 5.63 26 
27 21.73 11.03 5.54 22.60 | 11.47 5.76 27 
28 22.28 1131 7588 2313 1: EKRA 5.90 28 
29 2287 | 11.61 583 | 2371 | 12.03 605 | 29 
30 2348 | 11.92 5.99 24.32 12.34 6.20 30 
31 24.13 12.25 6.15 24.96 12.67 6.36 31 
32 24.83 | 1260 6.33 25.64 13.01 6.54 32 
33 25.54 12.96 | 6.51 26.34 13.37 6.72 33 
34 26.32 1336 | 671 27.08 13.74 | 6.91 34 
35 27.13 1877 6.92 27.88 1188 41 35 
36 28.71 | 1457 7.32 36 
37 29.59 15.02 7.55 37 
38 30.53 15.49 7.79 38 
39 | 31.50 15.99 8.03 39 
40 32.55 16.52 8.30 40 


Alter 


Zur Verſicherung von 4 1000, zahlbar heim Tode. 


Verſicherung auf den Todesfall. 


30 jähr. Prämienzahlung 


Jährliche 


21.42 
21.76 
22.13 
22.54 
22.98 
23.45 
23.97 
24.52 
25.10 
25.71 
26.34 
27.01 
27.12 
28.45 
29.23 
30.04 
30.90 
31.81 
32.77 
33.77 
34.84 
39.97 
37.14 
38.41 
39.75 


| 
| 
| 
| 


Halb⸗ 


jährliche 


Prämie 


1087 
11.04 
11.23 
11.04, 
11.66 


11.90 
12.16 
12.244 
12.74 
13.05 
13.37 
13.71 
14.07 
124.243 
14.83 
15.25 
15.68 
16.141 
16.63 
17.14 
17.68 
18.25 
18.85 
19.49 
20.17 


Vliertel⸗ 


jährliche 


5.46 
5.55 
5.64 
5.75 
5.86 
5.98 
6.11 
6.25 
6.40 
6.56 
6.72 
6.89 
7.07 
7.25 
7.45 
7.66 
7.88 
8.11 
8.36 
8.61 


8.88 
9.17 
9.47 
9.79 
10.14 


25 jähr. Prämien 


Jährliche 


23.15 
23.82 
24.21 
24.64 
25.10 
25.60 
26.14 
26.71 
27.31 
27.93 
28.59 
29.28 
30.00 
30.74 
31.53 
32.35 
33.21 
34.11 
35.06 
36.06 
37.11 
38.20 
39.36 
40.58 
41.88 
13.25 
14.73 
16.32 
48.01 
19.82 


II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


(Endalter 90 Jahre.) 


zahlung 
Halb- Viertel- 
jährliche jährliche 
Prämie 
11.90 | 5.98 
12.09 | 6.07 
12.29 6.17 
12.50 | 6.28 
12.74 | 6.40 
12.9 6.53 
13.27 [27 6:67 
13.56 6.81 
13.86 6.96 
14.17 742 
14.51 7.29 
11486 7447 
1328 63 
1560 781 
16.00 8.04 
16.42 8.25 
16.85 8.47 
1731.6 80 
17.79 8.94 
18.30 9.20 
18.83 | 9.46 
19.39 9.74 
19.98 10.04 
20.59 10.35 
21.25 10.68 
21.95 11.03 
22.70 11.41 
23.51 11.81 
24.37 12.24 


25.28 


12.70 


Alter 
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Verſicherung auf den Todesfall. 
Zur Verſicherung von / 1000, zahlbar beim Tode. (Endalter 90 Jahre.) 


20 jähr. Prämienzahlung 15 jähr. Prämienzahlung 


3 Halb- Viertel⸗ 8 Halb⸗ Viertel⸗ 
Alter Jährliche jährliche jährliche Jährliche jährliche jährliche Alter 


Prämie Prämie 


21 26.71 13.56 6.81 32.36 16.42 | 825 21 
22 27.11 | 13.76 6.91 32.83 16.66 8.37 22 
23 27.54 13.98 7.02 33.35 16.93 8.50 23 
24 28.01 14.22 7.14 3389 17.20 8.64 24 
25 28.52 14.47 7.27 34.50 17.51 8880 25 
26 29.07 14.75 7.41 35.13 17.88 8.96 26 
27 29.66 15.05 7.56 35.83 18.18 9.14 27 
28 3027 | 1536 7.72 36.54 18.54 9.32 28 g 
29 30.93 15.70 7.89 3731 18.938 9.51 29 
30 31.61 16.04 8.06 38.09 19.33 9.71 30 


31 32.31 16.0 821 38.92 19.75 99231 
32 33.05 16.77 | 88 39.76 20.18 10.14 32 
33 33.82 17.16 862 40.64 20.62 10.36 | 33 
34 34.62 17.57 8.83 4156 21.09 10.60 | 34 
35 35.40 17.99 9.04 4250 21.57 10.84 | 35 
36 36.31 18.43 926 43.48 22.07 11.09 | 36 
37 37.20 18.88 9.49 14.9 22.58 | 1134 | 37 
38 38.14 1936 9.73 45.54 23.11 11.61 38 
39 39.13 19.86 9.98 46.62 23.66 11.89 39 
40 20.15 20.38 10.24 47.75 24.23 12.18 40 


41 41.22 20.92 | 10.51 48.93 2483 | 12.48 41 
42 22.34 21.49 10.80 50.14 205.45 12.79 42 
13 43.50 22.08 11.09 51.39 26.08 13.10 13 
5 24.73 22.70 11.41 52.70 | 26.75 13 44 4 
45 46.01 2335 | 11.73 54.06 27.44 13,79 45 
46 47.39 | 24.05 | 12.08 5551 28.17 | 12.16 46 
47 48.84 24.79 12.45 57.03 | 28.94 14.54 47 
48 50.40 25.98 12.85 58.64 29.76 14.95 48 
49 52.05 26.42 13.27 60.35 30.63 15.39 49 
50 53.80 27.30 13.72 62.15 31.54 15.85 50 
51 55.66 | 2825 | 14.19 64.03 32.50 16.33 51 
52 57.61 | 29.24 14.69 65.99 33.49 16.83 52 
53 39.68 30.29 15.22 68.04 34.53 17.35 53 
54 61.86 31,39 15.77 70.19 35.62 17.90 54 
55 64.18 3257 16.37 72.45 36.77 18.47 55 
56 66.66 33.83 17.00 74.84 37.98 19.08 56 
57 69.28 35.16 17.67 77.35 39.26 19.72 57 
58 72.07 36.58 18.38 80.02 40.61 20.41 58 u 
59 75.06 38.09 19.14 82.83 ı 42.04 21.12 59 
60 7826 39.72 19.96 85.82 | 43.55 21.88 60 


Alter 


II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Jährliche | 


91.61 
91.81 
29.03 
99.60 
22.94 
93.33 
23.75 
94.21 
94.70 


25.23 
25.81 
26.43 
27.10 
27.81 


Gemiſchte Verſicherung. 
Verſicherungsſumme / 1000, zahlbar beim Tode, ſpäteſtens aber nach Ablauf von 


40 Jahren 
Halb⸗ 

jährliche 
Prämie 


10.97 
11.07 
11.18 
11.31 
11.47 


11.64 
11.84 | 
12.05 

12.29 | 
12.54 
12.807 
13.10 
13.41 
13.75 
14.11 


ſaheliche Jährliche 


5.51 24.18 
5.56 24.34 
5.62 24.51 
5.68 24.73 
5.76 24.99 
5.85 25.28 
5.95 25-61 
6.06 25.97 
6.17 26.36 
6.30 26.79 
6.43 27.26 
6.58 27.76 
6.74 28.29 


6.91 28.88 


7.09 29.51 
30.19 
30.92 
31.71 
32.56 
33.48 


35 Jahren 
Halb⸗ 
jährliche 
Prämie 


12.27 
12.35 
12.44 
12.55 
12.68 
12.83 
13.00 
13.18 
13.38 
13.60 
13.83 
14.09 
14.36 
14.66 
14.98 | 
15.32 
15.69 
16.09 
16.52 
16.99 


Viertel⸗ 
jqährliche 


6.17 

6.21 

6.25 

6.31 
6.37 

6.45 
6.53 
6.62 
6.72 
6.83 
6.95 
7.08 
7.21 
7.36 
7.53 
7.70 
7.88 
8.09 
8.30 
8.54 


Alter 


Gemiſchte Verſicherung. 


Gemiſchte Verſicherung. 
Verſicherungsſumme , 1000, zahlbar beim Tode, ſpäteſtens aber nach Ablauf von 
30 Jahren 25 Jahren 0 


e, Halb⸗ Viertel⸗ aaa. | Halb- Viertel⸗ 
Alter Jährliche jährliche jährliche] Jährliche jährliche | jährliche 


Prämie 


Prämie 


SSS SStB S888 
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II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Gemiſchte Verſicherung. 


Verſicherungsſumme 1000, zahlbar beim Tode, ſpäteſtens aber nach Ablauf von 


Alter 


20 Jahren 15 Jahren 


Bi ie 
n Halb⸗ Viertel⸗ “one. | Halb⸗ Viertel⸗ 
Jährliche jährliche | jährliche | Jährliche 


Prämie Prämie 


| 
43.35 22.00 11.05 59.69 30.29 1 
43.42 22.04 11.07 59.74 30.32 1 
43.51 22.08 11.10 59.81 30.35 1 
43.63 22.14 11.13 59.91 30.40 1 
43.78 22.22 11.16 60.04 30.47 1 
43.96 22,31 1121 60.20 30.55 1 
424.18 22.42 11.27 60.40 30.65 1“ 
1 
1 
1 
1 
1 


d DD 


S = Ned 


P 
2 


S Got 


444.41 22.54 11.32 60.61 30.76 
44.68 22.68 11.39 60.86 30.89 
44.96 22.82 11.46 61.12 31.02 
45.25 22.96 11.54 61.41 31.17 
45.57 23.13 11.62 61.70 31.31 e 
45.92 23.30 11.71 62.02 31.48 15.82 
46.30 23.50 11.81 62.37 31.65 15.90 
46.69 23.70 11,91 62.73 | 31.84 16.00 


47.12 2391 | 12.02 | 63.11 | 32.03 16.09 
47.58 23.15 1213 | 6352 | 32.21 | 16.20 
48.08 | 24.20 | 1226 | 6395 | 3245 | 1631 
4862 | 24.67 | 1240 | 6442 32.69 16.43 
49.20 | 24.97 12.55 64.92 32.95 | 1655 
4982 25.28 | 12.70 | 6546 | 33.22 | 16.69 
5050 25.63 1288 | 66.03 | 3351 | 1684 
51.22 25.99 | 13.06 | 66.63 | 3381 | 16.99 
52.00 | 26.39 | 13.26 | 6730 33.15 17.16 
52.85 26.82 | 13.48 | 68.01 334.52 1734 
5379 | 2730 | 13.72 | 6881 | 34.92 17.55 
5482 | 27.82 | 13.98 | 6968 | 3536 17.77 
5596 28.40 14.27 | 7065 | 3585 | 18.02 
57.19 29.02 14.58 | 71.72 | 36.40 | 18.29 
5854 | 2971 | 14.93 | 72.88 36.99 18.58 
60.01 | 30.46 | 1530 | 72.12 | 37.62 | 18.90 
6158 | 31.25 | 15.70 | 75.46 | 3830 | 1924 
63.28 | 32.11 | 16.14 | 76.89 | 39.02 | 1961 
65.11 | 33.04 | 16.60 | 78.43 | 3980 | 20.00 
67.10 | 34.05 | 17.11 | 80.10 | 20.65 20.43 
69.25 | 35.14 | 17.66 | 81.91 | 2157 | 20,89 
7157 | 3632 18.25 | 8385 42.55 | 21.38 
74.08 | 37.60 | 18.89 | 85.96 | 23.62 | 21.9 
76.80 | 38.98 | 1958 | 8825 | 24.79 22.50 
7975 | 2047 20.34 | 90.72 2604 23.13 


* 
„> 
— 
S 


jährliche | jährliche 


Alter 


Verſicherung zu feſtem Termin. 237 


Verſicherung zu feſtem Termin. 


Verſicherungsſumme % 1000, zahlbar nach Ablauf einer beſtimmten Reihe von Jahren 
Die Prämienzahlung endet bei früherem Tode. 


Kapital zahlbar n. 25 Jahren | Kapital zahlbar n. 20 Jahren 


* Halb⸗ Viertel⸗ Iz Halb- Viertel» 
Alter | Jährliche jährliche | jährliche Jährliche jährliche | jährliche Alter 
Prämie Prämie 
21 29.92 5.18 7.63 40.46 20.53 10.32 21 
22 29.94 9 7.63 40.47 20.54 10.32 22 
23 29.96 0 7.64 40.48 20.54 10.32 23 


24 30.00 
25 30.05 
26 30.12 


| 

| 

| 

1 7.65 40,50 20.55 10.33 24 
1 
74 
27 30.18 1 
| 
| 
| 
| 
1 
1 


7.66 40,55 20.58 10.34 25 
7.68 40.60 20.60 10.35 26 


de e — — 
A 8 


= nne ITS 
= 
> 9 


32 7.70 40.68 20.65 10.37 27 
28 30.27 36 7.72 40.76 20.69 10.39 28 
29 30.36 41 7.74 40,84 20.73 10.41 29 
30 30.47 46 . I 40.94 20.78 10.44 30 
31 30.58 5.52 7.80 41.05 20.83 10.47 31 
32 30.70 3.58 7.83 41.17 20.89 | 10.50 32 
33 30.84 5.65 7.86 41.29 20.95 | 1053 33 
34 30.99 | 15.73 7.90 41.214 21.03 10.57 3 


35 31.15 | 1581 7.94 2159 | 21.11 10.61 35 

36 31.33 | 15.90 7.99 21.76 21.19 10.65 36 

37 31.52 16.00 8.04 41,93 21.28 | 10.69 37 

38 31.72 16.10 8.09 42.13 21.38 10.74 38 
39 31.96 16.22 8.15 12.35 21.49 10.80 39 
40 3221 | 1635 8.21 12.58 21.61 | 1086 40 | 
4 32.47 16.48 8.28 492,85 21.75 1098 4 | 
42 32.77 16.63 8.36 43.12 21.88 | 11.00 42 
43 33.09 16.79 844 | 2343 22.0 11.07 43 
44 33.43 16.97 8.52 43.76 22.21 11.16 4 
45 33831 | 17.16 8.62 44.12 29.39 11.25 45 
46 34.22 17.37 8.73 44,53 22.60 11.36 46 
47 3468 17.60 884 44.98 22.83 11.47 47 
48 35.19 | 1786 | 897 45.47 23.08 11.59 48 
49 35.75 18.14 9.12 46.02 23.36 11.74 49 


50 | 3636 1845 927 | 2663 | 2366 | 1189 | 50 
51 29 | 24.00 | 12.06 | 51 
52 2799 | 2435 | 1224 82 
53 | 4876 | 24.75 | 1243 | 58 
54 | 2960 | 17 | 12.65 54 
55 | 5050 25.63 | 1288 | 55 
56 | 5149 | 26.13 | 13.13 | 56 
57 5256 | 2667 | 1340 | 57 
58 5371 227.26 | 13.70 | 58 
50 | 51.7 2790 | 14.02 | 59 

60 


60 17 5633 | 2859 14.36 
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Jährliche 


58.21 
58.21 
58.21 
58.22 
58.26 
58.30 
58.36 
98.43 
58.51 
58.61 
58.72 
58.83 
58.95 
59.09 
59.24 
59.39 
59.55 
59.74 
99.94 
60.16 
60.40 
60.65 
60.93 
61.24 
61.58 


61.95 
62.38 
62.85 
63.39 
63.98 
64.60 
65.30 
66.03 
66.84 
67.72 


68.66 
69.70 
70.82 
72.04 


Verſicherung zu feſtem Termin. 
Verſicherungsſumme , 1000, zahlbar nach Ablauf einer beſtimmten Reihe von Jahren. 
Die Prämienzahlung endet bei früherem Tode. 


. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Kapital zahlbar nach 15 gahren 


Halbjährliche 
Prämie 


29.54 
29.54 
29.54 
29.55 
29.57 


29.59 
29.62 
29.65 
29.69 
29.74 
29.80 
29.86 
29.92 
29.99 
30.06 


30.14 
30.22 
30.32 
30.42 
30.53 


30.65 
30.78 
30.92 
31.08 
31.25 
31.44 
31.66 
31.90 
32.17 
32.47 


32.78 
33.14 
33.51 
33.92 
34.37 


34.84 
35.37 
35.94 
36.56 
37.24 


Vierteljährliche 


14.84 
14.84 
14.84 
14.85 
14.86 


14.87 
14.88 
14.90 
14.92 
14.95 


14.97 
15.00 
15.03 
15.07 
15.11 


15.14 
15.19 
15.23 
15.28 
15.34 


15.40 
15.47 
15.54 
15.62 
15.70 


15.80 
15.91 
16.03 
16.16 
16.31 
16.47 
16.65 
16.84 
17.04 
17.27 


17.51 
17.77 
18.06 
18.37 
18.71 


Gemiſchte Verſicherung gegen einmalige Prämie. 239 


Einmalige Prämien 
zur Verſicherung von A 1000 zahlbar 


beim Tode, ſpäteſtens aber nach Ablauf von 


nur 
Alter im Falle 30 | 25 | 20 15 Alter 
des Todes Jahren Jahren Jahren Jahren 


21 3093 278.0 32826 39231 67304 21 
22 370.3247958 329.38 | 593.16 | 67374 | 22 
23 | 376.07 | 28131 | 53071 | 59419 674.58 23 
21 | 33222 | 248336 532.29 59342 675.58 24 
25 388.78 | 48573 | 534.14 59687 676.7325 
26 | 39574 | 188 4% 536.26 | 59854 | 67807 | 26 
27 | 20305 4914 | 53861 | 60040 679.5527 
28 | 21066 | 49,72 541.18 60243 | 68115 | 28 
20 | 1858 | 29828 | 54397 604.63 | 682.80 20 
30 | 226.76 | 502.09 | 546.95 606.96 684.73 | 30 
31 | 23516 | 50615 | 550.11 609.42 68665 | 31 
32 | 22381 | 51048 | 55348 61201 | 688.68 | 32 
33 | 25267 | 51505 557.04 614.73 | 69079 | 38 
34 | 261.78 | 51994 | 56083 | 61762 | 69301 | 34 
35 171.12 | 525.10 56485 | 62066 | 69532 | 35 
36 | 280.67 | 53056 | 569.10 | 62385 | 697.72 | 36 
37 490.47 | 53635 | 57361 627.25 700.214 37 
38 | 50050 532.8 57841 | 63084 | 70288 | 38 
30 | 51074 [54895 58348 633.63 70565 | 39 
40 521.21 | 55577 | 58884 | 63864 | 70855 | 40 
41 | 53189 | 56295 | 59450 63287 71159 | a 
42 | 54273 | 57046 | 600.44 | 62730 714.75 42 
43 | 55378 | 57836 606.70 | 651.99 | 71807 | 48 
4 | 56505 | 58666 | 61332 | 65695 | 2158 | 4 
45 | 57653 | 59537 | 62031 66220 | 7528 | 


46 588.28 627.73 667.81 729.23 46 
47 600.31 635.62 673.80 733.47 47 
48. 612.61 643.99 680.18 738.01 18 
49 625.14 652.81 686.96 742.83 49 
50 637.86 662.06 694.10 747.93 50 
51 650.67 701.55 753.24 51 
52 663.57 709.32 758.78 52 
53 676.52 | | 717.39 764.53 53 
54 689.53 | | 72578 | 770,51 54 
55 702.56 734.48 776.73 55 
56 715.65 | 723.50 783.22 56 
57 728.72 752.82 789.95 57 
58 741.81 | 762.45 796.96 58 
59 754.87 772.35 804.23 59 
60 767.91 782.52 811.78 60 
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Zwiſchenprämie 
zur ſofortigen Deckung des Riſikos bei Verlegung des Jahrestages der Verſicherung auf 
einen ſpäteren Termin. 
1. Verſicherungen auf den Todesfall und Gemiſchte Verſicherungen. 
Zwiſchenprämie für jedes Tauſend der Verſicherungsſumme und jeden Tag. | 


Alter | a Alter Ame er. a | 
| | | 
21: 0005 36 0005 51 0008 
22 0005 37 005 52 008 
23 0005 38 0.06 53 0.09 
24 0.05 30 0.06 54 0009 
25 0005 40 0.06 55 0009 
26 0005 4 000 56 0.10 
27 0.05 42 0.06 57 0.10 
28 0.05 43 006 0 941 
29 0.05 4 0.06 59 0.12 
: 0.05 45 0.06 60 0.12 
31 0.05 46 0.07 61 0.13 
32 005 907 62 0.14 
3 00 48 0007 63 0.14 
4 0.05 49 0.07 64 0.15 


35 0.05 50 0.08 65 | 0.16 


2. Bei Verſicherungen zu feſtem Termin iſt das verſicherte Kapital mit folgenden Zahlen 
zu multiplizieren und für das Ergebnis die Zwiſchenprämie zu berechnen: 


Feſter Termin 25 Jahre . 042314 
Feſter Termin 20 Jahre . 0.50257 
Feſter Termin 15 Jahre . 0.59689 


Verſicherung auf den Erlebensfall. 


Verſicherung auf den Erlebensſall. 


Verſicherungsſumme St 1000. 


Dauer Jährliche Halbjährliche Vierteljährliche 
der 
Verſicherung Prämie 
10 83.52 42.39 21.30 
11 74.65 37.88 19.04 
12 67.28 34.14 17.16 
13 61.05 30.98 15.57 
14 55.73 28.28 14.21 
15 51.13 25.95 13.04 
16 47.11 23.91 12.01 
17 43.57 22.11 11.11 
18 40.44 20.52 10.31 
19 37.64 19.10 9.60 
20 35.14 17.83 8.96 
21 32.88 16.69 8.38 
22 30.83 15.65 7.86 
23 28.96 14.70 7.38 
24 27.26 13.83 6.95 
25 25.70 13.04 6.55 


Samml. von geſetzlichen Beſtimmungen uſw. für Pommern. 
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Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Einmalige Einzahlung für eine ſofort beginnende Leibrente 
von „A 100 pro Jahr. 
Männer 


Halb⸗ 
jqährlich 
st 50 


Viertel⸗ 
jährlich 
M 25 


Alter 


Jährlich 
100 


. wu... —. — . ß ĩ RE 7 FETT 
2171.40 | 
2151.80 | 
2131.70 | 


2111.00 
2089.80 


2068.00 


2045.60 
2022.70 
1999.20 | 


1975.20 


1950.50 | 


1925.30 


1899.50 
1873.20 


1846.30 


1818.80 


1790.80 
1762.20 


1733.10 


1703.40 
1673.20 
1642.50 
1611.30 
1579.70 
1547.50 


1515.00 
1482.00 | 
1448.60 | 
1414.90 
1380.80 


2196.40 | 


2176.80 
2156.70 
2136.00 
2114.80 


2093-00 


2070-60 | 


2047.70 
2024.20 
2000.20 
1975.50 
1950.30 


1924.50 


1898.20 
1871.30 
1843.80 
1815.80 
1787.20 


1758.10 | 


1728.40 
1698.20 
1667.50 
1636.30 
1604.70 
1572.50 
1540.00 
1507.00 
1473.60 
1439.90 
1405.80 


2208.90 
2189.30 
2169.20 
2148.50 
2127.30 
210550 
2083-10 
2060-20 
2036-70 
2012.70 
1988.00 
1962.80 
1937.00 
1910.70 
1883.80 
1856.30 
1828.30 
1799.70 
1770.60 
1740.90 


1710.70 
1680.00 


| 1648.80 


1617.20 
1585.00 
1552.50 
1519.50 
1486.10 
1452.40 
1418.30 


1346.50 
1311.90 
1277.00 
1242.00 
1206.70 
1171.40 
1136.00 
1100.60 
1065.10 
1029.80 
994.50 
959.30 
924.40 
889.70 
855.30 
821.20 
787.60 
754.30 
721.50 
689.30 
57.60 
626.50 
596.10 
566.30 
537.20 
508.90 
481.40 
454.70 
428.70 
403.60 


Halb- | Biertel- 
jährlich jährlich 
AM 50 | M 25 
| 
1371.50 1384.00 
1336.90 | 1349.40 
1302.00 | 1314.50 
1267.00 | 1279.50 
1231.70 | 1244.20 
1196.40 | 1208.90 
1161.00 1173.50 
1125.60 | 1138.10 
1090.10 1102.60 
1054.80 1067.30 
101950 1032.00 
984.30 | 996.80 
949.40 | 961.90 
914.70 | 927.20 
880.30 892.80 
846.20 | 858.70 
812.60 825.10 
779.30 791.80 
74650 759.00 
714.30 | 726.80 
682.60 | 695.10 
651.50 664.00 
621.10 | 633.60 
591.30 603.80 
562.20 574.70 
533.90 5346.40 
506.40 | 518.90 
479.70 | 492.20 
453.70 466.20 
428.60 | 441.10 


| 
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Einmalige Einzahlung für eine jofort beginnende Leibrente 
von „A 100 pro Jahr. 
Frauen 

u: Halb⸗ Viertel⸗ A Halb⸗ Viertel⸗ 

Alter Jäbrlich fäßrlich jährlich Alter] Jährlich jährlich Jährlich 
4 100 , 50 MB 410 M 50 | MB 

| | 
l l 

21 | 2394.90 | 2419.90 | 2432.40 51 1619.60 | 1644.60 | 1657.10 
22 | 2378.70 2403.70 | 2416.20 52 | 1582.30 | 1607.30 | 1619.80 
22 2361.90 2386.90 | 2399.40 53 | 1544.20 | 1569.20 1581.70 
24 | 2344.50 | 2369.50 2382.00 | 5+ | 1505.50 | 1530.50 | 1543.00 
25 | 2326.60 | 2351.60 2364.10] 55 | 1466.20 1491.20 | 1503.70 
26 | 2308.10 | 2333.10 | 2345.60 | 56] 1426.20 1451.20 | 1463.70 
27 | 2289.00 2314.00 2326.50 57 1385.70 1410.70 1423.20 
28 | 2269.30 | 2294.30 2306.80 58 | 1344.70 1369.70 | 1382.20 
29 | 2248.90 | 2273.90 | 2286.40 59 | 1303.10 | 1328.10 1340.60 
30 | 2228.00 | 2253.00 | 2265.50 60 | 1261.30. | 1286.30 1298.80 
31 | 2206.30 | 2231.30 2243.80 61 1219.10 | 1244.10 | 1256.60 
32 | 2184.00 | 2209.00 2221.50 62 | 1176.40 1201.40 | 1213.90 
33 | 2161.10 2186.10 2198.60 63 | 1133.50 1158.50 1171.00 
34 | 213750 2162.50 | 2175.00 6+ | 1090.50 | 1115.50 | 1128.00 
35 | 2113.10 | 2138.10 | 2150.60 65 | 1047.50 | 1072.50 | 1085.00 
36 | 2088.00 | 2113.00 | 2125.50 | 66 | 1004.40 | 1029.40 | 1041.90 
37 | 2062.10 2087.10 2099.60 | 67 961.30 986.30 998.80 
a 2035.50 2060.50 2073.00 68 918.50 943.50 956.00 
39 | 2008.20 2033.20 2045.70 69 875.90 900.90 913.40 
40 1980.10 2005.10 2017.60 70 833.60 858.60 871.10 
11 1951.20 1976.20 1988.70 71 791.80 816.80 829.30 
42 | 1921.60 | 1946.60 1959.10 72 750.50 775.30 788.00 
43 | 1891.20 | 1916.20 1928.70 73 709.80 734.80 747.30 
4+ | 1859.90 1884.90 | 1897.40 74 669.90 694.90 707.40 
45 | 1827.90 | 1852.90 1865.40 75 630.60 655.60 668.10 
46 | 1795.10 | 1820.10 1832.60 76 592.30 617.30 629.80 
47 1761.50 | 1786.50 | 1799.00 77 555.00 580.00 592.50 
48 1727.20 1752.20 | 1764.70 78 518.70 543.70 556.20 
49 | 1692.10 | 1717.10 | 1729.60 79 183.50 508.50 521.00 
50 | 1656.20 | 1681.20 1693.70 80 449,40 474.40 486.90 
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| 
| 


Betrag der jofort beginnenden Leibrente bei einer Einzahlung von / 1000 


7 | Halbe Viertel⸗ a Halb⸗ Viertel⸗ 
Alter] Jährlich jährlich jährlich Alter] Jährlich | jährlich jährlich 
| 
21 46.05 22.76 11.32 51 74.27 36.46 18.06 
22 46.47 22.97 11.42 52 76.23 37.40 18.53 
23 46.91 23.18 11.52 33 78.31 38.40 19.02 
24 47.37 23.41 11.64 54 80.52 39.46 19.54 
25 47.85 23.64 11.78 55 82.87 40.59 | 20.09 
26 | 48.36 23.89 11.87 56 85.37 21.79 20.68 
27 48.89 24.15 12.00 | 57 88.03 43.07 21.30 
28 49.244 24.42 12.13 58 90.86 44.42 21.97 
29 50.02 24.70 | 12.27 59 93.89 45.87 22.67 
30 50.63 25.00 | 12.42 60 97.11 47.40 23.42 
31 51.27 2331 12,58 61 100.55 49.04 24.22 
32 51.94 25.64 12.74 62 104.24 50.80 25.08 
33 52.65 25.98 12.91 63 108.18 52.66 25.99 
34 53.38 26.34 13.08 64 112.40 54.66 26.96 
35 54.16 26.72 13.27 65 116.92 56.80 28.00 
36 54.98 27.12 13.47 66 121.77 59.09 29.11 
37 55.84 | 27.54 13.67 67 126.97 61.53 30.30 
38 56.75 27.98 13.89 68 132.57 64.16 31.57 
39 57.70 28.44 14.12 69 138.60 66.98 32.94 
40 58.71 28.93 14.36 70 145.07 70.00 34.40 
41 59.77 29.44 14.61 71 152.07 73.25 35.97 
42 60.88 29.99 14.88 72 159.62 76.75 37.65 
43 62.06 30.56 15.16 73 167.76 | 80.50 309.46 
4 63.30 31.16 15.46 74 176.58 84.56 41.40 
45 64.62 31.80 15.77 75 186.15 88.94 | 43.50 
46 66.01 32.47 16.10 76 196.50 93.65 45.75 
47 67.48 33.18 16.45 77 207.73 98.74 48.18 
48 69.03 33.93 16.82 78 219.93 104.23 50.79 
49 70.68 34.72 17.21 79 233.26 110.20 53.63 
50 72.42 35.57 17.63 80 247.77 116.66 56.68 
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Betrag der jofort beginnenden Leibrente für eine Einzahlung von ＋ 1000 
Frauen 


„e Halb- BViertel⸗ rer Halb⸗ Viertel⸗ 
Alt lic e Alter] Jährlich 
er] Jährlich jahrlich Jährlich er] Jährlich | neh | jährlich 


10.25 51 61.74 30.40 15.09 
22 | 242.04 20.80 10.35 52 63.20 31.11 15.43 
23 | 42.34 20.95 10.42 53 64.76 31.86 15.81 
24 | 1412.65 21.10 | 10.50 54 66.42 32.67 16.20 


21 41.76 20.66 


25 42.98 21.26 10.57 55 68.20 33.53 16.63 
26 | 4333 21.43 | 10.66 56 70.12 . 34.45 17.08 
27 | 1369 | 21.61 10.75 57 72.17 3544 17.57 
28 24.07 21.79 10.84 58 74.37 36.50 | 18.09 
29 | 1. 7 21.99 10.93 59 76.71 37.65 18.65 
30 | 244.88 22.19 11.04 60 79.28 38.87 19.25 
311 45.32 22.41 11.14 61 82.03 | 2019 | 19.89 
32 | 45.79 22.63 11.255 62 8501 | 21.62 | 2059 
33 | 16.27 | 22.87 11.37 63 88.22 13.16 21.35 
34 A678 23.2 | 11.49 6 91.70 |- 4482 22.16 
35 | 47.32 2339 | 11.62 65 9547 | 4662 | 23.04 
36 | 4789 23.66 | 11.76 66 99.56 4857 23.99 
37 1849 23.96 119 67 | 104.03 | 50.69 25.03 
ss | 2913 234.27 | 12.06 68 | 108.87 | 52.99 | 26.15 
39 | 29.80 | 24.59 | 12.22 69 | 114.17 5550 | 27.37 
40 | 5050 | 24.94 | 12.39 70 | 119.96 | 5823 28.70 
41 | 51.25 25.30 |. 1257 71 | 126.29 | 6121 30.15 
42 | 52.04 | 25.69 12.76 72 | 133.24 | 6447 31.73 
43 | 52.88 26.09 12.96 73 | 140.88 | 68.05 33.45 
4| 5377. 286.53 13.18 7+ | 149.28 71.95 35.34 
45 5471 | 2698 13.40 75 | 15858 76.27 37.42 
“| 5571 27.47 13.64 76 | 16883 | 81.00 39.70 
47 | 56.77 27.99 13.90 77 | 180.18 86.21 42.19 
48 | 57.90 28.54 14.17 78 | 192.79 | 91.96 44.95 
49 | 59.10 29.12 14.45 79 | 206.83 | 9833 | 47.98 
50 | 60.38 29.74 14.76 80 | 22252 | 105.40 51.35 
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3. Extra⸗ 
prämien. 


1. Allge⸗ 
meines. 


2. Berech⸗ 
nung der 

Prämien⸗ 
reſerven 


3. Anlage 
und Ver 
waltung der 
Prämien 
reſerve 


II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


a) Kriegsprämien. — Die Anſtalt wird bei Berufsſoldaten für 
die Übernahme der erhöhten Kriegsgefahr einen jährlichen gleich— 
bleibenden Zuſchlag von 2 % der Verſicherungsſumme erheben. 
Dieſer fällt fort, ſobald der Verſicherte aus dem Wilitärdienſt aus⸗ 
ſcheidet. 

Die Kriegsprämien werden dem Kriegsverſicherungs-Reſerve— 
fonds zugeführt. 

b) Sonſtige Extraprämien. — Die Anſtalt wird bei erhöhter 
Gefahr nach Vereinbarung mit dem Verſicherten Zuſchläge zur Tarif- 
prämie erheben, die von Fall zu Fall feſtgeſetzt werden. 


B. Prämienreſerven. 


Die Prämienreſerve iſt hinſichtlich der beſtehenden Verſicherungs— 
beträge für den Schluß eines jeden Geſchäftsjahres unter Anwendung 
der Rechnungsgrundlagen der Anſtalt getrennt nach den einzelnen 
Verſicherungsarten zu berechnen und zu buchen. Durch einen mathe⸗ 
matiſchen Sachverſtändigen iſt unbeſchadet der eigenen Verantwort⸗ 
lichkeit des Landeshauptmanns unter der Bilanz zu beſtätigen, daß 
die eingeſtellte Prämienreſerve vorſchriftsmäßig berechnet iſt. 

Berechnungen dürfen nicht veröffentlicht werden. 


Die Anlage der den Prämienreſervefonds bildenden Beſtände 
kann erfolgen: 


a) in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder den 
preußiſchen Staat oder in Forderungen, die in das Reichs- 
oder preußiſche Staatsſchuldbuch eingetragen ſind. 

b) in Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen der pommerſchen 
Landſchaft oder Schuldverſchreibungen einer kommunalen 
Körperſchaft der Provinz Pommern, welche entweder von 
ſeiten der Inhaber kündbar ſind oder einer regelmäßigen 
Tilgung unterliegen. 

c) in Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden auf 
landſchaftlich beleihungsfähigen Grundſtücken des Bezirks 
der Pommerſchen Landſchaft, falls die Hypotheken inner⸗ 
halb ¼ des landſchaftlichen Taxwertes liegen und 
mindeſtens ½ % jährlich getilgt werden. 

d) in Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden auf 
landſchaftlich nicht beleihungsfähigen ländlichen Grund- 
ſtücken innerhalb ¾ des nach beſonders aufzuſtellenden 
Taxvorſchriften ermittelten Wertes. Die Taxvorſchriften 
unterliegen der Genehmigung der Auſſichtsbehörde. 

e) in Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden auf 

ſtädtiſchen Grundſtücken in der Provinz Pommern, falls 

die Hypotheken innerhalb der erſten / des durch eine 

Taxe der Feuerſozietät für die Provinz Pommern oder 

innerhalb der erſten Hälfte des durch eine Taxe der Feuer⸗ 

ſozietät der Stadt Stettin und der Feuerverſicherungsanſtalt 
der Stadt Stralſund oder durch eine Taxe eines von dem 

Königlichen Kommiſſarius der Pommerſchen Landſchaft 


Rechnungsgrundlage der Tarife und Prämienreſerven. 


zu ernennenden Sachverſtändigen feſtgeſtellten Wertes oder 
innerhalb des 12 ½ fachen Gebäudeſteuernutzungwertes 
liegen. Die Anweiſung unterliegt der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 

Beleihungen von Bauplätzen und ſolchen Neubauten, 
welche noch nicht fertiggeſtellt und ertragsfähig ſind, ſowie 
von Grundſtücken, die einen dauernden Ertrag nicht 
gewähren, find ausgeſchloſſen. Über das von Sach⸗ 
verſtändigen bei der Taxe zu beobachtende Verfahren iſt 
eine Anweiſung aufzuſtellen, die der Genehmigung des 
Königlichen Kommiſſarius der Pommerſchen Landſchaft 
bedarf. In dieſer Anweiſung ſind für die Ermittlung des 


Wertes gewerblicher Grundſtücke beſondere Beſtimmungen 


zu treffen. 

) in der Weiſe, daß Darlehen auf Verſicherungsſcheine der 
Anſtalt nach Maßgabe der allgemeinen Verſicherungs— 
bedingungen gegeben werden. 

g) Kann die Anlegung den Umſtänden nach nicht in der 
zu af angegebenen Weiſe erfolgen, jo iſt die vorüber⸗ 
gehende Anlegung bei der landſchaftlichen Bank der 
Provinz Pommern unter den für die Anlegung der Gelder 
des Provinzialverbandes feſtgeſetzten Bedingungen und 
bei der Provinzialhilfskaſſe geſtattet. 

Der Landeshauptmann hat dafür Sorge zu tragen, daß unver— 
züglich die der Berechnung entſprechenden Beträge dem Prämien- 
reſervefonds zugeführt und vorſchriftsmäßig angelegt werden. 

Der Prämienreſervefonds (Gelder, Wertpapiere, Urkunden uſw.) 
iſt geſondert von jedem anderen Vermögen zu verwalten. Seine 
Beſtände find geſondert nach den für das Kaſſenweſen des Provinzial- 
verbandes geltenden Beſtimmungen aufzubewahren. 

Die den Prämienreſervefonds bildenden Beſtände find einzeln 
in ein Regifter einzutragen. Jedoch brauchen darin die Forderungen 
aus Darlehen oder Vorauszahlungen auf die eigenen Verſicherungs⸗ 
ſcheine der Anſtalt, ſoweit ſie zu den Beſtänden des Prämienreſerve— 
fonds gehören, nur in einer Geſamtſumme nachgewieſen werden. 

Die Prämienreſerve für die in Rüchkverſicherung gegebenen 
Summen iſt gleichfalls den vorſtehenden Beſtimmungen gemäß zu 
berechnen, zu verwalten und aufzubewahren. 

Dem Prämienreſervefonds dürfen, abgeſehen von den zur Vor⸗ 
nahme und Anderung der Kapitalanlagen erforderlichen Mitteln nur 
diejenigen Beträge entnommen werden, welche durch Eintritt des 
Verſicherungfalles, durch Rückkauf oder andere Fälle der Beendigung 
von Verſicherungsverhältniſſen frei werden. 


C. Sonſtige Neſerven. 


Für jede Todesfallverſicherung wird ein Reſerveſonds an- 
geſammelt, der ſich durchſchnittlich auf etwa 1% des von der Anſtalt 
auf eigenes Riſiko übernommenen Betrages belaufen ſoll. 


1. Kapital⸗ 
reſerve⸗ 
fonds. 
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ae Ferner wird ein Kriegsverſicherungsreſervefonds bis zu gleicher 
veeroe- Höhe angeſammelt. In dieſen fließen auch die ſämtlichen Zuſchläge, 
ſonds. die von der Anſtalt von Berufsſoldaten zur Deckung des erhöhten 
Kriegsriſikos erhoben werden, abzüglich der auf rückverſicherte Beträge 
entfallenden Teile. 

Die Auffüllung dieſer Fonds hat durch Kürzung der rechnungs⸗ 
mäßigen Überſchüſſe zu erfolgen, und zwar müſſen mindeſtens je 10% 
und höchſtens je 25% der rechnungsmäßigen Überſchüſſe hierzu 
ſolange verwandt werden, bis die volle geſchäftsplanmäßige Höhe 
erreicht wird. 

Eine Rückzahlung des von der Pommerſchen Landſchaft und 
dem Provinzialverbande von Pommern gewährten Gründungskapitals 
darf nur bis zu dem Betrage erfolgen, um den die Summe dieſer 
beiden Fonds und des Gründungskapitals einen Betrag von 1% % 
der auf eigenes Riſiko übernommenen Verſicherungsſumme überſteigt. 

ER Über die Anſammlung anderer Fonds (Fonds für Kursverluſte, 

Reſerven Penſionsfonds etc) und über die Anſammlung etwa erforderlich 
werdender beſonderer Fonds, deren Zwecke ſtets im Rahmen des 
Geſchäftsbetriebes liegen müſſen, beſtimmt der Provinzialausſchuß. 

en Der nicht zur Speiſung vorſtehender Fonds dienende Teil des 

fonds. Jahresgewinnes, und zwar mindeſtens 50 % der rechnungsmäßigen 

Überſchüſſe fließt unverkürzt in den Gewinn-Reſervefonds der Ver- 
ſicherten. Die Verteilung von Überſchüſſen aus dieſem ſoll erſt nach 
dem fünfjährigen Beſtehen des Vertrages erfolgen. Sie darf erſt 
ſtattfinden, wenn der auf die einzelnen Verſicherungen entfallende 
Anteil an dem Kapitalreſervefonds und dem Kriegsverſicherungs⸗ 
reſervefonds insgeſamt mindeſtens 1 /⁰ der Verſicherungsſumme 
beträgt. 

er Das nicht zum Prämienreſervefonds gehörende Vermögen kann 

genRefervenangelegt werden: 

a) 1 . zur Anlegung der Prämienreſerve zugelaſſenen 
Weiſe. 

b) in Hypotheken auf landſchaftlich beleihungs⸗ 
fähigen Grundſtücken des Bezirks der 
Pommerſchen Landſchaft innerhalb von 
90 % des landſchaftlichen Taxwertes. 


Ill. Allgemeine Berfiherungs- Bedingungen für die 
Kapitalverſicherung auf den Todesfall. 


Beginn der Verſicherung. 


§ 1. 1. Der Verſicherungsnehmer iſt ſechs Wochen vom Tage der ver- 
trauensärztlichen Unterſuchung ab an den von ihm geſtellten Antrag gebunden. 
Er hat innerhalb zweier Wochen nach Empfang der Aufforderung gegen Aus- 
händigung des Verſicherungsſcheines die darin berechnete Prämie nebſt 
etwaigen ſtaatlichen Gebühren zu zahlen. 

2. Die Leiſtungspflicht der Anſtalt aus der Verſicherung beginnt mit 
der Zahlung, vorausgeſetzt, daß der Verſicherte dann noch lebt. Als Ver— 
ſicherter im Sinne dieſer Bedingungen gilt die Perſon, auf deren Leben die 
Verſicherung genommen iſt. 
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3. Wird die Zahlung nicht rechtzeitig bewirkt, jo kann die Anjtalt die 
erſte Jahresprämie nebſt etwaigen ſtaatlichen Gebühren innerhalb dreier 
Monate vom Ausſtellungsdatum des Verſicherungsſcheines ab einfordern 
oder die Verſicherung unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von einem 
Monat kündigen. In dieſem Falle kann die Anſtalt eine Geſchäftsgebühr 
von 25 % verlangen. 

4. Der Inhalt des Verſicherungsſcheines gilt als von dem Verſicherungs⸗ 
nehmer genehmigt, wenn dieſer nicht innerhalb eines Monats nach erfolgter 
Aushändigung Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Scheines erhebt. Das 
Recht des Verſicherungsnehmers, die Genehmigung wegen Irrtums anzu⸗ 
fechten, bleibt unberührt. 


Zahlung laufender Prämien. 


§ 2. 1. Laufende Prämien werden bei Beginn eines jeden Ver⸗ 
ſicherungsjahres fällig und ſind im voraus zu zahlen. Das erſte Verſicherungs⸗ 
jahr fängt, falls nichts anderes verabredet wird, mit dem auf den Tag der 
Ausſtellung des Verſicherungsſcheines folgenden Quartalserſten an, kann 
aber auf Antrag des Verſicherungsnehmers auch auf den Beginn des 
laufenden Quartals zurückdatiert werden. Im erſteren Falle iſt vom Tage 
der Ausfertigung des Verſicherungsſcheines bis zum nächſten Quartalserſten 
eine Zwiſchenprämie zu entrichten. 

2. Iſt die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, jo gelten 
noch nicht gezahlte Raten als geſtundet und werden bei einer auf die Ver⸗ 
ſicherung zu bewirkenden Leiſtung der Anſtalt angerechnet. 

3. Stirbt der Verſicherte in der Zeit, für die eine Zwiſchenprämie ent⸗ 
richtet worden iſt, ſo wird bei einer auf die Verſicherung zu bewirkenden 
Leiſtung der Anſtalt die Differenz zwiſchen der Zwiſchenprämie und dem 
Betrage einer Jahresprämie in Anrechnung gebracht. 

4. Laufende Prämien ſind innerhalb eines Monats vom Zahlungs- 
termine ab koſtenfrei an die Anſtalt oder an die durch den Beſitz der 
Prämienrechnung zum Empfang berechtigten Kaſſe oder Beamten zu bezahlen. 

5. Die Prämienrechnungen haben die gedruckte Namensunterſchrift des 
Landeshauptmanns zu enthalten und ſind von der die Zahlung empfangenden 
Kaſſe oder Beamten unter Hinzufügung des Datums zu quittieren. 

6. Eine Verlängerung der Zahlungsfriſt ohne Einwilligung des Landes- 
hauptmanns iſt für dieſen unverbindlich. 


Zahlungsverzug. Beſeitigung der Verzugsfolgen. 
Unverfallbarkeit. 


§ 3. 1. Erfolgt die Zahlung laufender Prämien nicht innerhalb der 
einmonatigen Friſt, ſo hat die Anſtalt den Verſicherungsnehmer unter Angabe 
der Rechtsfolgen weiterer Säumnis durch eingeſchriebenen Brief aufzufordern, 
die rückſtändige Prämie mit fünfprozentigen Verzugszinſen vom Zahlungs- 
termine ab und 1 % Koſten innerhalb einer Nachfriſt von zwei Wochen 
nach Empfang der Aufforderung unmittelbar an die Anſtalt portofrei zu 
zahlen. 

2. Iſt nach Ablauf der Nachfriſt der Verſicherungsnehmer mit der 
Zahlung der Prämie oder der geſchuldeten Zinſen oder Koſten im Verzuge, 
ſo treten folgende Wirkungen ein: 
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a) Sind auf die Verſicherung noch nicht drei Jahresprämien bezahlt, 
ſo iſt die Anſtalt beim Ableben des Verſicherten von der Ver— 
pflichtung zur Leiſtung frei. Sie kann die Verſicherung unter 
Verzicht auf die unbezahlten Teile der Jahresprämie ohne Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsfriſt kündigen. 

b) Hat die Verſicherung mindeſtens drei Jahre beſtanden, und iſt 
die Prämie für dieſen Zeitraum bezahlt, ſo kann die Anſtalt nach 
Ablauf der Nachfriſt die Verſicherung unter Verzicht auf die 
unbezahlten Teile der laufenden Jahresprämie ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt kündigen. In dieſem Falle wandelt ſich 
durch die Kündigung die Verſicherung in eine prämienfteie nach 
§ 4 um. Stirbt der Verſicherte nach Ablauf der Nachftiſt, jo iſt 
die Anſtalt nur zu der Leiſtung verpflichtet, die ihr obliegen 
würde, wenn ſich die Verſicherung in eine prämienfreie nach 8 4 
umgewandelt hätte, auch wenn eine Kündigung noch nicht er⸗ 
folgt iſt. Solange nicht gekündigt wird, bleibt die Anſtalt zur 
Annahme der an fie unmittelbar entrichteten Rückſtände mit der 
Wirkung verpflichtet, daß die Folgen des Verzuges beſeitigt 
werden; dagegen iſt ſie ihrerſeits nicht berechtigt, weitere Prämien 
zu fordern. 

3. Die Wirkungen einer von der Anſtalt ausgeſprochenen Kündigung 
werden aufgehoben, wenn innerhalb ſechs Monaten vom Zahlungstermin 
der erſtmals unbezahlten Prämie ab dieſe und weiter zahlbar gewordene 
Prämien mit fünfprozentigen Verzugszinſen vom Zahlungstermine an und 
mit einem Aufgelde von 1% der Verſicherungsſumme unmittelbar an die 
Anſtalt portofrei gezahlt werden und der Verſicherte beim Eingange der 
Zahlung noch lebt. 

4. Iſt die Friſt von ſechs Monaten ſeit dem Zahlungstermine ver⸗ 
ſtrichen, ſo hängt die Aufhebung der Wirkungen der Kündigung, auch wenn 
ſie erſt ſechs Monate danach erfolgt iſt, vom Ermeſſen der Anſtalt ab; ſie 
kann zu dieſem Zwecke eine neue Prüfung der perſönlichen und gejundheit- 
lichen Verhältniſſe des Verſicherten auf Koſten des Verſicherungsnehmers 
vornehmen. 


Prämienfreie Verſicherung. 


§ 4. 1. Sind laufende Prämien für mindeſtens drei Jahre bezahlt, ſo 
kann der Verſicherungsnehmer jederzeit für den Zeitpunkt, bis zu welchem die 
Prämie gezahlt iſt, die Umwandlung der Verſicherung in eine prämienfreie 
verlangen. 

2. Der Antrag auf Umwandlung iſt ſchriftlich unmittelbar bei der Anſtalt 
3 3 des Verſicherungsſcheines und der letzten Prämienquittung 
zu ſtellen. 

3. Die Umwandlung erfolgt in der Weiſe, daß an die Stelle der bisherigen 
Verſicherungsſumme der Betrag tritt, der ſich für das Alter des Verſicherten 
als Leiſtung der Anſtalt ergibt, wenn der auf die Verſicherung entfallende 
Rückvergütungsmwert nach Maßgabe der Rechnungsgrundlagen der Anſtalt 
als einmalige Nettoprämie angeſehen wird. 

4. Bei der Umwandlung gilt derjenige Teil der Verſicherungsſumme als 
gekündigt und durch Rückvergütung erloſchen, deſſen Rückvergütungswert 
dem nach § 6 gewährten Darlehen nebſt etwaigen Rückjtänden an Prämien, 
Koſten, Zinſen und Mahngebühren gleichkommt. 
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5. Die verbleibende Verſicherungsſumme muß ſich auf mindeſten 100 / 
belaufen und durch 100 ohne Reit teilbar ſein. Der hiernach nicht zur 
Verwendung kommende Teil des Rückvergütungswertes wird in bar zurück- 
vergütet. 


Kündigungsrecht des Verſicherungsnehmers. 


§ 5. 1. Der Verſicherungsnehmer kann die Verſicherung jederzeit für 
den Schluß des laufenden Verſicherungsjahres und bei Verſicherungen mit 
laufender Prämie innerhalb des erſten Monats eines neuen Verſicherungs— 
jahres auch für ſofort ganz oder teilweiſe kündigen. Bei einer Kündigung 
mit ſofortiger Wirkung iſt für das neue Verſicherungsjahr eine Prämie nicht 
mehr zu entrichten, eine bereits bezahlte Prämie wird zurückgewährt. Bei 
teilweiſer Kündigung muß die verbleibende Verſicherungsſumme mindeſtens 
1000 % betragen und durch 100 ohne Reit teilbar jein. 

2. Die Kündigung iſt ſchriftlich unter Einreichung des Berficherungs- 
ſcheines und der letzten Prämienquittung unmittelbar an die Anſtalt portofrei 
zu richten. ö 

3. Wenn laufende Prämien für mindeſtens drei Jahre bezahlt ſind, 
gewährt die Anſtalt eine Rückvergütung, die für den Schluß des dritten 
Verſicherungsjahres mindeſtens 60 % des vorhandenen Deckungskapitals 
beträgt und bei Verſicherungen mit einer Prämienzahlungsdauer von weniger 
als 15 Jahren von Jahr zu Jahr um einen gleichbleibenden Satz von 3 ½ %, 
bei Verſicherungen mit einer Prämienzahlungsdauer von 15 bis 19 Jahren 
um 3% und bei Verſicherungen mit einer Prämienzahlungsdauer von 
20 Jahren und mehr um 2% % ſteigt. Doch iſt der jo ermittelte Rück⸗ 
vergütungswert nie höher als das betreffende um 3% der Verſicherungsſumme 
geminderte Deckungshapital. 

4. Bei Verſicherungen mit einmaliger Prämienzahlung oder bei einer 
nach § 4 umgewandelten Verſicherung oder bei Summenzuwachs beträgt die 
Rückvergütung 100 % des Deckungskapitals, abzüglich 3 % der urſprünglichen 
Verſicherungsſumme. 

5. Erfolgt die Kündigung innerhalb des erſten Monats eines neuen 
Verſicherungsjahres für ſofort, ſo wird, wenn die Verſicherung mindeſtens 
drei Jahre beſtanden hat, die Rückvergütung für das Ende des vorhergehenden 
Verſicherungsjahres berechnet. 

6. Bei einer Kündigung für das Ende des laufenden Verſicherungsjahres 
kann die Rückvergütung ſchon vorher abzüglich 5% Zwiſchenzinſen ausgezahlt 
werden; über das Fortbeſtehen der Verſicherung bis zum Ende des laufenden 
Verſicherungsjahres iſt dem Verſicherungsnehmer eine Beſcheinigung zu erteilen. 


Darlehen. 


86. 1. Nach Zahlung von drei Jahresprämien können bis zur Höhe 
der nach $ 5 bei Kündigung zu gewährenden Rückvergütung abzüglich der 
Prämie des laufenden Jahres von der Anſtalt Darlehen auf die Verſicherung 
gegen Verpfändung und Hinterlegung des Verſicherungsſcheines gewährt 
werden. Es kann vereinbart werden, daß die Prämien künftiger Jahre 
einſchließlich der Zinſen und Koſten durch nach den obigen Beſtimmungen 
zu gewährende Darlehen gezahlt werden. 

2. Für das gewährte Darlehen find der Anſtalt 5 %% Zinſen zu vergüten. 
Iſt der Lombardzinsfuß der Deutſchen Reichsbank höher als jener Prozentſatz, 
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ſo kann die Anſtalt außerdem eine einmalige Vergütung bis zur Höhe der 
Differenz auf ein Jahr verlangen. 

3. Die Beſtimmungen des § 2, Abſatz 4 bis 6 über die Zahlung 
laufender Prämien finden entſprechende Anwendung auf die Zahlung der 
Darlehenszinſen. 

4. Der Verſicherungsnehmer hat das Recht, zu jeder Zeit den Betrag 
des Darlehens ganz oder teilweiſe wieder an die Anſtalt einzuzahlen und 
zwar nur gegen eine vom Landeshauptmann ausgeſtellte Quittung. 


Verletzung der Anzeigepflicht. 


§ 7. 1. Hat der Verſicherungsnehmer oder der Verſicherte bei Schließung, 
Abänderung oder Wiederinkraftſetzung der Verſicherung ihm bekannte Umſtände 
verſchwiegen, die für die Übernahme der Gefahr erheblich ſind, oder darüber 
falſche Angaben gemacht, ſo iſt die Anſtalt berechtigt, innerhalb eines Monats 
nach erlangter Kenntnis von dem Vertrage zurückzutreten. Waren die 
Gefahrumſtände an der Hand ſchriftlicher von der Anſtalt geſtellter Fragen zu 
beantworten, ſo kann die Anſtalt wegen unterbliebener Anzeige eines Umſtandes, 
nach welchem nicht ausdrücklich gefragt worden iſt, nur im Falle argliſtiger 
Verſchweigung zurücktreten. 

2. Der Rücktritt iſt ausgeſchloſſen: 

a) wenn nachgewieſen wird, daß weder den Verſicherungsnehmer 
noch den Verſicherten ein Verſchulden trifft, 

b) nach dem Tode des Verſicherten, wenn nachgewieſen wird, daß 
der Umſtand, in Anſehung deſſen die Anzeigepflicht verletzt worden 
iſt, keinen Einfluß auf den Eintritt des Todes und auf den Umfang 
der Leiſtung der Anſtalt gehabt hat, 

c) wenn ſeit Schließung, Anderung oder Wiederinkraftſetzung der 
Verſicherung ein Jahr verfloſſen iſt. 

3. Tritt die Anſtalt von der Verſicherung zurück, ſo verbleibt ihr der 
Anſpruch auf die laufende Jahresprämie. Bei einer Verſicherung mit ein⸗ 
maliger Prämienzahlung oder wenn laufende Prämien für mindeſtens drei 
Jahre bezahlt ſind, iſt die Rückvergütung nach § 5 zu gewähren. 

4. Das Recht der Anſtalt, die Verſicherung wegen argliſtiger Täuſchung 
über Gefahrumſtände anzufechten, wobei die Kenntnis und das Verhalten 
des Verſicherten der Kenntnis oder dem Verhalten des Verſicherungsnehmers 
gleichſteht, bleibt unberührt. Die bezahlten Prämien verbleiben der Anſtalt. 


Kriegsverſicherung. 
§ 8. 1. Verſicherungen auf das Leben derjenigen Perſonen, die an 


kriegeriſchen Unternehmungen des Deutſchen Reiches teilnehmen, bleiben im 
Kriegsfalle ohne Zuſchlag in Kraft, falls ſie am Tage des Kriegsausbruches 
mindeſtens acht Wochen in Kraft waren. 

2. Außer den für die Kriegsiterbefälle vorhandenen Deckungsmitteln 
(Prämienreſerven) dienen für Kriegsſterbefälle folgende Wittel: 

a) Der nach dem Geſchäftsplane der Anſtalt gebildete Kriegsver- 
ſicherungs-Reſervefonds. Solange dieſer die im Geſchäftsplan 
feſtgeſetzte Höhe noch nicht erreicht hat, wird zu ſeiner Auffüllung 

5 ein Betrag von 200000 % aus dem Gründungskapital der 
Anſtalt reſerviert. 
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b) Ein nach Ermeſſen der Anſtalt zu bildender Kriegsriſikofonds. 
Die Anſtalt kann zu ſeiner Anſammlung die zur Auszahlung 
beſtimmten Dividenden der kriegsdienſtpflichtigen Verſicherten bis 
zur vollen Höhe und die zur Auszahlung beſtimmten Dividenden 
der nicht kriegsdienſtpflichtigen Verſicherten bis zur Höhe von je 
10% zwei Jahre zurückbehalten. 
Sollten dieſe Beträge nicht ausreichen, ſo kann die Anſtalt von 
ſämtlichen Verſicherten eine Umlage bis zur Höhe einer Jahres- 
prämie für eine Todesfallverſicherung mit lebenslänglicher Prämien⸗ 
zahlung, die für das beim Abſchluß der betreffenden Verſicherung 
zu Grunde gelegte Alter zu berechnen iſt, erheben. Auf Wunſch 
des Verſicherten iſt die Anſtalt verpflichtet, dieſe Umlage durch 
ein auf die Verſicherung nach $ 5 zu gewährendes Darlehen zu 
zahlen. Die Anſtalt hat die Verſicherungsnehmer aufzufordern, 
den auf ſie entfallenden Betrag binnen einer Friſt von einem 
Monat zu zahlen. Als Maßſtab für die Verteilung gilt der 
Beſtand an Verſicherungen zur Zeit des Friedensſchluſſes, unab⸗ 
hängig davon, welche Auszahlungen zwiſchen Friedensſchluß und 
Abrechnung erfolgt ſind. 
d) Außer den vorſtehend genannten Mitteln haften auch für die 
Deckung der Kriegsſchäden alle übrigen freien Fonds der Anſtalt. 

3. Die Anſtalt iſt berechtigt, auf Kriegsſterbefälle nach Anerkennung 
vorerſt nur 75% der Verſicherungsſumme zu zahlen, den Reſt jedoch erſt 
nach Beendigung der Abrechnung über die Kriegsſchäden und zwar unter 
Abzug der etwa zu erhebenden Umlage. 

4. Im Falle eines Krieges kann die Anſtalt von dem nach $ 5 
garantierten Rückvergütungswerte weitere Abzüge machen in Höhe des 
Betrages, der zur Auffüllung der Kriegsreſerve von der betreffenden Ver⸗ 
ſicherung im Höchſtfalle zu leiſten wäre (vgl. Nr. 260, 1. Satz). Wird dieſer 
Betrag zur Deckung von Kriegsſchäden nicht gebraucht, ſo muß die Anſtalt 
den nicht zur Verwendung kommenden Teil dieſes Betrages einſchließlich 
3½% Binfen an den Verſicherungsnehmer nachträglich auszahlen. Die 
gleiche Beſtimmung findet auch bei Berechnung der Darlehen und prämien— 
freien Verſicherungen ſinngemäße Anwendung. 

5. Die in Abſatz 2 genannten Deckungsmittel werden für das Ende 
des auf den eee e folgenden Geſchäftsjahres berechnet. 

6. Als Kriegsſterbefälle gelten diejenigen Todesfälle, welche durch Kriegs- 
ereigniſſe irgendwelcher Art herbeigeführt werden oder nach ärztlichem Urteil 
als Folge von Kriegsereigniſſen (Verwundungen, Strapazen oder Unfällen 
im Kriege) innerhalb eines Jahres nach dem Friedensſchluſſe eingetreten ſind. 
Als Kriegsereigniſſe gelten insbeſondere auch während des Krieges entſtandene 
epidemiſche Krankheiten (z. B. Cholera, Pocken, Typhus, Ruhr uſw.). 

7. Als Beginn des Krieges gilt der Tag, an dem die Kriegserklärung 
erfolgt oder ohne ſolche die Feindſeligkeiten eröffnet werden. Alle Kriegs- 
ſterbefälle find innerhalb eines Jahres nach Friedensſchluß anzumelden. Für 
verſpätet gemeldete Kriegsſterbefälle wird nur die auf die Verſicherung ent⸗ 
fallende, für den Tag, bis zu welchem die Prämie bezahlt iſt, zu berechnende 
Prämienreſerve zurückerſtattet, es ſei denn, daß die rechtzeitige Anmeldung 
ohne Verſchulden des Meldungspflichtigen unterblieben war. 

8. Stirbt der Verſicherte infolge ſeiner Teilnahme an Kriegsunter⸗ 
nehmungen eines anderen Staates oder war ſeine Verſicherung am Tage des 


2 
— 


254 II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Kriegsbeginnes nicht mindeſtens acht Wochen in Kraft, ſo iſt die Anſtalt 
nur zur Zahlung der am Todestage vorhandenen Prämienreſerve verpflichtet. 

9. Die vorſtehenden Bedingungen können mit Genehmigung der Auf— 
ſichtsbehörde, dann aber auch mit Wirkung für laufende Verträge, nach dem 
nächſten Kriege, an dem die Anſtalt beteiligt iſt, für die bei der Anſtalt nach 
dieſen Bedingungen Kriegsverſicherten abgeändert werden. 


Auslandsgefahr. Weltverſicherung. 


8 9. Dem Verſicherten iſt von Beginn der Verſicherung ab der Auf- 
enthalt in allen Teilen der Welt frei gegeben, falls nicht durch 8 8 der 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen oder durch beſondere Vereinbarung 
beim Abſchluſſe der Verſicherung etwas anderes beſtimmt iſt. 


Selbſtmord. 


8 10. 1. Begeht der Verſicherte Selbſtmord, jo iſt die Anſtalt von der 
Verpflichtung zur Leiſtung frei und hat nur das auf die Verſicherung ent— 
fallende Deckungskapital am Todestage zurückzuerſtatten. 

2. Die Verpflichtung der Anſtalt bleibt beſtehen, wenn beim Ableben 
des Verſicherten ſeit Ausſtellung des Verſicherungsſcheines zwei Jahre ver— 
ſtrichen ſind, oder wenn der Nachweis erbracht wird, daß die Tat in einem 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit oder infolge unheilbarer, ſchmerzvoller körperlicher Leiden 
begangen worden iſt. 

Todesfall. 


8 11. 1. Der Tod des Verſicherten iſt der Anſtalt unverzüglich unter 
Angabe der Todesurſache anzuzeigen; auch ſind ſo bald als möglich eine 
amtliche Sterbeurkunde, ſowie ein ausführlicher Bericht des Arztes, der den 
Verſtorbenen zuletzt behandelt hat, oder ſofern eine ſolche Behandlung nicht 
ſtattgefunden hat, ein ſonſtiges ärztliches oder amtliches Zeugnis über die 
Todesurſache und den Verlauf der letzten Krankheit oder die näheren 
Umſtände des Todes einzureichen. 

2. Die Anſtalt kann fordern, daß die Zeugniſſe auf ihren Formularen 
mit beglaubigter Unterſchrift ausgeſtellt werden und nötigenfalls weitere Aus— 
künfte oder Nachweiſe verlangen oder ſelbſt einziehen. 

3. Sind noch nicht zwei Jahre ſeit Ausſtellung des Verſicherungsſcheines 
verſtrichen, ſo kann die Anſtalt zur Feſtſtellung der Todesurſache auf ihre 
Koſten die Beſichtigung und Offnung der Leiche durch einen von ihr 
beſtimmten Arzt fordern, jedoch nur, wenn der Verdacht des Selbſtmordes 
durch Gift vorliegt. 

4. Die ſonſtigen durch die vorſtehenden Beſtimmungen erwachſenden 
Koſten fallen dem, der auf Grund des Todes des Verſicherten einen Anſpruch 
gegen die Anſtalt geltend macht, zur Laſt. 


Altersnachweis. 


$ 12. 1. Bei Feſtſetzung der Prämie wird ein begonnenes Lebensjahr 
als vollendet angenommen, wenn bei Beginn des erſten Verſicherungsjahres 
mehr als ſechs Monate dieſes Lebensjahres verfloſſen ſind. 
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2. Ein Anſpruch aus der Verſicherung kann gegen die Anſtalt erjt 
geltend gemacht werden, nachdem ihr das Alter des Verſicherten durch ein 
amtliches Zeugnis nachgewieſen worden iſt. 

3. Im Falle unrichtiger Altersangabe wird, wenn das wirkliche Alter 
höher iſt, die Verſicherungsſumme entſprechend der Prämiendifferenz unter 
Abrundung auf den nächſtniedrigen durch 10 ohne Reſt teilbaren Betrag 
herabgeſetzt; bei niedrigerem Alter werden die künftigen Prämien berichtigt 
und eine Differenz des Deckungskapitals zurückvergütet. 


Erfüllung. 


8 13. 1. Erfüllungsort find für beide Teile die Geſchäftsräume der 
Anſtalt in Stettin. 

2. Sämtliche Leiſtungen der Anſtalt erfolgen gegen Einreichung des 
Verſicherungsſcheines und der letzten Prämienquittung; auf Verlangen der 
Anſtalt iſt die Quittung über die Leiſtung auf Koſten des Empfängers zu 
beglaubigen. 

3. Auf Antrag wird der geſchuldete Betrag dem Empfangsberechtigten 
auf deſſen Koſten nach vorheriger Einreichung der Quittung überſandt. Die 
Art der Übermittlung beſtimmt die Anſtalt. 


Stempelkoſten. 


§ 14. Alle für die Verſicherung zur Erhebung kommenden Stempel» 
koſten und ſonſtigen öffentlichen Abgaben ſind der Anſtalt zu erſtatten. 


Rechte dritter Perſonen. 


§ 15. 1. Der Verſicherungsnehmer kann bei Abſchluß der Verſicherung 
oder ſpäter der Anſtalt gegenüber dritte Perſonen als bezugsberechtigt be— 
zeichnen. Dieſe erwerben ein Recht auf die Leiſtung aus der Verſicherung 
erſt mit dem Eintritt des Verſicherungsfalles. Bis dahin kann der Ver— 
ſicherungsnehmer über die Verſicherung frei verfügen; er darf die Bezeichnung 
widerrufen oder ändern. Die bezeichneten Perſonen erwerben ein ſofortiges 
unwiderrufliches Recht auf die Leiſtungen aus dem Verſicherungsvertrage, 
wenn die Anſtalt auf Antrag des Verſicherungsnehmers auf dem Ver— 
ſicherungsſcheine vermerkt hat, daß der Widerruf ausgeſchloſſen iſt. 

2. Wegen argliſtiger Täuſchung über die Gefahrumſtände kann die 
Anſtalt die Verſicherung dritten Perſonen gegenüber anfechten, wenn dieſe 
ſelbſt oder der Verſicherungsnehmer oder der Verſicherte die Täuſchung 
kannten oder kennen mußten. 


Verpfändung und Abtretung. 


16. 1. Verpfändungen und Abtretungen der Anſprüche aus der 
Verſicherung ſind der Anſtalt gegenüber nur dann rechtswirkſam, wenn dem 
Landeshauptmann eine ſchriftliche Anzeige des bisherigen Verfügungs⸗ 
berechtigten zugegangen iſt. 

2. Iſt bei einer Verſicherung der Verfügungsberechtigte nicht zugleich 
Verſicherter, ſo iſt eine Abtretung oder Verpfändung der Verſicherung, ſowie 
eine ſonſtige Verfügung über die Rechte aus der Verſicherung nur bei ſchrift⸗ 
licher Einwilligung des Verſicherten gültig. Die Anſtalt iſt berechtigt, den 
Nachweis dieſer Einwilligung zu verlangen. 
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Inhaberklauſel. 


$ 17. Die Anſtalt iſt befugt, den Inhaber des Verſicherungsſcheines als be- 
rechtigt zur Verfügung über alle Anſprüche aus dem Verſicherungsvertrage, 
insbeſondere zur Empfangnahme der von der Anſtalt zu leiſtenden Zahlungen 
anzuſehen, kann aber den Nachweis der Verfügungs- oder Empfangs⸗ 
berechtigung verlangen. 


Willenserklärungen. 


$ 18. 1. Hat der Verſicherungsnehmer feine Wohnung geändert, die 
Anderung aber der Anſtalt nicht mitgeteilt, ſo genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Verſicherungsnehmer gegenüber abzugeben iſt, die Abſendung eines 
eingeſchriebenen Briefes nach der letzten der Anſtalt bekannten Wohnung. 
Die Erklärung wird in dem Zeitpunkte wirkſam, in dem ſie ohne die 
Wohnungsänderung bei regelmäßiger Beförderung dem Verſicherungsnehmer 
zugegangen ſein würde. 


2. Berlegt der Verſicherungsnehmer feinen Aufenthalt außerhalb Europas, 
ſo hat er der Anſtalt einen innerhalb Europas wohnenden Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten zu benennen. Iſt ein ſolcher nicht bekannt oder weggefallen, 
jo kann die Erklärung an die letzte, der Anſtalt bekannt gegebene europäiſche 
Adreſſe des Verſicherungsnehmers gerichtet werden und wird in dem Zeit⸗ 
punkte wirkſam, in dem ſie bei regelmäßiger Beförderung dem Verſicherungs— 
nehmer dort zugegangen ſein würde. 


3. Alle Willenserklärungen und Anzeigen, die bei oder nach Schließung 
des Vertrages der Anſtalt abgegeben werden, haben nur dann rechtliche 
Wirkung, wenn fie der Anſtalt in ſchriftlicher Form zugegangen ſind. 


Kraftloserklärung. 


$ 19. 1. Wird der Anſtalt angezeigt, daß ein Verſicherungsſchein ver⸗ 
loren gegangen iſt, ſo wird ſie auf Antrag des Berechtigten eine Erſatzurkunde 
ausſtellen, wenn der Verluſt genügend glaubhaft gemacht worden iſt und 
ein von der Anſtalt im „Deutſchen Reichsanzeiger“ und nach ihrem Ermeſſen 
in anderen Blättern veröffentlichter Aufruf innerhalb von zwei Monaten er- 
folglos geblieben iſt. 


2. Die Koſten hat der Antragſteller zu tragen und auf Verlangen vor- 
zuſchießen. 


Klagefriſt. Gerichtsſtand. Verjährung. 


§ 20. 1. Die Anſtalt wird von der Verpflichtung zur Leiſtung frei, 
wenn der Anſpruch auf die Leiſtung nicht innerhalb ſechs Monaten bei dem 
zuſtändigen Gerichte geltend gemacht wird, nachdem die Anſtalt ihn unter 
Angabe der mit dem Ablaufe der Friſt verbundenen Rechtsfolge ſchriftlich 
abgelehnt hat. 


2. Für Klagen aus dem Verſicherungsvertrage iſt außer dem allgemeinen 
auch der Gerichtsſtand in Stettin als vereinbarter begründet. 


3. Die Anſprüche aus der Verſicherung verjähren in fünf Jahren. Die 


Verjährung beginnt mit dem Schluß des Jahres, in dem die Leiſtung ver- 
langt werden kann. 
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Anwendung des Reichsrechtes. 


§ 21. Es wird ausdrücklich beſtimmt, daß die Beſtimmungen des 
Neichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908, durch 
welche die Vertragsfreiheit beſchränkt wird, auf dieſen Verſicherungsvertrag 
Anwendung finden. Die Anſtalt verzichtet ſomit inſoweit ausdrücklich auf 
den ihr nach § 192 Abſatz 2 des genannten Geſetzes gegebenen Einwand. 


Ergänzende allgemeine Bedingungen für die Kapitalverſicherung 
mit feſtem Auszahlungstag und Prämienzahlung bis zum Tode. 


§ 1. Bereits fällig gewordene Prämien oder Prämienteile müſſen beim 
Ableben des Verſicherten ſofort nachgezahlt werden. Andernfalls werden 
etwaige Rückſtände nebſt 5% Zinſeszinſen vom Fälligkeitstage ab bei Aus- 
zahlung der Verſicherungsſumme abgezogen. 


$ 2. Dem Bezugsberechtigten muß auf Antrag bereits nach dem Tode 
des Verſicherten die Verſicherungsſumme abzüglich 4¼% Zinſeszinſen aus⸗ 
gezahlt werden. Sollte jedoch der ſo ermittelte Betrag niedriger ſein als der 
gemäß § 5 der „Allgemeinen Verſicherungsbedingungen für die Kapital⸗ 
verſicherung auf den Todesfall“ feſtzuſtellende Rückvergütungswert, jo iſt der 
letztere zur Auszahlung zu bringen. 


IV. Allgemeine Verſicherungsbedingungen für ſofort 
beginnende Leibrenten. 5 


Inhalt des Vertrages. 


§ 1. Gegen Kapitaleinlagen übernimmt die Anſtalt die Verſicherung 
von ſofort beginnenden Leibrenten für Perſonen jeden Alters. 


Beginn der Verſicherung. 


§ 2. 1. Nach erfolgter Einzahlung wird von der Anſtalt der Verſicherungs⸗ 
ſchein (Rentenſchein) ausgefertigt und ausgehändigt. Etwaige ſtaatliche 
Gebühren trägt der Verſicherungsnehmer. 


2. Der Inhalt des Verſicherungsſcheines gilt als von dem Verſicherungs⸗ 
nehmer genehmigt, wenn dieſer nicht innerhalb eines Monats nach erfolgter 
Aushändigung Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Scheines erhebt. Das 
Recht des Verſicherungsnehmers, die Genehmigung wegen Irrtums anzu— 
fechten, bleibt unberührt. 


3. Das erſte Verſicherungsjahr beginnt mittags 12 Uhr an dem Tage, 
an welchem die Einlage bei der Provinzialhauptkaſſe in Stettin eingeht, 
falls nichts anderes vereinbart iſt. 

4. Als Verſicherter im Sinne dieſer Bedingungen gilt die Perſon, auf 
deren Leben die Verſicherung genommen iſt. 8 


§ 192 Abſatz 2: „Auf ſonſtige Verſicherungen, die bei einer nach Landesrecht 
errichteten öffentlichen Anſtalt genommen werden finden die in dieſem Geſetze vorgeſehenen 
Beſchränkungen der Vertragsfreiheit ſowie die Vorſchriften über die Verſicherungsagenten 
keine Anwendung.“ 


Sammılg. von geſetzl. Beſtimmungen uſw. für Pommern. 17 
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Altersnachweis. 


8 3. 1. Ein Anſpruch auf Zahlung von Renten kann gegen die 
Anſtalt erſt geltend gemacht werden, nachdem ihr das Alter der verſicherten 
Perſon durch ein amtliches Zeugnis nachgewieſen worden iſt. 

2. Im Falle unrichtiger Altersangabe wird, wenn das wirkliche Alter 
niedriger iſt, der Betrag der verſicherten Rente nach dem Verhältnis der nach 
dem wirklichen Alter zur Zeit des Abſchluſſes der Verſicherung zu leiſten 
geweſenen zu der wirklich geleiſteten Einzahlung herabgeſetzt. Iſt das wirk⸗ 
liche Alter höher, ſo wird die zuviel geleiſtete Einzahlung zurückgegeben. 


Tod des Verſicherten. 


8 4. Die Zahlung der Renten an den im Verſicherungsſchein ange- 
gebenen Fälligkeitstagen erfolgt immer nur unter der Vorausſetzung, daß der 
Verſicherte an dem Fälligkeitstage mittags 12 Uhr noch am Leben iſt. Dies 
iſt in einer ausreichenden Weiſe nachzuweiſen. Iſt der Verſicherte geſtorben, 
ſo bleiben der Anſtalt alle an ſie geleiſteten Zahlungen verfallen. Auch finden 
Nachzahlungen ſeitens der Anſtalt für den Zeitraum zwiſchen dem letzten 
Fälligkeitstage und dem Todestage des Verſicherten nicht ſtatt. 


Zahlung der Renten. 


85. Falls der Verſicherte gleichzeitig der Rentenempfänger iſt, zahlt 
die Anſtalt die fällige Rente bar bei der Provinzialhauptkaſſe in Stettin 
oder innerhalb Deutſchlands und Oſterreich-Ungarns auf Antrag des Renten⸗ 
empfängers auf ſeine Koſten durch Poſtanweiſung oder Überweiſung an ſeine 
letzte der Anſtalt bekannte Adreſſe. Der Empfang iſt der Anſtalt zu beſtätigen 
und auf Verlangen muß die Unterſchrift beglaubigt werden. Die fällige 
Rente kann auf Wunſch auch bei den Organen der Anſtalt gegen Vollziehung 
des von letzterer vorgeſchriebenen Quittungsformulares abgehoben werden. 
Die Koſten für die Beglaubigung und, falls der Verſicherte und der Renten- 
empfänger verſchiedene Perſonen ſind, für die Beſchaffung des Lebensatteſtes 
hat der Rentenempfänger zu tragen. 


Annahmeverzug. Verjährung. 


6. 1. Wenn die rechtzeitige Erhebung einer Rente verſäumt iſt, oder 
wenn die für die Erhebung nötigen Schriftſtücke nicht rechtzeitig in der 
gehörigen Ordnung eingereicht worden ſind, oder die Zahlung der Rente aus 
irgend einem anderen Grunde, ohne Verſchulden der Anſtalt verzögert worden 
iſt, jo iſt die Anſtalt zur Vergütung von Zinſen nicht verpflichtet. 

2. Iſt eine Rente nicht binnen 5 Jahren nach ihrer Fälligkeit ein⸗ 
gefordert, ſo iſt der Betrag der Anſtalt verfallen. Die Verjährung beginnt 
mit dem Schluß des Jahres, in dem die Leiſtung verlangt werden kann. 


Willenserklärungen. 


8 7. 1. Hat der Verſicherungsnehmer ſeine Wohnung geändert, die 
Anderung aber der Anſtalt nicht mitgeteilt, jo genügt für eine Willens⸗ 
erklärung, die dem Verſicherungsnehmer gegenüber abzugeben iſt, die Abſendung 
eines eingeſchriebenen Briefes nach der letzten der Anſtalt bekannten Wohnung. 
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Die Erklärung wird in dem Zeitpunkte wirkſam, in dem ſie ohne die 
Wohnungsänderung bei regelmäßiger Beförderung dem Verſicherungsnehmer 
zugegangen ſein würde. . 

2. Verlegt der Verſicherungsnehmer feinen Aufenthalt außerhalb Europas, 
ſo hat er der Anſtalt einen innerhalb Europas wohnenden Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten zu nennen. Iſt ein ſolcher nicht benannt oder weggefallen, 
ſo kann die Erklärung der Anſtalt an die letzte der Anſtalt bekanntgegebene 
europäiſche Adreſſe des Verſicherungsnehmers gerichtet werden und wird in 
dem Zeitpunkte wirkſam, in dem ſie bei regelmäßiger Beförderung dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer dort zugegangen ſein würde. 

3. Alle Willenserklärungen und Anzeigen, die bei oder nach Schließung 
des Vertrages der Anſtalt gegenüber abgegeben werden, haben nur dann 
rechtliche Wirkung, wenn ſie dem Landeshauptmann in ſchriftlicher Form 
zugegangen ſind. 

Gerichtsſtand. 


$ 8. Für Klagen aus dem Verſicherungsvertrage iſt außer dem all⸗ 
gemeinen auch der Gerichtsſtand in Stettin als vereinbarter begründet. 


Anwendung des Reichsrechtes. 


§ 9. Es wird ausdrücklich beſtimmt, daß die Beſtimmungen des 
Keichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908, durch welche 
die Vertragsfreiheit beſchränkt wird, auf dieſen Verſicherungsvertrag Anwendung 
finden. Die Anſtalt verzichtet ſomit inſoweit ausdrücklich auf den ihr nach 
5 192, Abſatz 2 des genannten Geſetzes gegebenen Einwand. Vergleiche 


ußnote zu § 21 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen für die Kapitals⸗ 
verſicherung auf den Todesfall. 


V. Allgemeine Verſicherungsbedin gungen für die 
Verſicherung auf den Erlebensfall. 


Beginn der Verſicherung. 


§ 1. 1. Der Verſicherungsnehmer iſt vier Wochen vom Tage der Antrag- 
ſtellung ab an den von ihm geſtellten Antag gebunden. Er hat innerhalb 
zweier Wochen nach Empfang der Aufforderung gegen Aushändigung des 
Verſicherungsſcheines die darin berechnete Prämie nebſt etwaigen ſtaatlichen 
Gebühren zu bezahlen. 

2. Die Leiſtungspflicht der Anſtalt aus der Verſicherung beginnt mit 
der Zahlung. Als Verſicherter im Sinne dieſer Bedingungen gilt die Perſon, 
auf deren Leben die Verſicherung genommen iſt. 

3. Wird die Zahlung nicht rechtzeitig bewirkt, ſo kann die Anſtalt die 
erſte Jahresprämie nebſt etwaigen ſtaatlichen Gebühren innerhalb dreier Monate 
vom Ausſtellungsdatum des Verſicherungsſcheines ab einfordern oder die 
Verſicherung unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von einem Monat 
kündigen. In dieſem Falle kann die Anſtalt eine Geſchäftsgebühr von 10 % 
verlangen. 

4. Der Inhalt des Verſicherungsſcheines gilt als von dem Verſicherungs⸗ 
nehmer genehmigt, wenn dieſer nicht innerhalb eines Monats nach erfolgter 


* 


260 II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Aushändigung Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Scheines erhebt. Das 
Recht des Verſicherungsnehmers, die Genehmigung wegen Irrtums auzufechten, 
bleibt unberührt. 


Zahlung laufender Prämien. 


8 2. 1. Laufende Prämien werden zu Beginn des betreffenden Ver— 
ſicherungsjahres fällig und ſind im voraus zu bezahlen. 

2. Iſt die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, ſo gelten 
noch nicht bezahlte Raten als geſtundet. 

3. Laufende Prämien ſind innerhalb eines Monats vom Zahlungstermin 
ab koſtenfrei an die Anſtalt oder an die durch den Beſitz der Prämienrechnung 
zum Empfang berechtigten Kaſſe oder Beamten zu bezahlen. 

4. Die Prämienrechnungen haben die gedruckte Namensunterſchrift des 
Landeshauptmanns zu enthalten und ſind von der die Zahlung empfangenden 
Kaſſe oder Beamten unter Hinzufügung des Datums zu quittieren. 

5. Eine Verlängerung der Zahlungsfriſt ohne Einwilligung des Landes- 
hauptmanns iſt für dieſe unverbindlich. 


Zahlungsverzug. Beſeitigung der Berzugsfolgen. 
Unverfallbarkeit. 


§ 3. 1. Erfolgt die Zahlung laufender Prämien nicht innerhalb der 
einmonatigen Friſt, ſo hat die Anſtalt den Verſicherungsnehmer unter Angabe 
der Rechtsfolgen weiterer Säumnis durch eingeſchriebenen Brief aufzufordern, 
die rückſtändige Prämie mit fünfprozentigen Verzugszinſen vom Zahlungs- 
termine ab und 1 % Koſten innerhalb einer Nachfriſt von 2 Wochen nach 
Empfang der Aufforderung unmittelbar an die Anſtalt portofrei zu zahlen. 

2. Iſt nach Ablauf der Nachfriſt der Verſicherungsnehmer mit der 
Zahlung der Prämie oder der geſchuldeten Zinſen oder Koſten im Verzuge, 
ſo kann die Anſtalt die Verſicherung mit ſofortiger Wirkung kündigen. In 
dieſem Falle wandelt ſich die Verſicherung durch die Kündigung in eine 
prämienfreie nach S 4 um. Solange nicht gekündigt wird, bleibt die Anſtalt 
zur Annahme der unmittelbar an ſie portofrei entrichteten Rückſtände mit der 
Wirkung verpflichtet, daß die Folgen des Verzuges beſeitigt werden; dagegen 
iſt ſie ihrerſeits nicht berechtigt, über das beim Ablaufe der Mahnfriſt laufende 
Verſicherungsjahr hinaus Prämien zu fordern. 

3. Die Wirkungen einer von der Anſtalt ausgeſprochenen Kündigung 
werden aufgehoben, wenn innerhalb ſechs Monaten vom Zahlungstermin 
der erſtmals unbezahlten Prämie ab dieſe und weiter zahlbar gewordene 
Prämien mit fünfprozentigen Verzugszinſen vom Zahlungstermin an und 
mit einem Aufgelde von 1% „ der Verſicherungsſumme unmittelbar an die 
Anſtalt portofrei gezahlt werden. 

4. Iſt die Friſt von ſechs Monaten ſeit dem Zahlungstermin verſtrichen, 
ſo hängt die Aufhebung der Wirkung der Kündigung, auch wenn ſie erſt 
nach Ablauf dieſer ſechs Monate erfolgt iſt, vom Ermeſſen der Anſtalt ab. 


Prämienfreie Verſicherung. 


§ 4. 1. Der Verſicherungsnehmer kann jederzeit die Umwandlung der 
Verſicherung in eine prämienfreie verlangen. . 
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2. Der Antrag auf Umwandlung iſt ſchriftlich bei der Anſtalt unter 
Einreichung des Verſicherungsſcheines und der letzen Prämienquittung zu ſtellen. 

3. Die Umwandlung erfolgt in der Weiſe, daß an die Stelle der bis⸗ 
herigen Verſicherungsſumme der Betrag tritt, der ſich ergibt, wenn der nach 
§ 5 Abſatz 3 im Falle der Kündigung zu gewährende Rückvergütungswert 
als einmalige Prämie für eine vom Zeitpunkte der Umwandlung beginnende 
Verſicherung betrachtet wird. 

4. Bei der Umwandlung gilt derjenige Teil der Verſicherungsſumme 
als gekündigt und durch Rückvergütung erloſchen, deſſen Rückvergütungswert 
dem nach § 6 gegebenen Darlehen nebſt etwaigen Rückſtänden an Zinſen, 
Koften und Mahngebühren gleichkommt. 

5. Die verbleibende Verſicherungsſumme muß ſich auf mindeſtens 50 % 
belaufen, und muß durch 50 ohne Reit teilbar fein. Der hiernach nicht zur 
Verwendung kommende Teil des Rückvergütungswertes wird in bar zurück⸗ 
vergütet. 


Kündigungsrecht des Verſicherungsnehmers. 


85. 1. Der Verſicherungsnehmer kann die Verſicherung jederzeit für 
ſofort ganz oder teilweiſe kündigen. Bei teilweiſer Kündigung muß die ver- 
bleibende Verſicherungsſumme mindeſtens 500 % betragen und durch 50 ohne 
Reit teilbar fein. 5 

2. Die Kündigung iſt ſchriftlich unter Einreichung des Verſicherungsſcheines 
und der letzten Prämienquittung an die Anſtalt zu richten. 

3. Im Falle der Kündigung gewährt die Anſtalt die eingezahlten 
Prämien nebſt Zinſen von 3 ½ % zurück. Doch wird von der erſten Prämie 
ein Betrag von 1% der Verſicherungsſumme in Abzug gebracht. 


Darlehen. 


§ 6. 1. Gegen Verpfändung der Anſprüche aus der Verſicherung an 
die Anſtalt und unter gleichzeitiger Hinterlegung des Verſicherungsſcheines 
bei dieſer können bis zur Höhe der nach § 5 bei Kündigung zu gewährenden 
Rückvergütung von der Anſtalt Darlehen auf die Verſicherung gewährt werden. 

2. Für das gewährte Darlehen ſind der Anſtalt 5% Zinſen zu ver⸗ 
güten. Iſt der Lombardzinsfuß der Deutſchen Reichsbank höher als jener 
5535 ber ſo kann die Anſtalt außerdem eine einmalige Vergütung bis zur 

öhe der Differenz auf ein Jahr verlangen. 

3. Das Darlehen kann ſeitens des Verſicherungsnehmers jederzeit an 
die Anſtalt zurückgezahlt werden, iſt dagegen ſeitens der letzteren nicht künd⸗ 
bar, ſolange die Verſicherung in Kraft beſteht und die Zinſen innerhalb der 
für die Prämienzahlung nach § 2 Abſ. 3 zuläſſigen Friſt pünktlich bezahlt 
werden. 

4. Erfolgt die Zahlung der Zinſen nicht innerhalb der Monatsfriſt, jo 
hat die Anſtalt den Verſicherungsnehmer unter Angabe der Rechtsfolgen 
weiterer Säumnis durch eingeſchriebenen Brief aufzufordern, die rückſtändigen 
3 mit fünfprozentigen Verzugszinſen vom Zahlungstermine ab und 1 

oſten innerhalb einer Nachfriſt von zwei Wochen nach Empfang der Auf⸗ 
forderung unmittelbar an die Anſtalt portofrei zu zahlen. 

5. Iſt nach Ablauf der Nachfriit der Verſicherungsnehmer mit der 
Zahlung im Verzuge, ſo kann das Darlehen mit fofortiger Wirkung von 
der Anſtalt gekündigt werden. In dieſem Falle gilt, der Teil der) Ver⸗ 
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ſicherungsſumme als gekündigt und durch Rückkauf erloſchen, deſſen Rückver⸗ 
gütungswert dem gegebenen Darlehen nebſt etwaigen. Rückjtänden an Zinſen, 
Koſten und Mahngebühren gleichkommt. 


Todesfall des Verſicherten. 


S8 7. Stirbt der Verſicherte vor dem in dem Verſicherungsſchein 
bezeichneten Fälligkeitstermin der Verſicherungsſumme, fo hat der Berficherungs- 
nehmer das Recht, die Verſicherung unter Übertragung auf eine andere 
Perſon fortzuſetzen. Der Antrag auf Übertragung iſt jchriftlich bei der Anſtalt 
unter Vorlage einer amtlichen Sterbeurkunde und unter Einreichung des 
Verſicherungsſcheines behufs Vormerkung auf dieſem zu ſtellen. . 


Erfüllung. 


§ 8. 1. Erfüllungsort für beide Teile ſind die Geſchäftsräume der 
Anſtalt in Stettin. 

2. Sämtliche Leiſtungen der Anſtalt erfolgen gegen Einreichung des 
Verſicherungsſcheines und der letzten Prämienquittung; auf Verlangen der 
Anſtalt iſt die Quittung über die Leiſtung auf Koſten des Empfängers zu 
beglaubigen. 

3. Auf Antrag wird der geſchuldete Betrag dem Empfangsberechtigten 
auf ſeine Koſten nach vorheriger Einreichung der Quittung überſandt. Die 
Art der Übermittelung beſtimmt die Anſtalt. 


Stempelkojten. 


89. Alle für die Verſicherung zur Erhebung kommenden Stempel⸗ 
koſten und ſonſtigen öffentlichen Abgaben ſind der Anſtalt zu erſtatten. 


Rechte dritter Perſonen. 


8 10. Der Berſicherungsnehmer kann bei Abſchluß der Verſicherung 
oder ſpäter der Anſtalt gegenüber dritte Perſonen als bezugsberechtigt 
bezeichnen. Dieſe erwerben ein Recht auf die Leiſtungen aus der Ver⸗ 
ſicherung erſt mit dem Eintritt des Verſicherungsfalles. Bis dahin kann der 
Verſicherungsnehmer über die Verſicherung frei verfügen. Er darf die 
Bezeichnung widerrufen oder ändern. Die bezeichneten Perſonen erwerben ein 
ſofortiges Recht auf die Leiſtungen aus dem Verſicherungsvertrag, wenn die 
Anſtalt auf Antrag des Verſicherungsnehmers auf dem Verſicherungsſcheine 
vermerkt hat, daß der Widerruf ausgeſchloſſen iſt. 


Verpfändung und Abtretung. 


§ 11. Verpfändungen und Abtretungen der Anſprüche aus der Ber- 
ſicherung ſind der Anſtalt gegenüber nur dann rechtswirkſam, wenn dem 
Landeshauptmann eine ſchriftliche Anzeige des bisherigen Verfügungs— 
berechtigten zugegangen iſt. 5 
Inhaberklauſel. 
§ 12. Die Anſtalt iſt befugt, den Inhaber des Verſicherungsſcheines 


als berechtigt zur Empfangnahme der von der Anſtalt zu leiſtenden Zahlungen 
anzuſehen, kann aber den Nachweis der Empfangsberechtigung verlangen. 


Allgemeine Verſicherungsbedingungen. 


Willenserklärungen. 


§ 13. 1. Hat der Verſicherungsnehmer feine Wohnung geändert, die 
Anderung aber der Anſtalt nicht mitgeteilt, ſo genügt für eine Willens⸗ 
erklärung, die dem Verſicherungsnehmer gegenüber abzugeben iſt, die Abſendung 
eines eingeſchriebenen Briefes nach der letzten der Anſtalt bekannten Wohnung. 
Die Erklärung wird in dem Zeitpunkt wirkſam, in dem fie ohne die Wohnungs- 
änderung bei regelmäßiger Beförderung dem Verſicherungsnehmer zugegangen 
ſein würde. 

2. Verlegt der Verſicherungsnehmer ſeinen Aufenthalt außerhalb Europas, 
fo hat er der Anſtalt einen innerhalb Europas wohnenden Zuftellungsbevoll- 
mächtigten zu benennen. Iſt ein ſolcher nicht benannt oder weggefallen, ſo 
kann die Erklärung an die letzte der Anſtalt bekannt gegebene europäiſche 
Adreſſe des Verſicherungsnehmers gerichtet werden und wird in dem Zeit⸗ 
punkte wirkſam, in dem ſie bei regelmäßiger Beförderung dem Verſicherungs⸗ 
nehmer dort zugegangen ſein würde. 

3. Alle Willenserklärungen oder Anzeigen, die bei oder nach Schließung 
des Vertrages der Anſtalt gegenüber abgegeben werden, haben nur dann 
rechtliche Wirkung, wenn fie dem Landeshauptmann in ſchriftlicher Form 
zugegangen ſind. 


Kraftloserklärung. 


§ 14. 1. Wird der Anſtalt angezeigt, daß ein Verſicherungsſchein 
abhanden gekommen iſt, ſo wird ſie auf Antrag des Berechtigten eine Erſatz⸗ 
urkunde ausſtellen, wenn der Verluſt genügend glaubhaft gemacht wird und 
ein von der Anſtalt im „Deutſchen Reichsanzeiger“ und, nach ihrem Ermeſſen, 
in anderen Blättern veröffentlichter Aufruf innerhalb von zwei Monaten 
erfolglos geblieben iſt. 

2. Die Koſten hat der Antragſteller zu tragen und auf Verlangen 
vorzuſchießen. 


Klagefriſt, Gerichtsſtand, Verjährung. 


§ 15. 1. Die Anſtalt wird von der Verpflichtung zur Leiſtung frei, 
wenn der Anſpruch auf die Leiſtung nicht innerhalb ſechs Monaten bei dem 
zuſtändigen Gerichte geltend gemacht iſt, nachdem die Anſtalt ihn unter 
Angabe der mit dem Ablauf der Friſt verbundenen Rechtsfolge ſchriftlich 
abgelehnt hat. 

2. Für Klagen aus dem Verſicherungsvertrage iſt außer dem allgemeinen 
auch der Gerichtsſtand in Stettin als vereinbarter begründet. 

3. Die Anſprüche aus der Verſicherung verjähren in fünf Jahren. Die 
Verjährung beginnt mit dem Schluß des Jahres, in dem die Leiſtung ver- 
langt werden kann. 


Anwendung des Reichsrechtes. 


§ 16. Es wird ausdrücklich beſtimmt, daß die Beſtimmungen des 
Neichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908, durch welche 
die Vertragsfreiheit beſchränkt wird, auf dieſen Verſicherungsvertrag Anwendung 
finden. Die Anſtalt verzichtet ſomit inſoweit ausdrücklich auf den ihr nach 
§ 192, Abſatz 2 des genannten Geſetzes gegebenen Einwand. Vergleiche 
Fußnote zu § 21 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen für die Kapitals⸗ 
verſicherung auf den Todesfall. 
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P) Geſchäftsanweiſung und Geſchäftsoroͤnung für den Verwaltungsrat der 
pommerſchen Provinzial-⸗Lebensverſicherungsanſtalt. 


$ 1. Der Verwaltungsrat der Pommerſchen Provinzial-Lebensver⸗ 
ſicherungsanſtalt hat bei der Führung der Geſchäfte der Anſtalt nach Maßgabe 
der Satzung der Pommerſchen Provinzial-Lebensverſicherungsanſtalt vom 
17. März 1911 mitzuwirken. 

§ 2. Die Berufung zu den Verſammlungen des Verwaltungsrates 
erfolgt durch den Landeshauptmann oder ſeinen dienſtlichen Stellvertreter 
als Vorſitzender. 

Sie muß erfolgen, wenn die Mehrheit der Witglieder oder die General— 
direktion der Pommerſchen Landſchaft es ſchriftlich und unter Angabe der 
Gründe erfordert. 

§ 3. Mit dem Einladungsſchreiben an die Mitglieder, ſpäteſtens aber 
2 Tage vor Beginn der Sitzung, iſt den Mitgliedern ein Verzeichnis der 
zur Verhandlung ſtehenden Gegenſtände mit kurzer Angabe des Inhalts 
zuzuſtellen. 

Inſofern kein Mitglied widerſpricht, kann auch über Gegenſtände ver- 
handelt werden, welche nicht auf der Tagesordnung geſtanden haben. 

S 4. Ein Mitglied, das verhindert iſt, an der anberaumten Sitzung 
teilzunehmen, hat hiervon dem Vorſitzenden rechtzeitig Anzeige zu machen. 
Dieſer beruft alsdann ſtatt des Mitgliedes ein ſtellvertretendes Witglied ein. 

Die Reihenfolge, in der die vom Provinzial-Ausſchuß gewählten ſtell⸗ 
vertretenden Mitglieder einzuberufen ſind, wird von dem Vorſitzenden beſtimmt. 

Für die von der Landſchaft entſandten Mitglieder ſind im Behinderungs⸗ 
falle tunlichſt deren Stellvertreter einzuberufen. 

Der Verwaltungsrat iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens 4 Mit⸗ 
glieder bezw. ſtellvertretende Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden an- 
weſend ſind. 

§ 6. Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder oder 
deren Verwandte oder Verſchwägerte in auf -und abſteigender Linie oder bis 
zum 3. Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſe an der Beratung und Ab— 
ſtimmung nicht teilnehmen. 

Ebenſowenig darf ein Mitglied bei der Beratung und Beſchlußfaſſung 
über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in welchen es in anderer als öffentlicher 
Eigenſchaft ein Gutachten abzugeben hat oder als Geſchäftsführer, Beauftragter 
oder in anderer als öffentlicher Stellung tätig geweſen iſt. ($ 54 der 
Provinzial⸗Ordnung). 

87. Die dem Landeshauptmann zur Führung der Geſchäfte der 
Pommerſchen Provinzial-Lebensverſicherungsanſtalt zugeordneten oberen 
Beamten ſind zu den Sitzungen des Verwaltungsrates hinzuzuziehen. Sie 
haben beratende Stimme. 

Der Vorſitzende iſt berechtigt, auch andere, den techniſchen Teil des 
Betriebes bearbeitende Beamte zu den Sitzungen hinzuzuziehen. 

§ 8. Der Oberpräſident iſt befugt, an den Beratungen des Verwaltungs- 
rates entweder ſelbſt oder durch einen zu ſeiner Vertretung abzuordnenden 
Staatsbeamten teilzunehmen. 

8 9. Der Vorſitzende verteilt die Geſchäfte, erteilt mit Zuſtimmung der 
Verſammlung den Auftrag zur Vertretung des Verwaltungsrates im Provinzial⸗ 
Ausſchuſſe, eröffnet, ſchließt die Sitzungen, leitet die Verhandlungen und hand- 
habt die Ordnung. 
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$ 10. Für die dem Verwaltungsrat zur Beſchlußfaſſung zu unter⸗ 
breitenden Sachen ernennt der Vorſitzende einen oder zwei Berichterſtatter. 

Die Berichterſtatter haben in der Verſammlung mündlichen Vortrag zu 
halten, die von ihnen zu ſtellenden Anträge in ſchriftlicher Faſſung einzureichen, 
die von dem Verwaltungsrat gefaßten Beſchlüſſe niederzuſchreiben und, ſoweit 
es erforderlich iſt, mit ſchriftlicher Begründung zu verſehen. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsrates ſind von dem Berichterſtatter, dem 
Vorſitzenden und dem Protokollführer zu unterzeichnen. 

§ 11. Der Vorſitzende beſtimmt im Einverſtändnis mit der Verſammlung 
den Gang der Diskuſſion in ſinngemäßer Anwendung der bezüglichen Bor- 
ſchriften in der Geſchäftsordnung des Provinzial-Landtages. 

$ 12. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

§ 13. Über die Verhandlung des Verwaltungsrates iſt von einem der 
dem Landeshauptmann zur Führung der Geſchäfte der Pommerſchen Provinzial⸗ 
Lebensverſicherungsanſtalt zugeordneten oberen Beamten ein Protokoll zu 
führen, welches die gefaßten Beſchlüſſe aufzuführen hat. ? 

§ 14. Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten für die Teilnahme 
an den Sitzungen Tagegelder und Reiſekoſten in der gleichen Höhe wie 
die Mitglieder des . 

Vorſtehender Geſchäftsplan wird hierdurch genehmigt. 


Berlin, den 15. November 1911. 


Der WMiniſter des Innern. 
Im Auftrage: 
(„80 v. Klitzing. 
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Viehſeuchen-Entſchädigungsſatzung für die Provinz 
Pommern. 
Zur Ausführung des Reichsviehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 1909 (R.⸗G.⸗Bl. 
Seite 519) und des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Viehſeuchengeſetze 
vom 25. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 149). 
$ 1. Vom Provinzialverbande wird Entſchädigung gewährt: agg 
J. für die aus Anlaß der Tollwut, des Rotzes, der Lungen⸗ re 
jeuche, der Maul- und Klauenſeuche oder der Tuberkuloje 
(S 10 Abſ. 1 Nr. 12 des Viehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 
1909, Reichs⸗Geſetzbl. S. 519) auf polizeiliche Anordnung 
getöteten Rinder, Pferde, Eſel, Maultiereund Mauleſel wenn 
ſie mit der Seuche behaftet waren, derentwegen die Tötung 
angeordnet worden iſt, ſowie für Tiere der gleichen 
Gattungen, die an einer dieſer Seuchen gefallen ſind, 
nachdem ihre Tötung aus Anlaß dieſer Seuche polizeilich 
angeordnet worden war; 
2. für Tiere, die nach rechtzeitig erſtatteter Anzeige an Rob 
oder Lungenſeuche gefallen ſind, wenn die Vorausſetzungen 


Entſchädt⸗ 
gungs⸗ 
beträge 


auf Ent⸗ 
ſchädigung. 


Aus⸗ 
ſchließung 
der Ent⸗ 
ſchädigung. 


Anrechnung 
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vorliegen, unter denen die polizeiliche Anordnung der 
Tötung erfolgen muß; 

3. für Rinder, Pferde, Eſel, Maultiere und Maulefel, die 
an Wilzbrand, Rauſchbrand, Wild- und Rinderſeuche 
oder Tollwut gefallen ſind oder an denen nach dem Tode 
eine dieſer Krankheiten feſtgeſtellt worden iſt; 

4. für Schafe, die an Milzbrand gefallen ſind oder an denen 
nach dem Tode dieſe Krankheit feſtgeſtellt worden iſt; 

5. für Rinder, Pferde, Eſel, Maultiere, Mauleſel und Schafe, 
von denen anzunehmen iſt, daß ſie infolge einer polizei⸗ 
lich angeordneten Impfung eingegangen ſind, ſofern die 
Anordnung auf Anſuchen des Landeshauptmanns bei 
Schafen zum Schutze gegen Wilzbrand, bei den übrigen 
Tiergattungen zum Schutze gegen Milzbrand, Raufchbrand, 
Wild- und Rinderſeuche, Maul- und Klauenſeuche oder 
Tollwut erfolgt iſt. 

Vorausſetzung für die Gewährung der Entſchädigung iſt in 
den Fällen zu 2 bis 4, daß ſich die Tiere zur Zeit des Todes, in 
den Fällen zu 1 und 5, daß ſie ſich zur Zeit der Anordnung der 
Tötung oder der Impfung im Bezirke des Provinzialverbandes 
befunden haben. 

8 2. Die Entſchädigung beträgt: 

1. bei den mit Rotz behafteten Tieren drei Viertel; 

2. bei den mit Milzbrand, Rauſchbrand, Wild- und Rinder- 
ſeuche, Tollwut, Lungenſeuche oder Tuberkuloſe behafteten 
Tieren vier Fünftel; 

3. im Falle des 8 1 Nr. 5 und bei den mit Maul- und 
Klauenſeuche behafteten Tieren im Falle des $ 1 Nr. 1 
die volle Höhe 

des gemeinen Wertes der Tiere. Bei deſſen Ermittlung iſt, abgeſehen 
von der Tuberkuloſe, der Winderwert nicht zu berückſichtigen, den 
das Tier dadurch erlitten hat, daß es von der für die Entſchädigung 
in Betracht kommenden Seuche ergriffen oder der Impfung unter— 
worfen war. 

8 3. Auf die Entſchädigung find anzurechnen: 

1. die aus Privatverträgen zahlbare Verſicherungsſumme, 
und zwar bei Rotz zu drei Viertel, in den Fällen des $ 2 
Nr. 2 zu vier Fünftel, im übrigen zur vollen Höhe; 

2. der Wert derjenigen Teile des getöteten Tieres, die dem 
Beſitzer nach Maßnahme der polizeilichen Anordnungen 
zur Verfügung bleiben (vergl. jedoch 8 10 Abſ. 2). 

§ 4. Keine Entſchädigung wird gewährt: 

1. für Tiere, die dem Reiche, den Einzelſtaaten oder zu den 

landesherrlichen Geſtüten gehören; 
für das in Viehhöfen oder in Schlachthöfen einſchließlich 
der öffentlichen Schlachthäuſer aufgeſtellte Schlachtvieh; 
. für Tiere, die an einer ihrer Art oder dem Grade nach 
unheilbaren und unbedingt tödlichen Krankheit gelitten 
haben, es ſei denn, daß dieſe Krankheit in Milzbrand, 
Rauſchbrand, Wild- und Rinderſeuche, Tollwut, Rob, 
Lungenſeuche, Maul- und Klauenſeuche oder Tuberkuloſe 
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(S 10 Abſ. 1 Nr. 12 des Viehſeuchengeſetzes) beſtanden 
hat, oder daß das Tier an einer Krankheit verendet iſt, 
von der anzunehmen iſt, daß ſie infolge einer bei Schafen 
zum Schutze gegen Wilzbrand, bei Einhufern und Rindern 
zum Schutze gegen Milzbrand, Rauſchbrand, Wild⸗ 
und Rinderſeuche, Maul- und Klauenſeuche oder 
Tollwut auf Anſuchen des Landeshauptmanns polizeilich 
angeordneten Impfung aufgetreten it; 
4. für Tiere, die der Vorſchrift des § 6 des Viehſeuchen⸗ 
geſetzes zuwider in das Reichsgebiet eingeführt ſind; 
5. für Tiere, die innerhalb einer beſtimmten Friſt vor der 
Feſtſtellung einer der nachſtehend benannten Seuchen in 
das Reichsgebiet eingeführt worden ſind, wenn nicht der 
Nachweis erbracht wird, daß ihre Anſteckung erſt nach 
der Einführung in das Reichsgebiet ſtattgefunden hat. 
Die Friſt beträgt bei Milzbrand, Rauſchbrand, Wild⸗ 
und Rinderfeuche ſowie bei Maul- und Klauenſeuche 
14 Tage, bei Tollwut und Notz 90 Tage, bei Lungen⸗ 
ſeuche 180 Tage und bei Tuberkuloſe ($ 10 Abſ. 1 Nr. 12 
des Viehſeuchengeſetzes) 270 Tage. 
$ 5. Der Anſpruch auf Entſchädigung fällt ferner weg in dem 
Falle des $ 72 des Viehſeuchengeſetzes. 
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8 6. Die Entſchädigungen für Schafe (8 1 Nr. 4, 5) ein- inne 
ſchließlich der etwa entſtehenden Schätzungskoſten (S 10 dieſer der Ent- 
Satzung) werden aus allgemeinen Provinzialmitteln beſtritten. a 

Im übrigen werden zur Beſtreitung der Entſchädigungen und ER: 


der Verwaltungskoſten, einſchließlich der Koſten der Feititellung des 
Krankheitszuſtandes und der Schätzung, ſoweit nicht die Staatskaſſe 
dafür aufzukommen hat (§ 9 Abf. 1 unter I Nr. 2, 3 und Il, 8 24 
Abſ. 1, 2 des Ausführungsgeſetzes zum Viehſeuchengeſetze) ſowie zur 
Anſammlung von Rücklagen Beiträge von den Beſitzern von Ein⸗ 
hufern und Rindvieh erhoben. Entſchädigungen, Koſten und Rück⸗ 
lagen für Pferde, Eſel, Maultiere und Mauleſel dürfen nur den 
Beſitzern dieſer Tiergattungen, Entſchädigungen für Rindvieh nur 
den Rindviehbeſitzern auferlegt werden. 

Haben die nach Abſ. 2 erhobenen Rücklagen aus den Beiträgen 
der Beſitzer von Einhufern die Höhe von 50000 / und aus den 
Beiträgen der Beſitzer von Nindvieh die Höhe von 300000 % 
erreicht, jo iſt von der Einziehung weiterer Beiträge zu Rücklagen 
abzuſehen. Die Zinſen der Rücklagenmafje find alsdann zur 
Beſtreitung der Entſchädigungen und Koſten zu verwenden. 

8 7. Beiträge werden nicht erhoben 

1. für Tiere, die dem Reiche, den Einzelſtaaten oder zu den 
landesherrlichen Geſtüten gehören (vgl. $ 4 Nr. 1). 
2. für das in Viehhöfen oder in Schlachthöfen einſchließlich 


der öffentlichen Schlachthäuſer aufgeitellte Schlachtvieh 


(vgl. S 4 Nr. 2). 
§ 8. Über die Höhe des von den Viehbeſitzern nach den Grund⸗ 
ſätzen der 88 6 und 7 einzuziehenden Geſamtbetrages, über die Ver⸗ 
wendung der Zinfen oder Beſtände von Überſchüſſen und Rücklagen 
nach 8 6, ferner über die Unterverteilung des zu erhebenden Betrages 


268 


Feſtſtellung 


der Entſchä⸗ 


digungs⸗ 
pflicht. 


Abſchätzung 
es 
Schadens. 


II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


auf die Viehbeſitzer beſchließt der Provinzialausſchuß. Der Beſchluß 
bedarf der Genehmigung des Oberpräſidenten, ſofern er grundſätzliche 
Beſtimmungen über die Art der Unterverteilung, insbeſondere Ab- 
änderungen der bisher beſtehenden Art der Unterverteilung enthält. 
Soweit in dem Jahre vor Ausſchreibung der Beträge eine allgemeine 
Viehzählung ſtattgefunden hat, ſind deren Ergebniſſe der Unterverteilung 
zugrunde zu legen, anderenfalls ſind in jeder Stadt- und Land⸗ 
gemeinde und in jedem ſelbſtändigen Gutsbezirke nach näherer An- 
weiſung des Provinzialausſchuſſes, die gleichfalls der Genehmigung 
des Oberpräſidenten bedarf, die vorhandenen Pferde-, Eſel⸗, Maultier-, 
Maulejel- und Rindviehbeſtände aufzunehmen. 

Tierbeſitzern, die ſich nicht für beitragspflichtig halten oder die 
meinen, daß die für ſie ausgeſchriebenen Beiträge unrichtig bemeſſen 
ſind, ſteht das Recht der Beſchwerde zu. Die Beſchwerde muß inner- 
halb 14 Tagen nach erfolgter Ausſchreibung erhoben werden. Über 
die Beſchwerde entſcheidet in Landkreiſen der Landrat, in Stadtkreifen 
der Magiſtrat endgültig. 

Die Beiträge werden auf Grund der Verzeichniſſe eingezogen, 
welche von den Gemeinde- (Guts⸗) Vorſtänden aufgeſtellt find, und 
mit den Verzeichniſſen an die Provinzialhauptkaſſe abgeliefert. Die 
Beitreibung geſchieht im Verwaltungszwangsverfahren. 

Im übrigen wird das Verfahren bei der Ausſchreibung und 
Erhebung der Beiträge erforderlichenfalls noch näher durch einen der 
Genehmigung des Oberpräſidenten unterliegenden Beſchluß des 
Provinzialausſchuſſes geregelt. 

§ 9. Zur Feſtſtellung des für die Entſchädigung in Betracht 
kommenden Krankheitszuſtandes hat ſofort nach der Tötung oder 
ſobald als möglich nach dem ſonſtigen Eintritte des Entſchädigungs⸗ 
falls eine Unterſuchung des Tieres, insbeſondere eine Zerlegung nach 
der vom Bundesrate zur Ausführung des Viehſeuchengeſetzes beſchloſſenen 
Anweiſung für das Zerlegungsverfahren und nach den hierzu vom 
Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erlaſſenen weiteren 
Ausführungsbeſtimmungen ſtattzufinden. In dem auf Grund der 
Zerlegung abzugebenden Gutachten iſt der Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 
des Ausführungsgeſetzes zu genügen. 

Ob und in welchen Fällen und in welcher Weiſe die endgültige 
Feſtſtellung des Krankheitszuſtandes von der Vornahme einer befonderen 
Unterſuchung oder von einer Nachprüfung an einer anderen Unter⸗ 
ſuchungsſtelle abhängig zu machen iſt, richtet ſich nach den vom 
Miniſter für Landwirtſchaft getroffenen Ausführungsbeſtimmungen 
(S 13 Abſ. 1 Satz 3 des Ausführungsgeſetzes). Der Provinzial⸗ 
ausſchuß hat das nach Maßgabe dieſer Beſtimmungen etwa Erforder- 
liche wegen Errichtung und Ausſtattung einer beſonderen Prüfungs- 
ſtelle zu veranlaſſen (vgl. $ 24 Abſ. 1 Satz 2 des Ausführungsgeſetzes). 
Die Annahme des Leiters der Prüfungsſtelle bedarf der Beſtätigung 
des Winiſters für Landwirtſcha 

Im übrigen gelten für das Verfahren bei Feſtſtellung des 
9 die Vorſchriften der 88 14, 15 des Ausführungs- 
geſetzes. 

8 10. Für die zur Bemeſſung der Enſchädigungen erforderlichen 
Schätzungen gelten die Vorſchriften der 88 16 bis 20 und die auf 


Viehſeuchen⸗Entſchädigungsſatzung für die Provinz Pommern. 


Grund des § 17 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes etwa erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen des Miniſters für Landwirtſchaft auch 
inſoweit, als Entſchädigungen auf Grund des $ 1 über die Fälle 
des $ 66 des Viehſeuchengeſetzes und des § 5 des Ausführungs- 
geſetzes hinaus zu gewähren ſind. Jedoch ſoll bei Schafen in den 
Fällen des $ 1 Nr. 4, 5 dieſer Satzung die Abſchätzung durch den 
beamteten Tierarzt allein erfolgen, inſoweit und unter den Bedingungen, 
unter denen der Miniſter für Landwirtſchaft die Ermächtigung 
hierzu erteilt. 

Eine Abſchätzung des Wertes der dem Beſitzer nach Maßgabe 
der polizeilichen Anordnungen zur Verfügung bleibenden Teile eines 
getöteten Tieres findet nicht ſtatt, ſofern der Landeshauptmann erklärt, 
daß die Provinzialverwaltung dieſe Teile zur eigenen Verwertung 
übernehmen wolle und dafür auf eine Kürzung der Entſchädigung 
für das Tier um den Wert der Teile verzichte ($ 3 Nr. 2). 

Erfolgt die Schätzung durch den beamteten Tierarzt und zwei 
Schiedsmänner, ſo haben die Sachverſtändigen in der Regel ihr 
Gutachten gemeinſchaftlich abzugeben. Zu dem Zwecke ſind die 
Schiedsmänner unter Beachtung einerſeits des $ 16 Abſ. 2, andererſeits 
des § 22 des Ausführungsgeſetzes tunlichſt ſpäteſtens zu der Feſt⸗ 
ſtellung des Krankheitszuſtandes durch den beamteten Tierarzt oder 
im Anſchluß daran zuzuziehen. Iſt dies nicht möglich, ſo hat der 
beamtete Tierarzt ſein Gutachten über den Wert alsbald nach der 
Feſtſtellung des Krankheitszuſtandes abzugeben. Die Schätzung durch 
die Schiedsmänner iſt alsdann unverzüglich nachzuholen. Die Orts⸗ 
polizeibehörde hat in dieſem Falle für die ordnungsmäßige Aufnahme 
der Schätzungsurkunde ($ 20 des Ausführungsgeſetzes) Sorge zu tragen. 

Der Provinzialausſchuß iſt befugt, über das Verfahren bei der 
Schätzung weitere Anweifungen zu erlaſſen. Die Anweiſung über 
das Schätzungsverfahren bei der Tuberkuloſe bedarf der Genehmigung 
des Miniſters für Landwirtſchaft. 

§ 11. Für das Verfahren der Ortspolizeibehörden bei Behandlungzerfanrens- 
der Entſchädigungsanſprüche aus Anlaß von Viehſeuchen find die erſchriſten. 
Ausführungsbeſtimmungen des Miniſters für Landwirtſchaft maß⸗ 
gebend. Der Landeshauptmann hat auf Grund der ihm vorgelegten 
Verhandlungen, Gutachten und Schätzungsurkunden zu entſcheiden, 
ob gemäß § 14 des Ausführungsgeſetzes ein Obergutachten des 
Departementstierarztes und ein weiteres Gutachten des Landes- 
veterinäramts einzuholen iſt, und hat bejahendenfalls zu dieſem Zwecke 
die Vermittelung des Regierungspräſidenten anzurufen. Ferner hat 
er die Koſtenrechnungen der beamteten Tierärzte und der Schieds- 
männer, ſoweit zu ihrer Erſtattung der 1 verpflichtet 
iſt (§S 1 Nr. 3 u. 4), feſtzuſetzen und über die Gewährung der Ent- 
ſchädigungen und deren Höhe ſowie über die Perſon des Empfangs⸗ 
berechtigten (8 69 des Viehſeuchengeſetzes und § 12) zu befinden. 

Bei Streitigkeiten greift der ordentliche Rechtsweg Platz. 

§ 12. Die Auszahlung der Entſchädigung erfolgt auf An⸗Anszaptung 
weiſung des Landeshauptmanns binnen ſpäteſtens vier Wochen nach cake 
der Feſtſtellung der Entſchädigungspflicht des Provinzialverbandesgy%ti un 
koſtenfrei durch die Provinzialhauptkaſſe an den Empfangsberechtigten, des Staates. 
und zwar, ſofern ein anderer Berechtigter nicht bekannt iſt, an den⸗ 
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jenigen, in deſſen Obhut oder Gewahrſam ſich das zu entſchädigende 
Tier zur Zeit des Todes befand. Mit dieſer Zahlung iſt jeder Ent⸗ 
eee rn eines Dritten erloſchen (8 69 des Viehſeuchen— 
geſetzes) 

Am Schluſſe des Rechnungsjahres hat der Landeshauptmann 
Abrechnungen darüber aufzuſtellen, welche Entſchädigungen für die 
aus Anlaß der Maul- und Klauenſeuche und der Tuberkuloſe (8 10 
Abſ. 1 Nr. 12 des Viehſeuchengeſetzes) getöteten und mit einer dieſer 
Seuchen behafteten, ſowie für die nach der Anordnung an einer 
dieſer Seuchen gefallenen Rinder gezahlt worden ſind, und zwar für 

jede der beiden Seuchen, desgleichen für jeden Regierungsbezirk 
geſondert. Die Abrechnungen ſind den Regierungspräſidenten zu 
überſenden. Nach § 67 Abſ. 1 unter c des Viehſeuchengeſetzes, 8 9 
Abſ. 1 unter I, 3 des Ausführungsgeſetzes iſt der . 
kaſſe von den für maul⸗ und klauenſeuchekranke Rinder gezahlten 
Entſchädigungen die Hälfte, von den für tuberkuloſekranke Rinder 
gezahlten Entſchädigungen ein Drittel aus der Staatskajje zu erſtatten. 
Beihilfen 8 13. Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, Tierbeſitzern, 
der Maul denen infolge der Durchführung der Bekämpfungsmaßregeln anläß⸗ 
und ahnen lich der Maul- und Klauenſeuche ſchwere wirtſchaftliche Schäden 
ermwachſen ſind, Beihilfen zu gewähren. Die erforderlichen Beträge 
find aus den Rücklagenmaſſen (8 6 Abſ. 3) und den laufenden Bei⸗ 
trägen der Viehbeſitzer zu beſtreiten. Die Grundſätze für die Gewährung 
der Beihilfen und die Vorſchriften über das dabei zu beachtende 


vereinbaren. 
Ferner wird der Landeshauptmann ermächtigt, Entſchädigung 
zu gewähren für Verluſte, die — abgeſehen von dem Falle der 
Tötung von Vieh auf polizeiliche Anordnung — durch die 
Abſchlachtung von Klauenviehbeſtänden aus Anlaß der Maul- und 
Klauenſeuche entſtehen. Eine ſolche Entſchädigung darf nur dann 
gewährt werden, wenn nach Lage der Sache eine Verhütung der 
Verſchleppung der Seuche durch die Abſchlachtung zu erhoffen iſt, 
und wenn ſich der Landeshauptmann mit der Abſchlachtung und 
der Zahlung der Entſchädigung einverſtanden erklärt hat. Über die 
Angemeſſenheit der Entſchädigungsforderung iſt der Kreistierarzt zu 
hören. Die Vorſchriften des 8 23 Abſ. 2 Nr. 1, 2 A. G. find zu 
beachten. Die erforderlichen Beträge zur Entſchädigung für Rindvieh 
ſind aus den laufenden Beiträgen der Rindviehbeſitzer und der 
hieraus angeſammelten Rücklagemaſſe, die Entſchädigungen für 
Schafe, Schweine und Ziegen aus allgemeinen Provinzialmitteln 
zu beſtreiten. b 
Der aufzuwendende Betrag (Abſatz 1 und 2) darf in einem 

Etatsjahr 20 000 ½/ nicht überſteigen. 
. § 14. Das geſamte Rechnungsweſen unterliegt den für die 
weſen. Verwaltung des Provinzialvermögens beſtehenden Vorſchriften. 
Alljährlich iſt eine Überficht der auf Grund der Satzungen geleiſteten 
Ausgaben von dem Landeshauptmann zur öffentlichen Kenntnis 

zu bringen. 

8.15. Dieſe Satzung tritt gleichzeitig mit dem Reichsvieh⸗ 
ſeuchengeſetz vom 26. Juni 1909 in Kraft. 


Verfahren ſind vom Provinzialausſchuſſe mit der Staatsregierung zu 
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Beſchloſſen vom 39. Provinziallandtage von Pommern am 
15. März 1912. 

Genehmigt durch Erlaß der Herrn Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten und des Innern vom 27. April 1912. 

Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierung zu 


Stettin 
Köslin 


Stück 21 Seite 283 
„„ 172 für 1912. 


Stralſund „ 21 „ 127 


12. 
Überlandzentralen. 


Beſchluß des 37. Provinziallandtages vom 17. März 1910. 


A. 


(37. P. L. S. 19/20.) 
Der Provinziallandtag genehmigt die Beteiligung des Provinzial⸗ 
verbandes bei der Gründung und Erweiterung von elektriſchen Über⸗ 
landzentralen und bei dem Ausbau von Verteilungsnetzen mit 
höchſtens einem Drittel der Baukoſten, wenn ſich die intereſſierten engeren 
Kommunalverbände zuſammen mindeſtens in gleicher Höhe beteiligen. 


Im Falle der Beteiligung muß dem Provinzialverbande ein aus⸗ 


reichender Einfluß auf den Bau und den Betrieb der Zentrale bezw. 
auf die anteilig ſubventionierten Anlagen, ſowie ein ſeiner Beteiligung 
entſprechender Anteil an dem Reingewinn geſichert werden. 


Zur Beſchaffung der erforderlichen Mittel iſt eine Anleihe von vier 


Millionen Mark aufzunehmen. 


Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt!), unter vorſtehenden Be— 


dingungen nach ſeinem Ermeſſen die Beteiligung der Provinz?) an 
der Gründung elektriſcher Überlandzentralen zu bewirken, ſowie den Zeit— 
punkt und die Bedingungen für die Aufnahme der Anleihe feſtzuſtellen. 


.Es iſt ein beſonderer Fonds für die Verwaltung der für elektrifche 


Überlandzentralen zur Verfügung geſtellten Mittel zu bilden. 


Beſchluß des 38. Provinziallandtages vom 16. März 1911. 


(38. P. L. S. 19.) 


A. Dem gemäß dem Beſchluſſe des Provinziallandtages vom 17. März 1910 


zu E gebildeten beſonderen Fonds für die Verwaltung der für elektriſche 
Überlandzentralen zur Verfügung geſtellten Mittel iſt ein weiterer 
Betrag von 4,5 Millionen Mark anzuweiſen. 


Zu dieſem Zwecke iſt eine Anleihe in gleicher Höhe aufzunehmen, 


über deren Begebung und Aufnahmebedingungen der Provinzial— 
ausſchuß zu beſtimmen hat. 


„. Die Verwendung dieſer Mittel hat nach Maßgabe des Beſchluſſes 


des Provinziallandtages vom 17. März 1910 zu erfolgen. 

1.) Der Provinzialausſchuß hat auf Grund dieſer Ermächtigung 

am 29. Juni 1910 folgenden Beſchluß gefaßt: 

l. Der vom Landeshauptmann vorgelegte Zonenplan für die Er— 
richtung der einzelnen elektriſchen Überlandzentralen wird bis 
auf weiteres der Beteiligung der Provinz zugrunde gelegt. 
Die mit Beteiligung der Provinz gegründeten Zentralen haben 
ihr Leitungsnetz in den Grenzen der betreffenden Zonen zu 
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halten, wobei jedoch neben den Grenzlinien ein neutrales 
Gebiet von 5 km Breite zu jeder Seite belaſſen bleibt. 

„Die Feſtſetzung eines Normaltarifs für den Stromverkauf der 
mit Provinzialbeteiligung gegründeten elektriſchen Zentralen 
bleibt vorbehalten. Bei den vorbereitenden Verhandlungen iſt 
von dem Satze von 20 J pro Kilowattſtunde Kraft, gemeſſen 
niederſpannungsſeitig im Transformatorenhaus, auszugehen. 
Eine Ermäßigung dieſes allgemeinen Satzes für beſondere Fälle, 
z. B. gegenüber den am Unternehmen von Anfang an finanziell 
beteiligten Konſumenten, iſt ins Auge gefaßt. 

„Die Beteiligung der Provinz erfolgt nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Bau und der Betrieb der elektriſchen Über⸗ 
landzentralen durch beſondere zwiſchen der Unternehmer-Gejell- 
ſchaft und dem Landeshauptmann abzuſchließende Verträge“) 
der Provinzialverwaltung übertragen werden. Die Betriebs- 
verträge ſind auf eine längere Dauer (etwa 20 Jahre) zu 
ſchließen. In ihnen iſt vorzuſehen, daß eine Abänderung der 
Zonengrenzen und des etwa vom Provinzialausſchuſſe feſt⸗ 
zuſetzenden Normaltarifs für den Stromverkauf, der bei Beginn 
des Betriebes einzuführen iſt, nur unter Zuſtimmung beider 
vertragſchließenden Teile ſtattfinden darf. 

Die Provinz übernimmt die Bauausführung und den Betrieb 
gegen Erſtattung der tatſächlich entſtehenden Koſten. Dieſe 
find vom Provinzialausſchuſſe eventuell unter Zugrundelegung 
von apa Nee endgültig feſtzuſetzen. 

Die Durchführung der vorſtehenden Bedingungen iſt dadurch 
zu ſichern, daß vor der Übernahme von Anteilen ſeitens des 
Provinzialverbandes die Vertreter der beteiligten Verbände in 
entſcheidender Anzahl ihre Bereitwilligkeit erklären, auf den 
Abſchluß der unter II erwähnten Verträge hinzuwirken. 

2. Die Provinz hat ſich beteiligt an den Überlandzentralen 


Belgard, Stettin, Stolp, Stralſund und an den Kraftwerken Glam— 
bockſee, Maſſow und Stettin. 


*) Betriebsverträge find mit den Überlandzentralen Belgard, Stettin, Stralfund, 
Stolp und dem Kraftwerk Maſſow abgeſchloſſen. 


13. 
Innere Koloniſation. 


Satzung der Pommerſchen Lanoͤgeſellſchaft, Geſellſchaft mit beſchränkter 


Haftung zu Stettin.) 


Geſellſchafter. 
Die „Pommerſche Landgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung“ mit 


dem Sitze in Stettin iſt am 2. Dezember 1910 gegründet und in das Handels- 


) Am 18. März 1910 hat der Provinziallandtag von Pommern beſchloſſen: „Der 
rovinzialverband von Pommern tritt einer neu zu gründenden Geſellſchaft mit beſchränkter 
ftung mit dem Namen Pommerſche Landgeſellſchaft, die den Zweck verfolgt, die Bauern-, 
andwerker⸗ und Arbeiter⸗Stellen, insbeſondere durch gen von Grundſtücken zu 


vermehren, mit einer Stammeinlage von 2 Millionen Mark 
zu beſchaffen ſind. 


ei, die im Wege der Anleihe 


— A nn 


— 


Innere Koloniſation. 273 
regiſter des Königlichen Amtsgerichts zu Stettin unter Nr. 222 Abteilung B 
eingetragen worden. 

Nachdem die Geſellſchafterverſammlung in der notariellen Verhandlung 
vom 13. Dezember 1911 — Notariatsregiſter Nr. 1955 von 1911 des 
Juſtizrats Wehrmann zu Stettin — das Stammkapital auf 6000000 % 
erhöht hat, gehören folgende Geſellſchafter der Pommerſchen Landgeſell— 
ſchaft an: 

1. der Königlich Preußiſche Fiskus, 

2. der Provinzialverband der Provinz Pommern, 

3. die Pommerſche Anſiedlungs-Geſellſchaft, eingetragene Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftpflicht zu Stettin, 

4. die Pommerſche Landesgenoſſenſchaftskaſſe, eingetragene Genoſſen— 
ſchaft mit beſchränkter Haftpflicht zu Stettin, 

5. folgende Landkreiſe der Provinz Pommern: 


1. Kreis Anklam, 13. Kreis Köslin, 
ee 14. „ Lauenburg, 
„ Bubltz, 15. „ Naügard 

4. „ Bütow, 16. „ Randow, 

5. „ Tamm, 17. „ Regenwalde, 
6. „ Demmin, 18. „ Rügen, 

7. „ Franzburg, 19. „ Rummelsburg, 
8. „ Greifenberg, 20. „ Saatzig, 

9. „ Greifenhagen, 21. „ Schlawe, 

10. „ Greifswald, 22. Slolp, 

ll. „ Grimmen, 23. „ Uſedom-Wollin. 


12. „ Kolberg-HKörlin, 


Geſellſchaftszwech. 


S 2. Der Gegenſtand des Unternehmens iſt die Vermehrung der 
Bauern-, Handwerker- und Arbeiterſtellen, insbeſondere durch Aufteilung 
von Grundſtücken, und der Betrieb aller damit in Verbindung ſtehenden 
Geſchäfte. 

Die Tätigkeit der Gejellichaft iſt auf die Erhaltung und Stärkung der 
ſtaatlichen und deutſch-nationalen Intereſſen gerichtet. Unbeſchadet der Ver— 
zinſung der Einlagen bis zur Höhe von 5% und einer nach kauſmänniſchen 
Grundſätzen zu führenden Wirtſchaft ſoll ſie gemeinnützig ſein. 


Stammkapital und Stammeinlagen. 
§ 3. Das Stammkapital iſt von 4 800 000 % um 1 200 000 # auf 
6000 000 % erhöht. 


Die geringſte Stammeinlage iſt 1000 % alle größeren Stammeinlagen 
müſſen durch 1000 teilbar ſein. 


Auf das Stammkapital haben die Geſellſchaſter folgende Stammeinlagen 
zu leiſten: 
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1. Der Königlich Preußiſche Fis uns 3000 000 / 
2. Der Provinzialverband für Pommern 2 000 000 „ 
3. Die Foa Anſiedlungs-Geſellſchaft. .. 250000 „ 
4. Die Pommerſche Landesgenoſſenſchaftskaſſe . . 302 000 „ 
5 


Die im § 1 unter 1—23 aufgeführten Landkreiſe 
i e) 
zuſammen 6000000 # 


Sämtliche Geſellſchafter zahlen von ihrem Stammanteil ſofort den vierten 
Teil, den Reit auf Erfordern des Aufſichtsrats in drei gleichen Raten am 
1. Juli 1911, 1912 und 1913 bezw. 1914 ein. 

Die Aufforderung des Auſſichtsrats zur Einzahlung der Stammeinlage 
hat mindeſtens drei Monate vor dem Zahlungstermin zu erfolgen. 


Abtretung und Einlagen. 


8 4. Die Abtretung von Geſchäftsanteilen oder von Teilen ſolcher, ſowie im 
Falle der Erhöhung des Stammkapitals, der Beitritt neuer Geſellſchafter, 
bedarf der Genehmigung des Auſſichtsrats. 

Dieſe Beſtimmung findet hinſichtlich der Einlagen des Staates und der 
Provinz keine Anwendung. 


Geſellſchafterverſammlung. 


§ 5. Die Verſammlung der Geſellſchaft iſt, abgeſehen von den geſetzlich vor- 
geſchriebenen Fällen, zu berufen, ſo oft es im Intereſſe der Geſellſchaft 
erforderlich erſcheint. Ihre Berufung erfolgt durch den Vorſitzenden des 
Aufſichtsrats. Dieſer leitet auch die Verſammlung. 

In der Verſammlung gewähren je 1000 % Geſchäftsanteil eine Stimme. 
Indeſſen darf kein Geſellſchafter mehr als ein Drittel aller nach Maßgabe 
des geſamten Stammkapitals in der Geſellſchaft vorhandenen Stimmen führen, 
ſelbſt wenn er mit mehr als mit einem Drittel des geſamten Stammkapitals 
beteiligt iſt. 

Der Beſtimmung der Geſellſchafterverſammlung unterliegt: 


1. Die Feſtſtellung der Jahresbilanz und die Verteilung des aus ihr 
ſich ergebenden Reingewinns, 
2. die Entlaſtung der Geſchäftsführer und des Aufſichtsrats, 
3. die Beſtellung von Reviſoren für außerordentliche Prüfung der 
Tätigkeit der Geſellſchaftsorgane, 
4. die Geltendmachung von Schadenerſatzanſprüchen gegen die Mit- 
glieder des Aufſichtsrats wegen Verletzung ihrer Obliegenheiten, 
5. die Abänderung des Geſellſchaftsvertrages, 
6. die Auflöſung der Geſellſchaft. 
Außer dieſen und den ſonſt in dieſer Satzung ausdrücklich genannten 
Rechten ſtehen der Geſellſchafterverſammlung nur diejenigen Rechte zu, die 
ihr nach den Vorſchriften des Geſetzes nicht entzogen werden können. 
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Aufjidtsrat.’) 


8 6. 1. Der Auffichtsrat hat die im Geſetz der Geſellſchafterverſammlung 
zugewieſenen Geſchäfte, ſoweit ſie nicht letzterer in den Satzungen vorbehalten 
ſind, zu erledigen. Er gibt innerhalb der ihm durch dieſe Satzung zugewieſenen 
Befugnifje der Geſellſchaft die Leitſätze für ihre Tätigkeit. Eine Mitwirkung 
bei der laufenden Geſchäftsführung ſteht ihnen nur nach Maßgabe dieſer 
Satzung zu. 

2. Der Auſſichtsrat regelt feinen Geſchäftsgang ſelbſtändig im Wege 
der Geſchäftsordnung. Durch dieſe werden auch die dem Vorſitzenden und 
den Mitgliedern zuzuweiſenden Beſugniſſe beſtimmt. Er iſt bei Anweſenheit 
von 5 Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters 
beſchlußfähig und faßt ſeine Beſchlüſſe mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

3. Zu den Befugniſſen des Aufſichtsrats gehören insbeſondere: 

a) die Auſſicht über die geſamte Geſchäftsführung der Geſellſchaft 
und die Anordnung der zu dieſem Zwecke erforderlichen Maß— 
regeln; 

b) der Erlaß von Dienſtanweiſungen für die Geſchäftsführer der 
Geſellſchaft; 

c) die Beſtellung und Entlaſſung der Geſchäftsführer und der ſonſtigen 
Angeſtellten mit jährlichen Geldbezügen über 3000 /, ſowie die 
Feſtſetzung ihrer Anſtellungsbedingungen (Gehälter, Tagegelder, 
Entſchädigungen, Ruhegehälter, Kautionen) (vergl. jedoch & 7); 

d) die Vornahme ordentlicher und außerordentlicher Reviſionen der 
geſamten Geſchäftsführung, ſo oft der Auſſichtsrat es für nötig 
hält, mindeſtens aber einmal im Jahr; 

e) die Beſchlußfaſſung über alle Vorlagen an die Geſellſchafter— 
verſammlung; 

) die Verfügung über den Ausgleichsſonds gemäß 8 9 der Satzung 
und die Beſchlußfaſſung über die Bildung und Verwendung von 
Sonderfonds (8 8 und 9 der Satzung); 

g) Feſtſtellung der Haushaltungspläne; 

h) Genehmigung der Beſiedlungs- und Verwertungspläne. 


) Der Anffichierat beſteht zur Zeit aus folgenden Perſonen: Vorſitzender: Landes- 
5 von Eiſenhart⸗Rothe, Stettin. Stellvertreter: Rittergutsbeſitzer von Schwerin, 
Burg Spantekow. 

a) Vertreter des Königlich Preußiſchen Staates; 1. Präſident der König⸗ 
lichen Seehandlung Exzellenz von Dombois, Wirklicher Geheimer Rat, Berlin; Stell- 
vertreter: Geheimer Oberfinanzrat Lottner, Berlin. 2. Oberpräſidialrat Bartels, Stettin; 
Stellvertreter: Geheimer Regierungsrat von Strantz, Stettin. 

b) Vertreter der Provinzialverwaltung: 1. Landeshauptmann von Eiſenhart⸗ 
Rothe, Stettin; Stellvertreter: Landrat Freiherr von Maltzahn, Bergen a. R. 2. Landrat 
Kammerherr Graf von Behr, Behrenhoff; Stellvertreter: Juſtizrat Koeppel, Belgard. 

c) Vertreter der Pommerſchen Anſiedlungs⸗Geſellſchaft: 1. Ritterguts⸗ 
beſitzer und Landſchaftsrat von Hertzberg, Lottin; Stellvertreter: Fideikommißbeſitzer Graf 
von der Groeben, Divitz. 2. Rittergutsbeſitzer von Schwerin auf Burg Spantekow; Stell⸗ 
vertreter: Geheimer Kommerzienrat Gribel, Stettin. 

d) Vertreter der Pommerſchen Landesgenoſſenſchaftskaſſe: 1. Ritter⸗ 
gutsbeſitzer Dieſtel, Stettin; Stellvertreter: Landrat a. D. von Flügge, Speck. 2. Landrat 
z. D. von Brockhauſen, Stettin; Stellvertreter: Graf von Schwerin, Putzar. 

e) Vertreter der Landkreiſe der Provinz Pommern: 1. Landrat Kutſcher, 
Lauenburg; Stellvertreter: Landrat von Brüning, Stolp. 2. Rittergutsbeſitzer von Wedel, 
Behlingsdorf; Stellvertreter: Landrat von Thadden, Greifenberg. 
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4. Zur vorübergehenden Wahrnehmung der Obliegenheiten eines Ge— 
ſchäftsführers darf der Vorſitzende des Auſſichtsrats eine ihm geeignet 
erſcheinende Perſönlichkeit auf höchſtens 6 Monate beſtellen. 

5. Die Wahlen und Anſtellungsbedingungen der Geſchäftsführer ſowie 
die Dienſtanweiſung bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Ober— 
präſidenten. 

6. Jeder Geſellſchafter, deſſen Geſchäftsanteil 100000 % beträgt, hat 
das Recht, einen Vertreter in den Auſſichtsrat zu entſenden. Iſt er mit 
Einlagen von 250000 % oder mehr beteiligt, jo kann er zwei Vertreter in 
den Aufſichtsrat ſtellen. 

7. Die Vertreter des Königlich Preußiſchen Fiskus im Auffichtsrat 
werden vom Oberpräſidenten ernannt, die Beſtellung der Vertreter des 
Provinzialverbandes erfolgt durch Wahl ſeitens des Provinzialverbandes; 
die erſtmalige Wahl erfolgt jedoch durch den Provinzialausſchuß. 

8. Die an der Geſellſchaft beteiligten Landkreiſe ſind berechtigt, zuſammen 
zwei Vertreter in den Auſſichtsrat zu entſenden. Die Wahl erfolgt durch 
Wahlmänner. Als ſolche wirken die Vertreter der an der Landgeſellſchaft 
beteiligten Landkreiſe im Provinziallandtage. Die Wahl erfolgt auf Grund 
einer vom Oberpräſidenten zu erlaſſenden Wahlordnung. Als Legitimation 
für ſie iſt eine Beſcheinigung des Oberpräſidenten über die ordnungsmäßige 
Wahl erforderlich und ausreichend. 

9. Für jeden Vertreter im Auſſichtsrat wird ein Stellvertreter ernannt 
bezw. gewählt. 

10. Entſendet ein Geſellſchafter nur ein Witglied in den Auſſichtsrat, 
ſo muß dieſes mit Grundbeſitz in der Provinz angeſeſſen oder als Landwirt 
praktiſch tätig oder tätig geweſen fein. Entſendet ein Geſellſchafter mit Aus- 
nahme des Staates und des Provinzialverbandes zwei Mitglieder in den 
Aufſichtsrat, ſo muß mindeſtens eines von ihnen in dieſer Weiſe qualifiziert 
ſein. Das gleiche gilt für die Stellvertreter. Ob die vorbezeichnete Quali⸗ 
fikation vorliegt, entſcheidet auf Antrag eines Geſellſchafters die Geſellſchafter— 
verſammlung. 

11. Die Mitglieder des Aufjichtsrats werden erſtmalig für das erſte 
Geſchäftsjahr, ſpäter auf 6 Jahre ernannt bezw. gewählt. Sie ſcheiden zum 
erſten Male mit dem 31. Dezember 1911 aus. Sie bleiben jtets bis zur 
erfolgten Neuwahl im Amte. 

12. Der Vorſitzende des Auſſichtsrats und ſein Vertreter werden vom 
Aufſichtsrat aus ſeiner Mitte gewählt, bedürfen aber der Beſtätigung durch 
den Oberpräſidenten der Provinz Pommern. Verſagt dieſer die Beſtätigung 
zum zweiten Male, ſo iſt er berechtigt, gleichzeitig den Vorſitzenden oder deſſen 
Vertreter aus der Zahl der nicht vom Staate ernannten Mitglieder des Auf- 
fichtsrats zu ernennen. Die Wahl leitet der Oberpräſident oder fein 
Vertreter. 

13. Die Aufſichtsratsmitglieder üben ihr Amt als unbeſoldetes Ehren— 
amt aus. Für Reifen im Intereſſe der Geſellſchaft erhalten fie jedoch Reiſe— 
koſten und Tagegelder aus der Kaſſe der Geſellſchaft nach Beſtimmung des 
Aufſichtsrats. 1 

14. Der Oberpräſident und der e der Generalkommiſſion ſind 
zu jeder Sitzung des Auſſichtsrats mindeſtens eine Woche vorher einzuladen. 
Der Oberpräſident iſt berechtigt, ſelbſt oder durch einen Beauftragten jederzeit 
Einſicht in die Bücher und die geſamte Geſchäftsführung der Geſellſchaft zu 
nehmen. Der Auſſichtsrat hat ihm alljährlich ſpäteſtens bis zum 15. April 
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einen eingehenden Bericht über die Geſchäftsführung und die finanzielle Lage 
der Geſellſchaft einzureichen. 

15. Die Staatskommiſſare, welche die Miniſter, der Oberpräſident und 
der Präſident der Generalkommiſſion entſenden, ſind berechtigt, an den 
Sitzungen des Aufſichtsrats ohne Stimmrecht teilzunehmen. Sie müſſen jeder- 
zeit gehört werden. 


Geſchäftsführung. 


8 7. Die Geſchäſte der Geſellſchaft werden von den Geſchäftsführern 
nach Maßgabe der Dienſtanweiſung geführt. Sind mehrere Geſchäftsführer 
beſtellt, ſo wird die Geſellſchaft durch 2 Geſchäftsführer vertreten. Die erſten 
Geſchäftsführer werden durch die Geſellſchafterverſammlung gewählt. Auch 
deren Wahl bedarf der Zuſtimmung des Oberpräſidenten. Durch die Dienſt⸗ 
anweiſung wird auch geregelt, inwieweit die Geſchäftsführer zur Anſtellung 
von Beamten der Zuſtimmung des Auſſichtsrats bedürfen. 

Die rechtsverbindliche Zeichnung für die Geſellſchaft erfolgt unter der 
Firma der Geſellſchaft nebſt den Unterſchriften von zwei Geſchäftsführern. 

Hinſichtlich der einzelnen Gutsankaufgeſchäfte ſind die Geſchäftsführer 
an die Genehmigung einer Ankaufskommiſſion gebunden. Die Gültigkeit 
des Kaufgeſchäfts iſt jedoch nicht abhängig von der Genehmigung. Die 
Ankaufskommiſſion ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, nämlich: 

1. dem Landeshauptmann der Provinz als Vorſitzenden, 

2. einem von dem Herrn Oberpräſidenten der Provinz ernannten 
Mitgliede, 

3. einem von dem Aufſichtsrat gewählten Mitgliede.?) 

Wählbar iſt nur einer der Geſchäftsführer der Geſellſchaſt. 

Für jedes Mitglied iſt mindeſtens ein Stellvertreter zu beſtellen bezw. 
zu wählen. Den Stellvertreter des Vorſitzenden beſtellt der Landeshauptmann, 
den Stellvertreter des Mitgliedes zu 2 der Oberpräſident, den Stellvertreter 
des Mitgliedes zu 3 wählt der Auſſichtsrat. 

Wählbar iſt nur einer der Geſchäftsführer der Geſellſchaft. 

Die Mitglieder der Ankaufskommiſſion und deren Stellvertreter brauchen 
nicht Mitglied des Aufſichtsrats zu fein. 

Das Geſchäftsjahr läuft vom 1. Januar bis 31. Dezember. 

Alle Bekanntmachungen der Geſellſchaft, die vom Geſetze oder vom 
Regiſterrichter erfordert werden, erfolgen durch den Deutſchen Reichsanzeiger. 
Der Auffichtsrat iſt befugt anzuordnen, daß Bekanntmachungen auch in 
anderen Blättern erfolgen. 


Gewinn und Rücklagen. 


§ 8. Zur Sicherung und Erfüllung der Geſellſchaftszwecke ſind folgende 
Fonds zu bilden: 
1. ein Reſervefonds, 


) Die Ankaufskommiſſion beſteht zur Zeit aus folgenden Perſonen: 1. Vor⸗ 
figender: Landeshauptmann von Eiſenhart-Rothe, Stettin. Stellvertreter: Landesrat 
Dr. Rentel, Stettin. 2. Oberpräſidialrat Bartels, Stettin. Stellvertreter: Rittergutsbeſitzer 
— Stettin. 3. Okonomierat Kray, Stettin. Stellvertreter: Regierungsrat Dr. Fech⸗ 
ner, Stettin. 
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eine Dividendenrücklage zur Ergänzung der Dividende auf 5%, 
falls aus dem Jahresreingewinn eine Dividende in dieſer Höhe 
nicht erteilt werden kann, 

ein Ausgleichsfonds. 

Über die Bildung weiterer Sonderfonds hat der Aufſichtsrat zu be— 
ſchließen. 

In den Reſervefonds ſind zunächſt 10% des nach Abzug ſämtlicher 
Betriebskoſten verbleibenden Reingewinns zu legen. Erreicht dieſer Fonds 
10% des Stammkapitals, fo kann eine weitere Speiſung unterbleiben. 

Von dem weiteren Reingewinn wird für die Geſellſchafter eine Dividende 
bis zu 5% ihrer Einlagen berechnet. 

Darauf iſt der Dividendenrücklage höchſtens die Hälfte des noch ver⸗ 
bleibenden Reingewinns zuzuführen. Dieſe Zuführung hört jedoch auf, ſobald 
die Rücklage 4% des Stammhapitals erreicht. Der Reſt des Neingewinns 
fließt in den Ausgleichsfonds, dem außerdem noch die dazu beſtimmten 
Staatszuſchüſſe zugeführt werden. 


2 


Fonds verwendung. 


89. Die erwähnten Fonds dürfen nur ihrer Zweckbeſtimmung entſprechend 
verwendet werden. Über die Entnahme von Mitteln aus den Beſtänden des 
Reſervefonds und der Dividenrücklage beſchließt die Geſellſchafterverſammlung. 
Über die Verwendung des Ausgleichsfonds und etwaiger Sonderfonds ent- 
ſcheidet der Auffichtsrat. Soweit es ſich dabei um Anſiedelungen handelt, 
bei deren Gründung die Generalkommiſſion mitzuwirken berufen iſt, bedarf 
es zur Inanſpruchnahme des Ausgleichsfonds der Zuſtimmung dieſer Behörde. 
Über Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet auf Antrag der Oberpräſident der 
Provinz Pommern. 

Dem Ausgleichsfonds dürfen entnommen werden: 

1. die im Voranſchlage für die einzelnen Beſiedlungsſachen vorge— 
ſehenen oder in der Folge ſich als notwendig ergebenden Zuſchüſſe 
zur Beſtreitung von Koſten der öffentlich-rechtlichen Einrichtungen 
und landwirtſchaftlichen Folgeeinrichtungen, deren Deckung aus 
dem Gegenſtande ſelbſt nicht möglich iſt, 

2. Fehlbeträge, die ſich beim Abſchluß des Beſiedlungsverfahrens 
ergeben, insbeſondere auch aus der Verwertung des Inventars 
und aus der Zwiſchenwirtſchaft, ſofern ſie nicht aus anderen von 
der Geſellſchaft bereitgeſtellten Mitteln Deckung finden können. 

Der Ausgleichsfonds iſt ſo anzulegen, daß er jederzeit leicht flüſſig 
gemacht werden kann. Die Art der Verwendung wird in der Anweiſung 
für die Geſchäftsführer vorgeſchrieben. 3 

$ 10. Die dem Königlich Preußiſchen Fiskus zuſtehende Dividende 
wird Zwecken der inneren Koloniſation in der Provinz Pommern überlaſſen. 
Über deren Verwendung trifft der Oberpräſident nach Anhörung des Auf- 
ſichtsrats Beſtimmung. 


Auflöſung. 


8.11. Der Geſellſchafter Königlich Preußischer Fiskus iſt berechtigt, 
die Auflöſung der Geſellſchaft nach voraufgegangener einjähriger Kündigung 
zum Schluß eines Geſchäftsjahres zu verlangen. Dieſe Kündigung iſt jedoch 
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Satzung für die Pommerſche landwirtſchaftliche 
Berufsgenoſſenſchaft.) 


Gültig vom 1. Januar 1913 ab. e) 


Inhaltsangabe. 


l. Name, Sitz, Umfang und Einteilung der Berufs: 
genoſſenſchaft. 


Name und Sitz 
Bezirk und Umfang 
Sektionen 
Vertrauensmänner 


. 
228 — 


1. Organiſation der Berufsgenoſſenſchaft. 


Allgemeine Beſtimmung „67FSSCFC ee A ne eine Ph 8 
Genoſſenſchaftsverſammlung . J ER 


7 


— 
Dr} 

— 
0 


Zuſammenſetzung und Wahl . 6 
Amtsdauer der Vertreter 7 
Obliegenheiten. — 8 
Berufung. Tagesordnung. 9 
Verhandlung. sg 10, 11 


Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung 


Genoſſenſchaftsvorſtand SS 13 bis 15 
Zuſammenſetzung Ä 
Geſchäftsführung 14 


Strafgewalt. Erſatzſorderungen 
Verwaltungskoſten der Sektionen 


UINUINEN i DR . 
— 
— 


Sektionsvorjtände . SS 17 bis 19 
Bufammenfeßung . 17 
Obliegenheiten. 18 
Mitteilungen 19 


) Veröffentlicht durch Sonderbeilage im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Stettin, Köslin, Stralſund zu Stück 4, 1 5 für 1913, 

2) Dieſe Satzung iſt mit dem 1. Januar 1913 an die Stelle des bis dahin gültigen 

22 117. September 1901 * 0 11. Februar 19 
Neuen Statuts vom 5. Dezember 190i und ſeines Nachtrages vom N. Mal 1508 
getreten. Siehe § 61 der Satzung. 
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Benne nn 


Bezirke. Wahl ; rn N 
Obliegenheiten . * 8 
Vertretung der Genoſſenſchaft gegenüber dem Vorſtande 8 


ll. Verwaltung der Berufsgenoſſenſchaft. 


Teilung der SEEN F 8 23 
Betriebsſtoc k r er me S 24 
Rücklage a C DERYEINTT ED ER ALTT E 8 25 
Umlegen der Beiträge Bu . 88 26 bis 31 
Zuſchläge zur Grundſteuer. Beitrags- und Zahlungspflicht 8 26 
Mindejtbeitrag . 8 27 
Beſondere Beiträge für Betriebe ohne Bodenwirtfchaft, 
Nebenbetriebe und andere en Betriebe, ſowie 
für Tätigkeiten it ER 8 8 28 
Abſtufung nach Unfallgefahr 8 5 * 8 29 
Verfahren bei Feſtſezung der befonberen Beiträge h 8 30 
Anmeldungen 8 8 31 
Betriebseröffnung . 8 32 
Betriebsänderungen . : 8 33 
Wechſel des Unternehmers 5 88 34 bis 36 
Anzeige . 8 8 34 
Sicherheitsleiſtung 8 35 
Lohnnachweiſung .. => § 36 
Einſtellung und Ausſcheiden des Betriebs h 8 37 
Vorſchüſſe Ze § 38 
Anzeige und Untersuchung der Unfälle j 839 
Lohnnachweis, Lohnliſten. 5 8 40 
Feſtſtellung der Entſchädigungen. 8 41 
Unfallverhütungsvorſchriften. 8 42 
Überwachung der Betriebe A 8 43 
Erſatz von Aufwendungen 3688 44, 45 
b e er 8 44 
Böttteter der Verſicherten ng 8 45 
. Betriebsbeamte und Facharbeiter. 
urn Bon Fächrben ffn ee 8 46 
../ ·ĩ·Ü ̃]˖² 5r‚ . ß Baar Saar DA 847 
Anmeldung. Veränderungen CCC 8 48 


V. Ausdehnung der Verſicherung. 
Betriebsunternehmer . ; 49 
A. Zwangsverſicherung . 7 49 
Grenze 3 1 Wr 8 
N 

8 


NN 
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B. Freiwillige Verſicherunn g 88 54 bis 57 
Ausdehnung der Berechtigung. Jahresarbeitsver— 


dienſt. Verzeichnis Au} 8 54 

Berechnung der Entſchädigungen. 8 55 
Beitragszuſchläggggge S 56 

Antrag. Beginn. Erlöſchen 8 57 

Vl. Art der Bekanntmachungen. 8 58 
Vi Anderung der Satzung. 8 59 
VIII. Veröffentlichung der Satzung S 60 
IX. Inkrafttreten. Schlußbeſtimmung § 61 


Auf Grund der SS 971 ff. der Reichsverſicherungsordnung und des 
Ausführungsgeſetzes über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung vom 23. Juli 
1912 (preußiſchen Geſetz-Sammlung Seite 207)) wird für die Pommerſche 
landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft die nachſtehende Satzung errichtet: 


l. Name, Sitz, Umfang und Einteilung der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft. 


Name und Sitz. 


§ 1. Die auf Grund der SS 19 ff. des landwirtſchaftlichen Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes vom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132) und des 
preußiſchen Geſetzes vom 20. Mai 1887 (Geſetz-Sammluug S. 189) errichtete 
Berufsgenoſſenſchaft der Unternehmer land- und ſorſtwirtſchaftlicher Betriebe 
in der Provinz Pommern führt den Namen Pommerſche landwirtſchaftliche 
Berufsgenoſſenſchaft und hat ihren Sitz in Stettin. 


Bezirk und Umfang. 


§ 2. Den Bezirk der Genoſſenſchaft bildet das Gebiet der Provinz 
Pommern. 
Die Genoſſenſchaft umfaßt alle Betriebe und Tätigkeiten, die nach den 
88 915 bis 921 der RVO. der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung unter⸗ 
liegen und in dem Bezirk ihren Mittelpunkt (Sitz) haben. Ausgenommen 
ſind diejenigen Betriebe,“) 
welche Nebenbetriebe find und nach S 540 der RVO. der gewerblichen 
Unfallverſicherung unterliegen, 
welche nach Ss 922, 542 a. a. O. einem anderen Verſicherungsträger 
zugeteilt ſind, 
für welche nach § 957 a. a. O. das Reich oder ein Bundesſtaat an 
die Stelle der Genoſſenſchaft tritt. 


) Der Wortlaut des Ausführungsgeſetzes befindet ſich am Schluſſe dieſer Satzung. 

Die Betriebe der in der Provinz Pommern gelegenen Königlichen Remonte⸗ 
depots ſind mit dem 1. April 1888 auf die Pommerſche landwirtſchaftliche Berufs⸗ 
genoſſenſchaft übernommen (vergl. Erlaß des Königlichen Kriegsminiſteriums vom 31. März 
1888; diesſeitige Tagebuchnummer V 1041/1. C. 11). Desgleichen gehören die Kronfidei⸗ 
commißgüter der diesſeitigen Berufsgenoſſenſchaft an. 


282 II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


Sektionen. 


S 3. Die Genoſſenſchaft wird in Sektionen eingeteilt. Jeder Kreis 
bildet eine Sektion. Der Sitz der Sektion iſt die Kreisſtadt. 


Vertrauensmänner. 


S 4. Für jede Sektion werden als örtliche Genoſſenſchaftsorgane Ver⸗ 
trauensmänner und Erſatzmänner, welche auch als Stellvertreter im Behinde- 
rungsfalle gelten, eingeſetzt. 


ll. Organiſation der Berufsgenoſſenſchaft. 
Allgemeine Beſtimmung. 


Die Genoſſenſchaft wird verwaltet durch 
die Genoſſenſchaftsverſammlung (88 6 ff.), 
den Genoſſenſchaftsvorſtand (88 13 ff.), 
die Sektionsvorſtände (SS 17 ff.) und 
die Vertrauensmänner (88 20 und 21), 


un 
Oo 


Genoſſenſchaftsverſammlung. 
Zuſammenſetzung und Wahl. 


8 6. Die Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht aus Vertretern der Wit⸗ 
glieder der Genoſſenſchaft, die nebſt Stellvertretern nach S 3 des Ausführungs- 
geſetzes über die landwirtſchaſtliche Unfallverſicherung gewählt werden. 

Der Vorſitzende des Sektionsvorſtandes macht in der für amtliche 
Veröffentlichungen üblichen Weiſe den Zeitpunkt bekannt, bis zu welchem ihm 
die Gemeindevertretung oder der Gemeindevorſtand oder der Gutsvorſteher 
den Wahlmann zu benennen haben. Der Wahlmann iſt ſchriftlich mit Vor⸗ 
und Zunamen, Stand, Beruf und Wohnort zu bezeichnen. Gemeinden und 
Gutsbezirke, welche die Friſt oder eine etwa bewilligte Nachfriſt verſäumen, 
bleiben unvertreten. Das Gleiche gilt, wenn der benannte Wahlmann dem 
§ 3 des Geſetzes über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung nicht entſpricht 
und eine von dem Vorſitzenden des Sektionsvorſtandes geſetzte neue Friſt 
von einer Woche abläuft, ohne daß ein anderer, den geſetzlichen Anforderungen 
entſprechender Wahlmann benannt wird. 

Der Vorſitzende des Sektionsvorſtandes beruft die Wahlmänner zu der 
Wahlhandlung durch eine wenigſtens 2 Wochen vor dem Verſammlungstage 
ergehende Einladung mit dem Bemerken, daß die Wahl ohne Rückficht auf 
die Zahl der Erſchienenen ſtattfindet. Er leitet die Wahl. 

Die Wahl geſchieht durch Stimmzettel. Sie kann auch durch Zuruf 
oder in anderer Weiſe erfolgen, wenn nicht mehr als der zehnte Teil der 
Erſchienenen widerſpricht. Zunächſt wird der Vertreter, ſodann im zweiten 
Wahlgange der Stellvertreter gewählt. Gewählt ſind diejenigen, welche die 
meiſten Stimmen erhalten. Stimmen, die auf nicht Wählbare entfallen oder 
die Gewählten nicht deutlich bezeichnen, werden nicht mitgezählt. Enthält 
der Stimmzettel mehrere Namen, ſo gilt nur der an erſter Stelle eingetragene. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Vorſitzenden zu ziehende Los. 
Über die Gültigkeit von Stimmzetteln und Stimmen entſcheidet, vorbehaltlich 
der Beſchwerde, der Leiter der Wahl. 
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Über die Wahl iſt eine Niederſchrift aufzunehmen und von dem Leiter 
der Wahl zu vollziehen. Aus der Niederſchrift müſſen das Wahlverfahren, 
die Zahl der erſchienenen Stimmberechtigten, die Zahl der auf die einzelnen 
Perſonen entfallenden gültigen und ungültigen Stimmen, Name, Stand, 
Beruf, Wohnort der Gewählten, ſowie der Grund, weshalb einzelne Stimm⸗ 
zettel oder Stimmen für ungültig erklärt und einzelne Gemeinden oder Guts⸗ 
bezirke unvertreten geblieben ſind, zu erſehen ſein. 

Das Ergebnis der Wahl iſt zugleich mit den Wahlverhandlungen 
binnen drei Tagen dem Genoſſenſchaftsvorſtande mitzuteilen. Der Genoſſen— 
ſchaftsvorſtand prüſt den Wahlvorgang. Beanſtandet er die Wahl, ſo ent⸗ 
ſcheidet über die vorläufige Zulaſſung die Genoſſenſchaftsverſammlung. 


Amtsdauer der Vertreter. 


N 


8 7. Die Vertreter und die Stellvertreter werden gemäß § 16 Abi. 1 
der ABO. auf vier Jahre gewählt. Scheidet ein Vertreter und ſein Stell⸗ 
vertreter vor dem Ablaufe der Wahlzeit’) aus, jo hat die Sektion für die 
noch laufende Zeit eine Ergänzungswahl vorzunehmen. 


Obliegenheiten. 


die Beſchlußfaſſung über Anderung der Satzung; 

‚die Prüfung und die Abnahme der Jahresrechnung oder die 
Übertragung ihrer Prüfung und Abnahme an einen beſonderen 
Ausſchuß; 

3. die Vereinbarung mit anderen Genoſſenſchaften zum gemeinſamen 
Tragen der Entſchädigungslaſt nach 88 982, 714, 715 der RBO. 
und die Verteilung des Anteils der Genoſſenſchaft an der gemein⸗ 
ſamen Laſt auf die einzelnen Mitglieder in dieſem Falle ($ 716 
der RVO .); 

4. die Verteilung der Entſchädigungslaſt auf die Sektionen abweichend 
von § 23 der Satzung nach 8 981 der RVO.; 

„Die Beſchlußfaſſung über Anderungen des Beſtandes der Genojjen- 
ſchaft und deren vermögensrechtliche Folgen nach 88 960, 636, 
637, 645 ſowie Überweiſungen von Teilen der Rücklage beim 
Übergang einzelner Betriebe oder Nebenbetriebe nach S8 969, 673 
in Verbindung mit $ 645 der RVO. 

6. die Beſchlußfaſſung darüber, ob gemäß SS 979, 712 der RVO. 
einzelnen Unternehmern Zuſchläge aufzulegen oder Nachläſſe zu 
bewilligen ſind; 

7. die Beſchlußfaſſung über die Unfallverhütungsvorſchriften; 

8. die Beſchlußfaſſung über Erwerb, Veräußerung und Belaſtung 
von Grundſtücken, ſofern nicht nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
des Vorſtandes Gefahr im Verzug iſt; 

9. die. Beſchlußfaſſung über die Errichtung von Heil- und Geneſungs— 
anſtalten ſowie von Anſtalten der im 8 607 der NRBO. bezeich⸗ 
neten Art; 


§ 8. Der Genoſſenſchaftsverſammlung liegt insbeſondere ob: 
I 
2 


oO 


5) Die erſte Wahlzeit nach Erlaß der Satzung beginnt mit dem 1. Januar 1913 
(Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 11. Juni 1912). 
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10. die Beſchlußfaſſung über Erſatzanſprüche nach S 906 der RVO., 

11. die Beſchlußfaſſung über Anträge von Mitgliedern der Genoſſen— 
ſchaftsverſammlung, ſofern fie in den Geſchäftskreis der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft gehören und gemäß 8 9 letzter Abſatz Buchſtabe a 
rechtzeitig zur Aufnahme in die Tagesordnung angemeldet oder 
gemäß 8 11 vorletzter Abſatz zur Beſchlußfaſſung zugelaſſen find; 

12. die Beratung und Beſchlußfaſſung über alle Angelegenheiten, welche 
der Genoſſenſchaftsverſammlung zu dieſem Zwecke von dem Vor— 
ſtand oder dem Reichsverſicherungsamte vorgelegt werden; 

13. die Beſtellung von drei beſonderen Vertretern der Genoſſenſchaft 
gegenüber dem Vorſtande: 

14. die Beſchlußfaſſung über weitere Einrichtungen der Genoſſenſchaft 
gemäß SS 1029, 843 der RBO. 


Berufung. Tagesordnung. 


§ 9. Die Genoſſenſchaftsverſammlung wird von dem Genoſſenſchafts— 
vorſtande ($ 13) unter Angabe der Gegenſtände der Verhandlungen durch 
eine Einladung berufen, welche wenigſtens zwei Wochen vor dem Verſamm— 
lungstag in den für die Bekanntmachungen‘) der Genoſſenſchaft beſtimmten 
Blättern zu veröffentlichen iſt. Außerdem werden die Vertreter einzeln geladen. 

Mit der Einladung oder nachträglich, ſpäteſtens jedoch eine Woche vor 
dem Verſammlungstage, ſind den Vertretern die Gegenſtände der Verhand— 
lungen (Tagesordnung) mitzuteilen. 

Jede auf ſolche Weiſe berufene Genoſſenſchaftsverſammlung iſt ohne 
Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Diejenigen Vertreter, welche am Erſcheinen verhindert ſind, haben dies 
dem Vorſtande ſofort mitzuteilen. Für die Behinderten ſind die Stellvertreter 
einzuladen, ſofern ſie der Ladung noch rechtzeitig Folge leiſten können. 

Alljährlich findet eine ordentliche Genoſſenſchaftsverſammlung ſtatt. 

Außerordentliche Genoſſenſchaftsverſammlungen beruft der Genoſſen— 
ſchaftsvorſtand, ſofern dies im Intereſſe der Genoſſenſchaft erforderlich erfcheint. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung muß binnen drei Wochen berufen 
werden, wenn das Reichsverſicherungsamt, oder wenn zehn Vertreter, oder 
wenn Mitglieder es ſchriftlich verlangen, welche mindeſtens den zwanzigſten 
Teil der Unternehmer der in der Genoſſenſchaft vereinigten Betriebe darſtellen. 

Ebenſo iſt der Vorſtand verpflichtet, diejenigen Gegenſtände auf die 
Tagesordnung der Genoſſenſchaftsverſammlung zu ſetzen und, wenn tunlich, 
den Vertretern vor dem Verſammlungstage mitzuteilen, welche 

a) von den im vorhergehenden Abſatze genannten Perſonen ſpäteſtens 
eine Woche vor dem angeſetzten Verſammlungstage zur Beratung 
angemeldet werden, ſofern fie in den Geſchäftskreis der Berufs- 
genoſſenſchaft gehören, 

b) vom Reichsverſicherungsamt ihm bezeichnet werden. 


Verhandlung. 


§ 10. Der Vorſitzende des Genoſſenſchaftsvorſtandes eröffnet, leitet und 
ſchließt die Verhandlungen der Genoſſenſchaftsverſammlung; er kann ſich 


) Für die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft ſind die Regierungsamtsblätter 
der Provinz beſtimmt. Beſchluß des Provinzialausſchuſſes vom 12. Februar 1890. 
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durch ſeinen Stellvertreter oder in deſſen Behinderung durch ein ſonſtiges 
Vorſtandsmitglied vertreten laſſen. Zur Unterſtützung des Vorſitzenden werden 
von ihm aus der Verſammlung zwei Beiſitzer und zwei Schriftführer gewählt. 
Befinden ſich unter den Gegenſtänden der Verhandlungen Erinnerungen 
gegen die Geſchäftsführung des Vorſtandes, ſo hat auf Antrag von mindeſtens 
einem Fünftel der anweſenden Mitgliedervertreter der Vorſitzende zur Ver— 
handlung über dieſe Gegenſtände der Tagesordnung die Wahl eines anderen 
Leiters der Verſammlung herbeizuführen. 

Jedes Mitglied des Vorſtandes iſt befugt, den Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lungen beizuwohnen und ſich an den Beratungen zu beteiligen. Der 
Genoſſenſchaftsvorſtand kann Angeſtellte der Genoſſenſchaft und andere 
Perſonen in der Genoſſenſchaftsverſammlung zur Auskunfterteilung oder 
Berichterſtattung zuziehen, auch mit der Niederſchrift der Verhandlung beauf- 
tragen. Er kann, ſofern es der Raum zuläßt, Genoſſenſchaftsmitgliedern 
geſtatten, der Verſammlung als Zuhörer beizuwohnen. 

Der Leiter der Verſammlung hat das Recht, Anweſenden, die den zur 
Leitung der Verſammlung oder zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
getroffenen Anordnungen nicht Folge leiſten, das Wort zu entziehen, oder 
ſie aus dem Verſammlungsraume zu verweiſen. 

Die Vertreter des Reichsverſicherungsamts und die Mitglieder des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes ſowie die mit der Führung der genoſſenſchaftlichen 
Verwaltungsgeſchäfte beauftragten oberen Beamten des Provinzialverbandes 
müſſen in den Genoſſenſchaftsverſammlungen auf ihren Antrag jederzeit 
gehört werden. 


(Fortſetzung.) 


$ 11. Jeder anweſende Vertreter oder Stellvertreter eines ſolchen hat 
eine Stimme. 

Die Beſchlüſſe werden, abgeſehen von Anderungen der Satzung (8 59) 
und der Einführung der Beitragserhebung nach dem Steuerfuß auf Grund 
des § 1005 Abſ. 2 der RB,, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefaßt. Das gleiche gilt für Wahlen, ſoweit ſie nicht nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl vorzunehmen ſind. 

Die Art der Abſtimmung (Zuruf, Handerheben, Aufſtehen uſw.) beſtimmt 
der Vorſitzende. Es wird mit verdeckten Stimmzetteln abgeſtimmt, wenn es 
ſich um eine Verhältniswahl handelt (§S 15 der ABO.) oder mehr als der 
zehnte Teil der Anweſenden es verlangt. Im Falle der Stimmengleichheit 
entſcheidet bei geheimer Stimmabgabe das von dem Vorſitzenden zu ziehende 
Los, bei ſonſtigen Abſtimmungen gibt die Stimme des Vorſitzenden den 
Ausſchlag (§S 9 der RBO.) 

Zum Ausweiſe der Vertreter dient die Einladung zur Genoſſenſchafts— 
verſammlung. Die Prüfung der Ausweiſe liegt dem Vorſitzenden ob. Im 
Falle einer Beanſtandung des Ausweiſes durch den Vorſitzenden entſcheidet 
die Verſammlung über die Zulaſſung. Sie kann auf die Prüfung der Ausweiſe 
verzichten, wenn kein Widerſpruch erfolgt. 

Angelegenheiten, welche nicht bei der Berufung der Genofjenfchafts- 
verſammlung oder nach 8 9 letzter Abſatz als Gegenſtände der Verhandlung 
bezeichnet worden find, dürfen, abgeſehen von Anderungen der Satzung, zur 
Beratung und Beſchlußfaſſung zugelaſſen werden, jedoch nur, wenn aus der 
Mitte der Verſammlung nicht widerſprochen wird, oder wenn es ſich um einen 
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Antrag auf Berufung einer außerordentlichen Genoſſenſchaftsverſammlung 
handelt. 

Die Beſchlüſſe ſind unter Angabe des Tages der Sitzung aufzuzeichnen, 
in ein Verhandlungsbuch einzutragen ſowie von dem Vorſitzenden und einem 
der Schriftführer zu unterſchreiben. 


Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung. 


S 12. Die Jahresrechnung wird alljährlich durch die ordentliche Genoſſen⸗ 
ichaftsperfammlung geprüft und abgenommen. Sie muß vorher durch einen 
Ausſchuß geprüft werden. 

Der Ausſchuß beſteht aus drei Vertretern. Er wird in der ordentlichen 
Genoſſenſchaftsverſammlung gewählt. Für jedes Mitglied des Ausſchuſſes 
iſt ein Erſazmann zu wählen, welcher auch als Stellvertreter im Behinderungs- 
falle gilt. 8 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes find befugt, die Bücher, Rechnungsbelege 
und Akten der Genoſſenſchaft einzuſehen ſowie ihren Kaſſenbeſtand und ihre 
Beſtände an Wertpapieren und ſonſtigen Vermögensſtücken zu prüfen. 


Genoſſenſchaftsvorſtand. 
Zuſammenſetzung. 


§ 13. Die Stelle des Genoſſenſchaftsvorſtandes vertritt der Provinzial— 
ausſchuß. 

Der Landeshauptmann führt unter der Aufſicht des Provinzialausſchuſſes 
die laufenden Geſchäfte des Genoſſenſchaftsvorſtandes. Hierbei gelten hinſichtlich 
der Grenzen ſeiner Befugnis und der Stellvertretung die Vorſchriften der 
Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 entſprechend. 

Auch die Feſtſetzung von Entſchädigungen (SS 1568, 1569 der RBO. 
§ 41 der Satzung), die Entſcheidung über Einſprüche (88 1000, 1023, 1025 
der RVO .), die Ausübung des Wahlrechts namens des Genoſſenſchafts— 
vorſtandes hinſichtlich der nichtſtändigen Mitglieder des Reichsverſicherungs⸗ 
amts ($ 90 der RVBO.), die Beſchlußfaſſung über die Geltendmachung von 
Erſatzanſprüchen und über den Verzicht auf ſolche (SS 905, 906, 1042 der 
RVO ., § 15 Abſ. 2 der Satzung) und die Feſtſetzung von Geldſtrafen gehören 
zu den laufenden Geſchäften. 


Geſchäftsführung. 


$ 14. Der Vorſtand verwaltet die Genoſſenſchaft, ſoweit Geſetz oder 
Satzung nichts anderes beſtimmen. 

Die Errichtung von Abteilungen zur geſonderten Erledigung einzelner 
Angelegenheiten iſt zuläſſig. 

Der Vorſtand hat alljährlich über die Verwaltung des letzten Jahres 
der Genoſſenſchaftsverſammlung zu berichten. 

Er hat über die geſamte Vermögensverwaltung eines jeden Rechnungs- 
jahres innerhalb des folgenden Jahres Rechnung zu legen und über das am 
Schluſſe des Rechnungsjahres vorhandene Vermögen einſchließlich der Rücklage 
eine Überſicht aufzuſtellen. 

Bei Aufſtellung der Vermögensüberſicht ſind Wertpapiere und alle anderen 
Vermögensgegenſtände einſchließlich der Grundſtücke mit ihrem Anſchaffungs⸗ 
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(Ankaufs⸗)preis anzuſetzen. Außerdem iſt für Wertpapiere, welche einen Börſen— 
preis haben, deſſen Höhe zur Zeit der Aufſtellung anzugeben, wenn er um 
mehr als 2 vom Hundert von dem Anſchaffungspreis abweicht. 


Strafgewalt. Erſatzforderungen. 


$ 15. Der Vorſtand kann gegen Unternehmer und ihnen nach 8 912 
der RBO. Gleichgeſtellte, die ihren ſatzungsmäßigen Pflichten zuwiderhandeln 
Geldſtrafen bis zu 25 % verhängen. 

Auf den Vorſtand wird das Recht übertragen, auf einen Erſatzanſpruch 
aus SS 903 ff. der RVO. zu verzichten. 


Verwaltungskoſten der Sektionen. 


§ 16. Jede Sektion trägt ihre Verwaltungsboſten ſelbſt. 

Die Sektionsvorſtände melden alljährlich im Januar den Betrag ihrer 
Koſten bei dem Genoſſenſchaftsvorſtand an. Dieſer bewirkt die Umlegung 
auf die Sektionsmitglieder und die Einziehung in gleicher Weiſe wie bei den 
ſonſtigen Jahresbeiträgen. 


Sektionsvorſtände. 


Zuſammenſetzung. 


$ 17. Die Stelle des Sektionsvorſtandes vertritt der Kreis- (Stadt-) 
Ausſchuß. 

Die laufenden Geſchäfte führt in den Landkreiſen der Landrat, in den 
Stadtkreiſen der Bürgermeiſter. Hierbei gelten hinſichtlich der Grenzen ihrer 
Befugniſſe und ihrer Vertretung die Vorſchriften der Kommunalverwaltungs⸗ 
geſetze entſprechend (8 137 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, § 37 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883). Auch die 
Feſtſtellung der Entſchädigungen nach SS 1568, 1569 der RBO., § 41 der 
Satzung und der Beſcheid auf Widerſpruͤche nach S8 1000, 1023, 1025 der 
RVO ., § 18 Nr. 4 der Satzung gehören zu den laufenden Geſchäften, ſolange 
der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß ſich nicht die Beſchlußfaſſung vorbehält. 


Obliegenheiten. 


§ 18. Den Sektionsvorſtänden liegt insbeſondere ob: 

1. die Feſtſtellung der Entſchädigungen nach Maßgabe der im 8 41 
ihnen übertragenen Zuſtändigkeit; 

2. die Vorbereitung und gutachtliche Außerung in denjenigen Fällen, 
wo der Genoſſenſchaftsvorſtand die Entſchädigungen feſtſtellt (S 41); 

3. die Abſchätzung des Arbeitsbedarfs der im § 28 bezeichneten 
Betriebe und mitverſicherten Tätigkeiten und die Veranlagung zu 
den Beitragsſtufen (88 28 bis 31) ſowie die weitere Mitwirkung 
bei der Umlegung der Beiträge; 

4. die Entſcheidung über Widerſprüche der Unternehmer wegen der 
Aufnahme oder Nichtaufnahme ihrer Betriebe und mitverſicherten 
Tätigkeiten in die Unternehmerverzeichniſſe ſowie gegen die Ab- 
ſchätzung des Arbeitsbedarfs und die Veranlagung zu den Beitrags- 
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ſtufen, ferner wegen der Beitragsberechnung überhaupt (88 999, 
1000, 1023, 1025 der RVO. $ 11 des Ausführungsgeſetzes); 


5. die Mitwirkung bei der Fortführung des Unternehmerverzeichniſſes, 


insbeſondere die Vermittlung von Anzeigen über Betriebseröffnungen, 
änderungen und »einſtellungen (88 32 ff.); 


„ die Entgegennahme und Prüfung der im § 48 vorgeſchriebenen 


Anmeldungen und Nachweiſungen und die Aufſtellung der Nach⸗ 
weiſungen im Falle der Säumnis; 


die Mitwirkung bei Aufftellung der Heberolle nach näherer An— 


weiſung des Genoſſenſchaftsvorſtandes (88 1019 ff. der RVO. und 
S 10 des Ausführungsgeſetzes); 


die Mitwirkung bei der Durchführung der Verſicherungen auf 


Grund der SS 49 bis 57, insbeſondere die Entgegennahme und 
Prüfung der dort vorgeſchriebenen Anzeigen, Anmeldungen und 
Nachweiſungen; 


die jährliche Erſtattung eines Rechenſchaftsberichts über die Aus— 


gaben der Sektion und die Einreichung des Berichts an den 
Genoſſenſchaftsvorſtand; 


die Stellung von Anträgen und die Erhebung von Erinnerungen 


und Beſchwerden in Angelegenheiten der Genoſſenſchaftsverwaltung 
bei der Genoſſenſchaftsverſammlung; 


Die Vertretung der Genoſſenſchaft oder die Beſtellung von Ver⸗ 


tretern vor den Verſicherungsbehörden, bei Anderung von Dauer- 
renten nur im Rahmen des § 1604 Abſatz 2 der RVO, ſofern 
nicht der Genoſſenſchaftsvorſtand die Befugnis, die Vertretung ſelbſt 
auszuüben oder unter Beachtung des S 1604 Abſatz 2 a. a. O. 
ausüben zu laſſen, ſich vorbehält; 

die Fürſorge für ſachgemäße Behandlung der durch Unfall Ver— 
letzten vor Beginn der Entſchädigungspflicht, insbeſondere die früh— 
zeitige Übernahme des Heilverfahrens auf Koſten der Berufs- 
genoſſenſchaft nach 8 1513 der RBO. ſowie die Übertragung der 
Erfüllung ihrer e e über die 13. Woche nach dem Unfalle 
hinaus auf die Krankenkaſſe nach § 1514 a. a. O., ſoweit ſich 
nicht der Genoſſenſchaftsvorſtand dieſe Rechte vorbehält; 


3. die Überwachung der in ärztlicher Behandlung befindlichen Kranken 


und Rentenempfänger, auch ſchon während der erſten 13 Wochen 
nach dem Unfalle nach $ 581 der RBO; 


die Eingehung dauernder Vertragsverhältniſſe mit Ärzten, Kranken— 


kaſſen und Heilanſtalten zur Heilung und Verpflegung der Ver— 
letzten, ſoweit ihnen die Befugnis hierzu vom Genoſſenſchaftsvorſtand 
übertragen wird; die Verträge unterliegen der Genehmigung des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes; 


die Stellung von Anträgen auf Erlaß von Unfallverhütungs— 


vorſchriften und die Begutachtung der zu erlaſſenden Vor— 
ſchriften; 


die Mitwirkung bei der Durchführung der zur Verhütung von 


Unfällen erlaſſenen Vorſchriften nach näherer Anweiſung des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes. 


Satzung für die Pommerſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft. 289 


Mitteilungen. 


8 19. Die Beſchlüſſe des Sektionsvorſtandes, durch welche Ent⸗ 
ſchädigungen bewilligt werden, find binnen zwei Wochen dem Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtande mitzuteilen. 


Vertrauensmänner. 
Bezirke. Wahl.“ 


§ 20. Als örtliche Genoſſenſchaftsorgane werden Vertrauensmänner 
und Erſatzmänner für ſie eingeſetzt. 

Die Zahl der Vertrauensmänner und ihrer Erſatzmänner, die Abgrenzung 
und die Veränderung ihrer Bezirke ſowie ihre und ihrer Erſatzmänner Wahl 
werden durch den Sektionsvorſtand beſtimmt. 


Obliegenheiten. 


§ 21. Den Vertrauensmännern liegt insbeſondere ob: 

1. die Mitwirkung bei der Abſchätzung des Arbeitsbedarfs und bei 
der Veranlagung der Betriebe und mitverſicherten Tätigkeiten zu 
den Beitragsſtufen (88 28 bis 31); 

2. die Vertretung der Genoſſenſchaft bei der Unterſuchung der Unfälle, 
ſoweit fie ihnen vom Genoſſenſchafts- oder Sektionsvorſtand über- 
tragen wird (§ 39 der Satzung, $ 1563 der RVO. und $ 12 
Ziffer 1 des Ausführungsgeſetzes); 

3. die Vertretung der Genoſſenſchaft vor den Verſicherungsämtern, 
ſofern ſie ihnen vom Genoſſenſchaftsvorſtand übertragen wird; 

4. die Mitwirkung bei der Aufſtellung der im 8 48 vorgeſchriebenen, 
aber von den Unternehmern nicht rechtzeitig eingeſandten Nach— 
weiſungen; 

5. die Ermittlung der nicht angemeldeten verſicherungspflichtigen 
Betriebe und Tätigkeiten; 

6. die Mitwirkung bei den in den SS 49 bis 57 vorgeſehenen 
Anmeldungen und Anzeigen der Betriebsunternehmer; 

7. die Überwachung der in ärztlicher Behandlung befindlichen Kranken 
und der Rentenempfänger ihres Bezirkes, ſowie die Anzeige über 
etwaige Veränderungen in der Erwerbsunfähigkeit der Renten- 
empfänger und über die ihnen bekannt gewordenen Fälle von 
Täuſchung, unbeſchadet der Mitwirkung der beteiligten Betriebs- 
unternehmer; 

8. die Einſichtnahme in die Bücher und Liſten der Krankenkaſſen 
nach § 344 der ABO, wenn ihnen hierzu von dem Genofjen- 
ſchaftsvorſtand Auftrag erteilt wird. 

Außerdem haben die Vertrauensmänner die Rechte und Intereſſen der 
Genoſſenſchaft in allen Beziehungen zu wahren und, wo ſie dieſe verletzt 
glauben, dem Genoſſenſchaftsvorſtand Anzeige zu erſtatten. Ferner ſollen 
ſie, wenn ihnen bekannt wird, daß in einem Betrieb oder bei einer mit⸗ 
verſicherten Tätigkeit die Unfallverhütungsvorſchriften nicht beachtet werden, 


) Die Amtsdauer beträgt 4 Jahre (8 10 der Reichsverſicherungsordnung). Die 
erſte Wahlzeit auf Grund der Satzung beginnt mit dem 1. Oktober 1913 (Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 11. Juni 1912). 
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dem Sektionsvorſtande oder dem techniſchen Aufſichtsbeamten ſofort Anzeige 
machen und die techniſchen Auffichtsbeamten durch Mitteilungen auf Grund 
ihrer Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe unterſtützen. 

Die Geſchäftsführung der Vertrauensmänner wird durch den Genojjen- 
ſchaftsvorſtand geregelt. 


Vertretung der Genoſſenſchaft gegenüber dem Vorſtande. 


8 22. Die Genoſſenſchaft wird gegenüber dem Vorſtande durch einen 
Ausſchuß der Genoſſenſchaftsverſammlung vertreten. Er beſteht aus 3 Genojjen- 
ſchaftsmitgliedern, die in Bedarfsfällen von der Genoſſenſchaftsverſammlung 
gewählt werden. Für jedes Mitglied des Ausſchuſſes iſt ein Erſatzmann zu 
wählen, der auch als Stellvertreter im Behinderungsfalle gilt. 

Für die Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes iſt Stimmenmehrheit 
erforderlich. 

Über Streitigkeiten über den Umfang ſeiner Vertretungsmacht und 
feiner Befugniſſe entſcheidet das Reichsverſicherungsamt. 


lll. Verwaltung der Berufsgenoſſenſchaft. 


Teilung der Entſchädigungslaſt. 


§ 23. Die Entſchädigung wird zur Hälfte von derjenigen Sektion 
getragen, zu deren Bezirke der Betrieb gehört, in welchem der Unfall ein- 
getreten iſt. 

Streitigkeiten aus dieſem Anlaſſe werden von dem Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtand entſchieden. Gegen ſeine Entſcheidung ſteht den Beteiligten inner- 
halb eines Monats die Beſchwerde an das Reichsverſicherungsamt offen. 


Betriebsſtock. 


8 24. Die Genoſſenſchaftsverſammlung kann die Anſammlung eines 
Betriebsſtocks beſchließen. Der Beſchluß hat auch über die Höhe und die 
Art des Betriebsſtocks — entweder eiſerner oder auf die Umlagebeiträge zu 
verrechnender Betriebsſtock — zu beſtimmen. 


Rücklage. 
§ 25. Zur Bildung einer Rücklage ſind der Umlegung des Jahres- 


bedarfs jährlich 2 vom Hundert zuzuſchlagen, bis die Rücklage das Doppelte 
des jeweiligen Jahresbedarfs erreicht. 


Umlegen der Beiträge. 


Zuſchläge zur Grundſteuer. 
Beitrags- und Zahlungspflicht. 


S 26. Die Beiträge der Berufsgenoſſen werden durch Zuſchläge zu der 
Grundſteuer aufgebracht. 

Mitglieder, welche die Grundſteuer für die Betriebsgrundſtücke ganz 
oder zu einem Teile nicht zu zahlen haben, wie z. B. Pächter wegen ihrer 
Pachtländereien, ſind, vorbehaltlich der Beſtimmung des Abſatzes 6, nach 


Satzung für die Pommerſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft. 291 


Maßgabe derjenigen Grundſteuer beitragspflichtig, welche auf die von ihnen 
bewirtſchafteten Grundſtücke entfällt. f 

Bewirtſchaftet ein Unternehmer nur einen Teil eines einheitlich zur 
Grundſteuer veranlagten Grundſtücks, ſo wird der auf den Teil entfallende 
Grundſteuerbetrag nach Verhältnis der bewirtſchafteten Fläche feſtgeſetzt. 

Sind Grundſtücke, auf welche ſich der Betrieb erſtreckt, von Entrichtung 
der Grundſteuer befreit, jedoch zu ihr veranlagt, ſo iſt dieſe Veranlagung der 
Erhebung der Beiträge zugrunde zu legen. 

Liegt eine Veranlagung nicht vor, ſo iſt eine angenommene Grund— 
ſteuer von 1 % 50 für das Hektar im Regierungsbezirk Stettin, 1 / 
für das Hektar im Regierungsbezirk Köslin, 2 % für das Hektar im 
Regierungsbezirk Stralſund maßgebend. 

Die Beiträge können vorbehaltlich des Erſtattungsanſpruchs gegen den 
nach Abſ. 2 beitragspflichtigen Unternehmer von demjenigen erhoben werden, 
der geſetzlich zur Grundſteuer für die Grundſtücke der genoſſenſchaftlichen 
Betriebe veranlagt iſt oder veranlagt ſein würde, wenn die Grundjtücke nicht 
von der Grundſteuer befreit wären.“ 


Mindeſtbeitrag. 


§ 27. Für jeden land- oder forſtwirtſchaftlichen Betrieb iſt mindeſtens 
eine und, wenn der Unternehmer oder ſein Ehegatte verſichert iſt, ſind mindeſtens 
zwei Mark an Beitrag zu entrichten. 

Bei der Auſſtellung der Heberolle (§S 1019 der RVO.) kann der 
Genoſſenſchaftsvorſtand für jeden Betrieb mindeſtens zwei Mark Beitrag 
anſetzen. Unternehmer, welche nach 88 925 bis 928 der ABO. Ss 49 bis 
57 der Satzung nicht perſönlich verſichert find, haben ihr Recht, ſtatt dieſes 
Satzes nur eine Mark als Mindeſtbeitrag zu zahlen, im Verfahren nach 
8 1023 der RVO. geltend zu machen. . 


Beſondere Beiträge für Betriebe ohne Bodenwirtſchaft, Nebenbetriebe und 
andere gewerbliche Betriebe, ſowie für Tätigkeiten. 


§ 28. Für 

a) land- und forſtwirtſchaftliche Betriebe in denen für Rechnung ihres 
Unternehmers keine Bodenwirtſchaft betrieben wird, oder in denen 
ſolche eigene Bodenwirtſchaft nur nebenſächliche Bedeutung hat, 
insbeſondere Milchviehhaltungs- oder Mäſtungsbetriebe, Vieh⸗ 
züchtereien, Landſchafts- und andere gewerbliche Gärtnereien, die 
hauptſächlich fremde Gartenanlagen pflegen, ferner Obſtbaum⸗ 
anlagen an Straßen, Plätzen, Dämmen und auf größeren Flächen 
außerhalb von Gärten, 

b) landwirtſchaftlich verſicherte Friedhofsbetriebe, 

c) land- oder forſtwirtſchaftliche Nebenbetriebe und andere bei der 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft verſicherte, ihrer Art nach 
der gewerblichen Unfallverſicherung unterliegende Betriebe, 


) Von der Vorſchrift des S 26 letzter Abſatz wird insbeſondere Gebrauch gemacht 
gegenüber Grundſtückseigentümern, die ihren Beſitz in kleinen Parzellen verpachten. 
Auch in Bezug auf die Mindeſtbeiträge (8 27) zuläflig. 


19* 


292 II. Einzelne Verwaltungszweige und Provinzialanſtalten. 


d) landwirtſchaftlich verſicherte Tätigkeiten, die ihrer Art nach der 
gewerblichen Unfallverſicherung bei einer Zweiganſtalt oder einer 
Verſicherungsgenoſſenſchaft unterliegen würden, 

werden beſondere Beiträge, im Falle zu a neben den für etwaige eigene 
Bodenwirtſchaft nach der Grundſteuer zu zahlenden Beiträgen, aufgebracht. 

Dieſe werden nach dem jährlichen Arbeitsbedarfe der Veranſtaltung 
(Betrieb, Nebenbetrieb, Tätigkeit) bemeſſen. Die Abſchätzung des Arbeits- 
bedarfs erfolgt nach der Zahl der im Jahresdurchſchnitte von den verſicherten 
Perſonen geleiſteten Arbeitstage. Die Arbeitstage, welche auf die eigene ſchon 
nach der Grundſteuer beitragspflichtige Bodenwirtſchaft entfallen, werden dabei 
nicht mitgerechnet. 

Für jeden vollen Arbeitstag werden zwei vom Hundert des dreihundertſten 
Teiles des behördlich feſtgeſetzten durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes 
erwachſener landwirtſchaftlicher Arbeiter als Beitrag angeſetzt, vorbehaltlich 
der im 8 29 vorgeſchriebenen Abſtufung, 

Ein beſonderer Beitrag wird nicht erhoben, wenn noch nicht 30 Arbeits- 
tage einer verſicherten Perſon dafür in Betracht kommen. 


Abſtufung nach Unfallgefahr. 


8 29. Für Gärtnereien, Park- und Gartenpflege und die im § 28 
Abſ. 1 unter b, c und d bezeichneten Veranſtaltungen (Betriebe, Nebenbetriebe, 
1 Betriebe, Tätigkeiten) werden die Beiträge nach der Unfallgefahr 
abgeſtuft. 

Es werden für jeden vollen Arbeitstag als Beitrag angeſetzt bei 

a) Gärtnereien, Park- und Gartenpflege, Friedhofsbetrieb, Torf- 
gewinnungsbetrieben mit Handbetrieb . . . Ya vom Hundert, 

b) Molkereibetrieben, Stärkefabriken mit Handbetrieb, 
Torfſtechereien, mit mechaniſchem Kraftbetriebe, 
ferner bei Binnenſchiffahrt, Flößerei, Prahm⸗ und 
Fährbetrieb, Schiffsziehen, Baggeri 1 Bi 5 

c) Bäckereien, Brauereien, Eifen- und Hammerwerks⸗ 
betrieben, Eisgewinnung, Elektriſchen Kraftwerken, 
Futtermittelhandel, Hoch- und Tiefbauarbeiten, 
Holzhandelbetrieben, Kalkbrennereien, Kartoffel- 
trocknungsanſtalten, Mahlmühlen, Milchtrock⸗ 
nungsanlagen, Rübenblättertrocknungsanlagen, 
Sand⸗ und Kiesgrubenbetrieben, Schlächtereien, 
Schmiedebetrieben, Steinſchlagbetrieben, Stell- 
machereien, Viehhandelbetrieben, Kunſtſteinfabriken, 
Ziegeleien (mit Hand- wie auch mit Dampfbetrieb), 
ferner bei Fiſchereien, Fiſchzucht, Teichwirtſchaft 

d) Brennereien, Hefefabriken, Lohndampfdreſcherei 
und =pflügerei, Stärkefabriken mit mechaniſchem 
Kraftbetriebe, ferner bei Speicherei, Lagerei, kauf⸗ 
männiſcher Perſonen⸗ und Güterbeförderung ſowie 
Warenbehandlung und -handhabung, kaufmän⸗ 2 
. W ĩ˙ er > 

e) Schneidemühlen, Fuhrwerksbetrieben und ſonſtigen 
gewerbsmäßigen Fahr⸗, Reittier⸗ oder Stall⸗ 
haltungsbetrieben, Halten von Reittieren und 


do 
* 
* 
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von Fahrzeugen auf Binnengewäſſern ſowie von 
andern als Luft⸗ und Waſſerfahrzeugen, wenn 
ſie durch elementare oder tieriſche Kraft bewegt 
„ 4 vom Hundert, 
f) bei Halten von Luftfahrzeugen 6 „ = 
des dreihundertſten Teiles des behördlich feſtgeſetzten durchſchnittlichen 
Jahresarbeitsverdienſtes. 

Andere Betriebe, insbeſondere Fabrik- und dieſen gleichſtehende Be- und 
Verarbeitungsbetriebe ſowie andere verſicherte Tätigkeiten ſind den Gruppen 
b, c, d oder e, und zwar der ihnen nach der Unfallgefahr am nächſten 
ſtehenden zuzuteilen. 


Verfahren bei Feſtſetzung der beſonderen Beiträge (88 28 29). 


8 30. Die Abſchätzung des Arbeitsbedarfs, die Veranlagung zu den 
r des § 29 erfolgt durch den Sektionsvorſtand für je fünf 

ahre. 

Wegen der Abſchätzung und Veranlagung ſteht dem Unternehmer der 
Widerſpruch, Einſpruch und die Beſchwerde nach Maßgabe der SS 999, 1000 
der RBO., $ 11 des Ausführungsgeſetzes zu. 

Innerhalb der Zeiträume des Abſ. 1 kann eine anderweitige Feſtſetzung 
des Beitrages ohne Zuſtimmung des anderen Beteiligten nur beanſprucht 
werden, wenn eine weſentliche Veränderung der maßgebend geweſenen Ver— 
hältniſſe oder eine offenbare Unrichtigkeit der zugrunde gelegten Annahmen 
nachgewieſen worden iſt und durch die geforderte anderweitige Feſtſetzung der 
Beitrag um wenigſtens ein Drittel erhöht oder gemindert werden würde. 

Außerdem kann die Berufsgenoſſenſchaft die Feſtſetzung ändern, wenn 
die ihr zugrunde liegenden Angaben des Unternehmers unrichtig waren. 

Für die neue Feſtſetzung gelten hinſichtlich der Rechtsmittel die Vor⸗ 
ſchriften des Abſ. 2. 


Anmeldungen. 


§ 31. Veranſtaltungen — Betriebe, Nebenbetriebe und Tätigkeiten —, 
welche gemäß § 28 zu beſonderen Beiträgen herangezogen werden müſſen, 
ſind binnen 2 Wochen nach Inkrafttreten der Satzung oder nach ihrer 
Eröffnung, ihrem Beginn oder dem ſonſtigen Eintritte der tatſächlichen Vor⸗ 
ausſetzungen für dieſe Beitragserhebung bei dem Sektionsvorſtand anzumelden. 
Der Wegfall der Vorausſetzungen und der Eintritt einer für die Beitrags- 
berechnung weſentlichen Veränderung ($ 30) find in gleicher Weiſe anzu- 
zeigen. Auch hat der Unternehmer auf Erfordern des Genoſſenſchafts- oder 
Sektionsvorſtandes dieſem die für die Abſchätzung und Veranlagung erforder- 
lichen Unterlagen einzureichen. 


Betriebseröffnung. 


$ 32. Die Eröffnung eines neuen Betriebs der im $ 2 bezeichneten 
Art ſowie den Beginn einer der daſelbſt bezeichneten Tätigkeiten hat der 
Unternehmer der Gemeindebehörde des Betriebsſitzes unter Angabe der Art 
und des Umfanges des Betriebs oder der Tätigkeit ſchriftlich oder mündlich 
binnen einem Monat anzuzeigen. x 
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Betriebsänderungen. 


§ 33. Die Genoſſenſchaftsmitglieder haben Anderungen ihrer Betriebe 
einſchließlich der mitverſicherten Nebenbetriebe und der im § 921 der RBO. 
bezeichneten Tätigkeiten, die für die Zugehörigkeit zu der Genoſſenſchaft oder 
für die Umlage wichtig ſind, dem Sektionsvorſtande binnen zwei Wochen 
nach Eintritt der Anderung ſchriftlich anzuzeigen; ſie können ſich hierbei der 
Vermittlung des Vertrauensmanns bedienen. Über die anzumeldenden Ber- 
änderungen bei der Beſchäftigung von Betriebsbeamten und Facharbeitern, 
vergl. 8 48. 

Die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft bemißt ſich nach § 2. 

Gelangt auf andere Weiſe eine wichtige Betriebsänderung (Abſ. 1) zur 
Kenntnis des Sektionsvorſtandes oder Vertrauensmanns, fo hat dieſer den 
Betriebsunternehmer unter Hinweis auf die in dem § 1044 Nr. 1 der RVO. 
angedrohten Strafen zur vorſchriftsmäßigen Anmeldung zu veranlaſſen und 
dieſe nötigenfalls ſelbſt zu bewirken. 

Das weitere Verfahren richtet ſich, was die Zugehörigkeit zur Genoſſen⸗ 
ſchaft betrifft, nach den SS 969, 666 ff. der RVO., was das Umlegen der 
Beiträge anlangt, nach 88 26 bis 31 der Satzung. 

Tritt infolge der Betriebsänderung eine Ermäßigung des Beitrags oder 
der Fortfall der Beitragspflicht ein, ſo hat der Unternehmer, falls er die 
Betriebsänderung zu ſpät angezeigt hat, keinen Anſpruch auf deren Berück- 
ſichtigung für die Zeit vor Erſtattung der Anzeige. 


Wechſel des Unternehmers. 
Anzeige. ’ 


§ 34. Jeden Wechſel der Perſon, für deren Rechnung der Betrieb 
geht, hat der neue Unternehmer oder ſein geſetzlicher Vertreter binnen 2 Wochen 
dem Sektionsvorſtande ſchriftlich anzuzeigen. 


Sicherheitsleiſtung. 


§ 35. Alsbald nach erfolgtem Wechſel hat der bisherige Unternehmer 
für die Zeit vom Ablaufe desjenigen Kalenderjahrs, für welches der Beitrag 
zuletzt entrichtet worden iſt, bis zum Eintritte des Wechſels den anteiligen 
Betrag des letzten für den Betrieb entrichteten Jahresbeitrags in doppelter 
Höhe bei dem Sektionsvorſtande zur Sicherheit zu hinterlegen. Tritt der 
Wechſel in der Perſon des Betriebsunternehmers vor der erſten Umlage der 
Beiträge auf den Betrieb ein, ſo iſt die Sicherheit in Höhe des wahrſchein— 
lichen Beitrags für das laufende Jahr zu leiſten. 

Wird die Sicherheit nicht rechtzeitig geleiſtet, jo hat der Gektions- 
vorſtand fie ſofort nach S 28 der RVO. beizutreiben. 

Der Sektionsvorſtand kann die Sicherheitsleiſtung erlaſſen, wenn der 
Eingang des von dem früheren Unternehmer geſchuldeten Beitrags anderweit 
geſichert erſcheint, insbeſondere eine ſchriftliche Erklärung des neuen Unter— 
nehmers beigebracht wird, daß er die Beitragsſchuld des früheren Unter— 
nehmers übernimmt. 

Von der zur Sicherheit eingezahlten Summe wird ſpäter der zu berech— 
nende Beitrag beſtritten; der überſchießende Betrag wird zurückgezahlt, ein 
etwaiger Fehlbetrag eingezogen. 
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Lohnnachweiſung. 


8 36. Binnen 4 Wochen nach dem Wechſel des Unternehmers hat, 
ſofern es der Sektionsvorſtand verlangt, der bisherige Unternehmer, welcher 
verſicherte Betriebsbeamte oder Facharbeiter (SS 46 bis 48 der Satzung) 
beſchäftigt hat, für die Zeit vom Ablaufe des letzten Rechnungsjahres bis 
zum Tage der Übernahme des Betriebs durch den neuen Unternehmer den 
in § 48 der Satzung bezeichneten Nachweis über den Entgelt dieſer Ver— 
ſicherten dem Sektionsvorſtand einzureichen. Kommt er dieſer Verpflichtung 
nicht nach, ſo ſtellt der Sektionsvorſtand den Nachweis auf. 


Einſtellung und Ausſcheiden des Betriebs. 


8 37. Iſt ein Betrieb, ein Nebentrieb oder eine der im 8 921 der RVO. 
bezeichneten Tätigkeiten eingeſtellt worden, oder iſt ein Betrieb nach § 540 
Nr. 1. Abſ. 2 der RVO. infolge ſatzungsmäßiger Beſtimmung einer gewerb— 
lichen Berufsgenoſſenſchaft aus der Verſicherung bei der landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft ausgeſchieden, jo hat dies der Unternehmer dem Gektions- 
vorſtande binnen 2 Wochen ſchriftlich anzuzeigen; er kann ſich hierbei der 
Vermittlung des Vertrauensmanns bedienen. Die Friſt beginnt mit dem 
Zeitpunkte, zu welchem der Unternehmer die Einſtellung oder die das Aus— 
ſcheiden des Betriebs begründende Tatſache kannte oder den Umſtänden nach 
kennen mußte. 

Die Beſtimmungen der 88 34 bis 36 gelten entſprechend. 


Vorſchüſſe. 


8 38. Der Vorſtand iſt berechtigt 
a) von Betrieben von vorausſichtlich vorübergehender Dauer, 
b) von einzelnen Mitgliedern, die mit der Zahlung der Beiträge 
wiederholt im Verzug geweſen ſind, 
Vorſchüſſe einzufordern. 
Die Vorſchüſſe ſind fällig am 1. April. 


Anzeige und Anterſuchung der Unfälle. 


§ 39. Der Betriebsunternehmer hat binnen drei Tagen, nachdem er 
davon Kenntnis erlangt hat, jeden Unfall in ſeinem Betriebe, durch den ein 
im Betriebe Beſchäftigter getötet oder ſo verletzt iſt, daß er ſtirbt oder für 
mehr als drei Tage völlig oder teilweiſe arbeitsunfähig wird, außer 
der Ortspolizeibehörde dem Sektionsvorſtande mündlich oder ſchriftlich anzu⸗ 
zeigen. Dies gilt auch bei Unfällen des verſicherten Unternehmers und ſeines 
verſicherten Ehegatten. 

An der Unfallunterſuchung (SS 1559 ff. der ABO.) ſoll in der Regel 
als Vertreter der Genoſſenſchaft der Vertrauensmann teilnehmen. Dem 
Genoſſenſchafts- und dem Sektionsvorſtande ſteht es frei, ſich neben dem 
Vertrauensmanne oder ſtatt feiner durch ein oder mehrere feiner Mitglieder 
oder durch andere Bevollmächtigte vertreten zu laſſen. 

Dieſe Vertreter erhalten, ſoweit erforderlich, zum Ausweis eine ſchriftliche 
Vollmacht. 
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Erfährt der Betriebsunternehmer, daß der Verletzte ſeine Ermwerbsfähig- 
keit ganz oder zu einem weſentlichen Teile wieder erlangt hat, ſo hat er dies 
dem Sektionsvorſtande ſofort anzuzeigen. 


Lohnnachweis, Lohnliſten. 


§ 40. Der Lohnnachweis, den der Unternehmer der Genoſſenſchaft zur 
Feſtſtellung der Entſchädigung für Betriebsbeamte und Facharbeiter nach 
SS 931, 1581 Agſ. 1 der RVO. einzureichen hat, iſt nach einem Vordrucke 
des Genoſſenſchaftsvorſtandes aufzuſtellen. 

Hierzu hat der Unternehmer Lohnbücher (Lohnliſten) zu führen, aus 
denen ſich die Namen, die Art und die Zeit der Beſchäftigung, ſowie der 
Entgelt (§S 160 der ABO.) der einzelnen Betriebsbeamten und Facharbeiter 
für jeden Arbeitstag ergeben. Wird der Entgelt nach größeren Zeitabſchnitten 
(Wochen, Monaten) bemeſſen, ſo iſt er für dieſe anzugeben. 


Feſtſtellung der Entſchädigungen. 


§ 41. Die Leiſtungen der Unfallverſicherung werden feſtgeſtellt: 
1. wenn es ſich handelt um 
a) Krankenbehandlung (§S 558 Nr. 1 der RVO.) oder Hauspflege 

($ 599 der RBO.) 

b) Rente für die Dauer einer vorausſichtlich vorübergehenden 

Erwerbsunfähigkeit,“) 8 

c) Heilanſtaltpflege, 

9 Angehörigenrente, 

e) Sterbegeld, 

durch den Sektionsvorſtand; 
2. in allen übrigen Fällen durch den Genoſſenſchaftsvorſtand. 

Handelt es ſich gleichzeitig um Fälle der Nr. 1 und 2, ſo iſt die zur 
Feſtſtellung der Entſchädigungen in den Fällen der Nr. 2 berufene Stelle 
auch für die Beſchlußfaſſung in den Fällen der Nr. zuſtändig; das Gleiche 
gilt, wenn in derſelben Unfallſache bereits nach Nr. 2 ein Beſchluß gefaßt iſt 
oder vorausſichtlich demnächſt zu faſſen ſein wird. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand iſt auch befugt: 

1. von der Rückforderung einer vor rechtskräftiger Entſcheidung 
gezahlten Entſchädigung abzuſehen (zu vergleichen 88 955, 620 der 
RV .), ſowie die Rente gemäß SS 955, 613 Abſ. 2 der RVO. 
für einen längeren Zeitabſchnitt zu gewähren; 

in Fällen der 8$ 950, 590 Abſ. 2 der RVO. eine Witwenrente 
zu gewähren; 

in Fällen der 88 950, 592 Abſ. 3 der ABO. die Kinderrente zu 
gewähren; a 

zur Feſtſtellung einer vor Ablauf der dreizehnten Woche nach dem 
Unfalle zu gewährenden Rente (S§ 948, 582 Ab. 2 der RBO.) 

. zur Erhöhung der Rente wegen Hilfloſigkeit (SS 930, 560 der 
RWO.) und wegen Arbeitsloſigkeit (88 930, 562 der RBO.) ſowie 
zur Gewährung einer Rente nach 88 930, 561 Abſ. 2 a. a. O.; 


M d 


) Als vorübergehend wird eine Erwerbsunfähigkeit behandelt, die nach ärztlichem 
Gutachten vorausſichtlich binnen Jahresfriſt ihr Ende erreicht haben wird. 
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6. im Falle der Bedürftigkeit dem in einer Heilanſtalt untergebrachten 
Verletzten ſowie ſeinen Angehörigen eine beſondere Unterſtützung 
zu gewähren (S8 952, 602 der RBD.); 

7. die Genoſſenſchaft vor den Verſicherungs- und Oberverſicherungs⸗ 
ämtern unbeſchadet der Beſtimmung des 8 21 Nr 3 zu vertreten 
und in einzelnen Fällen die Vertretung vor den Verſicherungs⸗ 
behörden dem Vertrauensmanne leinem Bevollmächtigten) zu 
übertragen; 

8. das Heilverfahren gemäß SS 945, 1513 der RBO. auf Koſten der 
Genoſſenſchaft zu übernehmen; 

9. gemäß § 1514 der RVO. die Erfüllung der Genoſſenſchaftspflichten 
der Krankenkaſſe zu übertragen. 

Streitigkeiten über die örtliche Zuſtändigkeit mehrerer zur Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellung ſachlich berufener Organe werden vom Genoſſenſchaftsvorſtand 
endgültig entſchieden; der Entſcheidung nach $ 23 Abſ. 2 wird dadurch nicht 
vorgegriffen. 

Entſchädigungsberechtigte, für welche die Entſchädigung nicht von Amts 
wegen feſtgeſtellt iſt, haben ihren Entſchädigungsanſpruch bei dem Sektions⸗ 
vorſtand anzumelden ($$ 1038, 1546, 1548, 1584 1585 der RBO.) 


Unfallverhütungsvorſchriften. 


8 42. Über den Erlaß von Unfſallverhütungsvorſchriften nach SS 1030, 
848 ff. der ABO. beſchließt die Genoſſenſchaftsverſammlung. 

Die vom Reichsverſicherungsamte genehmigten Vorſchriften ſind von 
dem Genoſſenſchaftsvorſtand in den von ihm beſtimmten Blättern zu ver- 
öffentlichen. “) 


überwachung der Betriebe. 


§ 43. Der Genoſſenſchaftsvorſtand jtellt für den Bezirk der Genoſſenſchaft 
gemäß SS 1030, 875 ff. der ABO. techniſche Auſſichtsbeamte in der er⸗ 
forderlichen Zahl an, um die Befolgung der Unfallverhütungsvorſchriften zu 
überwachen und von den Einrichtungen der Betriebe Kenntnis zu nehmen, 
ſoweit dies für die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft von Bedeutung iſt. 

Die techniſchen Auſſichtsbeamten erhalten zum Ausweiſe vom Vorſtand 
eine Beſcheinigung. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand kann Angeſtellte der Genoſſenſchaft als 
Rechnungsbeamte gemäß SS 1030, 876 der RVO. bezeichnen und mit der 
Einſicht und Prüfung der Geſchäftsbücher und Liſten der Unternehmer 


10) Es ſind erlaſſen worden: 

a) Unfallverhütungsvorſchriften: 1. Teil: betreffend landwirtſchaftliche Maſchinen, 
II. Teil: betreffend landwirtſchaftliche Nebenbetriebe. 

Beſchloſſen von der Genoſſenſchaftsverſammlung am 26. September 1905. Ver⸗ 
öffentlicht im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Stettin, Sonderbeilage zu Stück 24, 
Köslin, 23, Stralſund, 23, für 1906. Gültig vom 1. Januar 1907. 

b) Unfallverhütungsvorſchriften: III. Teil: betreffend Vieh- und Fuhrwerkshaltung, 
Bauweſen und Geräte, IV. Teil: betreſſend Forſtwirtſchaft, V. Teil: betreffend forſt⸗ 
wirtſchaftliche Nebenbetriebe. 

eſchloſſen von der Genoſſenſchaftsverſammlung am 11. ebruar 1908. Veröffentlicht 
im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Stettin, Sonderbeilage zu Stück 29, Köslin, 30, 
Stralſund, 30, für 1908. Gültig vom 1. Januar 1909. 
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betrauen. Die Rechnungsbeamten erhalten zum Ausweiſe vom Vorſtand eine 
Beſcheinigung. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand hat für die techniſchen Auſſichtsbeamten 
und die Rechnungsbeamten eine Dienſtanweiſung zu erlaſſen. 


Erſatz von Aufwendungen. 
Vertreter der Unternehmer. 


8 44. Die Vertreter der Unternehmer erhalten 
1. innerhalb ihres Wohnorts oder bis zu einer Entfernung von drei 

Kilometern von ihm als Erſatz der baren Auslagen, welche ihnen 

bei Wahrnehmung der Geſchäfte der Genoſſenſchaft erwachſen, für 

einen halben Tag 1 % 50 J, für einen ganzen Tag 3 /; 
2. als Erſatz für Reiſekoſten, 

a) ſoweit die Reiſe auf Eiſenbahnen oder Dampſſchiffen zürück⸗ 
gelegt werden kann, die Koſten einer Fahrkarte II. Klaſſe, bei 
Dampſſchiffen I. Klaſſe, für die Hinreiſe und die Rückreiſe, wenn 
nicht Rückfahrkarten benutzt werden können, 

b) im übrigen den Betrag der für die Beförderung nachweislich 
erforderlich geweſenen baren Auslagen. Dabei wird jedesmal 
die kürzeſte fahrbare Straßenverbindung zugrunde gelegt. Bei 
Benutzung eigenen Fuhrwerkes werden für jedes angefangene 
Kilometer der Hinreiſe und der Rückreiſe 20 J vergütet, 

c) als Erſatz ſonſtiger barer Auslagen, welche ihnen bei Wahr— 
nehmung der Geſchäfte der Genoſſenſchaft erwachſen, für einen 
halben Tag 3 /, für einen ganzen Tag 6 / und für jede 
notwendig gewordene Übernachtung weiter 6 MH. 

Außerdem wird ihnen ſowohl im Falle der Ziffer 1 wie im Falle 
der Ziffer 2 als Entſchädigung für Zeitverluſt durch Wahrnehmung der 
Genoſſenſchaftsgeſchäfte ein Pauſchbetrag von 6 % für den ganzen und 
3 % für den halben Tag gewährt, wobei die Sonn- und Feiertage nicht 
berückſichtigt werden. 

Die Mitglieder des Genoſſenſchaftsvorſtandes und der Sektionsvor— 
ſtände erhalten die ihnen als Mitgliedern der bezüglichen Selbſtverwaltungs— 
behörden zuſtehenden Entſchädigungen. 


Vertreter der Verſicherten. 


8 45. Die Vertreter der Verſicherten erhalten als Erſatz 

1. für entgangenen Arbeitsverdienſt deſſen vollen Betrag, mindeſtens 
aber 2 % für den Tag; 

2. für Reiſekoſten, 

a) bei Reifen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampſſchiffen 
gemacht werden können, für jedes angefangene Kilometer 
der Hinreiſe und der Rückreiſe 5 J; 

b) bei Reiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampſſchiffen 
zurückgelegt werden können, 20 / für jedes angefangene 
Kilometer der Hinreiſe und der Rückreife auf der nächſten 
fahrbaren Straßenverbindung, 

ſofern nicht höhere Aufwendungen nötig geworden ſind; 


Satzung für die Pommerſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft. 299 


3. für Zehrungskoſten für einen halben Tag 1 %, für einen ganzen 
Tag 2 % und außerdem für jede Übernachtung 3 .#, ſofern 
nicht höhere Aufwendungen nötig geworden ſind. 


IV. Betriebsbeamte und Facharbeiter. 


Bezeichnung von Facharbeitern. 


S 46. Als Facharbeiter, die im Unterſchiede zum gewöhnlichen land— 
wirtſchaftlichen Arbeiter für ihre Stellung beſonderer fachlicher Fertigkeiten 
bedürfen, gelten, außer den im § 923 Abſ. 3 Satz 2 und 3 der RVO. ge- 
nannten, folgende Perſonen, ſoweit ſie nicht Betriebsbeamte ſind: 

Rechnungsführer, Lagerverwalter, Buchhalter, Buchhalterinnen, Guts⸗ 

en Wirtſchaftsführer, Gutsauſſeher, Vögte (Hofmeiſter, Statt⸗ 
alter), 

Forſtgehilfen (Wildmeiſter, Jäger), Forſt⸗ und Jagdaufſeher (Forſtſchutz⸗ 

beamte), Holzhauermeiſter (Rottmeiſter), Oberholzhauer, 

Meier und Meierinnen, Molkereimeiſter, Kuhmeiſter (Senner), Rind⸗ 

vieh- und Wilchhkontrollaſſiſtenten, Käfer, Schafmeiſter, Schäfer, 

Geſtütswärter, Futtermeiſter, herrſchaftliche Kutſcher, 

Fiſchmeiſter, Teichwärter, Torfmeiſter, Rieſelmeiſter, 

Wirtſchafterinnen, Mamſellen. 

Brauer, Stärkemeiſter, Kraftwagenführer, Schloſſer, Sägemeiſter, Mühlen⸗ 

bauer, Tiſchler, Sattler. 

Perſonen dieſer Art behalten ihre Sonderſtellung auch bei der Aus- 
führung von Verrichtungen gewöhnlicher land- oder forſtwirtſchaftlicher 
Arbeiter, wenn ſie hierzu nur vorübergehend neben ihrer beſonderen Beſchäftigung 
als Facharbeiter in dem verſicherten Betriebe herangezogen werden. 

Anmerkung: 8 923 Abſ. 3 der RO. lautet: 

„Facharbeiter im Unterſchiede zum gewöhnlichen landwirtſchaftlichen Arbeiter 
iſt, wer für ſeine Stellung — . achlicher Fertigkeiten bedarf. Dies gilt 
für Förſter, Gärtner, Gärtnergehilfen, üller, Ziegler, Stellmacher, Schmiede, 
Maurer, Zimmerer, Brenner, Maſchinenführer, Heizer, ſowie für Gehilfen und 
Geſellen, die eine fachmäßige Lehr- und Ausbildungszeit durchgemacht haben. 
Als Facharbeiter gelten auch die nach § 922 der landwirtſchaftlichen Unfall⸗ 
verſicherung unterſtellten Perſonen. Wer außerdem noch als Facharbeiter gilt, 
hat die Satzung feſtzuſtellen.“ 

§ 922 a. a. O. lautet: 
„Für die Zuteilung von landwirtſchaftlichen Betrieben und gewerblichen 
Betrieben desſelben Unternehmers zu einer Genoſſenſchaft gilt 8 542.“ 


Beitragszuſchläge. 


S8 47. Für die verſicherungspflichtigen Betriebsbeamten und die Fach- 
arbeiter ($ 923 Abſ. 3 der ABO. § 46 der Satzung) find beſondere Zu— 
ſchläge zu den Beiträgen zu entrichten. 

Zu ihrer Berechnung wird der Betrag ermittelt, um welchen der bei 
der Entſchädigungsberechnung anzuſetzende Jahresarbeitsverdienſt dieſer Per— 
ſonen (88 931, 939 der RVO.) den feſtgeſetzten durchſchnittlichen Jahres- 
arbeitsverdienſt erwachſener landwirtſchaftlicher Arbeiter oder Arbeiterinnen 
($ 936 Abſ. 2 der RBO.) überſteigt. Der Zuſchlag beträgt einundeinhalb 
vom Hundert dieſes Unterſchieds. 
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Die Genoſſenſchaftsverſammlung kann mit Genehmigung des Reichs- 
verſicherungsamts den Prozentſatz entſprechend dem Anwachſen der Umlage 
in fünfjährigen Zwiſchenräumen anderweit feſtſetzen. 


Hat die Beſchäftigung innerhalb des Kalenderjahrs nicht mindeſtens 
300 Arbeitstage beanſprucht, ſo iſt der Zuſchlag entſprechend dem Verhältniſſe 
der tatſächlichen Beſchäftigungsdauer zu dieſer Zahl zu mindern. Der ſich 
ergebende Betrag iſt auf volle Mark aufzurunden. 


Anmeldung. Veränderungen. 


§ 48. Der Betriebsunternehmer hat die von ihm beſchäftigten ver- 
ſicherungspflichtigen Betriebsbeamten und Facharbeiter binnen zwei Wochen 
nach dem Beginn ihrer Beſchäftigung oder dem Inkrafttreten dieſer Satzung 
dem Sektionsvorſtand unter Angabe des Namens ſowie der Art und der 
jährlichen Dauer ihrer Beſchäftigung anzumelden. Veränderungen ſind binnen 
drei Monaten gleichfalls anzumelden. Ferner hat der Unternehmer, ſofern 
der Genoſſenſchaftsvorſtand es anordnet und dieſe Anordnung bei Beginn 
des Geſchäftsjahres bekannt macht, binnen zwei Wochen nach Ablauf des 
Geſchäftsjahrs dem Sektionsvorſtande nach einem von dieſem zu beſtimmenden 
Vordruck einen Nachweis darüber einzureichen, wieviel jeder dieſer namentlich 
zu bezeichnenden Verſicherten im abgelaufenen Geſchäftsjahr an Entgelt 
bezogen hat und wie lange er beſchäftigt worden iſt. 


Tritt infolge von Veränderungen eine Ermäßigung des Beitrages oder 
ein Fortfall der Beitragspflicht ein, ſo hat der Unternehmer, falls er die 
Veränderung zu ſpät angemeldet hat, keinen Anſpruch auf deren Berück- 
ſichtigung für die Zeit vor dieſer Anmeldung. 


Für Genoſſenſchaftsmitglieder, welche die Anmeldungen oder den 
Lohnnachweis nicht rechtzeitig, unvollſtändig oder unrichtig eingereicht haben, 
ſtellt ſie der Sektionsvorſtand auf oder ergänzt ſie. 

Auf unrichtige oder nicht rechtzeitige Anmeldungen und Nachweiſe 
finden die Strafvorſchriften der SS 1043, 1044 der RVO. Anwendung. 


V. Ausdehnung der Verſicherung. 
Betriebsunternehmer. 
A. Zwangsverſicherung. 
Grenze. 


8 49. Die Verſicherungspflicht wird auf Unternehmer erſtreckt, deren 
Jahresarbeitsverdienſt nicht 1500 / überſteigt. 


Die Verſicherung der Unternehmer, die hauptſächlich in ihrer Land- 
oder Forſtwirtſchaft beſchäftigt find, erſtreckt ſich auch auf die hauswirtſchaft⸗ 
liche Tätigkeit, die mit ihrer Land- oder Forſtwirtſchaft zuſammenhängt. 


Der im Betriebe tätige Ehegatte des perſönlich verſicherten Unternehmers 
iſt mitverſichert und zwar auch bei hauswirtſchaftlicher Tätigkeit, die mit der 
Land- oder Forſtwirtſchaft des Unternehmers zuſammenhängt, wenn er ſelbſt 
hauptſächlich in dieſer Land- oder Forſtwirtſchaft beſchäftigt iſt. 
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Jahresarbeitsverdienſt. 


8 50. Als Jahresarbeitsverdienſt im Sinne des 8 49 Abf. gilt das Nein- 
einkommen aus dem land- oder forſtwirtſchaftlichem Betriebe ſowie den bei 
der Genoſſenſchaft mitverficherten Nebenbetrieben und gewerblichen Betrieben 
(S8 922, 542 der RVO.), mit welchem die Mitglieder zu der ſtaatlichen Ein⸗ 
kommenſteuer eingeſchätzt find. Stehen dem Sektionsvorſtande die Ergebniſſe 
einer ſtaatlichen Einkommenſteuereinſchätzung nicht zu Gebote, jo hat er das 
Einkommen auf andere Weiſe zu ermitteln. 

Beim Berechnen des Einkommens iſt der Mietwert der eigenen 
Wohnung als Teil des aus dem verſicherten Betriebe fließenden Einkommens 
nicht anzuſehen. Nicht abzuſetzen ſind die ſich aus den perſönlichen Verhält⸗ 
niſſen des Unternehmers herleitenden Laſten und privatrechtlichen Ver⸗ 
pflichtungen, insbeſondere Hypotheken⸗ und andere Schuldenzinſen, die für 
bewirtſchaftete Grundſtücke zu zahlende Pacht und Altenteile. Dagegen ſind 
abzuſetzen die Betriebskoſten — d. h. die Koſten der laufenden Wirtſchafts⸗ 
führung, insbeſondere der Beſtellung, Ausſaat, Ernte, Inſtandhaltung der 
Betriebseinrichtungen, Unterhaltung und Ergänzung des Zug⸗ und Nutzviehs, 
einſchließlich des Entgelts der dabei beſchäftigten Perſonen — wenn dafür 
nicht ſchon ein Betrag bei der nach Abj. 1 maßgebenden Steuereinſchätzung 
abgeſetzt iſt. Abzugsfähig ſind auch die auf dem bewirtſchafteten Grundſtücke 
3 Renten öffentlichrechtlicher Natur und die Grund- und Gebäude- 
teuer. 


Berechnung der Entſchädigungen. 


§ 51. Die Entſchädigung der Unternehmer und ihrer Ehegatten richtet 
ſich nach dem feſtgeſetzten durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte für land⸗ 
wirtſchaftliche Arbeiter oder Arbeiterinnen (S8 936, 938 der RVO.) 


Verfahren zur Ermittlung der Zwangsverſicherten. 
Anmeldung. Verzeichnis. 


§ 52. Unternehmer, welche nicht nach mehr als 25 „% veranlagter 
oder angenommener Grundſteuer beitragspflichtig ſind, gelten als zwangs⸗ 
verſichert, ſofern nicht die Berufsgenoſſenſchaft nachweiſt, daß die tatſächlichen 
Vorausſetzungen der Zwangsverſicherung nicht vorliegen. 

Dieſe Unternehmer können ſich zur Feſtſtellung des Beſtehens oder 
Nichtbeſtehens der Zwangsverſicherung beim Sektionsvorſtand anmelden. 

Der Anmeldung haben ſie die Erklärung beizufügen, daß ſie mit der 
Offenlegung ihrer Steuereinſchätzung für das laufende und die ſpäteren Jahre 
einverſtanden ſind. 

Andere nach § 49 zwangsverſicherte Unternehmer müſſen ſich innerhalb 
vier Wochen nach dem Inkrafttreten der Satzung oder nach Eintritt der 
tatfächlichen Vorausſetzungen der Zwangsverſicherung bei dem Sektions⸗ 
vorſtande ſchriftlich anmelden. Sie haben dabei die Höhe ihres Einkommens 
aus dem verſicherten Betrieb und den mitverſicherten Nebenbetrieben und 
gewerblichen Betrieben anzugeben und die Erklärung beizufügen, daß ſie mit 
der Offenlegung ihrer Steuereinſchätzung für das laufende und die ſpäteren 
Jahre einverſtanden ſind. 

Iſt eine freiwillige (Abſ. 2) oder die vorgeſchriebene (Abſ. 3) Anmeldung 
erfolgt und nicht binnen drei Monaten vom Sektionsvorſtande zurück⸗ 
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gewieſen, ſo gelten der Unternehmer und ſein Ehegatte als verſichert, wenn 
nicht die Genoſſenſchaft nachweiſt, daß die tatſächlichen Vorausſetzungen der 
Zwangsverſicherung nicht vorliegen. 

Iſt die vorgeſchriebene Anmeldung nicht erfolgt, ſo gelten der Unter— 
nehmer und ſein Ehegatte als nicht verſichert, wenn ſie nicht das Vorhanden— 
ſein der tatſächlichen Vorausſetzung der Zwangsverſicherung nachweiſen. 

Die dem Unternehmer oder ſeinem Ehegatten über das Beſtehen der 

Zwangsverſicherung außerhalb eines Entſchädigungsverfahrens erteilten Be— 
ſcheide der Genoſſenſchaft ſind nach § 1000 Abſ. 2 der RVO. anfechtbar. 

Über die angemeldeten Zwangsverſicherten hat der Sektionsvorſtand 
fü! Verzeichnis oder ſonſt einen überſichtlichen Nachweis in den Akten zu 
ühren. 


Erlöſchen. Strafen. 


§ 53. Die Verſicherung erliſcht mit dem Tage, an welchem der Unter- 
nehmer ſtirbt, ſonſt mit dem Schluſſe des Vierteljahrs, in dem die Voraus- 
ſetzungen, welche die Verſicherung begründeten, dauernd wegfallen. Die für 
den Wegfall erheblichen Tatſachen hat der Betriebsunternehmer dem Sektions- 
vorſtand anzuzeigen. g 5 

Auf unrichtige tatſächliche Angaben in derartigen Anzeigen und in den | 
im $ 52 vorgejchriebenen Anmeldungen findet die Strafvorſchrift des 8 1043 
der RVO. Anwendung. 


B. Freiwillige Verſicherung. 
Ausdehnung der Berechtigung. Jahresarbeitsverdienſt. Verzeichnis. | 


§ 54. Die Berechtigung der Unternehmer, ſich und ihre im Betriebe 
tätigen Ehegatten gegen die Folgen von Betriebsunfällen ſelbſt zu verſichern 
(S 927 Abſ. 1 der RVO.) wird auf ſolche Unternehmer ausgedehnt, deren 
aus dem land- oder forſtwirtſchaftlichen Betriebe, deſſen Nebenbetrieben und 
mitverſicherten gewerblichen Betrieben fließender Jahresarbeitsverdienſt 4000 % 
nicht überſteigt. 

Die Beſtimmungen des § 49 Abſ. 2 und 3, $ 50, $ 52 letzter Abſatz 
über die Ausdehnung der Verſicherung auf hauswirtſchaftliche Verrichtungen, 
über die Ermittlung des Jahresarbeitsverdienſtes und über die Führung 
eines Verzeichniſſes für dieſe Verſicherten gelten entſprechend. 


Berechnung der Entſchädigungen. 


§ 55. Die Entſchädigung der freiwillig verſicherten Betriebsunternehmer 
und ihrer Ehegatten wird nach einem Jahresarbeitsverdienſte von 1800 % 
für Männer und 900 / für Frauen berechnet. 
§ 940 der RWO. gilt entſprechend. 


Beitragszuſchläge. 


S 56. Für die Verſicherung des Unternehmers und, wenn der Ehegatte 
mitverſichert iſt, auch für deſſen Verſicherung, ſind Zuſchläge zu den Beiträgen 
zu entrichten, welche in derſelben Weiſe wie die Zuſchläge für Betriebsbeamte 
und Facharbeiter berechnet werden (8 47). An Stelle des als Jahresarbeits- 
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verdienſt anzurechnenden Entgelts jener Perſonen tritt der im 8 55 bezeichnete 
Jahresarbeitsverdienſt. 

Dauert die verſicherte Tätigkeit nicht volle 300 Arbeitstage im Jahre, 
ſo iſt dieſer Verdienſtbetrag entſprechend unter Aufrundung des Teilbetrages 
auf volle 10 % zu mindern. 


Antrag. Beginn. Erlöſchen. 


$ 57. Unternehmer, welche von der Berechtigung zur Selbſtverſicherung 
Gebrauch machen wollen, haben die Verſicherung bei dem Sektionsvorſtand 
unter Angabe ihres Jahresarbeitsverdienſtes und unter Einwilligung in die 
Offenlegung ihrer Steuereinſchätzung für das laufende und die ſpäteren Jahre 
ſchriftlich zu beantragen. Sie können ſich hierbei der Vermittlung des Ver⸗ 
trauensmanns bedienen. 


Die Verſicherung beginnt mit dem Tage, welcher auf den Tag des 
Einganges des Verſicherungsantrags bei dem Sektionsvorſtande folgt. Gegen 
den Beſchluß des Sektionsvorſtandes durch den die Verſicherung abgelehnt 
wird, kann der Unternehmer binnen zwei Wochen Widerſpruch beim Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand und gegen deſſen Entſcheidung binnen einem Monate Beſchwerde 
beim Oberverſicherungsamt erheben. 


Die Verſicherung erliſcht mit dem Ableben des Unternehmers oder mit 
dem Fortfalle der Vorausſetzungen, welche die Verſicherungsberechtigung 
begründeten, ſowie, bei Fortbeſtehen der letzteren, durch eine ſchriftliche beim 
Sektionsvorſtand einzureichende Abmeldung. Dieſe Abmeldung kann nur 
für den Ablauf eines Kalendervierteljahrs erfolgen und muß ſpäteſtens zwei 
Wochen vor dieſem Termine bei dem Sektionsvorſtand eingehen. 


VI. Art der Bekanntmachungen. 


$ 58. Die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft werden von dem 
Genoſſenſchaftsvorſtand einmal in den von ihm beſtimmten Blättern ver- 
öffentlicht. 

Die Bekanntmachungen ſind, ſoweit erforderlich, den Vertrauensmännern 
noch beſonders mitzuteilen und von dieſen in geeigneter Weiſe zur Kenntnis 
ihres Bezirkes zu bringen. 


VII. Anderung der Satzung. 


§ 59. Über Anderungen der Satzung entſcheidet die Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung mit der Maßgabe, daß mindeſtens drei Viertel der anweſenden 
Vertreter dem Antrage zuſtimmen müſſen. 

Die beantragten Anderungen müſſen durch die Tagesordnung in der 
im § 9 vorgeſehenen Weiſe bekanntgegeben ſein. 


VIll. Veröffentlichung der Satzung. 


$ 60. Die Satzung und ihre Anderungen find in den Amtsblättern zu 
veröffentlichen. 
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IX. Inkrafttreten. Schlußbeſtimmung. 


§ 61. Dieſe Satzung tritt mit dem 1. Januar 1913 an Stelle des 
bisher geltenden Statuts und ſeines erſten Nachtrages. 

Beſchloſſen von der Genoſſenſchaftsverſammlung in Stettin am 
29. November 1912. 

Die vorſtehende Satzung für die Pommerſche landwirtſchaftliche Berufs- 
genoſſenſchaft wird gemäß SS 973, 681 der Reichsverſicherungsordnung 
genehmigt. 


Berlin, den 18. Dezember 1912. 


Das Reichsverſicherungsamt. 
US.) Abteilung für Unfallverſicherung. 
gez. Dr. Kaufmann. 


14. 


Geſetz über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung. 
(Vom 23. Juli 1912.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., ver- 
ordnen auf Grund der S8 1037, 1038 der Reichsverſicherungsordnung (Reichs⸗ 
Geſetzbl. 1911 S. 509), mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags 
der Monarchie, was folgt: 


Artikel l. 


Das Geſetz, betreffend die Abgrenzung und Geſtaltung der Berufs— 
genoſſenſchaften auf Grund des $ 141 des Unfallverſicherungsgeſetzes für Land— 
und Forſtwirtſchaft (Reichs⸗Geſetzbl. 1900 S. 641), vom 16. Juni 1902 
(Geſetzſamml. S. 261) wird durch nachfolgende Beſtimmungen erſetzt: 

§ 1. In jeder Provinz bilden die Unternehmer der nach $ 915 der 
Reichsverſicherungsordnung verſicherten Betriebe eine Berufsgenoſſenſchaft. 

Über den Antrag einer Sektion (§ 2), für örtlich begrenzte Teile einer 
zn eine beſondere Genoſſenſchaft zu errichten, beſchließt zunächſt die 

enoſſenſchaftsverſammlung. Die oberſte Verwaltungsbehörde entſcheidet in 
jedem Falle. 

Die Hohenzollernſchen Lande bleiben der Berufsgenoſſenſchaft der Rhein⸗ 
provinz, die Stadt Berlin der Berufsgenoſſenſchaft der Provinz Brandenburg 
angeſchloſſen. 

§ 2. Die Berufsgenoſſenſchaft zerfällt in Sektionen. Jeder Kreis (Ober- 
amtsbezirk) bildet eine Sektion. 

Sektionsverſammlungen finden nicht ſtatt. 

8 3. Für jede Gemeinde bezeichnet die Gemeindevertretung oder, wo 
eine ſolche nicht beſteht, der Gemeindevorſtand, für jeden Gutsbezirk der Guts⸗ 
vorſteher aus der Mitte der der Gemeinde oder dem Gutsbezirk angehörenden 
unter dieſes Geſetz fallenden Unternehmer oder ihrer geſetzlichen Vertreter oder 
bevollmächtigten Betriebsleiter einen Wahlmann. Innerhalb jeder Sektion 
wählen die Wahlmänner je einen Vertreter und einen Stellvertreter. In 
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Gemeinden, die eine Sektion für ſich bilden, wird der Vertreter und ſein Stell— 
vertreter aus der Reihe der unter dieſes Geſetz fallenden Unternehmer oder 
ihrer geſetzlichen Vertreter oder bevollmächtigten Betriebsleiter durch die Gemeinde— 
vertretung gewählt. 

Die gewählten Vertreter bilden die Genoſſenſchaftsverſammlung (§ 976 
Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung). 

Die Satzung kann mehrere Sektionen zu gemeinſamen Wahlbezirken 
vereinigen. 

§ 4. Die Geſchäfte des Genoſſenſchaftsvorſtandes nimmt der Provinzial⸗ 
ausſchuß, die des Sektionsvorſtandes der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß, in den 8 
Hohenzollernſchen Landen der Amtsausſchuß wahr. 

§ 5. Hat ein anderer Bundesſtaat ſein Gebiet ganz oder teilweiſe einer 
Genoſſenſchaft Preußens angeſchloſſen, ſo beſtimmt die Satzung die Bildung, 
den Sitz und die Verwaltung der Sektionen für den angeſchloſſenen Bezirk 
($ 1041 der Reichsverſicherungsordnung). 

§ 6. Jeden neueröffneten Betrieb hat der Gemeindevorſtand dem 
Sektionsvorſtand anzumelden. 

Dieſer hat die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft zu prüfen. Beanſtandet 
er die Zugehörigkeit, ſo hat er die Entſcheidung des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
einzuholen. 

Verneint dieſer die Zugehörigkeit, jo teilt er das dem Verſicherungsamte 
mit. Dieſes kann die Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts anrufen. 
Auf Antrag der Genoſſenſchaft muß dies geſchehen. 

§ 7. Die Anzeige nach § 968 der Reichsverſicherungsordnung ſowie 
die Anmeldung nach SS 969, 970 der Reichsverſicherungsordnung ſind bei 
dem Sektionsvorſtand anzubringen. Gegen Beſcheide des Sektionsvorſtandes 
kann der Unternehmer binnen einem Monat Einſpruch an den Genoſſenſchafts— 
vorſtand und gegen deſſen Entſcheidung binnen gleicher Friſt Beſchwerde an 
das Oberverſicherungsamt erheben. 

§ 8. Auf ſtaatliche oder gemeindliche Angeſtellte finden die Vorſchriften 
der SS 690 bis 705 der Reichsverſicherungsordnung nicht Anwendung 
(8 978 der Reichsverſicherungsordnung). 

§ 9. Für die Vermögensverwaltung gelten die Vorſchriten der 88 25 
bis 29 und des § 984 der Reichsverſicherungsordnung mit der Maßgabe, 
daß Anträge der Berufsgenoſſenſchaften auf Grund des § 27 der Reichs- 
verſicherungsordnung durch die Oberpräſidenten dem Miniſter für Landwirt— 
ſchaft, Domänen und Forſten zur Entſcheidung vorzulegen ſind. 

§ 10. Die Sektionsvorſtände wirken bei dem Aufbringen der Mittel 
und dem Umlegen und Erheben der Beiträge (SS 989 bis 1027 der Reichs- 
verſicherungsordnung) mit. 

Beim Umlegen der Beiträge nach dem Maßſtabe des Arbeitsbedarfs 
und der Gefahrklaſſen (SS 990 bis 1004 der Reichsverſicherungsordnung) 
ſchätzen ſie den Arbeitsbedarf ab und veranlagen die Betriebe zu den 
Gefahrklaſſen. 3 

Erfolgt das Umlegen der Beiträge nach dem Maßſtabe des Steuerfußes, 
jo ſtellen fie die Unterlagen für die beſonderen Zuſchläge und für die abgeſtuften 
Beiträge (SS 1007, 1008 der Reichsverſicherungsordnung) feit. 

Die Satzung beſtimmt das Nähere. 

§ 11. Widerſprüche nach 8 999 und 8 1023 ſowie Erſtattungsanträge 
nach $ 1025 der Reichsverſicherungsordnung ſind bei dem Sektionsvorſtand, 
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Einſprüche nach $ 1000 Abſ. 2 und § 1023 Abſ. 2 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung bei dem Genoſſenſchaftsvorſtand anzubringen. — 
Die Bildung von Genoſſenſchaftsausſchüſſen zur Entſcheidung über Ein- 
ſprüche (§ 972 Nr. 4 der Reichsverficherungsordnung) findet nicht ſtatt. 
§ 12. Die Satzung beſtimmt über: 
1. die Vertretung der Genoſſenſchaft bei der Unfallunterſuchung 
(8 1562 der Reichsverſicherungsordnung); 
2. das Organ, bei dem der Entſchädigungsanſpruch anzumelden iſt 
(SS 1546, 1548, 1584, 1585 der Reichsverſicherungsordnung) und 
das die Entſchädigung feſtſtellt und darüber den Beſcheid oder 
Endbeſcheid erteilt (SS 1568, 1569, 1583, 1606 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung). 
$ 13. Die SS 142 bis 144 der Reichsverſicherungsordnung finden auch 
auf diejenigen Perſonen Anwendung, welche außer den techniſchen Aufjichts- 
beamten und beſonderen Sachverſtändigen in der Verwaltung der Berufs— 
genoſſenſchaft Verwendung finden. 


Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit den Vorſchriften der Reichsverſicherungs— 
ordnung über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung in Kraft. 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Balholm, den 23. Juli 1912. 


8 Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrüch. Beſeler. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
15. 


Unfallverſicherung für den Kleinbetrieb der Seeſchiffahrt ſowie für 
See- und Küſtenfiſcherei. 
(Zu vergleichen SS 1186 bis 1197 der Reichsverſicherungs-Ordnung). 


Beſchluß des Provinzial-Nusſchuſſes vom 10. Juni 1903. 


In Ausführung des § 163 des See-Unfallverſicherungsgeſetzes“) ſowie 
des Erlaſſes der Herren Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirt— 
ſchaft und des Innern vom 5. März 1903 wird Folgendes beſtimmt: 

1. Als Verbände, welche die Aufbringung der Unternehmerbeiträge 
zu vermitteln haben, werden die Kreiſe beſtimmt; 


*) Anmerkung: Jetzt § 1196 der ABO. Der Provinzialverband hat die Beiträge 
zur Hälfte aus eigenen Mitteln zu entrichten, zur andern Hälfte zieht er ſie nach ſeiner 
näheren Beſtimmung von den Unternehmern ein. 
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2. die Kreife haben die auf ihren Bezirk entfallenden Beiträge, deren 
Betrag ihnen vom Landeshauptmann mitgeteilt wird, an die 
Provinzial⸗Hauptkaſſe abzuführen und zwar die Beiträge für das 
Jahr 1902 bis zum 1. Oktober 1903, die Beiträge für die künftigen 
Jahre bis zum 15. Mai des je folgenden Jahres; 

3. fortgefallen; a 

4. der Landeshauptmann wird ermächtigt, dieſe Beſtimmungen zu 
ergänzen, wenn ſich das Bedürfnis herausſtellen ſollte. 


III. 
Stiftungsangelegenheiten. 


3 


Statut über die neuvorpommerſche Wilhelm: Stiftung,) errichtet 
zu Stralſund am 8. Juni 1865. 


Die von Sr. Majeſtät unſerm Allergnädigſten Könige Wilhelm I auf 
den heutigen Tag feſtgeſetzte fünfzigjährige Jubelfeier der Vereinigung des 
Herzogtums Pommern und Fürſtentums Rügen mit der Preußiſchen 
Monarchie hat die unter der glorreichen Regierung des Hochfeligen Königs 
Friedrich Wilhelm III. Majeſtät ins Leben gerufenen neuvorpommerſchen 
Kommunalſtände naheliegend veranlaßt, jenes für den hieſigen Landesteil 
ebenſo wichtige und bedeutungsvolle als erfreuliche Ereignis durch Stiftung 
eines bleibenden Erinnerungszeichens zu feiern und haben dieſelben demnach 
in dieſer Beziehung bereits auf dem Kommunallandtage am 7. Dezember 
1864 einſtimmig beſchloſſen: 

Aus den Landesmitteln des Kommunalſtändiſchen Verbandes von Neu— 
vorpommern und Rügen wird ein Kapital von Zehntauſend Talern zu einer 
Stiftung ausgeſetzt, die mit dem 19. September 1865, als dem Tage, an 
welchem im Jahre 1815 das Allerhöchſte Patent wegen Beſitzergreifung des 
mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Herzogtums Pommern und Fürſten⸗ 
tums Rügen datiert — vorbehaltlich der Allerhöchſten Genehmigung — unter 
der Benennung: 

„Neuvorpommerſche Wilhelm-Stiftung“ 
ins Leben treten ſoll. 3 
Die nächſte und bis weiter alleinige Beſtimmung dieſer Stiftung iſt es: 
daß aus Neuvorpommern gebürtigen, tadelfrei gedienten, künftig 
in Verteidigung des Vaterlandes vor dem Feinde invalide 
gewordenen bedürftigen Offizieren, vom Premierleutnant inkl. 
abwärts, Portepeefähnrichen und Einjährig⸗Freiwilligen von den 
aufkommenden Zinſen ein Zuſchuß zu der ihnen gewährten Staats- 


a ) Wegen eines anderen neuvorpommerſchen Fonds, der „König⸗Wilhelms-Stiftung“ 
ſiehe unter 13 Anm. 5. 
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penſion und zwar in der Höhe gezahlt werden ſoll, daß ſie mit 
Hinzurechnung dieſes Zuſchuſſes eine jährliche Suſtentation bis zu 
400 Talern, ſoweit die Mittel dazu reichen, zu genießen haben. 

Um nun dieſe Zwecke zu erreichen, wird das vorerwähnte Stiftungs- 
kapital von Zehntauſend Talern ſicher zinsbar beſtätigt — und ſollen die 
hierdurch aufkommenden Zinſen, ſo lange dieſelben nach vorſtehender Beſtimmung 
nicht verwendbar ſind, angeſammelt und mit Zins auf Zins zu Kapital 
geſchlagen werden.?) Sollte in dieſer Weiſe das Stiftungskapital auf die 
Summe von Fünfzigtauſend Talern angewachſen und ſollten auch dann die 
Zinſen hiervon nicht vollſtändig ſtiftungsmäßig zu verwenden ſein, jo wird 
es der Beſtimmung des Neuvorpommerſchen Kommunallandtages event. der 
an deſſen Stelle vorhandenen Ständiſchen Landesvertretung hierſelbſt anheim- 
gegeben, ob dann noch die Zinſen des Stiftungskapitals reſp. der Vermehrung 
desſelben weiter zu Kapital geſchlagen oder ganz oder teilweiſe — unter 
Allerhöchſter Genehmigung — zu anderen wohltätigen Zwecken in den 
Grenzen von Neuvorpommern und Rügen zu verwenden ſind. — Das 
Stiftungskapital, ſowohl das urſprüngliche, als das durch Zinsanſammlung 
vergrößerte, darf niemals angegriffen oder zu anderen Zwecken verwendet 
werden. 

Die ſtiftungsmäßige Verwendung der Zinſen ſteht allein den ſtändiſchen 
Vertretern des hieſigen Landesteils reſp. den Mitgliedern des daraus hervor⸗ 
gegangenen engeren Ausſchuſſes zu!), und haben dieſelben auch darüber zu 
beſtimmen, bis wohin ein Perzipient in dem ſtiſtungsmäßigen Genuß, als 
deſſen bedürftig, bleiben kann. 

) Das Vermögen der Stiftung iſt bis Ende März 1912 auf 11918281 / ange⸗ 
wachſen. 

ni ) Jetzt dem Provinziallandtag reſp. dem Provinzialausſchuß. Vergl. S 6 Gef. 
vom 18. Januar 1881 unter 13 S. 3, 


2. 


Beſtimmungen für die 
Verwaltung der „Wilhelm-Auguſte-Viktoria⸗Stiſtung“ zur Fürſorge 
für verkrüppelte Kinder der Provinz Pommern. 


. § 1. Zur Feier der ſilbernen Hochzeit Seiner Majeſtät des Kaiſers und 
Königs Wilhelm Il. und ihrer Majeſtät der Kaiſerin und Königin Auguſte 
Viktoria am 27. Februar 1906 hat der Provinziallandtag von Pommern ein 
Kapital von 100000 / hergegeben, deſſen Zinſen zur Fürſorge für unbemittelte 
verkrüppelte Kinder der Provinz Pommern verwendet werden ſollen. 

$ 2. Zur Erreichung des Stiftungszweckes iſt das Kapital von 100000 % 
als beſonderer Fonds bei der Provinzialhauptkaſſe zu verwalten. Von den 
eingehenden Zinſen iſt, vorbehaltlich ſpäterer Abänderung des Verhältniſſes, 
der vierte Teil zur Verſtärkung des Kapitals zu benutzen. Die übrigen Zinſen 
ſind zur Unterbringung verkrüppelter, der Anſtaltspflege bedürftiger Kinder in 
geeigneten Anſtalten zu verwenden. Dabei ſind bei ſonſt gleichen Verhältniſſen 
diejenigen Kinder zu bevorzugen, deren Leiden heilbar oder doch weſentlich 
beſſerungsfähig ſind. 
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8 3. Geſuche um Unterbringung eines Kindes in eine Anſtalt auf 
Koſten der Stiftung ſind an den Landeshauptmann zu richten. Dem Geſuche 
ſind beizufügen: 

1. eine Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde über den dauernden 
Wohnſitz des Kindes und die Bedürftigkeit der zu feinem Unter— 
halte perpflichteten Perſonen; 

2. ein ärztliches Gutachten über den körperlichen Zuſtand des Kindes, 
insbeſondere über die Heilbarkeit oder Beſſerungsfähigkeit ſeines 
Leidens. 

84 Die Verwaltung der Stiftung erfolgt durch die Organe des 
Provinzialverbandes von Pommern. Das Stiftungsvermögen iſt nach den 
für die Verwaltung des Provinzialvermögens beſtehenden Grundſätzen und 
Beſtimmungen anzulegen. 

§ 5. Dem Provinziallandtage gebührt: 

1. die Beſchlußfaſſung über Abänderungen und Ergänzungen dieſer 
Beſtimmungen; 

2. die Abnahme der Jahresrechnung; 

3. die Genehmigung zum Verkauf von Grundſtücken. 

86, Dem Provinzialausſchuſſe gebührt: 

1. die Beſchlußfaſſung über die Verleihung des Stiftungsvermögens 
zu einem ermäßigten Zinsfuße; 

2. die Beſchlußfaſſung über den Ankauf von Grundſtücken; 

3. die Vorprüfung der Jahresrechnung; 

4. die Genehmigung der mit einzelnen Anſtalten etwa abzuſchließenden 
Verträge allgemeiner Natur. 

S 7. Der Landeshauptmann führt die laufenden Geſchäfte. 

Insbeſondere entſcheidet er auf die eingehenden Geſuche darüber, ob, zu 
welchem Teile und für wie lange die Koſten der Unterbringung eines Kindes 
von der Stiftung zu tragen ſind. Er iſt berechtigt, noch weitere als die im 
§ 3 angeführten Unterlagen zu verlangen. 

§ 8. Ein Beſchluß des Provinziallandtags, nach dem das Stiftungs- 
vermögen zu anderen Zwecken als zur Fürſorge für verkrüppelte Kinder in der 
Provinz Pommern verwendet werden ſoll, bedarf der Allerhöchſten Genehmigung. 

Beſchloſſen vom 33. Provinziallandtage von Pommern vom 16. März 1906. 

Der Name „Wilhelm-Auguſte-Viktoria-Stiftung“ hat die Allerhöchſte 
Genehmigung erhalten. Schreiben des Geheimen Zivil-Kabinets Sr. Majeſtät 
des Deutſchen Kaiſers und Königs von Preußen vom 23. Mai 1906. Nr. 27175. 

Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierung 

Stettin Stück 21 Seite 138 
zu J Köslin „ 20 „ 127 für 1908. 
Stralſund „ 20 „ 106 


3. 


Beſchluß des 40. Provinziallandtages von Pommern vom 6. März 1913. 
(A. Nr. 14 der Vorlagen.) 5 
Betr. Errichtung einer Stiftung aus Anlaß des 25 jährigen Regierungsjubiläums 
Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs Wilhelm 11. 
a) Der Provinzialverband von Pommern betätigt ſeine freudige 
Anteilnahme an dem bevorſtehenden 25 jährigen Regierungs- 
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jubiläum Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs Wilhelm II. durch 
Hergabe eines Kapitals von 100000 /, deſſen Zinſen zur Für⸗ 
ſorge für in der Provinz befindliche unbemittelte an Tuberkuloſe 
erkrankte Perſonen zu verwenden ſind. 

b) Die Stiftung iſt unter dem Namen „Pommerſche Kaiſer Wilhelm I 
Stiftung“ als beſonderer Fonds bei der Provinzialhauptkaſſe zu 
verwalten. Der Provinzialausſchuß wird beauftragt, dem Brovinzial- 
landtage zu ſeiner nächſtjährigen Tagung nähere Vorſchläge über 
die Verwendung der Stiftungseinkünfte zu machen.!) 

c) Zur Aufbringung des Stiftungskapitals ſind für 1913 und 1914 
je 50 000 .# in den Etat einzuſtellen. 


) Beſtimmungen für die Verwaltung der „Pommerſchen Kaiſer Wilhelm II Stiftung“ 
ſind noch nicht getroffen. 


4. 


Unter Auſſicht des Provinzial verbandes ſtehende Anſtalten. 
(S 7 Dotationsgeſetz vom 8. Juli 1875.) 


a) Reglement für die Verwaltung des Hofpitals St. Petri zu Stettin.“) 
(2. P. L. S. 19, 123; 13. P. L. S. 30.) 


Auf Grund der SS 7 und 25 des Geſetzes vom 8. Juli 1875, betreffend 
die Ausführung der 88 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 wegen 
der Dotation der Provinzial und Kreisverbände, wird für die Verwaltung 
des Hoſpitals St. Petri zu Stettin folgendes Reglement erlaſſen. 

$ 1. Das Hoſpital St. Petri in Stettin, welches juriſtiſche Perſönlich⸗ 
keit beſitzt und unter Aufſicht des Provinzialverbandes von Pommern ſteht, 
hat die Beſtimmung, hilfsbedürftigen alten Witwen und unverheirateten 
Töchtern von Subaltern- und Unterbeamten 

a) der ehemaligen Landeskollegien Alt-Pommerns, insbeſondere der 
Appellationsgerichte Alt-Pommerns und der Generalkommiſſion in 
Stargard i. Pom., ferner der Regierungen in Stettin und Köslin, 
des Oberlandesgerichts, des Provinzialſchulkollegiums, des Kon— | 
ſiſtoriums und der Provinzialſteuerdirektion in Stettin, ſowie der 
Provinzialhauptverwaltung, 

b) der ſonſtigen Königlichen und Kaiſerlichen Zivilbehörden mit dem 

i Sitze in Stettin, 
nach Maßgabe der § 4 ff. zur Verſorgung zu dienen. 

Von der Verwendung zu dieſem Zwecke find jedoch diejenigen Kapitalien 
ausgeſchloſſen, welche dem Hoſpital aus dem Nachlaß des Schloßpredigers 
Fabricius zugefallen und deren Zinſen nach dem Teſtament des p. Fabricius 
vom 24. September 1710 an den jedesmaligen erſten Prediger der Schloß⸗ 
kirche zu Stettin zu zahlen find, um fie — ohne Verpflichtung zur Rechnungs- 
legung — unter hilfsbedürftige Leute zu verteilen. 

§ 2. Die in J1 Abſatz 1 bezeichneten Perſonen ſind nur dann zur 
Teilnahme an den Wohltaten des Hoſpitals berechtigt, wenn ſie 


) Wegen der Geſchichte des Hoſpitals und ſonſtiger Details ſiehe 2. Verw. Ber. S. 23. 
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a) mindeſtens 50 Jahre alt ſind, 
b) einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt haben. 

§ 3. Unter mehreren nach 8 1 Abſatz 1 und § 2 berechtigten Perſonen 
gehen die Angehörigen von Beamten der im § 1 Abſatz la aufgeführten 
Behörden den übrigen unbedingt vor, ſoweit letztere nicht vor ihnen in die 
Anwärterliſte aufgenommen ſind. Im übrigen entſcheidet die größere Hilfs⸗ 
bedürftigkeit und, wenn dieſe gleich iſt, die frühere Aufnahme in die Anwärter⸗ 
liſte. Es dürfen aber nur ſolche Perſonen in die Anwärterliſte aufgenommen 
werden, bei denen ſämtliche Vorausſetzungen der 88 1 und 2 bereits vorliegen. 

8 4. Die Verſorgung (§ 1) erfolgt durch Gewährung von ganzen und 
halben Pröben. Sie beſtehen in lebenslänglicher freier Wohnung im Hojpital- 
gebäude und beſtimmten Hebungen?) auf Lebenszeit. 

Anzahl der Pröben und Umfang der Hebungen ſetzt der Etat feſt.“) 

$ 5. Die ganzen Pröben ſtehen den Angehörigen der Subaltern⸗ 
beamten, die halben Pröben den Angehörigen der Unterbeamten vorzugs— 
weiſe zu. 

§ 6. Das Verhalten der Pröbnerinnen wird durch die Hausordnung 
geregelt, welche ihnen bei der Aufnahme bekannt zu machen iſt. 

Erhebliche Verſtöße gegen dieſelbe können mit Entziehung der Pröbe 
beſtraft werden. 3 

$ 7. Bei der Aufnahme haben die Ganz⸗Pröbnerinnen ein Einkaufs- 
geld von 420 / und die Halb-Pröbnerinnen ein ſolches von 210 ũ & und 
außerdem beide ein Sterbegeld von 60 % zu zahlen. 

Bedürftigen Pröbnerinnen kann ausnahmsweiſe die Einzahlung des 
Einkaufsgeldes und des Sterbegeldes durch Verrechnung mit den Pröben 
geſtattet werden. Die Verrechnung erfolgt zunächſt auf das Einkaufsgeld. 

Dagegen verbleibt den nach Maßgabe dieſes Reglements aufgenommenen 
Pröbnerinnen die Befugnis, über ihr Vermögen frei zu verfügen, und ſteht 
dem Hoſpital an dem Nachlaß ſolcher Pröbnerinnen ein Erbrecht nicht zu. 


§ 8. Den Pröbnerinnen ift der freiwillige Verzicht auf die Pröben 


jederzeit geſtattet. 

Eine Entziehung der Pröben findet außer dem im § 6 Abſatz 2 bezeich— 
neten Falle auch dann ſtatt, wenn die Bedingungen der Aufnahme nicht 
mehr vorliegen. 

§ 9. Im Falle des Ausſcheidens einer Pröbnerin ($ 8) iſt ihr das 
eingezahlte Sterbegeld zurückzuzahlen. 

Das Einkaufsgeld verbleibt aber auf alle Fälle dem Hoſpital. Iſt es 
noch nicht völlig eingezahlt, ſo hat das Hoſpital kein Forderungsrecht wegen 
des Neftes und auch keinen Anſpruch auf den Nachlaß der Pröbnerinnen. 

§ 10. Das Sterbegeld von 60 M dient zur Beſorgung des Begräb⸗ 
niſſes der Pröbnerinnen und wird zu dieſem Zwecke an die die Beſorgung 
des Begräbniſſes übernehmenden Angehörigen der verſtorbenen Pröbnerin 
gezahlt oder von dem Stift zur Beerdigung verwendet. 

§ 11. Die Verwaltung des Hoſpitals wird unter Kontrolle der Auf- 
ſichtsbehörde (§S 18) von dem Inſpektor (§ 12 ff.) geleitet, von welchem die 


2) Die baren Hebungen betragen 3. dt. für die ganzen Pröben: an Monatspröben 
jährlich 120 & an 5 jährlich 12 /; für die halben Pröben: die Hälfte 
dieſer Sätze. Die vor dem 1. 1. 1881 eingetretenen Ganz⸗Pröbnerinnen erhalten außer⸗ 
dem eine Aceiſevergütigung von je 8,15 M. 

6) Z. Zt. 22 ganze und 4 halbe Pröben, 
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Schriftſtücke unter der Bezeichnung „Adminiſtration des St. Betri-Hofpitals“ 
zu vollziehen ſind. 

Demſelben ſind zu dieſem Zwecke der Adminiſtrator und gleichzeitige 
Rendant, der Betvater, der Hauswart, die Hausmutter und die Kranken- 
pflegerin unterſtellt. 

Der Inſpektor und der Adminiſtrator ſind unmittelbare Staatsbeamte, 
und es finden auf ſie die Beſtimmungen des Diſziplinargeſetzes vom 
21. Juli 1852 Anwendung (8 80 11 19. A. L. R.). 

§ 12. Die Ernennung des Inſpektors ſteht der Aufſichtsbehörde zu. 

§ 13. Der Inſpektor vertritt das Hofpital nach außen Privatperſonen 
und Behörden gegenüber ſelbſtändig, ſoweit nicht die Mitwirkung der Auf- 
ſichtsbehörde vorgeſchrieben iſt. Mit der gleichen Beſchränkung leitet er das 
Hoſpital im Innern, wählt insbeſondere die Angeſtellten des Hoſpitals, ent⸗ 
läßt ſie und verwaltet das Vermögen nach den beſtehenden oder noch 
ergehenden Vorſchriften. 

S 14. Die Verwaltung des Vermögens erfolgt auf Grund des immer 
für einen Zeitraum von 5 Jahren aufzuſtellenden Etats und der dazu er— 
gehenden Anweiſungen der Auſſichtsbehörde nach den für Mündelvermögen 
geltenden und in dieſem Reglement aufgeſtellten Grundſätzen. Alle nicht im 
Etat im einzelnen angegebenen Einnahmen und Ausgaben ſind von dem 
Inſpektor anzuweiſen. 

Der Inſpektor revidiert das Inventarium bei Abnahme der Jahres- 
rechnung, die Kaſſe dagegen regelmäßig in jedem erſten Monat des Viertel— 
jahres an demſelben Tage, an welchem die Königlichen oder die etwa ſonſt 
von dem Adminiſtrator verwalteten Kaſſen revidiert werden und außerdem 
mindeſtens einmal im Jahr unvermutet. 

Dokumente und Wertpapiere ſind ſogleich nach ihrer Erwerbung in 
einem ſicheren Geldſchrank mit 2 verſchiedenen Schlöſſern, zu denen der In— 
ſpektor und der Adminiſtrator je einen Schlüſſel haben, zu verwahren. Von 
den Inhaberpapieren ſind die Schuldurkunden an die Provinzialhauptkaſſe 
zur Verwahrung einzuſenden. 

Die Jahresrechnung iſt ſpäteſtens drei Monate nach Schluß des Nech- 
nungsjahres der Auſſichtsbehörde zur Prüfung und Entlaſtung einzureichen. 

§ 15. Die Feſtſtellung des Etats und die Entlaſtung der Jahres- 
rechnungen ſteht der Aufſichtsbehörde zu. 

Außerdem iſt ihre Genehmigung erforderlich: 


J. zur Anſtellung und Entlaſſung des Adminiſtrators und Rendanten, 
ſowie zur Feſtſetzung ſeiner Kaution; 

2. zur Verleihung und Entziehung der Pröben, ſowie zur Stundung 
des Einkaufgeldes und des Sterbegeldes; 

3. zur Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken, ſoweit dieſelbe 
nicht im Zwangsverfahren erfolgt, ſowie zur Vermietung und 
Verpachtung derſelben; 

4. zum Erwerb von Grundſtücken durch läſtigen Vertrag; 

5. zu Neubauten und baulichen Reparaturen, ſofern die Koſten der 
letzteren den Betrag von 150 / überſteigen; 

6. zur Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit es ſich nicht um Beitreibung 
etatsmäßiger Einkünfte oder Einziehung von ausgeliehenen Kapi⸗ 
talien handelt; 

zur Abſchließung von Vergleichen; 
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8. zur Aufnahme von Anleihen und Ausleihung von Geldern, ſowie 
zur Bewilligung von Eintragungen, Umſchreibungen und Löſchungen 
im Grundbuch; 
9. zur außerordentlichen Bewilligung von Penſionen, Remunerationen 
uſw. für die Angeſtellten; 
10. zur Annahme von Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen, 
ſoweit dieſelben an läſtige Bedingungen geknüpft ſind, ſowie zur 
5 Entſagung von Zuwendungen jeder Art; g 
11. zu prinzipiell wichtigen Anderungen in der Verwaltung des Hoſpitals 
und ſeines Vermögens. 
Gegen ſämtliche Verfügungen des Inſpektors findet die Beſchwerde an 
die Auſſichtsbehörde ſtatt. 


$ 16. Der Adminiſtrator (und Rendant) wird auf höchſtens halb- 
jährige Kündigung, der Hauswart auf höchſtens vierwöchige Kündigung, 
beide ohne Penſionsberechtigung, der Betvater, die Hausmutter und Kranken— 
pflegerin auf jeder Zeit freiſtehenden Widerruf angeſtellt. 


Bei erheblichen Pflichtwidrigkeiten kann der Adminiſtrator (und Rendant) 
— vorbehaltlich der ohne auſſchiebende Wirkung ſtattfindenden Beſchwerde — 
ſofort entlaſſen werden. 


§ 17. Der Adminiſtrator (und Rendant), welcher die geſamte Ver⸗ 
waltung und die Kaſſe des Hoſpitals zu führen und die Bureaugeſchäfte zu 
erledigen hat, wird aus der Klaſſe der Subalterbeamten, der Betvater, falls 
ſich nicht ein Geiſtlicher dazu bereit finden läßt, aus der Klaſſe der Küſter 
oder Volksſchullehrer, die Hausmutter, ſowie die Krankenpflegerin aus den 
Halbpröbnerinnen des Hoſpitals gewählt. 
Die Amtspflichten der vorgenannten Perſonen ſowie des Hauswarts 
werden, ſoweit erforderlich, durch die zu erlaſſenden Dienſtanweiſungen geregelt. 
$ 18. Die Aufficht übt der Provinzialverband von Pommern aus 
durch ſeine Organe: 
den Provinziallandtag, 
den e me 
den Landeshauptmann. 


Der Provinziallandtag ſtellt den Etat feſt und ſpricht die Entlaſtung 
der Jahresrechnung aus. 


Seine Genehmigung iſt ferner erforderlich zu Etatsüberſchreitungen und 
im Falle des $ 15 Nr. 11. 

Der Entſcheidung des Provinzialausſchuſſes unterliegen die Fälle des 
§ 6 Abſ. 2, § 8 Abſ. 2, $ 12 und $ 15 Nr. 1, 3, 4, 9, ſowie in dringenden 
Fällen die vorläufige Genehmigung von Etatsüberſchreitungen. 


Alle übrigen Rechte der Auſſichtsbehörde werden von dem Landes— 
hauptmann ausgeübt. 

8 19. Dieſes Reglement tritt am 1. April 1900 in Kraft. 

Mit demſelben Tage wird das bisher gültige Reglement vom 
21 de as: aufgehoben, jedoch mit der Maßgabe, daß für die vor dem 
1. April 1900 aufgenommenen Pröbnerinnen, ſoweit ſie ſich nicht dieſem 
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Reglement unterwerfen, die 88 5 Abſ. 1, 7, 8 Abſ. 1, 9, 10 und $ 18 
30. November 1876 


Abſ. 4 des Reglements vom it, Mar mr in Geltung bleiben. 
Beſchloſſen von dem 27. Provinziallandtage unterm 9. März 1900. 


Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu 
Stettin, Stück 22 
Köslin, „ 23 » für 1900. 
Stralſund „ 23 


b) Reglement für die Verwaltung oͤes Waiſenhauſes zu 
Stargard in Pommern.) 
(2. P. L. S. 19, 117; 13. P. L. S. 30.) 


Auf Grund der SS 7 und 25 des Geſetzes vom 8. Juli 1875, betreffend 
die Ausführung der SS 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 wegen 
der Dotation der Provinzial⸗ und Kreisverbände, wird für die Verwaltung 
des Waiſenhauſes zu Stargard in Pommern folgendes- Reglement erlaſſen: 

§S 1. Das Waiſenhaus zu Stargard in Pommern, welches juriſtiſche 
Perſönlichkeit beſitzt und unter der Aufſicht der Provinzialverwaltung von 
Pommern ſteht, hat die Beſtimmung, armen eltern- oder doch vaterloſen 
Waiſenknaben Altpommerns Wohnung, Verpflegung, Bekleidung und Er- 
ziehung zu gewähren. 

§ 2. Die Bedingungen der Aufnahme ſind folgende: 

J. geiſtige und körperliche Geſundheit; 

2. ein Alter von 8-10 Jahren; 

3. Mittellojigkeit; 

4. das Mitbringen eines vollſtändigen in das Eigentum der Anſtalt 
übergehenden Bettes oder die Einzahlung von 45 l,. 


Abweichungen ſind nur zu Nr. 2 und 4 mit Genehmigung der Auſſichts⸗ 
behörde geſtattet. 
§ 3. Die Zahl der aufzunehmenden Kinder wird durch den Etat feſt⸗ 
geſetzt. Doch können mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde auch während 
einer Etatsperiode neue Stellen geſchaffen werden, wenn die Mittel der Anſtalt 
dieſes zulaſſen.“) 
S 4. Von der Geſamtzahl der Stellen ſind: = 
1. fünf Stellen — als durch beſondere Stiftungen geſchaffen — dem 
Willen der Stifter gemäß zu beſetzen und zwar: 
a) zwei Stellen nach der gerichtlichen Schenkungsurkunde des 
Rentiers Wilhelmy aus Stargard d. d. Wittchow, den⸗ 
16. März 1842 mit Waiſenknaben aus der Stadt Stargard, 
unter Mitwirkung der Verwandten des Stifters; 
b) zwei Stellen nach der gerichtlich verlautbarten Schenkungs- 
urkunde des Nentiers Lichtenberg aus Stargard vom t Beendet 
1854 mit ehelichen Bürgerkindern der Stadt Stargard; 


682 ) Wegen der Geſchichte des Waiſenhauſes und ſonſtiger Details ſiehe 2. Verw.⸗Ber. 
. A.. 
) 3. 3. 16 Stellen nach dem Etat für 1. Januar 1913/1918. 
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c) eine Stelle nach dem gerichtlichen Teſtamente des Fräulein 


20. Januar 5 g x 0 37 
Gotzſch vom Same 1825 mit einem Waiſenknaben aus 


der Stadt Stargard; 

2. die übrigen Stellen werden je zur Hälfte mit Knaben aus der 
Stadt Stargard und aus dem übrigen Teile Altpommerns beſetzt. 
Bei ungerader Zahl iſt die überſchießende Stelle abwechſelnd der 
einen oder der anderen Kategorie zu verleihen. Eine Übertragung 
der Stellen von der einen auf die andere Kategorie iſt zuläſſig, 
wenn bei eintretender Vakanz keine Anmeldungen eingehen. 


§ 5. Die Waiſenknaben erhalten in der Anſtalt angemeſſene Wohnung, 
Verpflegung und Kleidung. Unterricht wird ihnen in den verſchiedenen 
Klaſſen der öffentlichen Schulanſtalten der Stadt Stargard je nach dem Grade 
ihres Fleißes, ihrer Anlagen und Ausbildung gewährt. Außerhalb der Schul- 
ſtunden werden ſie bei ihren Schularbeiten beauffichtigt, und erhalten in jeder 
Beziehung die erforderliche Pflege des Körpers und Geiſtes. 

Bei ihrem Ausſcheiden aus der Anſtalt erhalten ſie einen Werktags— 
und einen Sonntagsanzug, ſowie eine Bibel. Es ſoll tunlichſt ihre Unter- 
bringung in einem geeigneten Beruf vermittelt werden. 

Dem Waiſenhaus ſteht gemäß $ 50 flgde. Th. II. Tit. 19 A. L. R. ein 
Erbrecht an dem Nachlaß der Waiſenknaben zu. Zur Wahrung desſelben 
hat das Kuratorium bei der Aufnahme die im Geſetz vorgeſchriebenen Be— 
dingungen zu erfüllen. 

8 6. Wenn nach der Aufnahme eine der Aufnahmebedingungen wegfällt 
oder von dem Verhalten eines Waiſenknaben eine Schädigung der Anſtalt 
oder ihrer Inſaſſen zu erwarten iſt, kann die ſofortige Entlaſſung mit Ge— 
nehmigung der Aufjichtsbehörde verfügt werden, und es fallen alsdann die 
im $ 5 alin. 2 erwähnten Benefizien fort. 

Abgeſehen hiervon findet die Entlaſſung mit der Konfirmation ſtatt. 
Ein längeres Verbleiben in der Anſtalt darf nur unter beſonderen Umſtänden 
mit Genehmigung der Auſſichtsbehörde geſtattet werden. 


§ 7. Die Verwaltung des Waiſenhauſes wird — unter Kontrolle der 
Aufſichtsbehörde — von dem Kuratorium geleitet. Demſelben ſind zu dieſem 
Zweck der Rendant und der Hausvater als Angeſtellte, die Waiſenmutter 
nebſt Dienſtmädchen und der Waiſenhausdiener als Dienſtperſonal unterſtellt. 


Die Mitglieder des Kuratoriums und der Rendant find mittelbare 
Staatsbeamte, und es finden auf ſie die Beſtimmungen des Disziplinar⸗ 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 Anwendung. (§ 801. 19 A. L. R.) — —) 


$ 8. Das Kuratorium beſteht aus dem jedesmaligen Syndikus der 
Stadt Stargard (und wenn dieſe Stelle in Wegfall kommen ſollte, aus einem 
anderen rechtsgelehrten Mitglied des Magiſtrats) als erſtem Kurator und 
— jedesmaligen Paſtor der St. Johannis-Kirche zu Stargard als zweitem 
zurator. 


) Hier ſind die Worte: „Provinzialbeamte ſind ſie ſo wenig wie die ſonſtigen 
Angeſtellten des Waiſenhauſes“ durch Beſchluß des 13. Provinziallandtages vom 
17. März 1887 (publiziert durch Extrabeilage III S. 34 zu dem Amtsblatt der Königlichen 

Stettin, Nr. 30 S. 206 | 8 
Regierung zu ! Köslin, „ 31 „ẽ 201 für 1887) geſtrichen. Vergl. dazu § 2 Abſ. 3 
| Stralfund, Nr. 30 ©. 143 
des Reglements über die dienftlichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten unter J. 8 S. 20, 
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Bei eintretender Meinungsverſchiedenheit gibt die Stimme des erſten 
Kurators den Ausſchlag. Außert ſich ſolche Differenz in Angelegenheiten, die 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedürfen, ſo muß jeder Kurator die 
Gründe ſeiner Anſicht vortragen. 

Das Kuratorium regelt die Verwaltung der ihm obliegenden Geſchäfte 
unter ſich, bei Vertretung des Waiſenhauſes Dritten gegenüber, bei Berichten 
an die Aufſichtsbehörde und in allen Kaſſenſachen müſſen jedoch beide 
Kuratoren mitwirken. Im Fall der vorübergehenden Verhinderung eines 
Kurators kann die Aufjichtsbehörde dem anderen Kurator die alleinige Wahr— 
nehmung der Geſchäfte übertragen. 

8 9. Das Kuratorium vertritt das Waiſenhaus nach außen Privat- 
perſonen und Behörden gegenüber ſelbſtändig, ſoweit nicht die Mitwirkung 
der Aufjichtsbehörde vorgeſchrieben iſt. Mit der gleichen Beſchränkung leitet 
es die Anſtalt im Innern, beſtimmt insbeſondere über Aufnahme und Ent— 
laſſung der Waiſenkinder, ſtellt die Beamten und das Dienſtperſonal an, übt 
die Disziplinargewalt über dieſelben aus und entläßt ſie, und verwaltet das 
Vermögen der Anſtalt nach beſtehenden oder noch ergehenden Vorſchriften. 

8 10. Die Verwaltung des Vermögens erfolgt auf Grund des immer 
für eine Periode von 5 Jahren aufzuſtellenden Etats und der dazu ergehen— 
den Anweiſung der Aufſichtsbehörde nach den für Mündelgelder geltenden 
Grundſätzen. Alle Einnahmen und Ausgaben ſind von dem Kuratorium 
ſpeziell anzuweiſen. 

Das Kuratorium revidiert das Inventarium bei Abnahme der Jahres— 
rechnung, dagegen die Kaſſe regelmäßig jeden erſten Monat des Quartals 
an demſelben Tage, an welchem die ſtädtiſchen oder ſonſtigen Kaſſen, welche 
der Rendant ebenfalls verwaltet, revidiert werden, und außerdem mindeſtens 
einmal im Jahre extraordinär. 

Dokumente und Wertpapiere ſind ſogleich nach ihrer Erwerbung in 
einem ſicheren Kaſten mit drei verſchiedenen Schlöſſern, zu denen jeder 
Kurator und der Rendant je einen Schlüſſel hat, zu verwahren, Inhaber— 
papiere auch vorher außer Kurs zu ſetzen. 

Die Jahresrechnung iſt ſpäteſtens drei Monate nach Schluß des Rech— 
nungsjahres der Aufſichtsbehörde zur Prüfung und Dechargierung einzureichen. 

8 11. Die Feſtſtellung des Etats und die Dechargierung der Jahres- 
rechnungen ſteht der Auffichtsbehörde zu. Außerdem iſt die Genehmigung 
derſelben erforderlich: 

1. zur Anſtellung und Entlaſſung des Rendanten, ſowie Feſtſetzung 
der Kaution desſelben; 

2. zur Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken, ſoweit die— 
ſelbe nicht im Zwangsverfahren erfolgt, ſowie zur Vermietung 
oder Verpachtung derſelben; 

3. zum Erwerb von Grundſtücken durch läſtigen Vertrag; 

4. zu Neubauten und baulichen Reparaturen, ſofern die Koſten der 

letzteren 300 / überſteigen; 

5. zur Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit es ſich nicht um Beitreibung 
etatsmäßiger Einkünfte oder Einziehung von ausgeliehenen 
Kapitalien handelt; 

. zur Abſchließung von Vergleichen; 

. zur Aufnahme von Anleihen und Ausleihung von Geldern; 

zur außerordentlichen Bewilligung von Penſionen, Remunerationen 

uſw. der Beamten und des Dienſtperſonals; 


8 SI 
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9. zur Annahme von Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen, 
ſoweit dieſelben an läſtige Bedingungen geknüpft ſind, ſowie zur 
Entſagung von Zuwendungen jeder Art; 

10. zu prinzipiell wichtigen Anderungen in der Verwaltung der 
Anſtalt und ihres Vermögens. 

Gegen ſämtliche Verfügungen des Kuratoriums findet die Beſchwerde 
an die Aufſichtsbehörde ſtatt. 

8 12. Die Angeſtellten und das Dienſtperſonal der Anſtalt werden 
ohne Penſionsberechtigung auf höchſtens halbjährliche Kündigung angeſtellt. 

Bei erheblichen Pflichtwidrigkeiten können ſie — vorbehaltlich der ohne 
aufſchiebende Wirkung ſtattfindenden Beſchwerde — ſofort entlaſſen werden. 

8 13. Der Rendant hat die Kaſſe zu verwalten, die Aufjicht über die 
geſamte Okonomie der Anſtalt zu führen und alle Bureaugejchäfte zu erledigen. 

Als Verwalter der Kaſſe iſt er für ein geordnetes Kaſſenweſen verant— 
wortlich. Er hat alſo insbeſondere über alle Einnahmen und Ausgaben fo 
Buch zu führen, daß daraus jederzeit der Stand der Kaſſe überſehen werden 
kann, Vereinnahmungen und Verausgabungen nur auf Grund gehöriger 
Anweiſung des Kuratoriums, letztere auch nur gegen kaſſenmäßige Quittung 
zu bewirken, wegen Beitreibung der reſtierenden Einnahmen und Belegung 
der Überſchüſſe rechtzeitig Anzeige zu machen, die Sicherheit der ausſtehenden 
Kapitalien zu überwachen, für ſichere Aufbewahrung der Dokumente, Wert— 
papiere uſw. und der Kaſſe zu ſorgen, zu den Kaſſenreviſionen die erforderlichen 
Abſchlüſſe zu fertigen, die gezogenen Erinnerungen zu erledigen und die 
Jahresrechnung ſpäteſtens zwei Monate nach Schluß des Rechnungsjahres 
dem Kuratorium einzureichen. 

Als Leiter der Okonomie hat der Nendant das Inventarium ordnungs— 
mäßig zu führen, dafür zu ſorgen, daß Baulichkeiten und Mobiliar einſchließ— 
lich der Bekleidungsgegenſtände gehörig inſtand gehalten werden, die Aus— 
führung von Bauten zu überwachen, die größeren Einkäufe zu beſorgen, die 
Vorräte unter Verſchluß zu halten und an die Waiſenmutter zum laufenden 
Gebrauch zu verausgaben und das Dienſtperſonal inbezug auf die Führung 
der Wirtſchaft zu beaufjichtigen — alles den Anordnungen des Kurato— 
riums gemäß. 

Als Bureaubeamter endlich hat der Rendant nach den Verfügungen 
des erſten Kurators die Expeditionen zu fertigen und alle Kanzlei- und 
Regiſtraturgeſchäfte zu erledigen, insbeſondere auch den Etat aufzuſtellen. 

14. Dem Hausvater, welcher möglichſt aus den Elementarlehrern 

der Stadt Stargard zu wählen iſt, liegt die ſpezielle Sorge für die Erziehung 
und Beaufſichtigung der Waiſenknaben ob. Er muß dieſelben bei der 
Anfertigung ihrer Schularbeiten kontrollieren, ihnen die erforderliche Nachhilfe 
gewähren, in jeder Weiſe überhaupt für das ſittliche, geiſtige und körperliche 
Wohl der Knaben ſorgen, auch in Gemeinſchaft mit der Waiſenmutter die 
Hausordnung aufrecht erhalten. 

§ 15. Die Waiſenmutter hat unter ſpezieller Aufjicht des Rendanten 
mit Hilfe eines von dem letzteren mit Genehmigung des Kuratoriums anzu- 
nehmenden Dienſtmädchens die geſamte Wirtſchaft der Anſtalt zu führen. 
Ihre 3 ſind insbeſondere folgende: 

Sie hat darauf zu halten, daß die Bekleidung ſowie die Betten 
der Knaben ſtets vollſtändig, heil und rein ſind. Das Nähen 
der Hemden, Stricken der Strümpfe, Flicken der Wäſche und 
Kleider und das Waſchen beſorgt ſie ſelbſt. 
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2. ſie hat für Ordnung und Reinlichkeit in und an den Gebäuden 
zu ſorgen und über die Vollſtändigkeit und Brauchbarkeit des 
beweglichen Inventars zu wachen; 

3. ſie hat die Heizung in dem ganzen Gebäude zu beſorgen; 

4. ſie iſt verantwortlich dafür, daß das Licht im Zimmer der Knaben 
rechtzeitig gelöſcht wird, daß dieſelben rechtzeitig zu Bett gehen 
und aufſtehen, daß überhaupt die Hausordnung nach den Be— 
ſtimmungen des Kuratoriums gewahrt wird; 

5. ſie hat die Speiſen nach der von dem Kuratorium feſtzuſetzenden 
Speiſeordnung zu bereiten, die Mundportionen einzuteilen und bei 
Tiſche perſönlich die Aufſicht zu führen; 

6. ſie hat die täglich für die Wirtſchaft erforderlichen kleineren Ein- 
käufe zu machen, darüber Buch zu führen und ihre Auslagen 
allmonatlich zur Erſtattung zu liquidieren. Es kann ihr auch zu 
dieſem Zweck ein entſprechender Vorſchuß gewährt werden; 

7. ſie hat den Waiſenknaben diejenige Wartung zu gewähren, deren 
ſie in geſunden und kranken Tagen bedürfen. 

S 16. Hausvater und Waiſenmutter müſſen beide unverheiratet und 
letztere eine ältere Perſon ſein. Doch kann auch ein älteres kinderloſes Ehe- 
paar zur Verwaltung beider Stellen angenommen werden. Beide müſſen in 
der Anſtalt wohnen. 

S 17. Der Waiſenhausdiener hat die in Angelegenheiten des Waijen- 
hauſes erforderlichen Botengänge für das Kuratorium und den Rendanten 
zu leiſten, die Waiſenknaben beaufſichtigend zum Baden und auf Spazier— 
gängen zu begleiten, bei größeren Einkäufen nach Anordnung des Rendanten 
der Waiſenmutter behilflich zu ſein und überhaupt alle ihm vom Kuratorium 
oder dem Rendanten aufgetragenen Geſchäfte, ſoweit dieſelben auf Stiftungs— 
zwecke Bezug haben, auszuführen. 

S 18. Die Auſſicht übt der Provinzialverband von Pommern aus 
durch ſeine Organe: 3 

den Provinziallandtag, 
den Provinzialausſchuß und 
den Landeshauptmann. 

Der Provinziallandtag ſtellt den Etat feſt und dechargiert die Jahres— 
rechnung. Seine Genehmigung iſt ferner erforderlich zu Etatsüberſchreitungen 
und im Falle des 8 11 Nr. 10. 

Der Entſcheidung des Provinzialausſchuſſes unterliegen die Fälle des 
S 11 Nr. 1, 2, 3 und 8, ſowie in dringenden Fällen die vorläufige Geneh- 
migung von Etatsüberſchreitungen. 

Alle übrigen Funktionen der Aufſichtsbehörde werden von dem Landes— 
hauptmann ausgeübt. N 

Beſchloſſen von dem 2. bzw. 13. Provinziallandtage am 30. November 1876 
bzw. 17. März 1887, genehmigt in ſeiner jetzigen Faſſung von dem Herrn 
Miniſter des Innern unterm 19. Juni 1887.) 

Veröffentlicht durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu 


Stettin, Nr. 14 Nr. 30 
Köslin, „ 15 f für 1877 bezw. „ 31 f für 1887. 
Stralſund, „ 15 5 0 


) Die Genehmigung wurde erſt durch den in Note 3 erwähnten Beſchluß er— 
forderlich. 
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c) Reglement für die Verwaltung der vereinigten Hoſpitäler St. Spiritus 
und St. Georg zu Treptow a. Toll.!) 


(2. P. L. S. 19, 127; 5. P. L. S. 31; 13. P. L. S. 30.) 


Auf Grund der 88 7°) und 25 des Geſetzes vom 8. Juli 1875, be- 
treffend die Ausführung der SS 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 
wegen der Dotation der Provinzial⸗ und Kreisverbände, wird für die Ver— 
waltung der vereinigten Hoſpitäler St. Spiritus und St. Georg zu Treptow 
a. d. Toll. folgendes Reglement erlaſſen: & 

$ 1. Die vereinigten Hoſpitäler St. Spiritus und St. Georg zu 
Treptow a. d. Toll., welche juriſtiſche Perſönlichkeit haben und unter der 
Aufjicht der Provinzialverwaltung von Pommern ſtehen, haben die Beſtimmung, 
betagten hilfsbedürftigen Einwohnern der Stadt Treptow a. d. Toll. nach 
Maßgabe der Ss 3 flgde. zur Verſorgung zu dienen. Außerdem find aus 
ihren Einnahmen die ihnen obſervanzmäßig obliegenden Ausgaben ($ 2) zu 
beſtreiten. 

Ergeben ſich Überſchüſſe, nachdem dem Hauptzweck (Abſ. 1) in ange— 
meſſener Weiſe Genüge geſchehen iſt, auch die obſervanzmäßigen Ausgaben 
geleiſtet ſind, ſo können dieſelben zur Förderung von Wohltätigkeitsanſtalten 
und zu Zuſchüſſen für die Armenpflege und das Schulweſen in Treptow 
a. d. Toll., insbeſondere das Armenſchulweſen, verwendet werden. 

8 2. Zu den im $ 1 erwähnten obſervanzmäßigen Ausgaben gehören 


- insbejondere Beiträge: 


1. zu den Gehältern und Penſionen der Geijtlichen, Kirchenbeamten 
und der Witwen derſelben, 
2. zu den Bau-, Gerichts- und Portokoſten und den von Alters 
her in den Tit. „Insgemein“ aufgenommenen Ausgaben der 
St. Petrikirche zu Treptow a. d. Toll. 
§ 3. Zur Teilnahme an den Wohltaten der Hoſpitäler ſind nur 
betagte hilfsbedürftige und würdige Einwohner beiderlei Geſchlechts von 
Treptow a. d. Toll. berechtigt, und zwar an erſter Stelle Bürger und Beamte 
der Stadt, ſowie die Witwen und Angehörigen derſelben. Bei beſonderer 
Würdigkeit und Bedürftigkeit können jedoch auch andere Perſonen berick- 
ſichtigt werden. 
Unter mehreren Berechtigten erfolgt die Auswahl nach Alter, Würdigkeit 
und Bedürftigkeit. 
8 4. Die Wohltaten der Hoſpitäler beſtehen in der Gewährung von 
Hoſpitalpröben, Außenpröben und einmaligen Unterſtützungen. 
§ 5. Die Hoſpitalpröben, zu welchen Perſonen unter 60 Jahren nur 
in dringenden Fällen zugelaſſen werden ſollen, beſtehen in lebenslänglicher 
freier Wohnung im Hoſpitalgebäude und beſtimmten monatlichen Hebungen 
und ſonſtigen Nutzungen. Sie werden nur Ehepaaren und Witwen — und 
zwar gegen Erlegung eines 144 % für das Ehepaar, 72 N für die Witwe 
betragenden Einkaufsgeldes verliehen. 


3 Wegen der Geſchichte der Hoſpitäler und ſonſtiger Details ſiehe 2. Verw.-Ber. S. 26. 
) In dem 751 eit. iſt infolge eines Verſehens an Stelle des Hoſpitals St. Spiritus 
das Gertruder Hoſpital genannt. Den Anträgen auf Herbeiführung einer authentiſchen 
Deklaration des Geſetzes iſt bisher keine Folge gegeben. Siehe 2. Verw. Ber. S. 20 
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Anzahl und Umfang der einzelnen Pröben werden durch den Etat 
feſtgeſetzt.“ 

S 6. Stirbt von einem Ehepaar die Frau, jo verbleibt der Mann im 
Genuß der vollen Pröbe. Stirbt der Mann, ſo genießt die Frau nur eine 
Witwenpröbe. Der Reit der Pröbe des Ehepaares wird einem neu auf⸗ 
genommenen Ehepaare überwieſen, welches erſt dann in den Genuß der 
vollen Pröbe gelangt, wenn die Witwe in eine erledigte Witwenpröbe einrückt. 

§ 7. Die Pröbner find verpflichtet, die Hausordnung zu beobachten, 
welche ihnen bei der Aufnahme durch Vorleſen bekannt zu machen und in 
einem Exemplar auszuhändigen iſt. 

Erhebliche Verſtöße gegen dieſelbe können mit Entziehung der Pröbe 
beſtraft werden. 

$ 8. Bei der Aufnahme müſſen die Pröbner der Befugnis entſagen, 
über das von ihnen in das Hoſpital ſogleich oder ſpäter etwa eingebrachte 
Vermögen ohne Genehmigung des Proviſorats unter Lebenden zu disponieren. 

§ 9. An dem Nachlaß der Pröbner ſteht dem Hoſpital auf Grund 
SS 50 flade. II. 19. A. L. R. ein Erbrecht zu, welches von dem Proviſorat 
($ 13 flgde.) auf die im § 59 flgde. a. a. O. feſtgeſetzte Weiſe zu wahren iſt. 
Es ſoll jedoch denjenigen Perſonen, welche abgeſehen hiervon durch das Geſetz 
als Erben berufen ſein würden, ein drittel des Nachlajjes überlaſſen werden, 
wenn ſie die Beerdigungskoſten tragen, ſoweit dieſelben nicht durch Sterbe— 
kaſſengelder gedeckt werden. 

§ 10. Die Außenpröben beſtehen in dem lebenslänglichen Bezug einer 
monatlichen Hebung von 1 % 50 3 bis zu 6 . In beſonderen Fällen 
kann auch über letzteren Betrag hinausgegangen werden. 5 

In Sterbefällen findet der S 67 A. L. R. Il. 19 Anwendung. 

§ 11. Die einmaligen Unterſtützungen ſollen in der Regel in der Höhe 
von 3—15 / gewährt werden. 

Für die Außenpröben und einmaligen Unterſtützungen iſt je eine 
beſtimmte Summe im Etat auszuwerfen. 

S 12. Außer dem Falle des $ 7 Abſ. 2 kann eine Entziehung der 
Pröben und Außenpröben nur dann erfolgen, wenn die Bedingungen der 
Verleihung nicht mehr vorliegen oder wenn die Pröbner unbefugt über ihr 
Vermögen disponieren (§ 8). 

0 Eine Rückzahlung des für die Pröbe errichteten Einkaufsgeldes findet 
nicht ſtatt. 

§ 13. Die Verwaltung der vereinigten Hoſpitäler wird unter Kontrolle 
der Aufſichtsbehörde (§S 25) von dem Proviſorat der milden Stiftungen geleitet, 
welchem zu dieſem Zweck der Rendant und der Hoſpitaldiener unterſtellt ſind. 

Die Mitglieder des Proviſorats und der Rendant ſind mittelbare Staats⸗ 
beamte, und es finden auf ſie die allgemein für dieſe geltenden disziplinar⸗ 
geſetzichen Beſtimmung Anwendungen. ($ 80 ll. 19 A. L. R.) — —5) 


) 3. 3. 8 Ehepaare A 252 % und 16 Witwen A 144% jährlich lt. Etat für 
1. Januar 1910/1916, 8 

) Hier ſind die Worte: „Provinzialbeamte ſind ſie ſo wenig wie der Hoſpitaldiener 
und etwa ſonſtige Angeſtellte der Hoſpitäler“ durch Beſchluß des 13. Provinziallandtages 
vom 17. März 1887 (publiziert durch Extrabeilage III S. 33 zu dem Amtsblatt der 

. | 5 — Nr. = ©. — | 
Königl. Regierung zu öslin, irre 5 de 1887) geſtrichen. Vgl. dazu 8 2, 

Sie | Stralſund,, 30 „ 143 Fan en 
Abſ. 3 5 Reglements über die dienſtlichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten unter 
1. 8 S. 20. 
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§ 14. Das Proviſorat beſteht aus: 

1. dem jedesmaligen erſten Prediger der St. Petri-Kirche zu Treptow 

a. Toll. als Vorſitzenden, 

2. dem jedesmaligen zweiten Prediger daſelbſt als ſtellvertretenden 

Vorſitzenden, 
. dem Adminiſtrator, 
Keinem Mitglied des Magiſtrats und 
einem Mitglied der Stadtgemeinde. 

Der Adminiſtrator wird auf Vorſchlag des Proviſorats von der Auf- 
ſichtsbehörde ernannt. 

Die Witglieder zu 4 und 5 werden von dem Magiſtrat und reſp. von 
der Stadtverordnetenverſammlung gewählt. Die Wahl der Stadtverordneten— 
verſammlung bedarf jedoch der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde (8 25). 

Die Stelle des Adminiſtrators kann dem Magiſtratsmitgliede über— 
tragen werden. 

Die Mitglieder des Proviſorats haben keinen Anteil an den Einkaufs- 
geldern (8 5) und an den Nachläſſen (8 9). ? 

§ 15. Die Tätigkeit des Proviſorats iſt eine kollegialiſche, ſoweit nicht 
dem Adminiſtrator im S 21 beſondere Befugniſſe beigelegt ſind. 

Die Sitzungen finden auf Berufung des Vorſitzenden ſtatt, welche erfolgen 
muß, wenn die Hälfte der Mitglieder oder der Adminiſtrator dieſelbe unter 
Angabe des Zwecks verlangt. 

§ 16, An den Beratungen muß mindeſtens die Hälfte der Mitglieder 
teilnehmen. Sind Mitglieder perſönlich bei dem Gegenſtande beteiligt, ſo 
ſind ſie von der Teilnahme an der Beratung ausgeſchloſſen. 

a Wird die Mehrzahl der Mitglieder auf dieſe Weiſe ausgeſchloſſen, ſo 
iſt in dieſem Falle zwar auch die Minderzahl als beſchlußfähig anzuſehen, 
deren Beſchlüſſe bedürfen aber der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Gleichheit 
der Stimmen entſcheidet der Vorſitzende, bei Wahlen das Los. 

b Die Beſchlüſſe ſind zu verzeichnen und von dem Vorſitzenden und 
mindeſtens einem Mitgliede zu unterſchreiben. 

8 17. Zu jeder die Hoſpitäler verpflichtenden ſchriftlichen Willens- 
erklärung bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Vertreters 
und mindeſtens zweier Mitglieder unter Beidrückung des Proviſoratsſiegels. 

Berichte an die Auſſichtsbehörde, ſowie die für die Kaſſe beſtimmten 
Anweiſungen ſind mindeſtens von dem Vorſitzenden oder deſſen Vertreter 
und dem Adminiſtrator zu vollziehen. 

$ 18. Das Proviſorat vertritt die Hoſpitäler nach außen Privat⸗ 
perſonen und Behörden gegenüber ſelbſtändig, ſoweit nicht die Mitwirkung 
der Aufſichtsbehörde vorgeſchrieben iſt. Mit der gleichen Beſchränkung leitet 
es die Hoſpitäler im Innern, verleiht insbeſondere die Pröben, Außenpröben 
und einmaligen Unterſtützungen, wählt die Angeſtellten und entläßt fie und ver- 
waltet das Vermögen nach den beſtehenden oder noch ergehenden Vorſchriften. 

§ 19. Die Verwaltung des Vermögens erfolgt auf Grund des — 
— — Etats und der dazu ergehenden Anweiſungen der Auſſichtsbehörde 
nach den für Mündelgüter geltenden Grundſätzen. 


= 


a 5) Durch Beſchluß des 5. Provinzial⸗Landtages vom 12. März 1880 (nicht publiziert) 
ſind hier die Worte: „immer für eine eriode von 5 Jahren aufzuſtellenden“ geſtrichen. 
Die Etatsperiode iſt zur Zeit eine ſechsjährige. 
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Stiftungsangelegenheiten. 


Alle durch den Etat nicht ſpeziell vorgeſehenen Einnahmen und Aus— 
gaben ſind von dem Proviſorat anzuweiſen. 

Der Vorſitzende des Proviſorats oder ſein Vertreter revidiert das 
Inventarium bei Abnahme der Jahresrechnung, dagegen die Kaſſe unter 
Zuziehung des Adminiſtrators regelmäßig jeden Monat an dem Tage, an 
welchem die ſtädtiſchen oder die ſonſt etwa von dem Rendanten verwalteten 
Kaſſen revidiert werden, und außerdem mindeſtens einmal im Jahre 
extraordinär. 


Dokumente und Wertpapiere ſind ſogleich nach ihrer Erwerbung in 
einem ſicheren Kaſten oder Geldſchrank mit drei verſchiedenen Schlöſſern, zu 
denen je ein Schlüſſel in Händen des Vorſitzenden, des Adminiſtrators und 
. iſt, aufzubewahren, Inhaberpapiere auch vorher außer Kurs 
zu ſetzen. 


Die Jahresrechnung iſt ſpäteſtens vier Monate nach Schluß des Rech— 
nungsjahres der Aufſichtsbehörde zur Prüfung und Dechargierung einzureichen. 


§ 20. Die Feſtſtellung des Etats und die Dechargierung der Jahres- 
rechnung ſteht der Aufſichtsbehörde zu. Außerdem iſt die Genehmigung 
derſelben erforderlich: 

1. zur Anſtellung und Entlaſſung des Rendanten, ſowie zur Feſt— 
ſetzung der Kaution desſelben, 

2. zur Feſtſtellung des Gehaltes des Rendanten und des Hofpital- 
dieners, imgleichen zur Feſtſtellung der den Proviſoratsmitgliedern 
zuzubilligenden Remuneration, endlich zu außerordentlichen Be— 
willigungen von Gratifikationen und Remunerationen an die 
vorgenannten Perſonen, 

3. zur Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken, ſoweit die⸗ 
ſelbe nicht im Zwangsverfahren erfolgt, ſowie zur Vermietung 
und Verpachtung derſelben, 

4. zum Erwerb von Grundſtücken durch läſtigen Vertrag, 

5. zu Neubauten und baulichen Reparaturen, ſofern die Koſten der 
letzteren 300 / überſteigen, 

6. zur Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit es ſich nicht um Beitreibung 
etatsmäßiger Einkünfte oder Einziehung von ausgeliehenen 5 
Kapitalien handelt, 

7. zur Abſchließung von Vergleichen, 

8. zur Annahme von Anleihen und Ausleihung von Geldern, zur 
Aufgabe und Einſchränkung der für ausgeliehene Gelder beſtellten 
Sicherheit, ſzwie zur Bewilligung von Löſchungen in den Grund— 
büchern, 

9. zur Beſtreitung der im 8 1 Abſ. 2 vorgeſehenen Ausgaben, 

10. zur Annahme von Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen, 
ſoweit dieſelben an läſtige Bedingungen geknüpft ſind, ſowie zur 
Entſagung von Zuwendungen jeder Art, 

11. zu prinzipiell wichtigen Anderungen in der Verwaltung der 
Hoſpitäler und ihres Vermögens. 

Gegen ſämtliche Verfügungen des Proviſorats findet die Beſchwerde 
an die Aufſichtsbehörde ſtatt. 


§ 21. Der Adminijtrator hat die geſamte Okonomie der Hoſpitäler zu 
leiten und ſämtliche Bureaugeſchäfte zu erledigen. 
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Dringend notwendige Reparaturen bis zu dem Koſtenbetrage von 30% 
kann er ſelbſtändig — vorbehaltlich nachträglicher Genehmigung des Proviſorats 
— an den Gebäuden ausführen laſſen. 

§ 22. Der Rendant, welcher nur nebenamtlich fungiert, und der 
Hoſpitaldiener werden auf höchſtens halbjährliche Kündigung angeſtellt. Bei 
erheblichen Pflichtwidrigkeiten können ſie — vorbehaltlich der ohne auf- 
ſchiebende Wirkung ſtattfindenden Beſchwerde — von dem Proviſorate ſofort 
entlaſſen werden. 

§ 23. Der Rendant darf nur Kaſſenbeſtände von höchſtens 1000 % 
unter ſeinem alleinigen Verſchluß halten. Größere Beſtände müſſen unter 
den Mitverſchluß des Vorſitzenden des Proviſorats und des Adminiſtrators 
gelegt werden. 

Im Übrigen werden ſeine, ſowie auch des Adminiſtrators und des 
Hoſpitaldieners Pflichten durch die ihnen, ſoweit erforderlich, zu erteilenden 
Dienſtinſtruktionen geregelt. N 

§ 24. Weder die Mitglieder des Proviſorats noch die Angeſtellten 
der Hoſpitäler ſind penſionsberechtigt, doch kann ihnen aus beſonderen 
Gründen durch Beſchluß des Provinziallandtages eine Penſion aus Hoſpital— 
mitteln bewilligt werden. 

en Die Auffiht übt der Provinzialverband von Pommern durch 
ſeine Organe, und zwar: 

1. durch den Provinziallandtag: 
a) bei Feſtſtellung des Etats (8 20), 
b) bei Dechargierung der Rechnung ($ 20), 
c) bei wichtigen Anderungen in der Verwaltung ($ 20"); 
2. durch den Provinzialausſchuß: 
a) bei der Ernennung des Adminiſtrators (8 14), 
b) bei der Beſtätigung des von der Stadtverordnetenverſammlung 
gewählten Proviſoratsmitgliedes ($ 14), x 
c) bei unvermeidlichen Etatsüberſchreitungen, 
d) in den Fällen des $ 20 Nr. 1, 2, 3, 4 und 9; 
3. durch den Landeshauptmann in allen nicht vorſtehend unter 1 
und 2 ausgehobenen Fällen. 

Beſchloſſen von dem 2., 5. und 13. Provinziallandtage am 6. Dezember 

1876, 12. 3. 1880 und 17. 3. 1887, genehmigt in ſeiner jetzigen Faſſung von 
6 


= 


dem Herrn Miniſter des Innern unterm 19. Juni 1887.90 
Publiziert durch die Extrabeilage zu dem Amtsblatt der Kgl. 


Stettin, Nr. 14 Nr. 30 
Regierung zu Köslin, „ 15 für 1877 bezw. „ 31 für 1887. 
Stralſund, „ 15 „ 30 


) Die Genehmigung wurde erſt durch den in Note 4 erwähnten Beſchluß erforderlich. 
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